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EDITORIAL/108: Brexit von unten (SB)





Wochendruckausgabe 108 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
20.10.2018
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Brexit von unten

Mit einem Referendum am 23. Juni 2016 hat eine wenn auch knappe
Mehrheit der britischen Bevölkerung den Austritt Großbritanniens aus
der europäischen Union beschlossen. Nach etwas mehr als 40 Jahren
Mitgliedschaft befürworteten 51,9 Prozent der Wähler und Wählerinnen
den Bruch mit der europäischen Union und nur 48,1 Prozent stellten
sich gegen den sogenannten Brexit.

Die wachsende Bevormundung in wichtigen Fragen des Rechts, der
Außenpolitik wie der freie Zugang europäischer Bürger zum englischen
Arbeitsmarkt und zu seinem Sozial- und Versorgungssystem und nicht
zuletzt die Tatsache, darüber hinaus noch einer der großen Nettozahler
der EU zum bloßen Nutznieß vieler anderer zu sein, bilden einige der
Gründe ab, auf welche die Austrittsbefürworter stetig verweisen.

Die Gegenposition, welche umfassende und gewinnbringende Vorteile für
die Wirtschaft anführte, die allein schon den Verbleib in der EU
rechtfertige, ebenso wie die europaweite Gewährleistung angestammter
Arbeits- und Sozialrechte und nicht zu vergessen die EU-gestützte
größere weltpolitische Geltung und Bedeutung ist in dieser Diskussion
nicht weniger heftig und wortgewaltig vertreten. Selbst eine kurze
Reflexion dieses indessen laut gewordenen Austritts- und nationalen
Selbstbefreiungsansinnens Großbritanniens und die Wahrnehmung manch
einer gequetschten nationalen Stunkdisposition eigenstaatlicher
Aufgeblasenheit, verbunden mit einer verhaltenen oder deutlichen
EU-Austrittsdrohung, weist zum gegenwärtigen Zeitpunkt den Reform- und
Korrekturbedarf einer Konstruktion aus, welche bis heute die EU
genannt wird.

Auf eine vollständige Auflösung allerdings der europäischen
Kernstruktur wird sich auch nicht hoffen lassen, da die konservativ
und reaktionär vorherrschenden Interessen geschichtlich viel tiefer
verwurzelt und im wesentlichen national verankert sind. So etwas liefe
sonst möglicherweise auch gefährlich auf den Exit und das heißt die
Infragestellung sämtlicher unterwerfungs- und ausbeutungsorientierter
Systeme und ihrer Voraussetzungen hinaus.

Ihre Schattenblick-Redaktion


19. Oktober 2018
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ATOM/179: Halbwertzeit - Täuschungen und Ausflüchte ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

11 maart-beweging (Belgien)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Aachener Aktionsbündnis gegen Atomenergie

AntiAtom Bonn

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Gronau / Ravels (Belgien) / Bonn, 23. Oktober 2018

Urananreicherer Urenco zeigt keine Einsicht:

Atomkraftwerke Tihange und Doel werden weiter beliefert

Atomkraftgegner: Gesetzlicher Exportstopp jetzt unausweichlich

"NRW-Ministerpräsident Laschet und Bundesumweltministerium müssen
handeln"



Der internationale Urananreicherer Urenco wird weiterhin die belgischen
Atomkraftwerke Tihange und Doel mit angereichertem Uran von seinen
Standorten Gronau/Westfalen und Almelo/NL für die Brennelementefertigung
beliefern. Dies teilte ein Unternehmenssprecher am Wochenende in zwei
Antwort-Mails an einen belgischen Atomkraftgegner sowie das Umweltinstitut
München mit. In beiden Schreiben heißt es gleichlautend: "URENCO hat
langjährige Verträge mit unseren belgischen Kunden, und in dieser Hinsicht
erfüllen wir weiterhin unsere Verpflichtungen."

Erst Anfang Oktober hatte der Chef von Urenco Deutschland, Joachim Ohnemus,
in Gronau gegenüber Bundestagsabgeordneten der Linken und von Bündnis
90/Die Grünen bekundet, dass Urenco in Zukunft auf Uranlieferungen von
Gronau nach Belgien "intern" verzichten wolle. Gründe für den jetzigen
Rückzieher nannte Urenco nicht.

"Wir sind natürlich sehr enttäuscht und empört, dass Urenco auch weiterhin
die gefährlichen Atomkraftwerke in Tihange und Doel mit angereichertem Uran
aus Gronau und Almelo beliefern will. Offensichtlich will Urenco nicht
verstehen, wie gefährlich diese Reaktoren wirklich sind - Profitinteressen
sind hier anscheinend wichtiger als die Sicherheit der Bevölkerung," so
Marc Alexander von der 11 maart-beweging aus dem belgischen Ravels, ca. 50
km östlich von Doel.

Ministerpräsident Laschet stellt sich bei Bundesratsinitiative für
Exportstopp quer

In diesem Zusammenhang kritisieren die Anti-Atomkraft-Initiativen und der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) auch
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet, der zwar gerne die Stilllegung von
Tihange und Doel sowie einen Exportstopp für Kernbrennstoffe aus
Deutschland dorthin fordert. Doch nun lehnte er just eine
Bundesratsinitiative von Baden-Württemberg ab, die genau einen solchen
Exportstopp erreichen will. Auch hat Laschet bislang seine
CDU-Parteifreunde in Berlin nicht von einem Exportstopp und Ausstieg aus
der Urananreicherung und der Brennelementefertigung überzeugen können oder
wollen.

"Es zeigt sich, wie wichtig und unerlässlich gesetzliche Beschränkungen für
die Uran-Exporte sind. Wenn es nach dem Willen des Gronauer
Urananreicherers Urenco und des Lingener Brennelementeherstellers Framatome
geht, wird sich gar nichts ändern. Wir fordern deshalb von
NRW-Ministerpräsident Armin Laschet sowie vom Bundesumweltministerium und
vom Bundeswirtschaftsministerium einen sofortigen Exportstopp für
angereichertes Uran und Brennelemente. Außerdem muss nach der 
Experten-Anhörung im Bundestag am letzten Mittwoch die Stilllegung der beiden
Atomanlagen zügig angegangen werden," so Matthias Eickhoff vom
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.




Weitere Informationen:

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

www.antiatombonn.de

https://bbu-online.de

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KOHLEALARM/505: Klimakampf und Kohlefront - viele kleine Fronten ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 25.10.2018 - 13.40 Uhr

Ende Gelände errichtet Protest-Camp in Stepprath für 4.000
Aktivist*innen ++ Öffentliches Aktionstraining am 26. Oktober um 11.30
Uhr



Stepprath - Das Bündnis Ende Gelände hat damit begonnen in Stepprath,
Stockheimer Landstraße 171 ("Neuer Hof"), ein Protest-Camp zu errichten. In
dem Camp werden ab heute mehrere tausend Aktivist*innen für die diesjährige
Ende Gelände-Aktion erwartet. Das Camp bietet Platz für ca. 4.000 Menschen
und wird auf einer privaten Fläche errichtet.

"Wir haben wochenlang über einen Camp-Ort verhandelt. Die Polizei schützt
die Zerstörung von Landschaften und Klima durch den Kohlekonzern RWE und
legt gleichzeitig unserem legitimen Protest für Klimaschutz massiv Steine
in den Weg. Wir bauen jetzt ein Camp, um den Aktivist*innen einen
geschützten Ausgangsort für die Ende Gelände Aktion zu bieten", so Karolina
Drzewo, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Das ursprünglich geplante Camp, das Ende Gelände gestern Abend auf einem
verlassenen Sportplatz in Manheim errichtete, wurde in der Nacht von der
Polizei und RWE-Mitarbeitern geräumt. Dabei hat die Polizei ein Zirkuszelt
sowie weitere Großzelte beschlagnahmt. RWE hat derweil damit begonnen, alle
ebenen Flächen in Manheim mit Gräben zu durchfurchen, um das Zelten dort
unmöglich zu machen. Parallel wurde heute mit der Räumung von besetzten
Häusern in Manheim begonnen.

"Während die Polizei eskaliert und RWE in einer irrwitzigen Aktion ganz
Manheim zerstört, bauen wir einen schönen und sinnvollen Ort auf - ein Ort
für Klimaschutz und globale Klimagerechtigkeit", so Karolina Drzewo.

Das Bündnis Ende Gelände wird am Wochenende Kohle-Infrastruktur rund um den
Tagebau Hambach blockieren und damit für Klimagerechtigkeit und den
sofortigen Kohleausstieg eintreten.



Ende Gelände erhält Unterstützung von Umweltverbänden: Am Samstag, den
26.10.2018 ab 9 Uhr rufen Campact, 350.org und das Umweltinstitut München
zu der Demonstration "Ende Gelände für die Kohle" in Buir auf. Außerdem
unterzeichneten 19 Organisationen, darunter der BUND und Oxfam Deutschland
eine Solidaritätserklärung mit Ende Gelände:

https://www.ende-gelaende.org/de/freundinnen/#Solidarit%C3%A4tserkl%C3%A4rung

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/504: Klimakampf und Kohlefront - säumen, räumen, träumen ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 25.10.2018 - 9.53 Uhr

Protest-Camp in Kerpen-Manheim in der Nacht geräumt ++ "Massive
Eskalation von Seiten der Polizei"



Kerpen-Buir 25.10.2018 - Das Protest-Camp in Manheim, in dem ab heute
mehrere Tausend Ende Gelände Aktivist*innen unterkommen sollten, ist in der
Nacht von der Polizei geräumt worden. Über 100 Menschen setzten sich vor
die Zelte, um die Räumungsarbeiten zu verhindern und mussten darum ihre
Personalien abgeben. Auch RWE-Kräfte beteiligten sich an den
Räumungsarbeiten.

Die Organisator*innen hatten gestern begonnen, auf einem Sportplatz Zelte
aufzubauen, ohne eine Genehmigung für diese Fläche zu haben. Dieser
Entscheidung gingen wochenlange intensive Verhandlungen um einen geeigneten
Camp-Ort voraus. Die Polizei hatte Ende Gelände zuletzt eine Fläche bei
Jülich zugewiesen, die die Veranstalter*innen wegen der großen Entfernung
vom Tagebau Hambach für ungeeignet halten.

Karolina Drzewo, Pressesprecherin von Ende Gelände, wertet die Räumung als
weiteren schweren Eingriff in die Versammlungsfreiheit nach dem Verbot der
Großdemonstration am 6.10.

"Diese nächtliche Räumung ist eine massive Eskalation von Seiten der
Polizei", sagt Karolina Drzewo, "RWE und die Landesregierung wollen unseren
legitimen Protest gegen die klimaschädliche Braunkohle verhindern. Wer die
Rede von Armin Laschet auf der Demo der IG BCE gehört hat, den wundert das
nicht: Laschet ist ein verbohrter Kohle-Lobbyist. Mit dieser
Landesregierung wird es keinen Fortschritt in Richtung Klimaschutz geben."

Tausende Menschen sind zur Zeit auf dem Weg ins Rheinischen
Braunkohlerevier. Sie alle sind entschlossen, die Kohle-Infrastruktur rund
um den Tagebau Hambach zu blockieren und damit für Klimagerechtigkeit und
einen sofortigen Kohleausstieg einzutreten.

"Wir hätten gerne ein Camp gehabt, das geordnet und strukturiert ablaufen
kann", sagt Karolina Drzewo weiter. "Das hat die Polizei nun verhindert.
Aber wir lassen uns nicht aufhalten, wir werden zelten."

"Letztes Jahr während des Klimagipfels in Bonn haben wir hier am Tagebau
Hambach gemeinsam mit Menschen aus den pazifischen Inseln protestiert",
sagt Selma Richter, Pressesprecherin von Ende Gelände. "Wenn wir den
Braunkohle-Abbau nicht stoppen, verlieren sie ihre Kultur und ihre
Lebensgrundlagen - wie Millionen von anderen Menschen auch. Solange ihre
Stimmen in der Kohlekommission nicht gehört werden, wird dieses Gremium
kein brauchbares Ergebnis hervorbringen."

 * 

Ende Gelände - Pressemitteilung vom 24.10.2018 - 16.50 Uhr

Tausende Menschen auf dem Weg zu Protest-Camp in Kerpen-Manheim -
Veranstalter halten Ablehnungsgrund für Fläche in Niederzier vorgeschoben -
Ablauf Aktionswochenende 



Kerpen-Buir - Mit der Abfahrt des Sonderzugs in Prag beginnt morgen die
diesjährige Ende Gelände Aktion (25.-29.10.) Der ausgebuchte Zug fährt über
Prag, Berlin, Dresden, Leipzig und Hannover und bringt über tausend
Aktivist*innen ins Rheinische Braunkohlerevier. Weitere tausend Menschen
sind in Bussen zu einem Protest-Camp in Kerpen-Manheim unterwegs, das
gerade aufgebaut wird; eine vierstellige Zahl von Aktiven wird individuell
anreisen. Sie alle sind entschlossen, die Kohle-Infrastruktur rund um den
Tagebau Hambach blockieren und damit für Klimagerechtigkeit und den
sofortigen Kohleausstieg einzutreten.

"Es könnte die größte Massenaktion zivilen Ungehorsams werden, die das
Rheinischen Braunkohlerevier je gesehen hat", sagte Karolina Drzewo,
Pressesprecherin von Ende Gelände. "Wenn die Regierung die historisch
einmalige Chance verpatzt, die globale Erwärmung zu stoppen, müssen wir
selbst Geschichte machen."

Die Veranstalter*innen hatten keine polizeiliche Genehmigung für eine
Fläche in Niederzier bekommen, auf der sie das Camp errichten wollten. Das
Verwaltungsgericht Aachen bekräftigte gestern Nachmittag den
Ablehnungsbescheid der Polizei und führt Naturschutzgründe für die
Entscheidung an.

Karolina Drzewo, Pressesprecherin von Ende Gelände, hält diese
Argumentation für vorgeschoben. "Naturschutz ist uns wichtig. Allerdings
ist es absurd, dass uns aus ökologischen Gründen verboten wird, auf einer
Wiese zu zelten, während RWE nebendran ganz legal die Landschaft
abbaggert."

Bereits im letzten November war ein Ende-Gelände Camp aus anderen Gründen
untersagt worden.



Ende Gelände erhält Unterstützung von Umweltverbänden: Am Samstag, den
26.10.2018 ab 9 Uhr rufen Campact, 350.org und das Umweltinstitut München
zu der Demonstration "Ende Gelände für die Kohle" in Buir auf. Außerdem
unterzeichneten 19 Organisationen, darunter der BUND und Oxfam Deutschland
eine Solidaritätserklärung mit Ende Gelände: 
https://www.ende-gelaende.org/de/freundinnen/#Solidarit%C3%A4tserkl%C3%A4rung

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/503: Klimakampf und Kohlefront - Freispruch ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 24.10.2018

Freispruch nach Klima-Protest in der Lausitz +++ Ende Gelände gewinnt
Gerichtsprozess in Cottbus +++ Klimaschutz ist kein Verbrechen



Cottbus, 24.10.2018. Ein Aktivist von Ende Gelände ist heute [24.10.2018]
vom Amtsgericht Cottbus freigesprochen worden. Die Staatsanwaltschaft hatte
dem 47-jährigen Gärtner Hausfriedensbruch vorgeworfen im Zusammenhang mit
den Protesten für Klimagerechtigkeit im Mai 2016. Der Richter sah es nicht
als erwiesen an, dass das Gebiet des Schienennetzes rund um das Kraftwerk
Schwarze Pumpe umfriedet war. Damit sei der Tatbestand des
Hausfriedensbruchs nicht erfüllt. Mit der gleichen Urteilsbegründung waren
in der Vergangenheit auch Aktivist*innen im Rheinland freigesprochen
worden.

"Bei der Braunkohle-Verstromung werden die Belange der Bevölkerung nicht
ernst genommen. Um diese umwelt- und menschenfeindliche Politik zu ändern,
ist Handeln von unten notwendig", so der Aktivist.

"Unser Protest für Klimagerechtigkeit ist legitim und notwendig. Mit
unseren Aktionen zivilen Ungehorsams stellen wir die Gesetze in Frage, die
Wirtschaftsinteressen von Kohle-Konzernen schützen und damit unser Klima
verheizen. Der Freispruch heute macht uns allen Mut, weiter für
Klimagerechtigkeit zu kämpfen", sagt Lara Eckstein, Pressesprecherin von
Ende Gelände.

Mehr als 4000 Aktivist*innen von Ende Gelände hatten im Frühjahr 2016 die
Bagger und Schienen der Braunkohle-Tagebaue für 48 Stunden blockiert und so
die Drosselung des Kraftwerks Schwarze Pumpe herbeigeführt. Sie setzten
sich für einen sozial und ökologisch gerechten Ausstieg aus der Braunkohle.

Ab Donnerstag, 25.10.2018 beginnt die nächste Aktion zivilen Ungehorsams im
Rheinischen Braunkohlerevier. Zusammen mit tausenden Aktivist*innen aus
ganz Europa wird Ende Gelände die Braunkohle-Infrastruktur rund um den
Tagebau Hambach blockieren und damit den sofortigen Kohleausstieg einleiten
als Sofortmaßnahme für Klimagerechtigkeit weltweit.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/502: Klimakampf und Kohlefront - Naturschutz und Arbeit, ein Volk ... (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - 24. Oktober 2018

Kohleausstieg: Arbeit und Umwelt endlich zusammenführen

NaturFreunde fordern mindestens 12 Milliarden Euro jährlich für regionales
und sektorales Strukturprogramm



Berlin, 24. Oktober 2018 - Anlässlich der immer intensiver geführten
Debatte um den Kohleausstieg erklären Michael Müller, Bundesvorsitzender
der NaturFreunde Deutschlands und früherer Staatssekretär im
Bundesumweltministerium, sowie Leo Gehlen, Vorsitzender der NaturFreunde
Nordrhein-Westfalen:

Der Konflikt um den Kohleausstieg spitzt sich immer unausweichlicher zu,
ist dabei aber alles andere als neu. Die hohe Klimaschädlichkeit der
Braunkohle ist spätestens seit den Untersuchungen des Deutschen Bundestages
Ende der 1980er-Jahre über den lebenswichtigen Schutz der Erdatmosphäre
bekannt. Dass kein gezielter Strukturwandel in den Braunkohlerevieren
eingeleitet wurde, ist ein eklatantes Versagen.

Es darf nicht sein, dass die Interessen der Beschäftigten gegen die
Menschheitsaufgabe Klimaschutz ausgespielt werden. Arbeit und Umwelt müssen
zusammengeführt werden, das ist die Aufgabe der verantwortlichen Akteure in
Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Es gibt auch kein besseres
Infrastrukturprogramm mit hohen Beschäftigungseffekten als die ökologische
Modernisierung. Sie macht zudem die Infrastruktur in Deutschland
zukunftsfest. Fest steht jedoch: Viel Zeit wurde bereits verloren.

Sowohl in der aktuellen Koalitionsvereinbarung als auch im Entwurf für eine
Jamaika-Koalition ist nichts zu lesen von einem ausreichend dimensionierten
Programm für die Modernisierung der Infrastruktur sowie vom Willen für
einen gezielten Strukturwandel in den Regionen. Dabei sprachen die
Koalitionäre selbst von einer "freien Spitze" von rund 45 Milliarden Euro.

Mit anderen Worten: Fast 30 Jahre wurde ein bekanntes Problem ignoriert und
verdrängt. Wenn jetzt von der NRW-Landesregierung gefordert wird, sie
bräuchte mehr Zeit, ist das eine Verdrehung der Tatsachen. Tatsächlich
müssen sich die Beteiligten in Politik und Wirtschaft die Frage gefallen
lassen, warum sie das Notwendige immer wieder hinausgeschoben haben -
zulasten des Klimas, der Beschäftigten und der Region.

Klimaschutz ist keine Willkür. Es geht um die Anerkennung von
Naturgesetzen, die sonst künftige Generationen in aller Härte belasten
werden. Die Erderwärmung zu stoppen ist eine Frage von Solidarität,
Gerechtigkeit und Verantwortung. Sonst bauen sich negative Synergismen auf,
deren Folgen jenseits unserer Vorstellungskraft liegen.

Genauso richtig ist es, das Menschenrecht auf Arbeit und soziale Sicherheit
zu beachten. Deshalb dürfen die beiden Fragen - soziale und ökologische
Sicherheit - nicht gegeneinander ausgespielt werden. Sie müssen auf Basis
der ökologischen Notwendigkeiten miteinander verbunden werden.

Die NaturFreunde fordern eine regionale und sektorale Strukturpolitik von
Bund und Ländern unter Einbeziehung der Metropolstädte der Regionen wie
Köln und Aachen, Dresden und Cottbus, Magdeburg und Halle. Das Programm
muss mit mindestens zwölf Milliarden Euro jährlich ausgestattet werden und
die hohe Qualifikation der Beschäftigten vor Ort nutzen und darauf
aufbauen. Es muss jetzt Schluss sein mit den Ausreden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 24.10.2018

Herausgeber: NaturFreunde Deutschlands

Der politische Freizeitverband

Bundesgeschäftsstelle

Warschauer Str. 58a, 10243 Berlin

Telefon: 030/29 77 32 65, Fax: 030/29 77 32 80

E-Mail: presse@naturfreunde.de

Internet: www.naturfreunde.de
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KOHLEALARM/501: Klimakampf und Kohlefront - direkte Ansprache .. (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 24. Oktober 2018

Strukturwandel im Braunkohlerevier: 

Regenerative Energien bieten Chancen für die Zukunft



(Bonn, Düsseldorf, 24.10.2018) Anlässlich des heutigen Besuchs (24.10.18)
von NRW-Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) sowie der Kohlekommission in
Bergheim, im Bereich des Braunkohletagebaus Hambach, bekräftigt der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) seine Forderung nach dem
Ausstieg aus der Braunkohle. An die Landesregierung von Nordrhein-Westfalen
sowie an die Bundesregierung richtet der BBU aus Klimaschutzgründen die
Forderung nach einem Sofortausstieg aus der Kohleverstromung und nach der
Einstellung jeglichen Braunkohleabbaus in der Bundesrepublik Deutschland
und anderswo.

Udo Buchholz vom BBU-Vorstand betont, dass "die Zukunft den regenerativen
Energiequellen und nicht den umweltfeindlichen Energieformen gehört. Auch
mit Blick auf den nötigen Strukturwandel bieten die regenerativen Energien
Chancen für die Zukunft, die nicht verschenkt werden dürfen."

Erneut solidarisiert sich der BBU auch mit dem Widerstand vor Ort gegen die
noch immer drohende Rodung des Hambacher Forstes. Der BBU weist auf die
weiterhin anhaltenden Proteste hin. So wird auch am 27. Oktober 2018 wieder
eine große Demonstration beim Hambacher Forst stattfinden. Sie steht unter
dem Motto "Ende Gelände für die Kohle". In einem Aufruf zur Teilnahme an
der Demonstration heißt es: "In Berlin verhandelt die Kohle-Kommission bis
Jahresende, ob und wie schnell Deutschland aus dem Klimakiller Nummer
1 aussteigt - der Braunkohle. Gemeinsam müssen wir jetzt dafür sorgen, dass
die Schlote nicht mehr rauchen, der Hambacher Wald auf Dauer erhalten
bleibt und kein weiteres Dorf mehr abgebaggert wird."

Die Demonstration beginnt am Samstag (27.10.2018) um 10.30 Uhr am S-Bahnhof
Buir, um 11 Uhr beginnt die Kundgebung bei Buir.


Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat seinen
Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und engagierte
Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken. Der
BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen die
gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für umweltfreundliche
Energiequellen.



Vollständiger Demonstrationsaufruf, Hinweise zur Anreise am 27.10.2018
sowie Informationen über weitere Klimaschutzaktionen:

https://www.kohle-soli-demo.de/wp-content/uploads/2018/10/Aufruf-Ende-Gelaende-Solidemo-2018.pdf

https://www.kohle-soli-demo.de

https://www.ende-gelaende.org/de

https://hambacherforst.org

https://www.buirerfuerbuir.de/index.php

https://www.robinwood.de

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KOHLEALARM/500: Klimakampf und Kohlefront - Etiketten ... (Klima-Allianz)


Klima-Allianz Deutschland - Pressemitteilung vom 23. Oktober 2018

Promis für den Kohleausstieg: Der Wald ist erst der Anfang



Mehr als sechzig Personen des öffentlichen Lebens setzen sich gemeinsam für
einen baldigen Kohleausstieg ein. Bei einer Aktion der Klima-Allianz
Deutschland übernahmen die Prominenten, darunter bekannte Gesichter aus
Film, Fernsehen, Musik und Kultur, Baumpatenschaften im Hambacher Wald.
Internationale Unterstützung kam von 37 Preisträgern des Right Livelihood
Awards, besser bekannt als Alternativer Nobelpreis. Einen Tag, bevor die
Kohlekommission im Rheinischen Revier tagt, wurden ihre Portraits an den
Bäumen im Hambacher Wald aufgehängt. Ziel der Aktion sei, den Hambacher
Wald und die durch Tagebaue bedrohten Dörfer langfristig zu erhalten sowie
einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten.

Der Schauspieler Benno Fürmann setzt mit der Baumpatenschaft ein Zeichen
für den Klimaschutz: "Deutschland muss beim Klimaschutz endlich wieder
vorankommen. Der Klimawandel stellt bereits jetzt eine große Belastung dar -
 insbesondere für die ärmsten Menschen im globalen Süden. Die Politik ist
es den Menschen hier und weltweit schuldig, die Gefahr ernst zu nehmen und
endlich zu handeln."

Mit der Aktion machten die Prominenten darauf aufmerksam, dass der
vorläufige Rodungsstopp im Hambacher Wald keinesfalls das Ende der
Auseinandersetzung bedeutet. Der Wald müsse nun dauerhaft unter Schutz
gestellt werden. Kohlekommission und Bundesregierung sollen nach ihrer
Ansicht sehr bald eine Entscheidung für den Kohleausstieg treffen.

Für Monika Hauser, Ärztin und Gründerin der Organisation medica mondiale,
geht es auch um die Menschen vor Ort: "Der Wald ist erst der Anfang.
Zahlreiche Dörfer rund um die deutschen Tagebaue sollen noch zerstört
werden, wenn es nach den Energiekonzernen geht. Tausende Menschen werden
gezwungen, für Tagebaue ihr Zuhause aufzugeben, über Jahrhunderte
gewachsene Dorfgemeinschaften werden zerstört. Für die Bewohnerinnen und
Bewohner sind diese Umsiedlungen sehr belastend, auch psychisch. Man fragt
sich schon, warum das alles noch sein muss, jetzt wo der Kohleausstieg
kommt." Hauser gewann 2008 den Right Livelihood-Award für ihren Einsatz
zugunsten traumatisierter Mädchen und Frauen in Kriegsgebieten.

Der Musikkabarettist Bodo Wartke möchte, dass der Wald dauerhaft erhalten
bleibt und hat sogar ein Lied dazu geschrieben. "Als ich im Sommer vor Ort
war und mit den Aktivistinnen und Aktivisten gesprochen habe, war mir
sofort klar: Dieser Wald ist ein Wald mit Symbolgehalt. Hier geht es nicht
allein um Bäume, es geht ums große Ganze", so Wartke.

Die Prominenten zeigten sich besorgt darüber, dass noch weitere Wälder und
wertvolle Natur in Deutschland von Braunkohletagebauen bedroht sind.
Tausende Menschen sollen nach den Plänen der Energiekonzerne noch ihr
Zuhause verlieren. Eine Zwangsumsiedlung ist für die Menschen ein tiefer
Eingriff in ihre Grundrechte und ihre Lebensplanung. Angesichts des
geplanten Kohleausstiegs ist dies nach Ansicht der Prominenten und der
Klima-Allianz Deutschland nicht mehr zu rechtfertigen. Wenn Deutschland
seine Klimaziele ernst nehme, müssen die Tagebaue deutlich verkleinert
werden. Viele Dörfer, fruchtbare Ackerböden und Natur können dann erhalten
bleiben.

Auch an die verbleibenden Arbeitnehmer müsse gedacht werden, indem man den
Kohleausstieg sozialverträglich gestalte. Die Bundesregierung solle
strukturschwache Regionen dabei unterstützen neue Zukunftsperspektiven
aufzubauen, sind sich die Prominenten einig.

Die Aktion wurde unterstützt von 350.org, Greenpeace, Germanwatch, Green
City, Europe Beyond Coal, NABU, Right Livelihood Award Foundation, WWF und
Yeşil Çember.


Diese Persönlichkeiten haben eine Baumpatenschaft im Hambacher
Wald übernommen:

 1. Abdelkarim, Kabarettist und Comedian

 2. Andreas Hoppe, Schauspieler

 3. Barbara Meier, Fotomodell und Schauspielerin

 4. Benno Fürmann, Schauspieler

 5. Björn Moschinski, veganer Koch und Tierrechtsaktivist

 6. Bodo Wartke, Musikkabarettist und Liedermacher

 7. Cassandra Steen, Pop- und R&B-Sängerin

 8. Christian Höppner, Cellist und Dirigent

 9. Dirk Steffens, Naturfilmer und Wissenschaftsjournalist

10. Doris Dörrie, Regisseurin

11. Enie van de Meiklokjes, Fernsehmoderatorin

12. Fatih Çevikkollu, Kabarettist und Schauspieler

13. Fiddler's Green, Folk-Rock-Band

14. Horst Wackerbarth, Fotokünstler

15. Idil Üner, Schauspielerin und Regisseurin

16. Johannes Strate und die Band Revolverheld, Pop-Rock-Band

17. Karsten Schwanke, Meteorologe und Fernsehmoderator

18. Larrikins, Rock-Band

19. Moritz Neumeier, Kabarettist

20. Ólafur Elíasson, Künstler und Gründer von Little Sun

21. Sarah Wiener, Fernsehköchin

22. Sebastian Pufpaff, Kabarettist

23. Torsten Sträter, Autor und Kabarettist

24. Urban Priol, Kabarettist

25. Wilfried Schmickler, Kabarettist

Alternative Nobelpreisträger*innen (Jahr der Verleihung in
Klammern)

26. Alyn Ware, Friedensaktivist (2009)

27. Angie Zelter, Friedensaktivistin, Trident Ploughshares (2001)

28. Annelies Allain, International Baby Food Action Network (1998)

29. Anwar Fazal, Verbraucherschützer (1982)

30. Bill McKibben, Umweltaktivist (2014)

31. Birgit Hansson, Friedensaktivistin (2002) 

32. David Suzuki, Wissenschaftsjournalist und Umweltaktivist (2009)

33. Dipal Barua, Grameen Shakti (2007)

34. Dr. Juan E. Garcés, Jurist (1999) 

35. Erik Dammann, Autor "The Future in our Hands" (1982)

36. Fernando Rendón, Internationales Poesiefestival Medellín (2006)

37. Henk Hobbelink, GRAIN (2011)

38. Hunter Lovins, Juristin, Politikwissenschaftlerin und Soziologin
(1983)

39. Jacqueline Moudeina, Anwältin (2011)

40. John F. Charlewood Turner (1988)

41. Johan Galtung, Friedensforscher (1987)

42. Juan Pablo Orrego, Ökologe (1998)

43. Kasha J. Nabagesera, Menschenrechtsaktivistin (2015)

44. Manfred Max-Neef, Ökonom (1983)

45. Martin Almada, Menschenrechtsaktivist (2002)

46. Martin Green, Umweltaktivist (2002)

47. Martín von Hildebrand, Consolidation of the Amazon Region (1999)

48. Maude Barlow, Aktivistin (2005)

49. Monika Hauser, Ärztin, Gründerin von "medica mondiale" (2008)

50. Nnimmo Bassey, Umweltschützer (2010)

51. P K Ravindran, Kerala Sastra Sahithya Parishat (1996)

52. Pat Mooney, Autor (1985)

53. Paul Walker, Politikwissenschaftler und Aktivist gegen Chemiewaffen
(2013)

54. Raul Montenegro, Biologe (2004)

55. Ruchama Marton, Physicians for Human Rights (2010)

56. Shrikrishna Upadhyay Sappros, Entwicklungshelfer (2010) 

57. Sima Samar, Ärztin und Politikerin (2012)

58. Stephan Corry, Survival International (1989)

59. Swami Agnivesh, Politiker und Sozialaktivist (2004)

60. Tapio Mattlar, Finnish Village Action Movement (1992)

61. Tony Clarke, Bürgerrechtler (2005)

62. Tony Rinaudo, Agrarökonom (2018)

63. Wes Jackson, Biologe (2000)


Die Klima-Allianz Deutschland ist das breite gesellschaftliche
Bündnis für den Klimaschutz. Mit ihren 123 Mitgliedsorganisationen aus den
Bereichen Umwelt, Kirche, Entwicklung, Bildung, Kultur, Jugend,
Verbraucherschutz, Gesundheit und Gewerkschaften setzt sie sich für eine
ambitionierte Klimapolitik und eine erfolgreiche Energiewende auf lokaler,
nationaler, europäischer und internationaler Ebene ein. Ihre
Mitgliedsorganisationen repräsentieren zusammen rund 25 Millionen Menschen.

 * 

Quelle:

Klima-Allianz Deutschland

Invalidenstraße 35, 10115 Berlin

Telefon: +49 (0)30 7808995-15

E-Mail: presse@klima-allianz.de

Internet: www.klima-allianz.de
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KOHLEALARM/499: Klimakampf und Kohlefront - Baustellennöte ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 23.10.2018

Ende Gelände beginnt mit Campaufbau ++ Noch keine gerichtliche
Entscheidung zum Ort des Protestcamps ++ Tausende zu Kohle-Blockaden
erwartet



Kerpen-Buir - Das Aktionsbündnis Ende Gelände begann
heute mit dem Aufbau eines Protestcamps, für das im Lauf der Woche
mehrere Tausend Teilnehmende erwartet werden. Bis zum heutigen Mittag
lag dabei noch keine Entscheidung des Verwaltungsgerichts Aachen über
den Camport vor, da es noch auf eine Stellungnahme der Polizei warten
muss. Für den Aufbau des Camps hatten die Organisator*innen ursprünglich
über eine Woche Zeit eingeplant und mussten nun aus logistischen Gründen
auch ohne Gerichtsentscheid mit dem Aufbau beginnen.

"Wir lassen uns die Hinhaltetaktik der Polizei nicht länger gefallen.
Tausende Menschen werden zu unserer Aktion anreisen, die brauchen ein
Camp. Wir haben daher heute damit angefangen, die notwendige
Infrastruktur aufzubauen.", sagt Karolina Drzewo, Pressesprecherin von
Ende Gelände. Die Organisator*innen errichteten erste sanitäre Anlagen,
große Versammlungszelte und mobile Küchen. Die Anlieferung des Materials
war seit Monaten geplant und konnte nicht verschoben werden. Aus
taktischen Gründen kann das Bündnis heute noch keine Angaben zum genauen
Camport machen.

tausende Menschen irgendwo ihre Zelte aufschlagen. Seit Wochen
verhandeln wir mit der Polizei. Wir bedauern, dass sie auf unsere
Vorschläge nicht im Geringsten eingegangen ist und freuen uns darauf, im
Nachhinein vor Gericht Recht zu bekommen.", so Karolina Drzewo.

Die Polizei Aachen verfügte vergangene Woche, dass das Camp circa 30
Kilometer vom Hambacher Forst entfernt in Jülich-Mersch stattfinden
solle. Die abgelegene Schotterfläche ist für das Camp von Ende Gelände
völlig ungeeignet. Sie ist mit Warnschildern "Hochspannung -
Lebensgefahr" umzäunt und nicht mit öffentlichen Verkehrsmitteln
erreichbar. Nach dem sogenannten Brokdorf-Urteil des
Bundesverfassungsgerichts muss eine Versammlung in der Nähe ihres
politischen Bezugpunktes stattfinden können. Daher argumentiert Ende
Gelände vor Gericht für Flächen in Niederzier, nahe des Hambacher Forsts.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/498: Klimakampf und Kohlefront - gespaltene Zungen ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 23. Oktober 2018

Besuch der Kohle-Kommission im Revier am Mittwoch



Am kommenden Mittwoch, 24.10.2018 ist die Kohlekommission zu Besuch um
Rheinland. Sie werden sich in Bergheim treffen.

Viele von euch hatten sich Gedanken gemacht, was an diesem Tag
vielleicht sinnvoll ist zu tun oder wo mensch hingehen kann.

Hier für euch zwei Anknüpfungspunkte:

Die Linksjugend Solid NRW ruft dazu auf, bei der IGBCE-Demo
mitzumachen. Das Motto ist: "Ohne gute Arbeit kein gutes Klima: Wir
sind laut für unsere Jobs." Diese Demo wird ebenfalls in Bergheim
stattfinden. Infos findet ihr sicher bei der Linksjugend Solid NRW.

Außerdem mobilisiert Campact zu einer Kundgebung - auch in Bergheim.
Diese startet um 09:30 Uhr - genauer Ort wird noch bekannt gegeben.
Hier findet ihr den gesamten Aufruf von Campact:

"Am Mittwoch trifft sich die Kohlekommission am Tatort: dem größten
Loch von NRW. Hier im rheinischen Braunkohlerevier entstehen so hohe
CO2-Emissionen wie an kaum einem anderen Ort in Europa. Grund genug
für einen schnellen Kohleausstieg. Doch die Bergbaugesellschaft IGBCE
will das verhindern. Sie nutzt das Treffen, um für das Weiterlaufen
der Kohlekraftwerke zu demonstrieren.

Aber das Rheinland ist mehr als nur Kohleindustrie. Das machen wir der
Kommission am Mittwoch klar! Wenn sie am Tatort eintrifft, begrüßen
wir sie mit einer riesigen Erdkugel und den Worten: "Auf einem toten
Planeten gibt es keine Jobs." Uns ist klar: Die Gewerkschafter der
IGBCE brauchen eine Perspektive und wir haben Verständnis für ihre
Sorgen. Doch die Klimakrise geht uns alle an, auch die Kohlekumpel,
ihre Kinder und Enkel.

Zeigen Sie der Kommission, dass die Menschen in der Region für echten
Klimaschutz und einen schnellen Kohleausstieg einstehen. Bitte seien
Sie am Mittwoch, den 24. Oktober um 9.30 Uhr in Bergheim dabei."

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/497: Klimakampf und Kohlefront - ehrlich währt am längsten ... (kommunikatz)


kommunikatz - Pressemitteilung vom 22. Oktober 2018

Braunkohleausstieg jetzt umsetzen und endlich sozial verträglich
gestalten 



Am 24.10.18 besucht die Kohlekommission der Bundesregierung das
Rheinische Braunkohlerevier. Anlässlich dieses wichtigen Ortstermins
werden auch Stimmen aus der lokalen Protestbewegung laut. "Menschen und
ihre Schicksale dürfen nicht weiter gegeneinander ausgespielt werden",
so ein Vertreter des breiten Bündnisses aus Privatpersonen, Klima- und
Umweltschutzgruppen, das in den letzten Wochen in Aachen immer wieder zu
Demonstrationen aufgerufen hat.

"Mitarbeiter*innen, Anwohner*innen und Aktivist*innen müssen endlich in
den Dialog treten und sich gemeinsam gegen die Strukturen stellen, die
seit Jahrzehnten versuchen, sie zu Feinden zu machen". Rheinbraun/RWE
hatte, so der Bündnisvertreter, erschreckend lange freie Hand,
rücksichts- und respektlos mit Menschen und ihren Lebensentwürfen
umzugehen. "Berufskarrieren, Existenzen, Heimat - all das war und ist
noch immer der Gewinnmaximierung untergeordnet und im Weg". Mit diesem
menschen- und lebensfeindlichen Verhalten des Stromriesen müsse endlich
Schluss sein.

Durch die Hartnäckigkeit und Kreativität junger Menschen und den
anknüpfenden, breiten Protest der Bevölkerung gerät der gewissenlose
Großkonzern aktuell mehr und mehr in die Defensive. Das Bündnis stellt
daher die Frage, ob es seitens des Unternehmens nicht angemessen sei,
die Menschen endlich zusammen zu bringen und mit demütigen Maßnahmen der
Welt mitzuteilen:

"Ja, wir als Konzern haben verstanden. Im Angesicht des
gesellschaftlichen Schadens, den wir über Jahrzehnte in unserer Region
angerichtet haben, sind wir nun bereit, endlich über Strukturwandel,
neue Arbeitsplätze und -felder UND über Umweltschutz zu reden. Es gibt
Lösungen, die all diese Bereiche umfassen und alle Menschen einbeziehen.
Wir sind bereit, der Landschaft endlich den nötigen Respekt zu zollen
statt stur jede Tonne Braunkohle dem Boden zu entreißen!"

Es ist an der Zeit für RWE, ihren Kurs zu überdenken und neu
auszurichten. Die viel beschworene "Versorgungssicherheit" durch die
Kohleverstromung konnte nicht einmal vor Gericht ausreichend
nachgewiesen werden. Mit Erneuerbaren Energien, Speichertechnik und
dezentraler Energieversorgung kann diese Versorgungssicherheit besser
und deutlich nachhaltiger erreicht werden.

Das Protestbündnis fordert daher nicht nur einen sofortigen Beginn des
Ausstiegs aus einer rückwärtsgewandten Energietechnik und den Ausbau
Erneuerbarer Energien inklusive politischer Anreize für Forschung, Bau
und Investitionen in Neuanlagen. Vor allem fordert das Bündnis den
Konzern RWE unmissverständlich auf, endlich die Obhutspflicht für seine
Mitarbeiter*innen ernst zu nehmen und sofort und umfänglich sozial
verträgliche Lösungen für die gesamte Region anzubieten. "Die Zeit ist
reif: There are no jobs on a dead planet!" (Es gibt keine Arbeitsplätze
auf einem toten Planeten), schließt der Bündnisvertreter mit dem Zitat
eines Protestbanners.

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

http://kommunikatz.wordpress.com
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KOHLEALARM/496: Klimakampf und Kohlefront - alternativ und nachhaltig ... (Initiative Buirer für Buir)


Koordinierungskreis Strukturwandel - Pressemitteilung vom 22.10.2018

Strukturwandelkonzept



Buir - Im Sommer hat die Bundesregierung die Kommission "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung" einberufen, die Vorschläge für einen
Ausstieg aus der Kohleverstromung und den begleitenden Strukturwandel in
den deutschen Braunkohlerevieren erarbeiten soll. Daraufhin hat sich in
unserer Region, gefördert durch die Stiftung Umwelt und Entwicklung
Nordrhein-Westfalen, ein Arbeitskreis aus Mitgliedern
zivilgesellschaftlicher Organisationen und engagierten Einzelpersonen
zusammengefunden, um Ideen für einen Strukturwandel im Rheinischen Revier
zu koordinieren.

Zu diesem Arbeitsprozess, der noch nicht vollständig abgeschlossen ist,
liegt nun unter dem Titel "Lebensraum Rheinisches Revier - gutes Leben und
gute Arbeit" ein erstes Ergebnis vor. Darin wird ein visionärer Ansatz für
die menschenwürdige, ökologische und zukunftsfähige Gestaltung des
notwendigen Strukturwandels skizziert.

Grundlage ist dabei die Idee einer nachhaltigen Entwicklung, in der sich
das Handeln der gesellschaftlichen Akteure - Staat, Zivilgesellschaft,
Ökonomie - an der Einhaltung sozialer Mindestanforderungen und planetarer
Obergrenzen orientiert. Dabei sind Ressourcenknappheit einerseits und die
Übereinkünfte des Pariser Klimaschutzabkommens andererseits zu beachten. In
der Konsequenz stellt sich die Frage, welches Wachstum wir uns leisten
können.

Das Konzept basiert auf einer Vernetzung wesentlicher Lebensbereiche und
wird anhand von acht Leitlinien beschrieben. Diese behandeln die
Themenfelder Energiewirtschaft, Industrieregion, Naturraum, städtische
Räume, Mobilität, Bildung, Bürgerbeteiligung sowie Finanzierung/Förderung.
Zu diesen Leitlinien werden Vorschläge unterbreitet. Auf diese Weise ist
ein positives Leitbild für das Rheinische Revier entstanden, in dem die
Beteiligten darstellen, wie sie sich die Zukunft der Region vorstellen, und
das auch auf andere Regionen übertragbar ist.

Durch die Umsetzung des Konzepts kann das Rheinische Revier zu einer
Pilotregion für die Entwicklung zukunftsfähiger Arbeits-, Wohn- und
Lebensverhältnisse werden.



Präsentation zum Strukturwandelkonzept:

https://www.buirerfuerbuir.de/index.php/aktuelles/279-strukturwandelkonzept

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/495: Klimakampf und Kohlefront - Gegenaufklärung ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - Pressemitteilung vom 21. Oktober 2018

No jobs on a dead planet - Kohlebagger besetzt in Hambach



In den frühen Morgenstunden des Sonntags, dem 21.10.2018 wurde erneut
ein Bagger in der Kohlegrube Hambach von einer Gruppe Aktivist_innen
besetzt und somit blockiert. Die Aktivist_innen erklommen friedlich
den Schaufelradbagger und befestigten Transparente mit den Sprüchen
"No jobs on a dead planet", "Die falschen trifft es oft, nicht mit
Kumpel* wollen wir Zoff" und einer gemalten Erdkugel und einem
herzförmigen Anarchiezeichen.

Die Aktivist_innen wollen darauf aufmerksam machen, dass mit dem
vorläufigen Rodungsstop nicht das Ende der zerstörerischen
Kohlegewinnung einhergeht. Weiterhin wird Natur zerstört, Dörfer
abgerissen, Menschen zwangsumgesiedelt und für kommende Generationen
ganze Landstriche verwüstet.

Während immer wieder angebliche Sachzwänge vorgeschoben werden, wird
die Kohlegewinnung ausschließlich aus Profitinteressen fortgeführt.
Kohle zur Energiegewinnung ist, wenn Mensch Langzeitkosten ignoriert,
lukrativ - aber nicht energietechnisch notwendig, der Klima
schädlichste Energieträger und hat schlicht keine Zukunft.

Der ständige Stellenrückbau ist schon jahrelang von RWE geplant und
hängt nicht mit der Besetzung zusammen. Im Gegenteil schaffen die
Aktionen und der Widerstand im Hambacher Forst Arbeitsplätze im
Sicherheitsbereich. Langfristige Arbeitsplätze im Braunkohleabbau zu
erhalten ist nicht möglich, stattdessen brauchen wir klimafreundliche
Alternativen oder sollten eine solidarische, rücksichtsvolle,
hierarchiefreie Gesellschaft anstreben. Dieser Gegenentwurf zu den
vorherrschenden Dogmen der Profitmaximierung des ausufernden
Kontrollanspruchs wird seit Jahren im Hambacher Forst gelebt, aber
gewaltvoll von Staat und Konzern bekämpft.

Doch die Rechnung geht nicht auf - mit jeder Räumung ist der
Widerstand gewachsen und Entwürfe eines solidarischen Miteinanders
wurden erdacht und erprobt. Es liegt in unser aller Verantwortung,
selber mit anzupacken, ob Baggerbesetzung, Baumhaus oder Abspülen auf
dem Camp - gemeinsam können wir etwas erreichen!

-#hambigehtweiter

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 21. Oktober 2018

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/494: Klimakampf und Kohlefront - Schaukelspiele ... (Kampagne "Ende Gelände")


Ende Gelände - Pressemitteilung vom 20.10.2018

Keine Einigung zu Ort des Ende Gelände Protestcamps ++ Klage gegen
Polizeibescheid geplant ++ Tausende auf dem Weg ins Rheinland zu
Kohle-Blockaden



Kerpen-Buir. Das Bündnis Ende Gelände plant für nächste Woche ein
Protestcamp mit mehreren tausend Teilnehmenden im Rheinischen
Braunkohlerevier. Mit einem breiten Bildungs- und Kulturangebot
demonstriert das Bündnis für einen sofortigen Kohleausstieg und den
dauerhaften Erhalt des Hambacher Forsts. Darüber hinaus sind Blockaden von
Kohleinfrastruktur und Demonstrationszüge geplant.

Bei der Frage der Campfläche gibt es nach wie vor keine Einigung zwischen
Organisatoren und Polizei. Ende Gelände hatte Flächen der Rurwiesen in
Huchem-Stammeln angemeldet, alternativ dazu Flächen in Ellen als geeignet
angesehen. Die Polizei lehnte diese Vorschläge gestern plötzlich nach
wochenlangen Verhandlungen und verfügte, dass das Camp stattdessen nördlich
von Jülich, circa 30 Kilometer vom Hambacher Forst entfernt, stattfinden
solle.

Ende Gelände hält die abgelegene Fläche für völlig ungeeignet. Dem Ort
einer Demonstration kommt laut Brokdorf-Urteil des
Bundesverfasssungsgerichts eine hohe symbolische Bedeutung zu. Protest
gegen die klimaschädliche Kohle müsse daher in der Nähe des Abbaugebiets
stattfinden können, so Ende Gelände. "Wir werden gegen den Bescheid der
Polizei klagen und unsere Grundrechte durchsetzen", so Karolina Drzewo,
Pressesprecherin von Ende Gelände. Auch das polizeiliche Verbot der
Großdemonstration am 06. Oktober wurde vom Verwaltungsgericht Aachen
gekippt.

"Seit einem halben Jahr suchen wir Flächen. RWE gehört hier fast alles Land
und sie üben enormen Druck auf Landwirte aus, ihre Flächen nicht zur
Verfügung zu stellen. Auch die Polizei will unsere Demonstrationen
behindern. Protest muss dort möglich sein, wo Zerstörung stattfindet, auch
wenn das der RWE missfällt", sagt Selma Richter von Ende Gelände.

"Wir brauchen schnellstmöglich eine Entscheidung, mit der wir das Camp
aufbauen können. Denn eins ist klar: Tausende Menschen werden nächste Woche
auf die ein oder andere Weise gegen die Kohle campen, definitiv", so
Richter.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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LESUNG/4172: Berlin - Zaza Burchuladze, »Der aufblasbare Engel«, 26.11.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für November 2018

Mo 26.11., 19:30 Uhr


Zaza Burchuladze »Der aufblasbare Engel«


Buchvorstellung


Zaza Burchuladze im Gespräch mit Irine Beridze und

übersetzt von Zaza Rusadze


7 EUR / erm. 4 EUR



»Herr, die Not ist groß! Die ich rief, die Geister, werd ich nun
nicht los«. Und da dem jungen georgischen Paar Nino und Niko Gorosia
nach ihrer Geisterbeschwörung von Georges I. Gurdjieff, dem großen
Esoteriker und Scharlatan des 20. Jahrhunderts, kein Meister zur
Hilfe eilt und ihr Gast auch keine Anstalten macht, wieder zu
verschwinden, lassen sich die beiden auf seine betrügerischen
Schwindeleien ein. »Der aufblasbare Engel« erzählt vom Glauben,
Aberglauben und der Aufstiegshoffnung im Georgien der Nullerjahre.
Erst kürzlich erhielt Zaza Burchuladze gemeinsam mit seiner
Übersetzerin Natia Mikeladse-Bachsoliani den »Brücke Berlin«
Literatur- und Übersetzerpreis für »Touristenfrühstück« (2017).
Irine Beridze, Ostslawistin und Verfasserin von »Read Ost«, einem
Blog für mittel- und osteuropäische Literatur und Kultur, wird mit
Burchuladze über seinen neuen Roman und sein Leben im Berliner Exil
sprechen.

Zaza Rusadze übersetzt und liest die deutsche Übersetzung.

Zaza Burchuladze »Der aufblasbare Engel« Blumenbar, 2018

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für November 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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LESUNG/4171: Berlin - Moische Kulbak, Gespräch und Lesung über den jiddischen Autor, 09.11.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für November 2018

Do 8.11., 19:30 Uhr


Moische Kulbak


Buchvorstellung


Efrat Gal-Ed und Hanns Zischler in Lesung und Gespräch

über den jiddischen Autor


7 EUR / erm. 4 EUR



Moische Kulbak, geboren 1896 im Russischen Kaiserreich und 1937 im
Rahmen stalinistischer Säuberungsaktionen ermordet, war einer der
bedeutendsten sowjetisch-jiddischen Schriftsteller. »Montog. Eyn
kleyner roman« (1926) erzählt von den Revolutionen 1917, »Die
Selmenianer« zeichnet anekdotenreich und humorvoll den Verfall eines
Familienclans in Weißrussland nach und im »Messias vom Stamme Efraim«
müht sich der Müller Reb Benje redlich um die Erlösung. Über den
großen jiddischen Lyriker, Romancier und Revolutionär
unterhalten sich die Autorin und Literaturwissenschaftlerin
Efrat Gal-Ed und der Berliner Schauspieler und Publizist
Hanns Zischler.

Lesung in deutscher und jiddischer Sprache

Moische Kulbak

»Die Selmenianer« Die Andere Bibliothek, 2017

»Childe Harold aus Disna« edition.fotoTapeta, 2017

»Montag. Ein kleiner Roman« edition.fotoTapeta, 2017

»Der Messias vom Stamme Efraim« Wagenbach, 2018

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für November 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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LESUNG/4170: Berlin - Weiter Schreiben, »Das Herz verlässt keinen Ort, an dem es hängt«, 07.11.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für November 2018

Mi 7.11., 19:30 Uhr

»Das Herz verlässt keinen Ort, an dem es hängt«
Buchpremiere

Weiter Schreiben - Literarische Begegnungen mit Autorinnen und
Autoren aus Krisengebieten

7 EUR / erm. 4 EUR



Lesung mit Galal Alahmadi, Ramy Al-Asheq, Omar Al-Jaffal, Ali
Alkurdi, Abdullah Alqasser, Lina Atfah, Rasha Habbal, Fady Jomar,
Noor Kanj, Ahmad Katlesh, Mariam Meetra, Widad Nabi und Osman Yousufi

Syrische Songs aus Berlin von Musiqana

Moderiert von Dima Albitar Kalaji, Lina Muzur und Annika Reich

Die Anthologie »Weiter Schreiben« versammelt Lyrik, Prosa und
persönliche Essays von geflüchteten Schriftsteller*innen aus dem
Nahen Osten in deutscher Übersetzung.

Heimat, Identität, Vertreibung, Erinnerung, Liebe und Familie sind
die zentralen Themen und immer wieder geht es um den Zusammenhang von
der Erinnerung an die verlassene Heimat und dem Bestehen in der neuen
Gegenwart. Die Texte bieten Einblicke in die Biographien der
Schreibenden und in ihre Arbeit, ihre ästhetischen Reflexionen und
ihren Austausch mit deutschen Schriftsteller*innen. So ist die
Anthologie nicht zuletzt eine Dokumentation über künstlerisches
Schaffen im Exil.

In arabischer und deutscher Sprache mit Übersetzung

Eine Veranstaltung in Kooperation mit Weiter Schreiben.jetzt e. V.

»Das Herz verlässt keinen Ort, an dem es hängt: Weiter Schreiben -
Literarische Begegnungen mit Autorinnen und Autoren aus
Krisengebieten« Ullstein, 2018

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für November 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1255: Berlin - Junges Literaturhaus, zum Tag des inhaftierten Schriftstellers, 15.11.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für November 2018

Do 15.11., 18:00 Uhr

0»Ich bin der Andere«

Junges Literaturhaus

Eine PEN-Veranstaltung anlässlich des Tages des inhaftierten Schriftstellers

Eintritt frei



Jährlich wird am 15. November weltweit der »Tag des inhaftierten
Schriftstellers« begangen, um auf das Schicksal inhaftierter und
verfolgter Schriftsteller*innen, Journalist*innen, Verleger*innen und
Blogger*innen hinzuweisen. Zu diesem Anlass versuchen Schüler*innen
und Autor*innen eine Annäherung an das Entstehen von Antisemitismus:
Die AG der Charlotte-Salomon-Grundschule in Kreuzberg hat sich in
Südfrankreich auf die Spuren einer ermordeten Malerin begeben, die
Literaturwissenschaftlerin Stefanie Golisch liest ihren Essay
»Erziehung nach Auschwitz«, und Jugendliche des
Freiherr-vom-Stein-Gymnasiums in Spandau haben niedergeschrieben, wie
sie Ausgrenzung praktizieren und erleiden. Freya Klier liest aus
ihrem Buch »Gelobtes Neuseeland« über ein Geschwisterpaar aus Berlin,
das Auschwitz überlebt.

Der Schüler Tim Borchert spielt Gitarre.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem PEN-Zentrum

deutschsprachiger Autoren im Ausland

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für November 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1254: Berlin - A Madame Nielsen Evening, Werkschau im ganzen Haus, 16.11.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für November 2018

Fr 16.11., 18:30 Uhr

A Madame Nielsen Evening

Werkschau im ganzen Haus

Lesung und Gespräch mit Sabin Tambrea und Julia Encke,
Nielsen Werkschau und Konzert »The Nielsen Sisters«

10 EUR / erm. 8 EUR



»There is nothing to come out. Wenn ich jetzt eine Frau küsse, habe
ich dann ein Coming-out als lesbische Frau? Ich mag es, wenn ich
etwas machen kann, wo dieser Ausnahmezustand entsteht, wo man nicht
weiß, was hier los ist.« Madame Nielsen

Die dänische Ausnahmekünstler*in, Autor*in, Performer*in, Musiker*in,
Publizist*in und Regisseur*in Madame Nielsen übernimmt für einen
Abend und eine Nacht das Literaturhaus Berlin - mit Lesung,
Ausstellung, Gespräch und Konzert.

Helge Bille Nielsen wird zu Claus Beck Nielsen wird zu Nielsen wird
zu Madame Nielsen. Nielsens dauerhafte Identitätstransgression, ihr
spielerischer Umgang mit Geschlechterrollen und Selbst- bzw.
Fremdwahrnehmung verwischt binär gewohnte Strukturen, verstört und
beeindruckt und macht Nielsen zu einer der kontroversesten,
faszinierendsten und vielfältigsten Künstler*innen unserer Zeit. Im
New York der 1990er Jahre war Nielsen Mitglied der berühmten
Performance-Gruppe »The Wooster Group« um Willem Dafoe, importierte
die Idee der Demokratie in den Nahen Osten, wurde begraben, lebte
ohne Papiere auf den Straßen Kopenhagens und gründete die Band »The
Nielsen Sisters«. Seit 2013 schreibt sie, als schillernde Ikone der
skandinavischen Kunst- und Literaturszene, Romane. Sie war mehrfach
für den renommierten Nordic Council Literature Prize nominiert und
ihre Bücher wurden vielfach ausgezeichnet. Madame Nielsen ist Reumert
Preisträgerin für beste Dramaturgie und in 2019 Stipendiatin des
Berliner Künstlerprogramms des DAAD. Ihr gefeierter Roman »Der
endlose Sommer« erschien 2018 auf Deutsch.

18:30 Uhr Einlass und Ausstellungsrundgang

19:30 Uhr Lesung und Gespräch

21:00 Uhr Konzert »The Nielsen Sisters«

Deutsche Stimme: Sabin Tambrea

Moderation: Julia Encke

Musik: The Nielsen Sisters

Eingerichtet von: Ricarda Ciontos

Gefördert vom Danish Arts Council und der Dänischen Botschaft aus
Mitteln des Dänischen Internationalen Kulturpanels für den
Schwerpunkt Deutschland 2018-2020 und dem Verlag Kiepenheuer & Witsch

Eine Veranstaltung in Kooperation mit NORDWIND

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für November 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1253: Berlin - Jan Brandt über »Hunting High and Low« von a-ha, 23.11.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für November 2018

Fr 23.11., 19:30 Uhr

Jan Brandt über »Hunting High and Low« von a-ha

Reihe Die Scheibe meines Lebens

Jan Brandt im Gespräch mit Florian Werner

7 EUR / erm. 4 EUR



Wer Jan Brandts Roman »Gegen die Welt« gelesen hat, könnte erwarten,
dass der Autor eher auf Hardrock à la Motörhead steht - aber die
Scheibe seines Lebens ist das Debütalbum der norwegischen Popgruppe
a-ha. Seit drei Jahrzehnten bringen Songs wie »Take on Me« jede gute
Küchenparty zum Überkochen, über die grandiosen Texte des Albums
macht sich jedoch kaum jemand Gedanken. Welchen Einfluss hatte
Dostojewski auf das Oeuvre der Band? Welche Rolle spielt der
norwegische Nobelpreisträger Knut Hamsun? Brandt erzählt im Gespräch
mit Florian Werner, unterstützt von Musikbeispielen und Videoclips,
über seine Faszination für »Hunting High and Low« und die Bedeutung
der Musik für sein Schreiben.

Musikalisch unterstützt von »This is HardChor«.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für November 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de
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TREFF/1252: Berlin - Hawa Jande Golakai im Gespräch mit Elnathan John (in englisch), 14.11.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für November 2018

Mi 14.11., 19:30 Uhr

Hawa Jande Golakai im Gespräch mit Elnathan John

Reihe Elnathan's BOAT im Literaturhaus

7 EUR / erm. 4 EUR



Zu Gast bei Elnathan John ist heute Hawa Jande Golakai,
geboren 1979 in Liberia. Aufgrund der politischen und ökonomischen
Instabilität in ihrer Heimat zog sie mit ihrer Familie über Togo,
Ghana und Zimbabwe nach Kapstadt. In ihrem Schreiben verarbeitet sie
ihre Erfahrungen als Immunologin und Wissenschaftlerin, als
Geflüchtete und moderne Nomadin - die einer Leidenschaft für Krimis
frönt. Ihr Debütroman »The Lazarus Effect« (2016), in dem die
Enthüllungsjournalistin Vee Johnson und ihre Assistentin Chloe mit
Witz und Action Verbrechen aufklären, war für mehrere afrikanische
Literaturpreise nominiert. Vor kurzem erschienen ist der Folgeband
»The Score« (2018).

In englischer Sprache

Eine Veranstaltung in Kooperation mit InterKontinental

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für November 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13
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TREFF/638: Kassel - Highlights im Bücherdschungel, vorgestellt am 1.11.2018


Highlights im Bücherdschungel



Annemarie Stoltenberg stellt am Donnerstag, 1. November, ab 19.30 Uhr
in der Stadtbibliothek wichtige literarische Neuerscheinungen vor.

Jedes Jahr wieder füllen Massen von Neuerscheinungen die Regale. Um
den Überblick zu behalten bedarf es einer Kennerin: Annemarie
Stoltenberg, studierte Literaturwissenschaftlerin, Autorin und
Redakteurin des NDR, stellt wichtige literarische Neuerscheinungen vor
und das auf eine Art, die lebendigen Einblick in das Buch und
persönliche Erlebnisse verbindet.

Der Börsenverein des deutschen Buchhandels - Landesverbände Hessen,
Rheinland-Pfalz, Saarland und die Stadtbibliothek Kassel laden hierzu
ein.

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. Oktober 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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NAHOST/233: Türkei - Rund 130.000 willkürlich entlassene Beschäftigte des öffentlichen Dienstes warten auf Entschädigung


Amnesty International - Pressemitteilung vom 25. Oktober 2018

Türkei: 

Rund 130.000 willkürlich entlassene Beschäftigte des öffentlichen Dienstes
warten auf Entschädigung



Seit dem Putschversuch im Juli 2016 haben Zehntausende Lehrer und
Polizisten sowie Tausende Hochschulmitarbeiter, Soldaten und Angestellte im
Gesundheitswesen ihre Jobs verloren. Die türkischen Behörden werfen ihnen
allen vor, "Verbindungen zu terroristischen Vereinigungen" zu haben. Ein
neuer Amnesty-Bericht dokumentiert, welche Folgen diese massenhaften
willkürlichen Entlassungen für die Betroffenen haben.

BERLIN - Die türkische Regierung hat während des Ausnahmezustands nach dem
gescheiterten Putschversuch im Sommer 2016 die Lebensgrundlage von rund
130.000 Menschen durch willkürliche Entlassungen zerstört. Der neue
Amnesty-Bericht "Purged beyond return? No remedy for Turkey's dismissed
public sector workers" zeigt, wie Ärzte, Polizisten, Lehrer,
Hochschulmitarbeiter und andere Beschäftigte im öffentlichen Dienst
aufgrund angeblicher Verbindungen zu "terroristischen" Gruppen ihre Jobs
verloren haben und seitdem vergeblich darauf warten, wieder arbeiten zu
dürfen und eine Entschädigung zu erhalten.

"Die türkische Regierung hat ihre weitreichenden Befugnisse während des
Ausnahmezustands ausgenutzt, um ihr unliebsame Menschen aus dem
Staatsdienst zu entlassen - und das auf Grundlage konstruierter Vorwürfe
und absurder Beweise", sagt Janine Uhlmannsiek, Europa-Expertin bei Amnesty
International in Deutschland. "Eine Spende an die 'falsche' Organisation,
der Besuch der 'falschen' Schule oder Geld auf der 'falschen' Bank reichen
in den Augen der türkischen Behörden als alleiniger Beweis für
'terroristische' Verbindungen aus. Allein das ist schon Grund genug, um
entlassen zu werden und keine Chance auf Wiedereinstellung zu bekommen."

Überprüfungen dauern zu lange

Seit Januar 2017 überprüft eine Kommission aufgrund nationalen und
internationalen Drucks die massenhaften Entlassungen. Amnesty kritisiert,
dass diese Kommission nicht unabhängig und nicht schnell genug arbeitet.
Rund 125.000 entlassene Menschen haben sich Stand Oktober 2018 bei der
Kommission gemeldet, um wieder in den öffentlichen Dienst aufgenommen zu
werden - Entscheidungen hat es bisher erst in rund 36.000 Fällen gegeben.
Zurückgezogen wurden die Entlassungen nur in rund 2.300 Fällen. Bis es eine
Entscheidung gibt, vergehen zwischen sieben und 21 Monate.

"Die betroffenen Menschen wissen noch nicht einmal genau, aus welchem Grund
sie ihre Arbeit verloren haben. Wenn sie ihre Entlassung anfechten wollen,
müssen sie sich also gegen Vorwürfe verteidigen, die sie nicht kennen. Es
ist eine absurde Situation", sagt Uhlmannsiek.

Im Juli 2018 lief der Ausnahmezustand in der Türkei aus. Doch zeitgleich
wurde ein Gesetz verabschiedet, das Massenentlassungen im öffentlichen
Dienst für weitere drei Jahre erlaubt.

Altmaier-Besuch in der Türkei

Amnesty fordert die türkische Regierung dazu auf, alle willkürlich während
des Ausnahmezustands entlassenen Beschäftigten wieder in den öffentlichen
Dienst aufzunehmen und für entstandene Schäden angemessen zu entschädigen.
Wenn es begründeten Verdacht für ein Fehlverhalten oder eine Straftat gibt,
sollte mithilfe regulärer Disziplinarverfahren individuell über die
Entlassungen entschieden werden. Die internationale Gemeinschaft ist
gefragt, die willkürlichen Massenentlassungen gegenüber den türkischen
Behörden deutlich zu kritisieren.

"Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier ist Donnerstag und Freitag in der
Türkei. Dabei müssen menschenrechtliche Fragen wie die willkürlichen
Massenentlassungen ganz oben auf der Agenda stehen", fordert Uhlmannsiek.
"Wenn die Türkei einen Neuanfang ihrer internationalen Beziehungen
anstrebt, dann muss sie zuerst ihre menschenrechtlichen Verpflichtungen
erfüllen."

Für den Bericht hat Amnesty International 109 Entscheidungen der
Untersuchungskommission analysiert und Interviews mit 21 Betroffenen
geführt.


Den 30-seitigen Bericht in englischer Sprache finden Sie unter:

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2018-10/Amnesty-Bericht-Tuerkei-Massenentlassungen-Oktober2018.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. Oktober 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/208: Sacharow-Preis für Oleg Sentsov ist Ermutigung für Menschenrechtler auf der Krim


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 25. Oktober 2018

Sacharow-Preis für ukrainischen Filmemacher

Krimtataren brauchen mehr internationale Unterstützung



Göttingen/Bozen, den 25. Oktober 2018 - Die
Menschenrechtsorganisation Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV)
begrüßt, dass der diesjährige Sacharow-Preis des Europaparlaments an
den ukrainischen Filmemacher Oleg Sentsov verliehen wird. "Das
Europaparlament unterstreicht mit der Vergabe des Preises an Sentsov,
wie wichtig die Unterstützung von Menschenrechtlern und Minderheiten
auf der Krim und Russland ist", kommentierte die GfbV die Bekanntgabe
am Donnerstag in Göttingen. "Der Preis ist somit eine Auszeichnung
für alle Menschenrechtler und Krimtataren, die sich seit Jahren
friedlich gegen die völkerrechtswidrige Annexion der Krim durch
Russland engagieren." Die internationale Gemeinschaft dürfe diese
Menschen nicht vergessen.

"Wir wollen das Leid der Krimtataren international wieder sichtbarer
machen und sie unterstützen, ihre Menschenrechte und Selbstverwaltung
einzufordern", sagt Wolfgang Mayr, Präsident der GfbV-International
in Bozen. Eine Delegation führender Krimtataren hält sich momentan
auf Einladung der GfbV International, der GfbV Südtirol und dem in
Bozen ansässigen Forschungszentrum EURAC in Südtirol auf. Sie
informieren sich vor Ort bei Experten über praktische Umsetzungen von
Autonomie, Selbstverwaltung und Minderheitenrechten, die in Südtirol
seit Jahrzehnten verwirklicht werden.

Die Lage der Krimtataren und von Personen, die in Opposition zu den
pro-russischen Herrschern auf der Krim stehen, sei besorgniserregend,
so die Menschenrechtsorganisation. Unter Unterdrückung und Verfolgung
hätten neben Einzelpersonen ganz besonders die Organisationen und
Institutionen zu leiden. Eklatantestes Beispiel hierfür sei das
Verbot des Medschlis, des Selbstvertretungsorgans der Krimtataren, im
April 2016. Der Medschlis wurde als "extremistische Organisation"
eingestuft und mit einem Verbot belegt. Die verbliebenen rund 280.000
Krimtataren auf der Halbinsel würden bis heute unter Verfolgung,
Diskriminierung und Angst leiden.

Der ukrainische Regisseur Oleg Sentsov war im Mai 214 auf der Krim
verhaftet und nach Russland verschleppt worden, nachdem er öffentlich
gegen die Annexion der Halbinsel durch Russland protestiert hatte.
Die russischen Strafverfolgungsbehörden hatten dem Bürgerrechtler
unterstellt, Anschläge gegen russische Einrichtungen geplant zu
haben. Er sitzt bis heute im Gefängnis, obwohl der
Hauptbelastungszeuge seine Aussage noch während des Strafverfahren
zurückgezogen hatte. Sie sei unter Folter erpresst worden. Nach einem
monatelangen Hungerstreik, den er aus gesundheitlichen Gründen Ende
September abbrechen musste, schwebt der Filmemacher weiterhin in
Lebensgefahr.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. Oktober 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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NAHOST/329: Syrien-Gipfel in Istanbul - Ohne Frieden in Afrin gibt es keine dauerhafte Waffenruhe in Idlib


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 25. Oktober 2018

Menschenrechte müssen beim Gipfeltreffen Thema sein

Kanzlerin Merkel soll Rückzug der türkischen Truppen aus Nordsyrien
fordern



Göttingen, den 25. Oktober 2018 - Vor dem Istanbuler Syrien-Gipfel
hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) gefordert, auch die
anhaltenden schweren Menschenrechtsverletzungen in dem von türkischen
Truppen besetzten Afrin bei der Konferenz anzusprechen. "Es kann
keine dauerhafte Waffenruhe in Idlib geben, ohne einen Rückzug der
türkischen Truppen aus Nordsyrien. Denn die türkische Besatzungsmacht
hat mit ihren Kriegsverbrechen in Afrin die Sicherheitslage deutlich
verschlechtert und die humanitäre Katastrophe der Zivilbevölkerung
verschärft", erklärte der GfbV-Syrien-Experte Kamal Sido am
Donnerstag in Göttingen. Wer Idlib stabilisieren wolle, dürfe das
benachbarte Afrin nicht ignorieren. "Die Bundeskanzlerin darf sich
nicht darauf einlassen, dass der türkische Präsident Erdogan und der
russische Präsident Putin die katastrophale Lage in Afrin ausblenden.
Deutschland und Europa dürfen die Kurden nicht im Stich lassen, die
seit Jahren den "Islamischen Staat" (IS) bekämpfen", forderte Sido.

Seit der völkerrechtswidrigen Besetzung Afrins durch türkische
Truppen und verbündete syrische Jihadisten im März 2018 wurden nach
GfbV-Informationen mindestens 3000 Kurden aus der von Kurden,
Yeziden, Aleviten und Christen bewohnten Region in Nordsyrien
verschleppt. Ein Landstreifen, 200-500 Meter tief und etwa 150 km
lang, entlang der syrisch-türkischen Grenze in Afrin wurde entvölkert
und alle landwirtschaftlichen Anbauflächen wurden zerstört. Zehn der
32 Hektar umfassenden Jahrzehnte alten Kiefernwälder Afrins wurden
von den neuen Machthabern in der Region gezielt niedergebrannt.

Die Repression der Besatzungsmacht und der mit ihr verbündeten
Islamisten hat vor allem die traditionell dort lebenden Minderheiten
schwer getroffen. So ist die kleine kurdisch-christliche Gemeinde mit
etwa 1000 Personen wahrscheinlich für immer verschwunden. Alle
Christen mussten Hals über Kopf fliehen. Ob in Afrin jemals wieder
ein christliches Leben entstehen kann, ist zu bezweifeln.

Den Yeziden aus Afrin geht es nicht besser. Von den einst 20.000 bis
30.000 Yeziden, die in der Region lebten, sind nur noch wenige
geblieben. Nahezu täglich kommt es zu Entführungen durch
pro-türkische syrische Islamisten, die so versuchen Lösegeld zu
erpressen. Die wenigen in Afrin erhaltenen Heiligtümer der Yeziden
wurden zerstört.

Das gleiche Schicksal erlitt die etwa 5000-köpfige alevitische
Gemeinschaft in der Stadt. Auch sie musste vor den Angriffen fliehen,
da die türkische Armee und die von ihr unterstützten syrischen
Islamisten im einst toleranten Afrin faktisch das islamische
Scharia-Recht eingeführt haben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 25. Oktober 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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REZEPTION/067: Goethes "Faust" als digitale Edition (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 24.10.2018

Goethes "Faust" als digitale Edition



Fast zehn Jahre Arbeit stecken in einer neuen, zeitgemäßen Edition von
Goethes "Faust". Das Team des Computerphilologen und Literaturprofessors
Fotis Jannidis von der Uni Würzburg war an dem Werk maßgeblich beteiligt.

An seinem "Faust" arbeitete Johann Wolfgang von Goethe (1749 - 1832) rund
60 Jahre lang. Dabei wechselten sich Phasen intensiver Arbeit am Werk mit
langen Unterbrechungen ab. Von diesem Prozess ist ein umfangreicher
Bestand an Handschriften mit über 2.000 beschriebenen Seiten erhalten.
Hinzu kommen Drucke, die noch zu Lebzeiten Goethes erschienen, und mehr
als 1.500 Zeugnisse zur Entstehung des Werks.

Digitale Kopien all dieser Dokumente und ein neu konstituierter Text sind
Teil einer neuen historisch-kritischen Faustedition vor. Sie wurde 2018
auf der Frankfurter Buchmesse vorgestellt.

Das Besondere an der Edition: Sie verbindet eine moderne Ausgabe in
Buchform mit einer innovativen digitalen Edition. Damit erhält die
Faust-Forschung erstmals eine umfassende, wissenschaftlich fundierte
Grundlage. Und für die netzaffine Öffentlichkeit gibt es Online-Einblicke in
Goethes "Werkstatt", in der eines der wichtigsten Werke der deutschen
Literatur entstand.

Die digitale Edition ist unter faustedition.net im Netz frei zugänglich.

An der neuen Edition wurde seit 2009 gearbeitet. Sie entstand in einer
Kooperation des Freien Deutschen Hochstifts / Frankfurter Goethe-Haus
(Professorin Anne Bohnenkamp-Renken) mit dem Goethe- und Schiller-Archiv /
Klassik Stiftung Weimar (Dr. Silke Henke) und dem Lehrstuhl für
Computerphilologie und neuere deutsche Literaturgeschichte der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg / JMU (Professor Fotis Jannidis).

Was die neue Faustedition bietet

Die digitale Faustedition macht es erstmals möglich, Goethes Text unter
verschiedenen Perspektiven zu ergründen. Dabei werden den Nutzern je nach
ihren Interessen unterschiedliche Zugänge sowie wechselnde Ansichten und
Abfragemöglichkeiten angeboten. Die Hauptbereiche dabei heißen Archiv,
Genese und Text.

Der Bereich "Archiv" macht die gesamte Faust-Überlieferung in Abbildungen,
Transkriptionen und Zeugenbeschreibungen zugänglich. Hier steht erstmals
eine komplette, jedem Nutzer ohne Zugangsbeschränkungen einsehbare
virtuelle Sammlung der Faust-Handschriften und der zu Goethes Lebzeiten
erschienenen Drucke zur Verfügung. Alle Handschriften sind als
hochaufgelöste digitale Farbabbildungen verfügbar. Darunter sind viele,
die hier erstmals überhaupt veröffentlicht wurden.

Der Bereich "Genese" ist vielfältig mit dem Archiv verknüpft. Die im
textuellen Transkript dargestellten Varianten machen den Schreibprozess
Goethes nachvollziehbar - vom Beginn der Niederschrift bis zur fertigen
Beschriftung eines Blattes. Die handschriftenübergreifende Entstehung des
Gesamtwerkes wird überblicksweise in verschiedenen Schaubildern
visualisiert.

Über den Bereich "Text" kann der Nutzer direkt vom Text des "Faust" in die
Edition einsteigen. Hier wird als erstes ein Lesetext beider Teile des
Werkes angeboten. Inhaltsverzeichnisse führen den Nutzer zu den einzelnen
Werkabschnitten, Schemata und Paralipomena. Unter der zuletzt genannten
Bezeichnung wurden nach Goethes Tod die vorbereitenden Aufzeichnungen
veröffentlicht, die der Dichter nicht in die Endfassung des Werks
aufgenommen hat.

Standards für digitale Editionen weiterentwickelt

Die Neuausgabe folgt den Richtlinien für digitale Editionen, die von der
Text Encoding Initiative (TEI) entwickelt wurden. Wo deren Richtlinien die
innovative Kodierung einer dokumentarischen Transkription noch nicht
unterstützten, hat das Editionsteam zusammen mit der TEI den Standard
weiterentwickelt.

Der XML/TEI-kodierte Text kann bei jeder einzelnen Seite heruntergeladen
und auch über Github bezogen werden. Dort findet man auch die neu
entwickelte Software als Download (https://github.com/faustedition).

Die Faustedition in Buchform

Keine der erhaltenen Faust-Versionen kann als verbindlich und authentisch
gelten. Im Rahmen der neuen Edition wurde jetzt ein Lesetext konstituiert,
der auf der genauen Prüfung sämtlicher Handschriften und Drucke beruht. Er
kommt Goethes eigenem Wortlaut und Interpunktionsgebrauch so nahe wie
keine Edition zuvor. Dieser Text ist Teil der neuen Buchpublikation
(Wallstein-Verlag) und trägt den Titel "Faust. Eine Tragödie.
Konstituierter Text".

Zur Buchpublikation gehört auch der Band "Faust. Der Tragödie zweiter
Teil. Gesamthandschrift: Faksimile und Transkription". Die fast 400 Seiten
umfassende Gesamthandschrift liegt als hochwertiges und aufwendiges
Faksimile vor. Wiedergegeben sind Vorder- und Rückseite des Einbands und
sämtliche Blätter im Folioformat. Dazu kommen 26 eingeklebte Blätter und
Streifen mit handschriftlichen Korrekturen und Ergänzungen -
originalgetreu als Aufklebungen. Dem Faksimile steht ein Band mit einer
Transkription zur Seite, die die teils schwer zu entziffernde
Niederschrift zeichengetreu wiedergibt.

Förderer des Projekts

Die Arbeit an der neuen Faustedition wurde von 2009 bis 2015 von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert. Die Drucklegung der
Print-Anteile im Wallstein-Verlag wurde durch die Unterstützung der
Alfried-Krupp-von-Bohlen-und-Halbach-Stiftung ermöglicht.


Weitere Informationen unter:

http://faustedition.net

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 24.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/165: Bielefeld - Biografisches Schreiben lernen ab 2. November 2018


Biografisches Schreiben lernen



Bielefeld (bi). Erinnerungen festhalten, bearbeiten und genießen - das
ist ab Freitag, 2. November, im VHS-Kurs "Biografisches Schreiben"
möglich. Poesiepädagogin Susanne Slomka unterstützt Schreibbegeisterte
an sieben Terminen mit Anregungen und unterschiedlichen Techniken für
die persönliche Form des Ausdrucks. Der Kurs ist jeweils freitags von
10 bis 11.30 Uhr in der Ravensberger Spinnerei. Weitere Infos und
Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521/51- 65 21.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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LESUNG/6229: Kassel - Sabine Wackernagel liest aus "Lotte in Weimar" am 5.11.2018


Sabine Wackernagel liest aus "Lotte in Weimar"



Zur Eröffnung der November-Lesereihe "Lieblingsgeschichten" liest die
Kasseler Schauspielerin Sabine Wackernagel am Montag, 5. November, um
18.30 Uhr in der Zentralbibliothek im Victoria-Hochhaus aus "Lotte in
Weimar" von Thomas Mann.

Die Stadtbibliothek und das Referat für Altenhilfe laden im Rahmen des
Seniorenprogramms dazu ein. Der Eintritt ist frei. Informationen unter
der Telefonnummer 0561 787 5024.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 25. Oktober 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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LESUNG/6228: Cuxhaven - "Hilde - mein Leben als Frauchen!" am 7.11.2018


Hundefreunde aufgepasst: "Hilde - mein Leben als Frauchen!"

Eine Lesung mit Ildikó von Kürthy musikalisch begleitet von Reinhold
Beckmann



Am Mittwoch, den 07. November 2018, um 20 Uhr nimmt Ildikó von Kürthy
Sie mit auf eine Reise in den Alltag eines Hundefrauchens -
musikalisch begleitet wird Sie von Reinhold Beckmann im Stadttheater
Cuxhaven, Rathausstr. 21, 27472 Cuxhaven.

Glück und Katastrophen aus dem Leben eines Frauchens. Irrsinn auf
Hundewiesen, späte Erfüllung mit Gassibeutel und wie Hilde beim
Hunderennen gegen einen Spaniel namens Joe Cocker verlor. Was soll das
heißen: Das ist doch nur ein Hund? Das ist Hilde! Sie fürchtet sich,
wenn ihr Magen knurrt. Sie fühlt sich regelmäßig von ihrem eigenen
Schwanz verfolgt und frisst am liebsten Schmutzwäsche. Hilfe! Ich bin
ein Frauchen! In meinem Leben spielen nun biologisch abbaubare
Gassibeutel und hochwertige Leberwurstkekse tragende Rollen. Ich war
beim Dog-Dancing, beim Hundefrisör, in der Selbsthilfegruppe für
vorsichtige Caniden und auf dem Hundeweihnachtsmarkt. "Hilde - die
Show" ist mein Live-Bericht aus der Welt der Hundefreunde: Ehrlich,
lustig, rührend und sehr peinlich. Ein Abend für Zweibeiner, die
ursprünglich auch nie so werden wollten wie all die anderen verrückten
Hundebesitzer und eine einmalige Gelegenheit für alle, die sie endlich
einmal in echt sehen wollen: Meine phantastische Hilde!

Ildikó von Kürthy ist freie Journalistin und lebt in Hamburg. Ihre
Bestseller wurden mehr als fünf Millionen Mal gekauft und in 21
Sprachen übersetzt. Ihr Roman «Mondscheintarif» wurde fürs Kino
verfilmt.

Eintrittskarten erhalten Sie in der Kulturinformation im Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr,
Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), online unter www.cuxhaven.de/tickets
oder am Veranstaltungsabend ab 19 Uhr an der Abendkasse im
Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 25. Oktober 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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LESUNG/6227: Berlin - Marie-Luise Scherer liest aus ihren Texten zum 80. Geburtstag, 19.11.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für November 2018

Mo 19.11., 19:30 Uhr

Marie-Luise Scherer

Jubiläum

7 EUR / erm. 4 EUR



Marie-Luise Scherer wurde mit ihren großen Reportagen für den SPIEGEL
zur Legende. In Büchern wie »Der Akkordeonspieler«, »Die Bestie von
Paris« oder »Die Hundegrenze« wurden ihre Beobachtungsgabe und ihre
Sprachkunst bewundert.

Anlässlich ihres 80. Geburtstags wird sie aus bekannten und
unveröffentlichten Texten, aus wahren Geschichten und einem
Romanmanuskript lesen und sich mit Matthias Weichelt, dem
Chefredakteur von »Sinn und Form«, über die Unterschiede und
Gemeinsamkeiten zwischen Literatur und Reportage, über präzise Sätze
und das Glück feiner Silbenarbeit unterhalten.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit der Akademie der Künste, Berlin

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für November 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1118: Berlin - »Deutsche Arbeit« Geschichte und Aktualität eines ideologischen Selbstbilds, 22.11.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für November 2018

Do 22.11., 19:30 Uhr

»Deutsche Arbeit«

Reihe ZfA im Dialog

»Deutsche Arbeit« Geschichte und Aktualität eines ideologischen
Selbstbilds

7 EUR / erm. 4 EUR



Buchvorstellung und Gespräch mit Christine Achinger, Felix Axster,
Iris Därmann, Nikolas Lelle und Andreas Speit

Die Vorstellung, dass es eine »deutsche« Art zu arbeiten gäbe, ist
seit der Mitte des 19. Jahrhunderts fester Bestandteil
nationalistischer Selbstbilder. Im Nationalsozialismus wurde diese
Vorstellung besonders wirkmächtig, zumal sie auch dazu beitrug, die
Vernichtungspolitik gegenüber Juden, Sinti, Roma und anderen zu
rationalisieren. Im Zentrum der Veranstaltung steht die
Entstehungs- und Wirkungsgeschichte des Topos »Deutsche Arbeit« und
die Frage, inwiefern dieses Selbst- bzw. Fremdbild auch für
gegenwärtige ideologische Formierungen innerhalb der (neuen) Rechten
von Bedeutung ist.

»'Deutsche Arbeit' Kritische Perspektiven auf ein ideologisches
Selbstbild« Wallstein 2018

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Zentrum für
Antisemitismusforschung (ZfA) der Technischen Universität Berlin

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für November 2018

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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AUSSICHTEN/8438: Und morgen, den 26. Oktober 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 26.10.2018 bis zum 27.10.2018 +++






[image: Jean-Luc 8438 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Im Tagesverlauf

wird 's kühl und wird 's regnen,

Jean-Luc besteht drauf,

dem Sturm zu begegnen.
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FRAGEN/027: Droht der krisengeschüttelten EU ein Italexit? Vladimiro Giacché im Gespräch (Gerhard Feldbauer)


Droht der krisengeschüttelten EU ein Italexit?

Vladimiro Giacché, Präsident der Centro Europa Ricerche (CER), im Gespräch: Nach einem "Italexit" gäbe es keinen Euro mehr

Interview von Gerhard Feldbauer, 25. Oktober 2018



Gerhard Feldbauer (GF): Rom befindet sich auf Konfrontationskurs mit
Brüssel. Es hält an seiner Erhöhung der Verschuldung von 2,4 Prozent
des BIP fest. Wie sehen Sie das?

Vladimiro Giacché (VG): Das von der italienischen Regierung für 2019
vorgesehene höhere Defizit kann ökonomisches Wachstum schaffen und
damit die Senkung der Verschuldung ermöglichen. Man kann darüber
andrer Meinung sein, aber eines steht fest: das beste Argument dafür
sind die Folgen der entgegengesetzten Politik, die der Austerität.
Unter der Regierung Mario Monti [1] wurde in Italien eine harte
Sparpolitik verfolgt. Ergebnis: Einbruch des BIP und - als Folge -
eine um 13 Prozent höhere Verschuldung zum BIP. Im Übrigen sind selbst
die Berechnungen der Europäischen Kommission sehr fraglich. Beim
Centro Europa Ricerche haben wir schon 2013 relevante Probleme dazu
aufgezeigt. Heute schätzt die EK, dass in Italien das reale Wachstum
2019 sogar um 0,5 Prozent höher sein wird als das potenzielle
Wachstum, das heißt, mehr als angemessen, und das, obwohl wir eine
Arbeitslosigkeit von über zehn Prozent haben!

GF: Wie ernst ist der Streit zu nehmen? Droht der ohnehin
krisengeschüttelten EU ein zweiter Brexit?

VG: Das weiß noch niemand. Die Absicht der EU-Behörden ist aber
offensichtlich: Italien mit der griechischen "Kur" zu drohen, um die
Dogmatik des Fiscal Compact (Fiskalpaktes) durchzusetzen. Diese
Haltung wurde letzte Woche auch von David Folkerts-Landau, dem
Chefvolkswirt der Deutschen Bank, sehr negativ beurteilt. Der
Fiskalpakt gehört auf den Müll. Er war vom Anfang an "töricht", wie
selbst die Financial Times damals schrieb. Auf dieser Torheit
jetzt zu beharren, ist noch schlimmer.

GF: Brüssel hat bisher immer nachgegeben. Auch die jüngste Erklärung
von EU-Kommissar Günther Oettinger deutet Kompromissbereitschaft an.
Wie kann das enden?

VG: Es ist wahr, dass zu Matteo Renzis Zeiten [2] wiederholt ein
höheres Defizit als das heutige geduldet wurde, dass Frankreich neun
Jahre lang folgenlos ein exzessives Defizit hatte und dass 2016
Portugal und Spanien bestraft wurden... mit 0 Euro. (!) Diesmal
scheint die Lage vorerst anders zu sein, und zwar aus politischen
Gründen. Entweder wird eine Lösung gefunden, oder die folgende Krise
wird die Grenzen Italiens überschreiten. Die "Ansteckung" wird nicht
auf sich warten lassen. Sollte es einen "Italexit" geben, sollte man
sich darüber im Klaren sein: ohne Italien gibt es keinen Euro mehr.

GF: Wie steht es um die Wahlversprechen der rechten
Fünf-Sterne-Bewegung - Grundeinkommen, Verbesserungen für die Rentner,
Steuererleichterungen? Sind sie überhaupt finanzierbar?

VG: Im Prinzip schon - sie setzen keine Revolutionierung der sozialen
Verhältnisse voraus. Es geht aber darum, aus dem neoliberalen Rahmen
der Europäischen Verträge herauszukommen. Es gibt einen Widerspruch
zwischen den EU-Verträgen und unserer Costituzione. Die neoliberale EU
hat überall die Rechte der Arbeiter zerstört, selbst gegen die
nationalen Verfassungen.

GF: Wie reagiert die Linke auf den Konflikt mit der EU?

VG: Wie es derzeit aussieht, besteht der Hauptvorwurf der linken
Opposition im Parlament [3] darin, dass die Regierung den Fiskalpakt
nicht respektieren will. Eine Ausnahme macht hier aus meiner Sicht nur
Stefano Fassina (LeU). Damit bereitet die italienische Linke ihre
nächste Niederlage vor. Man muss ganz anders vorgehen: Abgelehnt
werden müssen die falschen Inhalte des Haushaltsbilanzprojektes (z.B.
die unzureichenden Investitionen). Aber nicht aus der Sicht der EK
oder der EZB. Zur Wehr setzen muss man sich gegen die Lohndeflation,
gegen die Altersarmut, gegen die auch in Italien wachsende
Ungleichheit.

Das heißt, es geht nicht nur darum, "mehr Defizit zu wagen", sondern
die Kräfteverhältnisse zwischen den Klassen zu verändern. Und dazu
müssen die neoliberalen Regeln der Maastricht-EU abgeschafft werden.
Eine EU, in der die Wettbewerbsfähigkeit nur darauf beruht, den
Arbeitern weniger zu zahlen, ist der Vertreter der großen Konzerne und
der Großbanken und damit unser Hauptfeind. Auch deswegen sollte die
Linke nicht den Fehler begehen, sich mit dieser EU - wenn auch nur
"taktisch" gegen eine unerwünschte Regierung - zu alliieren. Anders
gesagt: man darf den Rechten - auch auf europäischer Ebene mit der
Allianz Salvini-Le Pen an der Spitze - nicht den Kampf gegen diese EU
überlassen.

Das Interview führte Gerhard Feldbauer


Anmerkungen:

[1] Nach dem Rücktritt Berlusconis im November 2011 eingesetzte
Regierung unter dem früheren EU-Kommissar Monti

[2] Italienischer Premierminister von 2014 bis 2016

[3] Abgesehen von einer linken Minderheit der Demokratischen Partei
ist die oppositionelle Linke im Parlament nur noch durch "Freie und
Gleiche" (LeU) vertreten.


Vladimiro Giacché ist ein führender Wirtschaftsexperte
Italiens, Autor zahlreicher Bücher, darunter auch zur Liquidierung der
DDR-Wirtschaft durch die Treuhand. Im Neue Impulse Verlag erscheint
von ihm gerade "Lenins ökonomisches Denken nach der
Oktoberrevolution".

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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FUNDSTÄTTEN/125: Archäologen der Saar-Uni entdecken keltisches Heiligtum im Hunsrück (idw)


Universität des Saarlandes - 24.10.2018

Archäologen der Saar-Uni entdecken keltisches Heiligtum im Hunsrück



Bei Ausgrabungen nahe Hermeskeil hat die Archäologin Professor Sabine
Hornung von der Universität des Saarlandes mit ihrem Grabungsteam ein
keltisches Heiligtum entdeckt. Das Holzgebäude ist im ersten
vorchristlichen Jahrhundert durch ein Feuer zerstört worden. Die Form des
Baus und Vergleiche mit entsprechenden keltischen Bauten legen den Schluss
auf seine Funktion als Kultstätte nahe. Derzeit werten die Archäologen die
Funde aus und bringen sie mit früheren Grabungen - wie einem 2012
entdeckten römischen Militärlager - in Verbindung. Ziel ist, die
Ereignisse zur Zeit des Gallischen Krieges in der Region zu rekonstruieren
und so ein Stück Weltgeschichte neu zu schreiben.

Öffentlicher Vortrag: Am Dienstag, dem 6. November, gibt Sabine Hornung um
18 Uhr im Wissenschaftsforum der Universitätsgesellschaft des Saarlandes
in der Aula auf dem Saarbrücker Campus (A3 3) Einblicke in ihre neuesten
Forschungen: Zum Vortrag "Julius Caesar und die Treverer - Aktuelle
Forschungen zum römischen Militärlager Hermeskeil und seinem Umfeld" sind
alle Interessierten herzlich eingeladen.

Das einstige Holzgebäude hatte eine Größe von etwa sechs auf sechs Meter.
"Seine Lage, sein Grundriss, die gesamte Fundsituation und Erfahrungen aus
vergleichbaren Funden bei anderen Ausgrabungen sprechen dafür, dass es
sich um ein keltisches Heiligtum handelt", erklärt Sabine Hornung,
Professorin für Vor- und Frühgeschichte der Saar-Universität. Das
bedeutet, dass dies der Ort war, wo die Kelten, die hier in einer kleinen
Siedlung wohnten, religiöse Riten abhielten und ihren Göttern Opfer
darbrachten. "Die Kelten opferten Tiere, Gegenstände, mitunter sogar
Menschen", sagt die Archäologin.

Menschliche Überreste fand das Grabungsteam nicht. "Knochen erhalten sich
in dieser Art saurem Boden nicht, sondern zersetzen sich recht schnell",
erklärt Grabungsleiter Patrick Mertl, wissenschaftlicher Mitarbeiter von
Sabine Hornung. Auch von der einstigen Holzkonstruktion der Kultstätte ist
nichts erhalten. Archäologie-Studenten legten bis September etwa 40
Zentimeter unter der Erdoberfläche unter anderem die wannenförmigen Gräben
frei, in denen die Fachwerkschwellen des Heiligtums, also die unteren
Holzbalken der Konstruktion, lagen. Im Umfeld fanden die Archäologen
Keramikscherben. Direkt an einer der ehemaligen Seitenwände gruben sie
Überreste eines antiken Vorratsgefäßes mit Deckel aus. Vor dem Heiligtum
waren vermutlich zwei mächtige Holzpfosten mit Steinen in der Erde
verankert, von denen heute Pfostengruben mit Befestigungssteinen zeugen.
"Gut möglich, dass an diesen Pfosten Waffen oder Schilde befestigt
wurden", vermutet Mertl. Möglicherweise befand sich schon früher, also vor
dem Holzbau, an dieser Stelle eine noch ältere Stätte.

Die Kultstätte liegt in einer Siedlung des keltischen Stamms der Treverer,
die Sabine Hornung bereits bei früheren Forschungen entdeckt hatte. "Diese
Fundstelle ist dorfartig mit lockerer Bebauung, etwa fünf Hektar Fläche",
sagt sie. Das entspricht einer Größe von über fünf Fußballfeldern. Für
eine Sensation, die international Aufmerksamkeit erregte, hatte die
Archäologin 2012 gesorgt, als sie wenige hundert Meter entfernt ein
römisches Militärlager entdeckte. Anhand von Funden wie Handmühlen,
Schuhnägeln römischer Soldaten und Keramikscherben konnte sie das Lager in
das Jahr 51 vor Christus datieren: also in die Zeit, als Julius Cäsar
seinen Gallischen Krieg gegen aufsässige Gallier führte. Es war 2012 das
älteste bekannte Militärlager auf deutschem Boden, heute ist es - nach
Funden in Limburg, an deren Bearbeitung Hornung auch beteiligt war -
eines der drei ältesten. Zwischen 5.000 und 10.000 römische Soldaten waren
Hornungs Schätzungen zufolge dort über Monate stationiert. Mit den neuen
Ausgrabungen im weiteren Umfeld des Militärlagers fördert die Archäologin
weiter Weltgeschichte ans Tageslicht: Ihr geht es darum, herauszufinden,
was sich vor 2.000 Jahren in der Region zugetragen hat und so auch neue
Erkenntnisse zum Gallischen Krieg beizutragen.

Was damals genau mit dem jetzt entdeckten keltischen Heiligtum passiert
ist, versuchen die Saarbrücker Archäologen zu klären. Fest steht, dass der
Bau - ebenso wie die umliegende Siedlung - niederbrannte. Die Archäologen
fanden überall typische Brandspuren. Ob die Römer aus dem nahen
Militärlager die Siedlung in Schutt und Asche gelegt haben, liegt aber
noch im Dunkeln. "Hieran forschen wir. Wir versuchen zu klären, ob die
Siedlung bestand, als die Römer kamen, und wenn ja, was passiert ist. Wenn
nein, wollen wir herausfinden, wann die Siedlung gegründet und warum sie
zerstört wurde", sagt Sabine Hornung. "Wir wollen so viel wie möglich über
die Besiedlung und die Geschehnisse herausfinden, um die Geschichte
präzise rekonstruieren zu können", ergänzt sie. Bei dieser archäologischen
Detektivarbeit werten die Forscher die Gesamtheit aller - oft auf den
ersten Blick unscheinbaren - Fundstücke aus, datieren und dokumentieren
sie, bringen sie mit weiteren Befunden zusammen und setzen ihre
Erkenntnisse wie ein Puzzle zusammen. Hieran und an den Ausgrabungen sind
immer auch Studierende beteiligt, die so bereits im Studium forschen und
Geländeerfahrung sammeln. "Es handelt sich um Lehrgrabungen. Mir ist
wichtig, unsere Studentinnen und Studenten früh an Forschung und Praxis
heranzuführen", sagt Hornung.

Gefunden hatten die Forscher die Überreste der archäologischen Strukturen
im Erdboden mit Hilfe moderner Technologien. "Wir haben hierzu mit den
Studierenden geomagnetische Prospektionen durchgeführt, die uns ohne in
den Boden einzugreifen bereits wertvolle Informationen über im Boden
befindliche archäologisch relevante Strukturen liefern. Auf Basis dieser
Messungen haben wir dann unsere Grabungsfläche gewählt", erläutert Patrick
Mertl, Spezialist für geophysikalischen Auswertungen. Im Rahmen der
Ausgrabung erstellten die Forscher auch digitale 3D-Modelle. "Diese
errechnen wir mittels sogenannter Structure from Motion (SfM) Software aus
Digitalfotos der Grabungsflächen. Diese Modelle machen uns möglich, die
Grabungsflächen auch im Büro später dreidimensional von allen Seiten zu
betrachten", sagt Mertl.


Hintergrund:

Seit 2006 befasst sich Professor Sabine Hornung mit
Landschaftsarchäologie, leitete viele Grabungen. Die Professorin für Vor-
und Frühgeschichte wechselte von der Universität Mainz an die Saar-Uni.
Ihr Fokus liegt auf der Archäologie Ostgalliens - also unserer Großregion.
Sie erforscht, wie der Mensch seine Umwelt über die Jahrtausende geprägt
hat, wie er mit Krisensituationen umging, und beschäftigt sich
epochenübergreifend mit Mobilität und Migration, Kultur- und
Technologietransfer. Dafür betrachtet sie ganze Landschaften und ihre
Entwicklung durch die Zeit.





Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 24.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/703: Bielefeld - Historischer Stadtrundgang "Frauenleben in Bielefeld" am 28.10.2018


Stadtrundgang: Frauenleben in Bielefeld 



Bielefeld (bi) . Die Bielefelder Geschichte wurde nicht nur von
Männern bestimmt, sondern auch Frauen hatten daran einen wichtigen
Anteil. Das unterstreicht der historische Stadtspaziergang des
Historischen Museums am Sonntag, 28. Oktober. Karin Koenemann erinnert
an authentischen Orten an die Arbeiterinnen in der Textilindustrie,
die Bielefelds Wohlstand gemehrt haben. Aber auch die Lebensform der
Süstern im späten Mittelalter und bedeutende Frauen der Neuzeit wie
die Sängerin Sophie Crüwell stehen auf dem Programm des Rundgangs.
Treffpunkt ist um 11 Uhr an der Museumskasse, die Teilnahme kostet
fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. Oktober 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/702: Herten - Ausstellungsfahrt "1918/1919 - Frauen in die Politik" nach Frankfurt am 10.11.


Damenwahl! 1918/1919 - Frauen in die Politik

Fahrt zur Ausstellung im neuen Historischen Museum Frankfurt am 10.
November 2018



Herten. Das Kulturbüro der Stadt Herten veranstaltet am 10. November
eine Kulturfahrt zur Jubiläumsausstellung "Damenwahl! - 1918/1919 -
Frauen in der Politik" im Historischen Museum Frankfurt.

Am 19. Januar 1919 war es soweit! Frauen konnten in Deutschland zum
ersten Mal wählen und sich wählen lassen. Mit dem Ende des Ersten
Weltkriegs und der Novemberrevolution war der Weg frei für die
deutsche Demokratie und die politische Gleichstellung von Frauen und
Männern. Das Historische Museum Frankfurt richtet mit einer großen
Jubiläumsausstellung die Aufmerksamkeit auf Frauen, die zur Entstehung
der Weimarer Republik und zur Einführung des Frauenwahlrechts in
Deutschland beitrugen: auf die kämpferischen Revolutionärinnen, erste
Politikerinnen, bahnbrechende Pionierinnen und streitbare
Frauenrechtlerinnen. Nach der Führung durch die Sonderausstellung
besteht die Möglichkeit, individuell das Museum oder die Frankfurter
Innenstadt zu erkunden.

Ablauf der Fahrt:

8:15 Uhr Abfahrt Herten, Rathaus

12-13 Uhr Führung durch die Sonderausstellung

13-16:30 Uhr Zeit zur freien Verfügung/Rückfahrt um 16:30 Uhr

Preis und Anmeldung

Diese Fahrt beinhaltet Bustransfer, Führung, Kombi-Ticket 

(Sonderausstellung und Museum) und kostet 48 Euro pro Person.

Interessierte können sich bis zum 22. Oktober anmelden: Kulturbüro,
Sylvia Seelert, Tel. 0 23 66 / 303 543, s.seelert@herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Oktober 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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LESUNG - KINDER-UNI/199: Bocholt - Experimente mit Robotern, 3D-Druckern und Virtual Reality, 10./24.11.


Stadt Bocholt

JUNGE UNI in BOCHOLT: Kinder Experimentieren mit Robotern,
3D-Druckern und Virtual Reality

Exkursion ins Innovationszentrum Ulft (NL) am 10. und 24. November //
Jetzt anmeden



Bocholt (PID). Das deutsch-niederländische Gemeinschaftsprojekt der
JUNGEN UNI in Bocholt bietet deutschen und niederländischen Kindern
von 6 bis 16 Jahren am 10. und 24. November 2018 zwei spannende
Exkursionen an. Im Innovationszentrum der niederländischen
Nachbargemeinde Ulft können sie Roboter programmieren, 3D-Drucker
ausprobieren und virtuelle Realität ("Virtual Reality") erleben.

Der Bus startet um 13 Uhr vom JUNGE UNI-Standort am Stenerner Weg 14a,
Rückkehr ist um ca. 16:30 Uhr. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt, die
Plätze werden nach Anmeldeeingang vergeben. Interessenten können sich
auf der Webseite www.juboh.de anmelden.

Hintergrund

Die JUNGE UNI in Bocholt wird als Projekt "Kinder- und
Jugendhochschule - grenzüberschreitend" im Rahmen des
INTERREG-Programms Deutschland-Nederland mit Mitteln des Europäischen
Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE), der Stadt Bocholt und der
Gemeinde Oudeijsselstreek kofinanziert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. Oktober 2018

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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MUSEUM/841: Hanau - Familien-Märchen-Nachmittag in Schloss Philippsruhe am 4. November


Stadt Hanau

Familien-Märchen-Nachmittag in Schloss Philippsruhe am 4.
November



Kinder ab fünf Jahren und ihre Familien sind am Sonntag, 4. November
2018, um 15 Uhr zum Märchen-Nachmittag im Historischen Museum Hanau
Schloss Philippsruhe eingeladen. Zwei Märchenerzählerinnen des Hanauer
Märchenerzählkreises entführen die jungen Zuhörerinnen und Zuhörer für
rund eine Stunde in die abenteuerliche Welt von Prinzessinnen und
Prinzen, sprechenden Tieren und tapferen Helden. Während einer kleinen
Pause können die Räume des Schlosses auf eigene Faust erkundet werden.
Die Veranstaltung soll Lust auf das Brüder-Grimm-Mitmach-Museum
GrimmsMärchenReich machen, das im kommenden Frühjahr 2019 im Schloss
Philippsruhe eröffnet wird.

Der Preis beträgt für Kinder 2,50 Euro, Erwachsene zahlen 7 Euro und
Familienkarten können für 12 Euro an der Museumskasse erworben werden.
Aufgrund der begrenzten Plätze wird empfohlen, sich vorher per E-Mail
an museen@hanau.de oder telefonisch unter 06181 295-1799 anzumelden.
Weitere Informationen und Termine finden sich im
Veranstaltungskalender der Stadt Hanau unter www.museen-hanau.de.

Historisches Museum Hanau Schloss Philippsruhe

Philippsruher Allee 45, 63454 Hanau

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 25. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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THEATER - PUPPENTHEATER/293: Hamburg - Kulturcafé Komm du | "Kollin Kläff und der Weihnachtsmann" von und mit Maya Raue, 15.12.2018 - 2 Vorstellungen: 12 und 15 Uhr


Puppentheater für Kinder im Kulturcafé Komm du - Dezember 2018

"Kollin Kläff und der Weihnachtsmann" | Eine Weihnachtsgeschichte für Kinder von 2 bis 10 Jahren von und mit Maya Raue

Samstag, 15. Dezember 2018 - 12 bis 13 Uhr und 15 bis 16 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zum weihnachtlichen Puppentheater 'Kollin Kläff und der Weihnachtsmann' für Kinder ab 2 Jahren am Samstag, den 15.12.2018 um 12 und um 15 Uhr im Kulturcafé Komm du mit Fotos von Kollin Kläff, dem Schneemann, dem Weihnachtsmann und Puppenspielerin Maya Raue - Foto: © by Maya Raue]





Das Komm du lädt ein zu einem Puppentheater

am Samstag, den 15.12.2018, 12.00 bis 13.00 Uhr und 15.00 bis 16.00 Uhr

Maya Raue - "Kollin Kläff und der Weihnachtsmann"

Eine Weihnachtsgeschichte für Kinder von 2 bis 10 Jahren

"Ich liebe Weihnachten!" ruft die kleine Fee fröhlich in die Welt
hinaus. "Kekse backen, Weihnachtslieder singen und Wunschzettel
schreiben." Doch eine Erkältung kursiert am Nordpol und die
Wunschzettel werde nicht abgeholt. Kollin Kläff beschließt den
Postboten zu spielen und sammelt alle Zettel ein. Leider ist der
gefüllte Beutel für ihn zu schwer. Er braucht Unterstützung und
bittet den unerzogenen Hund Kalle Knall um Hilfe. Ob das gut geht?

Nach den Vorstellungen (jeweils ca. 40 Minuten Spielzeit) dürfen die
Kinder Kollin und seine Freunde ganz aus der Nähe kennenlernen, von
eigenen Erlebnissen berichten und mit den Puppen spielen.

Maya Raue spielt noch bis April 2019 einmal monatlich
Puppentheater im Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg - und
jedesmal ein anderes spannendes Abenteuer von Kollin Kläff und
seinen Freunden. Mit Herz und Humor agiert sie sowohl vor als auch
hinter der Bühne und erobert mit ihren selbstgeschriebenen
Geschichten die Herzen der kleinen und großen Zuschauer. 

Puppentheater "Kollin Kläff und der Weihnachtsmann" - Video:

 https://www.youtube.com/watch?v=MHt72WTT2TQ




Die Puppentheatervorstellungen beginnen um 12:00 und um 15:00 Uhr - Einlaß jeweils eine halbe Stunde vorher.

Kartenvorbestellung und Platzreservierung:

beim Puppentheater Maya Raue per Telefon: 040 / 18 20 48 76 

oder im Kulturcafé Komm du per Telefon:040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt: 6,- Euro pro Person und Vorstellung (Kinder zahlen ab 2 Jahren)




[image: Bereits seit vielen Jahren Stammgast im Kulturcafé Komm du: Kollin Kläff vor den liebevoll verzierten Cake Pops auf dem Kuchentresen - Foto: © by Maya Raue]

Nicht nur die Kinder lieben die leckeren Cake Pops im Kulturcafé Komm du

Foto: © by Maya Raue




KOLLIN KLÄFF - mobiles Puppentheater in Hamburg von Maya Raue

Kollin Kläff, das Hamburger Puppentheater aus Bergedorf, spielt
ohne Kasper, Hexe und Teufel für Kinder ab 2 Jahren lustige und
aufregende Geschichten zum Mitlachen und Mitmachen mit Handpuppen
von Living Puppets und Sigikid. 


Die Geschichten mit Kollin Kläff

- sind alle selbst geschrieben

- sind lustig, lehrreich und liebevoll

- Spieldauer ca. 40 Minuten

- Geeignet für Kinder von 2 bis 99 Jahren

- gespielt wird lebhaftes und aktives Puppentheater und die Kinder können mitmachen

- die Kinder dürfen zum Schluß die Puppen anfassen

- vor jeder Geschichte gibt es einen kleinen offen gespielten Stand Up Comedy Teil, so dass die Kinder die Puppenspielerin sehen können.


Weitere Informationen:

Kollin Kläff - Homepage

http://www.kollin-klaeff.de

Kollin Kläff Puppentheater für Kinder (mobiles Kindertheater)

https://www.youtube.com/watch?v=0CHA1YDdwFc

Mobiles Puppentheater Hamburg "Kollin Kläff" - Kasperletheater ohne Kasper, Hexe und Teufel!

https://www.youtube.com/watch?v=sUu6ZtIaJ5Y

Puppentheater ist wie Comedy für Kinder

https://www.youtube.com/watch?v=A9nGdTpzfuY




[image: Der Schneemann, der Weihnachtsmann und Puppenspielerin Maya Raue - Foto: © by Maya Raue]

"Kollin Kläff und der Weihnachtsmann" - Eine Weihnachtsgeschichte für Kinder von 2 bis 10 Jahren

Foto: © by Maya Raue




Über die Puppenspielerin:

Maya Raue kommt ursprünglich aus Köln und lebt jetzt mit ihren
beiden Kindern in Hamburg. Sie spielt ihre
selbstgeschriebenen Puppentheater-Geschichten auf Kinderfesten,
Jahresfeiern in Schulen und Kitas. Mit Herz und Humor bezieht sie
die Kinder mit ein. In ihren Geschichten geht es um Freundschaft,
Mut und Hilfsbereitschaft. Kollin Kläff, ihre Hauptfigur, erlebt in
jeder Geschichte ein 40-minütiges Abenteuer. Schon die Kleinsten
finden sich zurecht und werden zu Verbündeten. In Bergedorf spielt
sie ihre Puppentheaterreihe vom schlauen Hund fast jeden Sonntag,
sodass es kleine Fans von drei Jahren gibt, die manche Geschichten
auch schon zweimal gesehen haben. Seit 2015 treten Maya Raue,
Kollin Kläff und seine Freunde auch regelmäßig im Kulturcafé Komm du auf.


Vorschau auf die nächsten Termine der Puppentheatersaison 2018/2019 im Komm du:

19. Januar 2019 - 2 Vorstellungen

12 + 15 Uhr: Kollin und der freche Drache

Video: https://www.youtube.com/watch?v=MoH3h0E5M40

16. Febraur 2019 - 2 Vorstellungen

12 + 15 Uhr: Kollin und der dufte König

Video: https://www.youtube.com/watch?v=0CHA1YDdwFc

23. März 2019 - 2 Vorstellungen

12 + 15 Uhr: Kollin und die Gliterzschnecke

Video: https://www.youtube.com/watch?v=w5tNNvp7FCE

13. April 2019

12 + 15 Uhr: Kollin und der kleine Pirat

Video: https://www.youtube.com/watch?v=P8wEYanUZjo




[image: Blick von hinten auf den voll besetzten Zuschauerraum und die Bühne mit Maya Raue und dem Puppentheater - Foto: © 2016 by Schattenblick]

Volles Haus beim Puppentheater Kollin Kläff am 21. Januar 2016 im 'Komm du'

Foto: © 2016 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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TREFFEN/157: Berlin - Junges Literaturhaus, »Abgerechnet - von Zahlen, Zweifeln und Zusammenhalt«, 11.11.2018


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für November 2018

So 11.11., 11:00 Uhr

»Abgerechnet - von Zahlen, Zweifeln und Zusammenhalt«

LesArt im Jungen Literaturhaus

Eintritt frei



»Zwei mal Drei macht Vier« multiplizierte bereits Pippi Langstrumpf
munter drauflos - schließlich schlummert ja nicht in jedem ein
mathematisches Talent. Selbst Zahlenkünstler*innen geraten in
außergewöhnlichen Situationen aus ihrem logischen Konzept. Sylvia
Habermann und Sabine Mähne rechnen mit zahlreichen Kindern und Eltern
und hoffen, dass diese Eins und Eins zusammenzählen können.

Altersempfehlung: ab 6 Jahren

Eine Veranstaltung in Kooperation mit LesArt - Berliner Zentrum für
Kinder-und Jugendliteratur
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Eine skandalöse Gesellschaft - Schein und Sein

von Herbert Bertsch



"Es gibt kein richtiges Leben im falschen."(?)

 Adorno



Guy-Ernest Debord ist seit dem 30. November 1994 tot, aber mit dem Titel
seines Hauptwerks (deutsch): "Die Gesellschaft des Spektakels"(1967) könnte
er die aktuelle deutsche Situation trefflich charakterisiert haben, auch
wenn er die französische seiner Zeit beschrieb, analysierte und mit
Vorschlägen versehen hat, die was mit dem Motto zu tun haben könnten: So
geht's nicht.

Das hat er mit Adorno gemein, der zu fürchten schien, was sein auf den
Hauptsatz verkürztes Werk als Interpretationsmasse anrichten würde. Deshalb
hatte er zunächst eine eindeutigere Fassung zu Papier gebracht, die ihm
dann möglicherweise zu profan wirkte: "Es lässt sich privat nicht mehr
richtig leben." Bislang schien es anders in dem Land, in dem "man gut und
gerne lebt", wie die Bundeskanzlerin seit langem auch erfolgreich
verkündet. Und nun, für sie anscheinend unerwartet, eine bundesweit und
außerhalb verbreitete Erkenntnis, wie sie in elementarer Interpretation des
Adorno-Satzes lauten könnte: "Es gibt kein richtiges Sich-Ausstrecken in
der falschen Badewanne." Entweder kleiner werden oder in eine andere
Badewanne wechseln. Damit von der Metapher zum realen Leben.

Bei der Abwehr von Entscheidungen für die Zukunft wird gern "Sowohl als
auch" als Ausweg praktiziert. Ein verbreiteter Irrtum dabei, dies sei auch
Grundkonsens für die politischen Organisation der Gesellschaft, sei Wesen
von Demokratie und in Deutschland fast hinreichend vorhanden, nur,
eigentlich grundlos, von Rändern her bedroht. Diese sind deshalb zu
integrieren (historisch: die Rechten bei CSU/CDU), oder gegenteilig
(historisch: KPD und andere Linke) konsequent auszugrenzen. Aber nun bricht
Konkurrenz aus und in der Mitte auf, derer man sich so sicher war, weil die
gegenwärtigen Parlamentsparteien mit Ausnahme der Linken sich als
Volksparteien stilisieren. Freilich hauptsächlich zwecks Stimmensammlung,
womit Funktion und Sinn von Parteien als Interessenvertretung entschwinden.
Parteien und Staat sind eng verquickt statt scharfkantig, damit nicht mehr
verfassungskonform. Bei anderer Bedürftigkeit wird die Verfassung fast
jährlich geändert oder durch Spruch des Bundesverfassungsgerichts
angepasst. "Das Grundgesetz gilt als eine der am häufigsten geänderten
Verfassungen der Welt." Jüngste Revision am 13. Juli 2017. (Wikipedia). Bei
so viel Eifer hierzu kein Bedarf - oder nicht daran rühren?

Das Prinzip der "Volkspartei (en)" ähnelt übrigens sehr der maßgeblich von
Ulbricht entwickelten und praktizierten Konzeption der
"Menschengemeinschaft" in der DDR, wo man deshalb keine Parteien
herkömmlicher Fasson der Weimarer Republik brauchte, weil die wesentlichen
Interessengegensätze durch das sozialistische Prinzip überwunden wären.

Das jetzt auswuchernde System der "Volksparteien" haben die autokratischen
Demokraten aller Parteien nach 1945 in der BRD nicht mal im Ansatz
debattiert: Parteien waren im Grundgesetz-Verständnis Partei! Dennoch
offenbar erfolgreicher als jene, die mit vorgeblichen Bemühungen für das
Wohl aller werben. Als Konrad Adenauer, mit seiner eigenen Stimme - was ihm
von Gegnern als unanständig angekreidet wurde - Bundeskanzler wurde,
antwortete er: "Mehrheit ist Mehrheit" und regierte los. Ob diese Praxis
und die der Nachfolger als Machtausübung vor allem guter "Kommunikation und
Sprache" zu danken sei, erscheint da ziemlich unwahrscheinlich, auch wenn
die Bundeskanzlerin jüngst in der Sache Maaßen meinte, es käme auf die
"Vermittelbarkeit" an, offenbar nicht auf die Notwendigkeit, klare
Entscheidungen zu fällen: Tragbar oder nicht. Stattdessen die neue
"Vermittlung" an das Volk, nun sei alles gut, denn der in Rede Stehende
bekomme nicht mehr Geld. Da spektakelt es aber heftig, schon beim Rechnen.
Herr Maaßen bekommt 10.746,50 Euro Gehalt, pro Tag rund 360 Euro. Als
Staatssekretär hätten ihm 14.157,33 Euro zugestanden. Im Jahr wären das
rund 30.000 Euro mehr an Gehalt, diese Summe wird nun eingespart! Was aber
kostet die "einvernehmliche Lösung" tatsächlich, wenn für das bisherige
Gehalt eine zusätzliche Stabsstelle im Bundesinnenministerium erfunden
wurde? Der oder die oberste Verfassungsschützer(in) dürfte ja auch Gehalt
kriegen. In Summa also zusätzlich 128.958 Euro für die elegante Regelung.

Hier reden wir von Staatsgeld. Aber wie kommt die BRD damit klar, dass es
rechtens und "Werte"-gemäß vertretbar sei, in der Wirtschaft, ganz andere
Summen zu verteilen? Der Ex-VW-Chef Winterkorn darf als vermutet
Krimineller nicht in die USA, da dort ein Haftbefehl gegen ihn besteht. In
Deutschland hat er nach Abgang sein millionenschweres Gehalt bis 2016
weiterbezogen undkriegt jetzt im Ruhestand eine tägliche Rente von 3.100
Euro. Was sind da die 360 Euro Tagessatz für Herrn Maaßen, der immerhin
dafür beschäftigt wird? Weniger bekannt, dass Winterkorns Vorstandskollegin
Christine Hohmann-Dennhardt das gleiche Unternehmen bereits nach 13 Monaten
Beschäftigung (womit eigentlich?) verließ und dafür zusätzlich eine
Abfindung von über 13 Millionen kassierte. Ihr Hintergrund: Langjähriges
SPD-Mitglied, ehemalige Justizministerin in Hessen und
Bundesverfassungsrichterin mit entsprechenden Pensionsansprüchen. Und Herr
Gabriel: Er muss noch eine Karenzzeit bis März 2019 überstehen, mit
Übergangsgeld, versteht sich. Dann aber wird er in den Verwaltungsrat von
Siemens Alstom einziehen und lässt wissen, er freue sich schon darauf.
Zusätzlich wohl auch auf die Aussicht auf Vize-Kanzlerschaft, dies mit dem
Vorab-Segen der "Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände", der
jüngst schon seine Trennung von Angela Merkel als Bundeskanzlerin
andeutete. Etwa parallel zu diesen Vorgängen um und mit Geld diese
Mitteilung des Statistischen Bundesamtes, dass im Jahr 2014 21,4 Prozent
der Beschäftigten im Niedriglohnsektor tätig waren und dort weniger als 10
Euro Stundenlohn für sich erwirtschafteten.

Mit Blick auf die Auswirkung grundlegender Widersprüche, als
"Leistungsprinzip" verhüllt, hat Hans Richter, ein profilierter
Wirtschaftsstrafrechtler, so geurteilt: "Wir zerrütten auf diese Weise den
Rechtsstaat." Damit zu den wirklich reichen Deutschen und ihrem Anteil an
dieser "Zerrüttung"! Was und wie reguliert da der Staat? Geht ihn das
wirklich nichts an? Die Besitztümer der Reichen sind eine wesentlich
wirkungsvollere Interessen-Konstante als jegliche Parteien oder Regime;
manche in Generationen seit dem Mittelalter. Sie haben irgendwie alles
überstanden, mitunter mit Verlusten, sind aber immer wieder und weiter
gekommen. Nur zeitweilig war dies in Deutschland durch die DDR
unterbrochen. Nach deren Liquidierung wurde folgerichtig das vermeintliche
Unrecht geheilt. Auch das lohnt eine nähere Betrachtung über die Auswirkung
der übergestülpten Gesellschaft, die vermeintliche Angleichung der
Lebensverhältnisse in Ost und West auch bei Einfluss, Einkommensverteilung,
Reichtum und deren absehbare Konsequenzen dazu: Im Osten kein Platz für
Eliten, kein Aufstieg in Eliten, gesellschaftlich auch nicht für Bundes-
oder Bundestagspräsidenten nach ihrer Amtszeit.

Dies, die folgenden Angaben und sehr viel mehr dazu entnehme ich dem
empfehlenswerten "Nachschlagewerk" von Michael Hartmann "Die Abgehobenen.
Wie die Eliten die Demokratie gefährden", Campus Verlag Frankfurt/New York,
2018. Von Hartmann, einem Soziolagen mit dem Schwerpunkt Eliteforschung,
erschien bereits 2016: "Die globale Wirtschaftselite. Eine Legende" mit
verblüffenden Ergebnissen beim internationalen Vergleich mit den "deutschen
Zuständen":

"Unter den mehr als 500 Vorstandsmitgliedern der hundert größten deutschen
Unternehmen findet man ebenso wie unter den ungefähr 160 Staatssekretären
und Abteilungsleitern der Bundesministerien oder den fast 340 Richtern an
den Bundesgerichten jeweils nur eine Handvoll ehemaliger DDR-Bürger. Selbst
an den Gerichten in den neuen Bundesländern bekleiden sie nur 5,9 Prozent
der leitenden Positionen. Auf die Entwicklung in den neuen Bundesländern,
vor allem den rasanten Aufstieg der AfD, wird vor Ort zumeist von
Eliteangehörigen reagiert, deren Prägung in den alten Bundesländern
erfolgte. [...] Der Rechtspopulismus hat seine Erfolge zum größten Teil der
neoliberalen Politik der in den letzten Jahrzehnten herrschenden Eliten zu
verdanken sowie der schier unendlichen Zahl von Skandalen in diesen
Kreisen. Sie haben Personen wie Donald Trump oder Marine Le Pen erst stark
gemacht."

Fügen wir für Deutschland hinzu: Die Losung "Wir sind das Volk" genießt
keinen Patentschutz, kann also ungeahndet von jedermann gebraucht werden.
Wer ihr Weiterwirken befördert, muss begründet Besorgnis davor haben, wie
Volk ("der große Lümmel") auf bessere "Vermittlung" von Irrtümern künftig
reagiert. Vielleicht sind doch klare Entscheidungen angesagt.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 21/2018 vom 8. Oktober 2018, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 26. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6750: EU-Kommission lehnt italienischen Haushalt 2019 ab


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

EU-Kommission lehnt italienischen Haushalt 2019 ab

Von Alex Lantier und Marianne Arens

25. Oktober 2018



Am 23. Oktober hat die Europäische Kommission den Haushaltsentwurf Italiens
offiziell zurückgewiesen und behauptet, er verstoße gegen bereits
getroffene Vereinbarungen. Es ist das erste Mal überhaupt, dass die
EU-Kommission von einem ihrer Mitgliedstaaten verlangt, einen Haushaltsplan
umzuschreiben und erneut vorzulegen.

In dem Kampf, der sich an der Spitze der EU entfaltet, verfolgen beide
Seiten eine zutiefst reaktionäre Politik. Sowohl der pro-europäische
Flügel, als auch die reaktionären Nationalisten in Italien verfechten ihre
jeweilige Version der Austerität. Gleichzeitig versuchen beide Seiten, eine
Panik an den Finanzmärkten abzuwenden, die einen Zusammenbruch des
italienischen und globalen Marktes auslösen könnte.

Jetzt geht es vor allem darum, eine Perspektive zu entwickeln, um die
Arbeiterklasse in Italien und ganz Europa gemeinsam gegen die Sparpolitik
zu mobilisieren. Die nationalistische Demagogie des neofaschistischen
Innenministers Matteo Salvini ist genauso reaktionär und arbeiterfeindlich
wie die Sparpolitik der EU.

Am 18. Oktober richtete die EU ein Schreiben an Italien, in dem sie
Salvinis "Volkshaushalt" als "signifikante Abweichung" von früheren Plänen
kritisierte und um Klarstellung bat. Das Budget 2019, das Ministerpräsident
Giuseppe Conte vorgelegt hatte, bewegt sich zwar innerhalb der
Defizitgrenzen der EU-Maastricht-Kriterien, sieht aber ein Defizit vor, das
dreimal so hoch wäre wie in den Plänen der früheren Regierung Italiens.
Diese hatte ein Defizit von 0,8 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP)
vorgesehen.

Das EU-Schreiben löste einen Ausverkauf an den Anleihemärkten aus, worauf
Wirtschaftskommissar Pierre Moscovici einen "konstruktiven Dialog" mit Rom
ankündigte, um einen Crash zu verhindern. Seit dem letzten Börsenkrach im
Jahr 2008 halten die italienischen Banken schätzungsweise 260 Milliarden
Euro an notleidenden Krediten. Deshalb schätzte die Credit Suisse AG, dass
das italienische Bankensystem einem "unhaltbaren Druck" ausgesetzt wäre,
sollten die italienischen Anleihen noch tiefer fallen, und ihre Zinsen
diejenigen deutscher Anleihen um 4 Prozent übersteigen. Am 19. Oktober
erreichte dieser sogenannte "Spread" zwischen italienischen und deutschen
Anleihen bereits 3,41 Prozent.

Trotz der Zusagen Moscovicis, "konstruktiv" mit Italien zusammenzuarbeiten,
hat die EU-Kommission nun den italienischen Haushalt erneut beanstandet und
offiziell zurückgewiesen. Die EU-Kommissare fordern von der italienischen
Regierung, den Haushalt im Einklang mit dem EU-Spardiktat nachzubessern.
"Leider war die Klarstellung nicht überzeugend", sagte Valdis Dombrovskis,
der Vizepräsident der EU-Kommission, am Dienstagabend. "Die italienische
Regierung verstößt offen und bewusst gegen die eingegangenen
Verpflichtungen ... Es ist verlockend, zu versuchen, Schulden mit mehr
Schulden zu bekämpfen", sagte er. "Aber irgendwann werden es zu viele
Schulden."

Eine Ausführung des Portugiesen Mario Centeno, des neuen Eurogruppenleiters
der Finanzminister der Eurozone, wies die EU-Kommission zurück. Centeno
hatte Roms Antworten an die EU als "konstruktiv" bezeichnet und behauptet,
eine Einigung sei in Kürze zu erzielen.

Die italienische Regierung hat nun drei Wochen Zeit, um ihren Haushalt
umzuschreiben und erneut vorzulegen, oder sie muss mit einer Geldbuße in
Milliardenhöhe rechnen.

Italienische Politiker rufen in der Öffentlichkeit zum nationalen
Widerstand gegen Brüssel auf, während sie gleichzeitig der EU zu verstehen
geben, dass sie durchaus an einer Einigung mit der Bürokratie in Brüssel
interessiert sind. Salvini, der starke Mann des Regimes in Rom, erklärte:
"Nichts wird geändert, damit müssen sich die Herren Spekulanten abfinden.
Wir weichen nicht zurück ... Sie greifen nicht eine Regierung an, sondern
ein Volk. Diese Dinge bringen die Italiener noch mehr auf. Und dann
beschwert man sich darüber, dass die Europäische Union so unpopulär sei!"

Der zweite stellvertretende Premierminister, Luigi di Maio von der
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S), schrieb auf Facebook: "Dies ist der erste
italienische Haushalt, den die EU nicht mag. Ich bin nicht überrascht. Dies
ist der erste italienische Haushalt, der in Rom und nicht in Brüssel
geschrieben wurde."

Premierminister Giuseppe Conte äußerte sich jedoch vorsichtiger. Er sagte
zwar, es gebe in Rom "keinen Plan B" für einen anderen Haushalt, fügte
jedoch hinzu: "Wenn nötig, sind wir bereit, vielleicht eine Prüfung der
Ausgaben durchzuführen". Gegenüber Bloomberg News sagte Conte, er habe
"einen gewissen Spielraum, um Aspekte des Haushalts zu optimieren", aber
wenn man ihn auffordern werde, den Inhalt zu ändern, "wird es für mich
schwierig sein, weil ich das nicht akzeptieren kann".

Zweifellos kommt es jetzt in Rom hinter den Kulissen zu wütenden
Diskussionen über die Frage, wie man mit Brüssel eine Unterkunft finden
könne. Es wäre nicht das erste Mal, dass sich die Koalition aus M5S und
Salvinis Lega nach der EU gerichtet. Sie hat zum Beispiel schon im Frühling
ihren Vorschlag für den Wirtschaftsminister wieder zurückgezogen.
Ursprünglich hatte sie dafür den Ökonomen Paolo Savona, einen Gegner des
Euro, vorgesehen. Am Wochenende wies der Lega-Abgeordnete und Sekretär des
Ministerrats, Giancarlo Giorgetti, die Regierung darauf hin, dass sie das
systemische Risiko für das Finanzsystem nicht ignorieren könne.

Einflussreiche Kräfte der europäischen Bourgeoisie drängen ebenfalls
darauf, dass man mit der Regierung in Rom einen einvernehmlichen
Austeritätsvertrag abschließen solle. Wie zuvor bei der Syriza-Regierung
des griechischen Premierministers Alexis Tsipras soll die EU einen solchen
Deal durch Gespräche mit der nationalen Regierung erreichen. Diese
Strategie hat das Handelsblatt am 22. Oktober in einem Artikel unter
dem Titel "The sound of not criticizing Italy" dargelegt.

Dort schreibt Andreas Kluth im Handelsblatt: "Dieses ohrenbetäubende
Schweigen, das Sie in Berlin hören, stammt von prominenten Deutschen, die
(noch) nicht offen über Italien sprechen. Natürlich befürchten alle,
angefangen bei Bundeskanzlerin Angela Merkel, dass wir kurz vor der
Eurokrise 2.0 stehen könnten ... Aber wie sogar deutsche Politiker
verstehen, wäre im Moment das Schlimmste, was Deutsche tun könnten, Kritik
zu üben. Das würde die regierenden Populisten Italiens auf der linken wie
auf der rechten Seite bloß reizen ... Im Namen des Widerstands gegen
deutsche Tyrannei würden sie dann noch weiter über die Klippe des
Haushaltwahnsinns springen. Also muss die Ansprache aus Brüssel kommen,
nicht aus Berlin" (übersetzt aus dem Englischen).

Welche Manöver auch immer die unterschiedlichen Fraktionen europäischer
Regierungen planen, es führt zwangsläufig in einen größeren politischen
Zusammenbruch. Im März 2019 wird Großbritannien aus der EU ausscheiden. Nun
zeigt der Konflikt über das Haushaltsdefizit Italiens und seinen
Schuldenberg von 2,45 Billionen Euro (140 Prozent des italienischen BIP)
einmal mehr, dass die Grundlagen des europäischen Kapitalismus durch und
durch morsch sind.

Zehn Jahre sind seit dem Zusammenbruch der Wall Street 2008 vergangen. Nach
diesem Jahrzehnt des wirtschaftlichen Zerfalls und der gnadenlosen 
EU-Sparpolitik steht die italienische Wirtschaft immer noch schwächer da als
zuvor. In ganz Europa sind die Staaten verschuldet und finanzieren sich
hauptsächlich daraus, dass die Europäische Zentralbank massiv Geld druckt.
Ohne das wären sie praktisch bankrott. Zu den hoch verschuldeten Staaten
gehören neben Italien auch Griechenland (180 Prozent des BIP), Portugal
(126 Prozent), Spanien (99 Prozent) und Frankreich (98 Prozent). Selbst
Deutschland ist mit 63 Prozent des BIP über die 60 Prozent
Maastricht-Grenze hinaus verschuldet.

In Italien brodelt die soziale Wut. Die offizielle Arbeitslosigkeit beträgt
nach wie vor 9,7 Prozent und für Jugendliche 31 Prozent. Letztes Jahr hat
die EU-interne Umfrage "Generation What" [1] ergeben, dass mehr als die
Hälfte der europäischen Jugendlichen an einem "großen Aufstand" teilnehmen
würden. In Italien sagten zwei Drittel der jungen Menschen, dass sie daran
teilnehmen würden.

Die wichtigste Aufgabe, die jetzt vor Arbeitern und Jugendlichen in Italien
steht, ist ihre Hinwendung zur europäischen Arbeiterklasse. Im Kampf zur
Überwindung des kapitalistischen Systems muss die kollektive Stärke der
Arbeiterklasse ganz Europas mobilisiert werden.

Salvinis nationalistisches Geschrei, sein demagogischer "Volkshaushalt" und
seine heimlichen Absprachen mit der EU sind nichts weiter als eine
neofaschistische Falle für die Massen. Während er einen riesigen
Polizeistaatsapparat aufbaut und sich vorbereitet, Hunderttausende
Einwanderer abzuschieben, setzt Salvini seine eigene Version von Austerität
um. Sein Haushaltsplan 2019 sieht Milliarden Euro für das Militär, den
Polizeistaat und für Steuererleichterung für die Unternehmer vor, während
das Bürgereinkommen für alle Italiener von gerade mal 780 Euro pro Monat
sie zur Arbeit zwingen soll.

Salvini rüstet den Staat letztlich nicht nur gegen Flüchtlinge und
Migranten auf, sondern auch gegen den wachsenden Widerstand der ganzen
Arbeiterklasse gegen das Spardiktat.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/05/11/juge-m11.html
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graswurzelrevolution Nr. 432, Oktober 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Die GWR im Museum...
und die AfD wütet gegen ein "linksextremes Schmierblatt"



EDITORIAL

Liebe Leserinnen und Leser,

ist die Graswurzelrevolution reif fürs Museum? Allerdings. Am
21. September wurde in der RETRO STATION Recklinghausen die vom
rock'n'popmuseum und LWL-Museumsamt für Westfalen zusammengestellte
Wanderausstellung "Demos, Discos, Denkanstöße - die 70er Jahre in
Westfalen" eröffnet. In zwei Vitrinen sind dort auch Ausgaben der
Graswurzelrevolution (GWR) aus den Jahren 1972 bis 1974 zu
sehen. Zu hören und zu sehen sind unter anderem die GWR-Autoren und
Liedermacher Konstantin Wecker und Pit Budde (Ex-Cochise). Und
viele(s) mehr. Die sehenswerte Ausstellung kann bis zum 23. November
2018 in Recklinghausen besucht werden, bevor sie auf Wanderschaft geht
und bis April 2020 in Museen in Gronau, Gütersloh, Hemer, Brakel,
Bielefeld, Minden und Warstein gezeigt wird.(1)

Großer Andrang herrschte am 4. September 2018 im
Demokratisch-Kurdischen Gesellschaftszentrum in Münster beim
Streitgespräch "Anarchismus vs. Marxismus" mit dem Vorstandssprecher
des Linken-Kreisverbandes Münster, Karsten Schmitz, und mir. Es hat
mich gefreut, dass mich die Linke dazu eingeladen hat. Über 100
Menschen kamen zur Veranstaltung, die zuvor lediglich in sozialen
Medien beworben wurde. Etwa 2000 Leute verfolgten die Diskussion im
Livestream.(2) Das Interesse an einer Auseinandersetzung mit
anarchistischen Ideen ist erfreulich groß. Den ersten Teil der
Diskussion hat MünsterTube gefilmt und auch auf youtube
dokumentiert.(3)

Leider wird Anarchie in den Medien von taz bis BILD auch
heute noch oft mit Chaos und Terror gleichgesetzt. So wird ein
Zerrbild gezeichnet, dem nicht zuletzt auch die GWR etwas
entgegensetzen will. Es ist schön, dass viele Menschen der permanenten
Anarchie-Diffamierung zum Trotz ihre Berührungsängste in Bezug auf den
Anarchismus verloren haben. In diesem Zusammenhang finde ich es auch
gut, dass mich im September der taz-Redakteur Christian Jacob
im Auftrag der Bundeszentrale für politische Bildung zu einem
moderierten Streitgespräch mit Peter Rudolf, einem Vertreter des
militärstrategischen, regierungsnahen Thinktanks "Stiftung für
Wissenschaft und Politik", ins taz-Café Berlin eingeladen hat. Eine
Kurzversion der Debatte soll im BPB-Magazin Krieg oder Frieden
erscheinen.

Angenehmer war das Interview, das die Journalistin Leonie Krzistetzko
mit mir zum Thema Volkszählung und Informationelle Selbstbestimmung
geführt hat. Teile daraus sind in ihren am 19. September 2018 auf
Spiegel Online veröffentlichten Artikel "Volkszählungen. 'Es
gibt keine harmlosen Daten'" eingeflossen.(4) Lesenswert.

Gefreut haben wir uns auch über die Resonanz, die es auf die GWR 431
gab. Die junge Welt (5) rezensierte die Septemberausgabe
wohlwollend und viele GWR-Artikel wurden wieder von anderen
Internetseiten gespiegelt. Auch die linke Bundestagsabgeordnete Ulla
Jelpke zitierte in einer Presseerklärung aus der GWR 431.(6)


Rechte hetzen gegen GWR-Autor Andreas Kemper

Übel ist die Kampagne, die gerade von extrem rechten Kreisen gegen
GWR-Autor Andreas Kemper läuft.(7) Auslöser der AfD-Hetze ist der auf
Seite 1 der Graswurzelrevolution Nr. 431 erschienene Artikel "Björn
Höckes faschistischer Fluss. Der völkische Machiavellismus des
AfD-Politikers".(8) Aus dieser hervorragenden Analyse des Soziologen
hat der Leiter des Thüringer Landesamtes für Verfassungsschutz,
Stephan J. Kramer, in einer u.a. von den tagesthemen gezeigten
Presseerklärung zitiert(9), um damit die Beobachtung der AfD in
Thüringen durch den VS zu begründen.

Auf Twitter verbreitete die AfD-Fraktion Thüringen am 18. September
einen Tweet, in dem sie eine offensichtlich selbst gemachte Collage
eines Graswurzelrevolution lesenden VS-Chef Kramer unter dem Titel
"Verfassungsschutz macht sich linksextremes Gedankengut zu eigen"
zeigt, sowie den Text: "Der Präsident des Thüringer
Verfassungschutzes, @Stjkramer, erhob einen Text der anarchistischen &
linksextremistischen 'Graswurzelrevolution' zur offiziellen
Stellungnahme seines Landesamtes." (siehe Abb. auf Seite der Printausgabe 10).

Jörg Henke, der innenpolitische Sprecher der AfD-Fraktion im Thüringer
Landtag, diffamierte am 21. September die Monatszeitung für eine
gewaltfreie, herrschaftslose Gesellschaft als "linksextremes
Schmierblatt": "Um es noch einmal deutlich zu sagen: Der Präsident des
Thüringer Amtes für Verfassungsschutz macht sich die verfälschten
Argumente eines linksextremen Schmierblatts zu eigen, um Deutschlands
größte Oppositionspartei ins Visier zu nehmen."(10) Am 23. September
wetterte daraufhin BILD am Sonntag in ähnlichem Ton gegen die
"linksextreme" Graswurzelrevolution. BILD: "Die
Anarcho-Postille kämpft seit 1972 für die Abschaffung UNSERES
Staates."(11) BILD-Leser, aufgepasst! Jetzt die "Anarcho-Postille"
bestellen: www.graswurzel.net/service/abo

Zum Thema siehe auch die Stellungnahme von Andreas Kemper "Virtualität
und Würde" auf den Seiten 1 und 10 dieser GWR. Dort analysiert der
Publizist unter anderem auch die absurde Gleichsetzung von Neonazis
und Gewaltfreien Anarchist*innen durch die Extremismusideologie.


Libertäre Buchseiten

Als Supplement dieser GWR 432 findet Ihr eine neue Ausgabe der
Libertären Buchseiten (LiBu). In die Collage auf der LiBu-Titelseite
hat GWR-Zeichner Roy Brick viel Arbeit und Liebe gesteckt. Wir finden
sie so stark, dass wir sie in veränderter Form als Plakat der GWR 433
beilegen wollen. Ihr könnt Euch also auf ein cooles Poster in der
Novembernummer freuen.

Damit nicht genug: Wer uns bis zum 15. Oktober 2018 die Namen von
mindestens 30 der auf der LiBu-Titelseite abgebildeten Menschen und
Figuren an redaktion@graswurzel.net mailt oder mit der Post an die
Redaktion Graswurzelrevolution, Breul 43, 48143 Münster schickt, nimmt
an einer Verlosung teil. Zu gewinnen gibt es das druckfrische Buch aus
dem Verlag Graswurzelrevolution: Clara Wichmann. Vom revolutionären
Elan. Beiträge zu Emanzipationsbewegungen 1917-1922. Mit einer
biografischen Einleitung herausgegeben von Renate Brucker.(12)

Im November könnt Ihr dann in der GWR 433 nachlesen, wer alles auf dem
Plakat und der LiBu-Titelseite zu sehen ist.

Mit antifaschistischen Grüßen,

Bernd Drücke (GWR-Koordinationsredakteur)


ANMERKUNGEN

(1) Infos:
https://www.recklinghausen.de/Inhalte/Startseite/Ruhrfestspiele_Kultur/Musik_und_Theater/Kultur_Kommt/index.asp?form=detail&db=79&id=310104

(2) https://www.facebook.com/Linke.Muenster/videos/546235952500628/

(3) https://www.youtube.com/watch?v=JlmNp-fJve8

(4) http://www.spiegel.de/einestages/volkszaehlung-massenproteste-1983-boykottaufrufe-1987-a-1228667.html

(5)) https://www.jungewelt.de/artikel/339535.neu-erschienen.html

(6) https://www.ulla-jelpke.de/2018/09/zeit-des-wolfes/

(7)) Siehe: https://www.journalistenwatch.com/2018/09/16/unfassbar-thueringens-vs/ und https://www.unzensuriert.de/content/0027753-Thueringer-Verfassungsschutz-Chef-begruendete-AfD-Pruefung-mit-linksextremen-Zitaten

(8) https://graswurzel.net/431/hoecke.php

(9) https://www.pscp.tv/tagesschau/1vAGREyrleqKl?t=13

(10)Quelle: https://afd-thueringen.de/2018/09/henke-anschlag-auf-die-verfassung-durch-verfassungsschutzpraesident-kramer/

(11) https://www.bild.de/politik/inland/politik-inland/verfassungsschutz-chef-wehrt-sich-gegen-afd-vorwuerfe-57413280.bild.html

(12) Siehe: https://www.graswurzel.net/verlag/wichmann.php
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2306: Klasse im Werden


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 10 · Oktober 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Klasse im Werden

Einige Überlegungen zu den vorliegenden Texten

von Angela Klein



Wenn wir heute mehr Kreszentias hätten, müsste uns die Frage nach
dem Klassenbewusstsein nicht umtreiben, da hat Manfred Dietenberger
recht.


Es gibt verschiedene Gründe, weshalb sie uns doch umtreibt:
Viele Arbeiter wollen keine Arbeiter mehr sein, sondern zählen sich
lieber zur unteren Mittelschicht, selbst dann, wenn sie erbärmlich
wenig verdienen; das Bewusstsein, über den unmittelbaren Betrieb
hinaus zu einer gemeinsamen Klasse zu gehören, hat sich stark
verflüchtigt - obwohl das Bewusstsein, dass es ein Unten und ein Oben
gibt und dass das ungerecht ist, eher zugenommen hat; die Zahl der
Arbeitenden im kapitalistischen Produktionsprozess hat, auf
Deutschland bezogen, stark abgenommen, Ausdünnung und Aufsplitterung
der Großbetriebe haben die Konzentration und auch die Kampfkraft der
Arbeitenden objektiv geschwächt; und schließlich ist "die
Arbeiterklasse" für viele, die in gesellschaftlichen Kämpfen aktiv
sind, zumal für die Jüngeren, kein Bezugspunkt mehr. Jörg Miehe
beschreibt das als Verlust ihrer hegemonialen Rolle.

Trotzdem gibt es unbestreitbar Klassenkampf, gibt es zahllose
gesellschaftliche Kämpfe gegen das Kapital, gibt es Errungenschaften
und Niederlagen. Wie passt das zu dem Gesagten? Und wer kämpft da,
wenn es nicht die Arbeiterklasse ist?

Lidia Cirillo (S.13) unterscheidet zwischen Arbeitern
(Proletariern), Arbeiterklasse und Arbeiterbewegung. In der
Alltagssprache - und im Alltagsbewusstsein - werden die Begriffe
häufig synonym verwendet, was den Blick auf die Wirklichkeit eher
verstellt, als sie aufhellt. Die Unterscheidung ist allerdings
wichtig, vor allem die zwischen Arbeitenden und Arbeiterklasse. Auch
Jörg Miehe trifft sie, wenngleich er den Begriff Klasse anders
definiert, und kommt deshalb bei seinen Berechnungen dazu, dass es
2008 9,8 Millionen Arbeiter in der BRD gab, er aber nur 6,4 Millionen
zur Arbeiterklasse zählt.

Laut Cirillo liegt der Unterschied im Kern darin: "Arbeiter"
beschreibt eine Person, die zur Mehrwertproduktion beiträgt und
manuell tätig ist. Der Begriff "Klasse" umschreibt mehr, hier kommt
ein subjektives Moment hinzu, nämlich die Fähigkeit, kollektiv zu
handeln und sich in diesem Handeln als Widerpart des Kapitals zu
erkennen. Zur Klasse können dann auch solche gehören, die in einem
weiteren Sinn zu den Lohnabhängigen zu rechnen sind. Sie gehören aber
nicht automatisch dazu, wie die Definition nahelegt: Arbeiterklasse
sind alle, die ihre Arbeitskraft verkaufen müssen. Der Begriff
"Bewegung" geht noch einen Schritt weiter und impliziert
längerfristige Formen der Organisierung von gesellschaftlichen
Interessen.

Der Begriff Klasse ist von allen der unschärfste, eben weil er dieses
aktive Moment enthält. Nach dem englischen Historiker E. P. Thompson,
auf den sich nicht nur Cirillo, sondern auch etliche andere Marxisten,
vor allem aus dem angelsächsischen Bereich berufen, ist Klasse nicht
einfach die Summe der Individuen, die eine bestimmte Position im
kapitalistischen Produktionsprozess bekleiden, sondern umschreibt ein
aktives Verhältnis zur entgegengesetzten Klasse (der Klasse der
Kapitalisten): ein Verhältnis der Ausbeutung, des Konflikts, des
Kampfs. UND: Klasse beschreibt nicht allein das Verhältnis zur
entgegengesetzten Klasse, sondern auch ein Verhältnis zwischen den
Mitgliedern derselben Klasse. Ohne Kampf also keine Klasse, aber ohne
kollektiven Zusammenhalt auch nicht. Die Tatsache allein, dass
Arbeitende im selben Produktionsprozess stehen und vom selben
Kapitalisten ausgebeutet werden, macht aus ihnen noch keine Klasse. Zu
erklären bleibt dann immer noch, wie, auf welchem Weg die gemeinsame
Ausbeutung zu solchen Beziehungen zwischen den Arbeitenden und
gegenüber dem Kapitalisten führt, dass sie zur "Klasse" werden.


Die zentrale Rolle der Erfahrung

Den zentralen Zwischenschritt zwischen dem objektiven Sein und dem
Klassenbewusstsein sieht Thompson in der konkreten "Erfahrung": Wie
Ausbeutung, Entfremdung, das Verhältnis zu den anderen Kollegen
erfahren wird, bestimmt die Herausbildung von Klasse, nicht die
Tatsache allein, dass es sie gibt - obwohl sie natürlich Voraussetzung
dafür ist, dass sich Klasse bilden kann. Die Vorstellung, dass das
gesellschaftliche Sein als solches, unmittelbar, bereits das
Bewusstsein prägt, lehnt Thompson ab, das Sein als solches erlaubt
ganz unterschiedliche Erfahrungen. Will man nun herausarbeiten, wie
Klassenbewusstsein entsteht, bedarf es der konkreten historischen und
soziologischen Analyse.

Klasse ist in diesem Verständnis also sowohl ein Verhältnis als
auch ein Prozess: Klasse ist keine objektive Gegebenheit,
sondern bildet sich heraus, baut sich auf, verändert sich,
wird.

Diese Sichtweise ist für die Frage: "Wo findet sich Klassenkampf heute
und wie äußert er sich?" höchst wertvoll. Ihr größtes Verdienst ist,
dass sie die Frage der Herausbildung von Klassenhandeln und
Klassenbewusstsein aus der Zwangsjacke der soziologischen Bestimmungen
befreit. Die Klasse bildet sich dann nicht mehr allein im
Produktionsbetrieb heraus, sondern in allen Kämpfen, die sich bewusst
gegen das Kapital richten. Und das ist so ziemlich überall, da
gleichzeitig das Kapital dabei ist, sich systematisch auch noch den
letzten Winkel gesellschaftlichen Lebens zu unterwerfen. Zum
Klassenkampf gehört also der Kampf gegen RWE im Hambacher Forst ebenso
wie der Kampf gegen die Privatisierung von Wohnen, Gesundheit, Energie
und Wasser, oder der Kampf gegen die Unterwerfung der öffentlichen
Daseinsvorsorge unter Kriterien der privatwirtschaftlichen
Rentabilität, oder gegen die Rüstungsindustrie. Die Klasse wird
weiblicher und migrantischer, denken wir nur an den diesjährigen
8.März in Spanien, wo die Frauenbewegung die Gewerkschaften, die
Hausbesetzer und viele andere soziale Bewegungen hinter sich
hergezogen hat.

Die Suche danach, wo sich heute eventuell noch Klassenbewusstsein
findet, das mit dem früherer Jahrzehnte vergleichbar wäre, ist dann
müßig und eher hinderlich bei der Erkenntnis, wie sich
Klassenbewusstsein unter den heutigen Bedingungen artikuliert.
Vor lauter Fixierung auf die traditionelle Besetzung eines Begriffs
geht da der Blick für das, was sich heute herausbildet, flöten.


Ohne Einheit kein Bewusstsein

Klassenbewusstsein setzt das sich Herausbilden als Klasse voraus. Ohne
kollektives Handeln kann es nicht existieren. Es kann aber auch nur
existieren, wenn diese Kollektivität über den einzelnen Kampf hinaus
anhält und eine regelmäßige Struktur herausbildet, die dem Gift der
kapitalistischen Konkurrenz und der neoliberalen oder
nationalistischen Propaganda dauerhaft etwas entgegensetzt.

Die erste und wichtigste Zutat für die Herausbildung von
Klassenbewusstsein ist das, was Alexandra Willer im Interview auf
Seite 5 über den Streik gegen den Personalmangel am Uniklinikum Essen
beschreibt: "Es ist möglich, ein Bewusstsein davon zu entwickeln, dass
sie [die Beschäftigten an den Krankenhäusern] dieselben Probleme und
Gegner haben wie die Beschäftigten der anderen Branchen... Letztlich
wird sich auch für die Arbeitenden im Gesundheitswesen erst dann
wirklich etwas ändern, wenn sie und die Arbeitenden der anderen
Branchen anfangen, gemeinsam zu kämpfen." Der Kern ist die Herstellung
der Einheit im Kampf. Und für die revolutionäre Propaganda bedeutet
das, Zusammenhänge herzustellen, wo die kapitalistische Wirklichkeit
sie auseinanderreißt.

 * 
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FRAGEN/075: Reinhard Pohl von Gegenwind - "Ausländerfeindlichkeit entsteht dort, wo es zu wenige Informationen gibt" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reinhard Pohl von Gegenwind: 

"Ausländerfeindlichkeit entsteht dort, wo es zu wenige Informationen gibt"

Interview von Milena Rampoldi, ProMosaik, 24. Oktober 2018



Reinhard Pohl von Gegenwind [1] spricht im Interview über die
Hauptziele seiner Initiative und von der Bedeutung, sich durch
Information für Flüchtlinge einzusetzen.

Welche sind die Hauptziele von Gegenwind?

Der "Gegenwind" ist eine Zeitschrift für Schleswig-Holstein von und
für Initiativen. Mit der Herausgabe ermöglichen wir es Initiativen,
ihre Positionen und Informationen an die Öffentlichkeit zu bringen.
Das betrifft Initiativen auf unterschiedlichsten Gebieten:
Wohnungsnot, Globalisierung, Flüchtlinge, Frauenrechte, Umweltschutz,
Verkehrsplanung, Klimapolitik und vieles andere. Sie senden uns
Beiträge, die namentlich unterschrieben sein müssen, wir
veröffentlichen einmal im Monat die Zeitschrift. Finanziert wird alles
durch die Abonnements, die auch die Verbreitung der Zeitschrift
sichern.

Was machen Sie für Asylanten und Flüchtlinge?

Für Flüchtlinge setzen wir uns ein, indem wir auch aus diesem Bereich
Beiträge von Initiativen veröffentlichen. Darüber hinaus machen wir
regelmäßig Interviews mit Flüchtlingen, so dass diese sich selbst zu
ihren Fluchtgründen und den Bedingungen ihrer Aufnahme hier äußern
können.

Darüber hinaus geben wir parallel zur Zeitschrift eine Broschürenreihe
heraus. In ihrer werden einerseits Herkunftsländer und Fluchtursachen
thematisiert, andererseits Fragen der Aufnahme hier, zum Beispiel der
Ablauf des Asylverfahrens, die Aneignung interkultureller Kompetenz,
der Umgang mit Rassismus. Diese Broschüren werden online und im
Buchhandel angeboten und bundesweit verkauft. Oft werden auch Päckchen
für Seminare bestellt, weil sich die Broschüren gut als Unterlagen für
die Teilnehmerinnen und Teilnehmer einer Fortbildung eignen.

Als drittes beteiligen wir uns mit Veranstaltungen, indem wir zum
Beispiel Referate zu diesen Themen anbieten. Das sind Veranstaltungen
zu einzelnen Herkunftsländern, auf Wunsch auch mit Dolmetscherin oder
Dolmetscher, also zweisprachig. Wenn sie - nur - auf Deutsch sind, ist
es auch möglich, auf mehrere Länder und die Zusammenhänge einzugehen.
So haben wir schon Veranstaltungen zu Syrien, Irak und dem Islamischen
Staat angeboten. Oder zu Äthiopien, Eritrea und Somalia. Oder zu
Afghanistan und Iran. Die Konflikte, die letztlich dazu führen, dass
die Flüchtlinge das Land verlassen müssen, entstehen ja nicht
isoliert, sondern stehen im Zusammenhang miteinander. Wenn sich die
Situation in Äthiopien verändert, wie es seit April diesen Jahres der
Fall ist, hat das natürlich auch Auswirkungen auf die vergleichsweise
kleinen Nachbarländer Somalia und Eritrea. Und es hat damit
Auswirkungen auf die Asylanträge und das Bleiberecht von Flüchtlingen
hier.

Andere Veranstaltungen informieren über das Asylrecht oder das
Aufenthaltsrecht hier in Deutschland, auch über humanitäre Lösungen
für diejenigen, deren Asylantrag abgelehnt wurde. Dabei geht es oft
auch um die örtlichen Aspekte, weil die einzelnen Ausländerbehörden
eine leicht unterschiedliche Praxis haben, humanitäre Lösungen
anzuwenden. In den verschiedenen Regionen Schleswig-Holsteins oder in
Hamburg gibt es auch verschiedene Beratungsmöglichkeiten und
Hilfeangebote - Flüchtlinge haben oft so wenig Mittel zur Verfügung,
dass sie Angebote nur regional nutzen können.

"Asylant" ist ein Schimpfwort, das nach der Vereinigung von BRD und
DDR von Nazis geprägt wurde, um die Opfer ihrer Anschläge zu
entmenschlichen. Wir weisen bei Veranstaltungen darauf hin, dass
solche Ausdrücke von uns nicht verwendet werden.

Auf wie viel Widerstand stoßen Sie in Ihren Regionen, wenn es um
Unterstützung von Ausländern und Flüchtlingen geht?

Wir stoßen auf keine Widerstände. Das liegt sicherlich auch daran,
dass Schleswig-Holstein nach dem Zweiten Weltkrieg die Bevölkerung
durch Flüchtlinge mehr als verdoppelte. Daher ist es hier bekannt,
dass das Zusammenleben organisiert werden muss, damit alle von der
Aufnahme von Flüchtlingen profitieren können. Da zur Zeit (Herbst
2018) nur noch wenige Flüchtlinge die Grenzsicherung überwinden
können, plant die Landesregierung ein zusätzliches Aufnahmeprogramm
für Flüchtlinge, über das verschiedene Beiträge in der Zeitschrift
erschienen sind. Auch diese Aufnahme stößt natürlich auf keine
Widerstände.

Außerdem sind Zeitschrift und Broschüren der rechten Szene nicht so
zugänglich wie Online-Veröffentlichungen. Zu Veranstaltungen tauchen
erfahrungsgemäß diejenigen, die Flüchtlinge oder Ausländerinnen und
Ausländer allgemein ablehnen, nicht auf. Kritische Fragen dagegen gibt
es durchaus, zum Beispiel nach der Rate der Kursabbrecher im
Deutschunterricht oder nach Gewalt innerhalb von Familien - aber
Veranstaltungen sind ja genau dazu da, solche Probleme zu besprechen
und gemeinsam Lösungen zu finden.

Warum sind Ihre Hefte zu den Herkunftsländern so wichtig?

Man kann mit den aufgenommenen Flüchtlingen besser zusammenleben, sich
besser auf ihre Bedürfnisse einstellen und ihre Fragen besser
verstehen, wenn man ihre Herkunft und die Bedingungen in den
Herkunftsländern kennt. Außerdem zeigen alle Erfahrungen: Vorurteile
oder Widerstände gegen die Aufnahme von Flüchtlingen entstehen vor
allem dort, wo Informationen fehlen.

Die Flüchtlinge, die kommen, werden ja zentral aufgenommen, aber dann
in Schleswig-Holstein in die Kreise, in Hamburg in die Bezirke
verteilt. Wer sich dort anbietet, als Freiwillige oder Freiwilliger
Flüchtlinge mit Nachhilfe für Schulkinder, Begleitung bei
Behördengängen oder auch der Vorbereitung von Familienfesten zu
unterstützen, weiß vorher nicht, aus welchem Herkunftsland diejenigen
kommen, die in ihrer oder seiner Nachbarschaft landen. Insofern hilft
es, dass man sich durch die Broschüren schnell über ein Herkunftsland
informieren kann, wenn die Frage auftaucht.

Die Broschüren werden regelmäßig überarbeitet, wenn sie ausverkauft
sind und nachgedruckt werden. Jedes Mal können wir auch die Fragen und
Einwände aus Veranstaltungen verwenden, damit die Überarbeitung sie
noch lebensnaher und benutzerfreundlicher macht. Soweit wir hören,
merkt man das den Broschüren auch an. Sie sind weder am Schreibtisch
noch bei Länderreisen entstanden, sondern viele Informationen kommen
durch Beiträge von hier lebenden Flüchtlingen in Veranstaltungen
zusammen.

Wie können wir Ausländerfeindlichkeit am besten bekämpfen?

Ausländerfeindlichkeit entsteht dort, wo es zu wenige Informationen
gibt und "Ausländer" als Gruppe verstanden werden, deren Mitglieder
identische Eigenschaften haben. Sobald es Informationen gibt, ist es
möglich, zwischen einer Studentin aus Schweden und einem Bauarbeiter
aus Nigeria zu unterscheiden, der Begriff "Ausländer" als gemeinsamer
Begriff für beide wird unsinnig.

Außerdem ist es wichtig, Ausländerfeindlichkeit und Rassismus beim
ersten Aufkommen kompromisslos abzulehnen.

Was haben Sie bisher mit Gegenwind erreicht und was wünschen Sie
sich für die Zukunft?

Wir haben ein stabiles Unterstützer-Feld geschaffen, das in allen
Kreisen und Orten in Schleswig-Holstein existiert. Wir wünschen uns,
dass es später auch in Hamburg ein ähnlich hilfreiches und stabiles
Umfeld aus Leserinnen und Lesern sowie Autorinnen und Autoren gibt.


Erstveröffentlicht bei:

https://promosaik.blogspot.com/2018/10/reinhard-pohl-von-gegenwind.html


Anmerkung:

[1] http://www.gegenwind.info/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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REPORTAGE/534: Das Erste - Anker oder Albtraum? 27.10.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 22. Oktober 2018

BR im Ersten

Deutschlandreportage: Anker oder Albtraum?

Von Birgit Meißner und Susanne Fiedler

Samstag, 27. Oktober 2018, um 16.30 Uhr im Ersten



Der Syrer Anas wurde in einem der neu geschaffenen "Ankerzentren" in
Deutschland untergebracht, der "Anker-Einrichtung Oberfranken" im
Bamberger Osten. Seine Familie ist im Krieg umgekommen, er selbst hat
es nach Deutschland geschafft. Die BR-Autorinnen Birgit Meißner und
Susanne Fiedler erhielten als erste Medienvertreter eine Genehmigung,
sich in dem "Ankerzentrum" umzusehen und mit Menschen zu sprechen, die
dort leben und arbeiten. Ihre Reportage wird am Samstag, 27. Oktober
2018, um 16.30 Uhr im Ersten ausgestrahlt.

Anas aus Syrien hat eine Odyssee hinter sich. Er erzählt, wie er sich
über die Türkei und Griechenland nach Deutschland gekämpft hat,
nachdem seine ganze Familie im Syrien-Krieg ums Leben gekommen ist. In
Bamberg wird der 23-Jährige registriert, und nun liegt seine gesamte
Hoffnung in der "Anker-Einrichtung Oberfranken" - mit Platz für rund
1.400 Asylbewerber.

Die Unterkunft ist eines der neu geschaffenen sogenannten Ankerzentren
in Deutschland. In der Bamberger Einrichtung sind Vertreter
zuständiger Behörden vor Ort, vom BAMF bis zum zuständigen
Verwaltungsgericht. Ziel ist es, durch die enge Koordinierung
innerhalb von acht Wochen über einen Asylantrag zu entscheiden. Doch
kann das funktionieren, bei über 15 Nationalitäten auf einem Areal,
ohne Beschäftigung für die Betroffenen, ohne eine gemeinsame Sprache
und Kultur?

Das Filmteam des Bayerischen Rundfunks erhielt die Erlaubnis, ohne
Auflagen hinter die Kulissen der Bamberger Asylunterkunft zu blicken.

Einrichtungsleiter Markus Oesterlein ist vom Konzept des neuen
Ankerzentrums überzeugt. Gerade erst hat er einen Shuttlebus für die
Flüchtlinge in die Stadt organisiert - gegen große Widerstände der
Bevölkerung. Er gibt zu, dass es zwischen den Flüchtlingen immer
wieder zu Konflikten kommt. Über 300 Polizeieinsätze gab es im
vergangenen Jahr, die Polizei betont, dass es bisher zu keinen
schweren Straftaten gekommen sei.

In Block 5 ist Anas untergebracht, gemeinsam mit sechs anderen Männern
aus Syrien. Die Verwaltung achtet darauf, dass Landsleute
zusammenwohnen - sofern die Nationalitäten überhaupt klar sind. Selbst
zu kochen ist verboten, stattdessen gibt es eine riesige Kantine auf
dem Gelände. Genau bei den Dreharbeiten im September gab es einen
großen Brand, die Ursache wird noch ermittelt.

Seine erste Anhörung hatte Anas bereits. Nun wartet und hofft er.
Schnelle Entscheidungen scheinen nur in Theorie und Statistik gut zu
funktionieren - ein Jahr Wartezeit ist keine Ausnahme. Zum Beispiel
die kurdisch-syrische Familie von Ali. Ali hat drei Kinder und lebt
schon seit mehr als eineinhalb Jahre in Bamberg. Inzwischen fühlt er
sich psychisch am Ende. Seine Familie ist über Litauen eingereist, nun
könnte er nach dem Dublin-Abkommen dorthin zurückgeschickt werden. Wie
sieht die Zukunft der Familie aus?

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 22. Oktober 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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MELDUNG/1776: WDR 5 - Christian Brückner, Gala zum 75. Geburtstag, 27.10.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Bitte einen Tusch! 

Christian Brückner - Gala zum 75. Geburtstag

WDR 5, die WDR Big Band und die lit.COLOGNE gratulieren Christian
Brückner

WDR 5 spezial 

Samstag, 27.10.2018, 21.04 - 23.00 Uhr, WDR 5



WDR 5 präsentiert die Litcologne spezial. Wir übertragen aus dem WDR
Funkhaus die Gala für den Sprachverzauberer Christian Brückner im
Video-Livestream. WDR 5, die WDR Big Band und die Litcologne
gratulieren ihm zum 75. Geburtstag.

Die Litcologne spezial ist im Herbst 2018 mit zahlreichen
Veranstaltungen und vielen prominenten Gesprächspartnern zu Gast im
WDR Funkhaus. WDR 5 zeichnet die unten aufgeführten Lesungen des
internationalen Literaturfestivals auf und sendet sie zeitversetzt im
Radio-Programm. Ausgewählte Veranstaltungen übertragen wir im
Video-Livestream.

Die Geburtstagsfeier für Christian Brückner, der als Sprachverzauberer
Brücken schlägt zwischen Text und Hörer. Mit der WDR Big Band, Elke
Heidenreich und Anneke Kim Sarnau. Wir übertragen die Veranstaltung ab
19.30 Uhr live aus dem WDR Funkhaus.


Christian Brückner wird 75 - und geht einem nie wieder aus
dem Ohr 

Es war ein Job neben dem Studium. Christian Brückner synchronisierte
1967 Warren Beatty in "Bonnie and Clyde" - ohne zu ahnen, was daraus
wird. Er wurde der berühmteste deutsche Synchronsprecher, Stimme von
Robert de Niro und vielen anderen. Jetzt wird er 75.

Litcologne spezial - Internationales Festival des Bücherherbstes |
litcologne

https://www.litcologne.de/


ZeitZeichen: 17.10.1943 - Geburtstag von Christian Brückner

https://www1.wdr.de/radio/wdr5/sendungen/zeitzeichen/christian-brueckner-110.html

 * 

Quelle:

Programmtip vom 16. Oktober 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2739: Deutschlandfunk - Klassik-Pop-et cetera mit dem Mandelring Quartett, 27.10.18 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Das Mandelring Quartett

Samstag, 27. Oktober 2018, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Das Mandelring Quartett gehört zu den besonderen Ensembles, die
überwiegend aus Geschwistern bestehen. Nanette, Sebastian und Bernhard
Schmidt gründeten das Mandelring Quartett 1983 und spielen bis heute
in dieser Formation. Mehrmals wechselte hingegen die Violabesetzung -
seit 2015 vervollständigt der Bratscher Andreas Willwohl das Quartett.
Wettbewerbsgewinne wie 1991 der Sieg beim ARD-Musikwettbewerb
befeuerten die internationale Karriere. Heute zählt das Mandelring
Quartett zu den besten Streichquartetten weltweit. Ein besonderes
Faible hat das Ensemble für Gesamtaufnahmen. Aktuell arbeitet das
Mandelring Quartett an der Gesamtaufnahme der Streicherkammermusik von
Johannes Brahms.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 16. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2738: Deutschlandfunk Kultur - Lieder von Hanns Eisler aus dem amerikanischen Exil 1938-1948, 27.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Hanns Eisler

Lieder aus dem amerikanischen Exil 1938-1948

Holger Falk, Bariton

Steffen Schleiermacher, Klavier

Die besondere Aufnahme

Samstag, 27. Oktober 2018, 22.00 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Er war Österreicher und schrieb die Nationalhymne der DDR; er ging bei
dem Zwölfton-Pionier Arnold Schönberg in die Lehre und suchte den
Kontakt zu den Massen; er komponierte linksradikale Kampflieder und
besang deutsche Auen: Hanns Eisler ist eine ebenso widersprüchliche
wie spannende Erscheinung der Musikgeschichte. Rund 500 Lieder
komponierte er insgesamt, eine Auswahl daraus haben der Bariton Holger
Falk und der Pianist Steffen Schleiermacher eingespielt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 16. Oktober 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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THEMENREIHE/340: Deutschlandfunk Kultur - "Wirklichkeit im Radio". Die Geschichte des Radiofeatures, ab 27.10.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 25.10.2018

Aus den Archiven zurück ins Programm: Die Geschichte des
Radiofeatures

Neue Sendereihe: "Wirklichkeit im Radio" 

ab 27. Oktober, an jedem letzten Samstag im Monat ab 18.05 Uhr im
Deutschlandfunk Kultur



Das Radio war immer der Wirklichkeit auf der Spur. In immer neuen
Zugängen und Anläufen, manchmal Irrwegen.

Die Redaktion "Künstlerisches Feature" von Deutschlandfunk Kultur hat
sich auf eine Entdeckungsreise in die Rundfunkarchive begeben und
Hunderte historischer Radiofeature, Hörbilder und O-Ton-Hörspiele
gehört. Entscheidend war nicht die Etikettierung, sondern die Frage
nach dem dokumentarischem Anspruch: Wie und mit welchen Mitteln kommt
die Realität ins Radio - und was können wir heute davon lernen?

Ausgewählt wurden etwa 35 Sendungen. Kein Best-of, sondern eine
Spielwiese. Keine Hall of Fame, sondern Anregungen zum wachen Hören.
Kein Kanon, sondern die Geschichte eines Genres, das seine ganze
Bandbreite zeigen soll.

Zum Beispiel: Ein Roadmovie durch den deutschen Herbst. Die Anatomie
des Scheiterns einer Landkommune. Tage und Nächte in einer
Rockerkneipe. Eine Lebensbeichte in der Badewanne. Originaltöne,
Soundscapes, Erzählerinnen und Erzähler unterschiedlichster Couleur.

Die neue Sendereihe Wirklichkeit im Radio ist ab dem 27. Oktober an
jedem letzten Samstag im Monat ab 18.05 Uhr im Deutschlandfunk Kultur
zu hören. Den Auftakt markieren das im Jahr 1949 entstandene "Hörbild
über den Kamienna-Prozess in Leipzig" von Peter von Zahn und das zu
den Vorboten bundesdeutscher Dokumentarliteratur gehörende "Ende der
Anfrage" von Christian Geissler aus dem Jahr 1965.

Die Sendereihe Wirklichkeit im Radio nachhören unter:

deutschlandfunkkultur.de/hoerspiel-und-feature

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/409: Hanau - "Die Frau des Polizisten" am 26. November 2018


Die Frau des Polizisten

Veranstaltungsreihe des Frauenbüro Hanau erinnert an 100 Jahre
Frauenwahlrecht



Im Rahmen dieser Reihe präsentiert einen Film zum Nachdenken - am
Montag, 26. November, im Kinopolis Hanau zu sehen. "Die Frau des
Polizisten" erzählt von der Gewalt zwischen Mann und Frau und lässt
das Publikum Zeuge davon werden. Dabei wird gezeigt, wie die Mutter
trotz Gewalt die Seele des Kindes mit Liebe zu retten versucht. Der
Film ist in 59 Kapitel gegliedert, die von einer langen Schwarzblende
getrennt sind. Ein ungewöhnliches Format, das den Zuschauer zwingt,
seine medialen Sehgewohnheiten abzulegen und sich auf die quälende
Langsamkeit der Geschichte einzulassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KURSUS/1844: Unna - Bildbearbeitung und Videoschnitt ab 7. November 2018


VHS-Aktuell: Bildbearbeitung und Videoschnitt bei der VHS



Kreisstadt Unna. Grundlagenschulungen und Workshops zur
Bildbearbeitung und zum Videoschnitt starten bei der VHS ab dem 7.
November 2018.

Bildbearbeitung mit Gimp und Videoschnitt mit Magix Video Deluxe sind
sehr beliebt. Die neuen VHS-Seminare führen in die Nutzung der
Programme ein und vertiefen das Wissen in Workshops mit viel Raum für
individuelle Fragen. Und wer seine Fotos mit Geodaten für ein
Fotoalbum oder eine Fotostory versehen möchte, kann auch dies bei der
VHS lernen.

Detaillierte Seminarbeschreibungen zu den Angeboten sind im aktuellen
VHS-Programmheft ab Seite 42 sowie auf Seite 46 zu finden. Die Kurse
sind auch im Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf,
EDV, IT" im Unterbereich "EDV und IT - Bildbearbeitung / Video / Ton"
zu finden. Und natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV
Andreas Barre gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas
Barre, Tel.: 02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. Oktober 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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DEMENZ/402: Interview zur Trendwende bei Neuerkrankungen (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 3/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Trendwende bei den Neuerkrankungen?

Interview mit Horst Bickel



Fragen an Dr. Horst Bickel, Technische Universität München

Alzheimer Info: In den vergangenen Jahren haben
unterschiedliche Studien darauf hingewiesen, dass die Zahl der
Erkrankten in den westlichen Ländern nicht so stark ansteigt wie
befürchtet. Welche Faktoren werden für den Rückgang der Zahlen
verantwortlich gemacht?

Dr. Horst Bickel: Tatsächlich haben mehrere Studien in
Nordamerika und Westeuropa einen Rückgang des Neuerkrankungsrisikos
beobachtet. Welche Ursachen dafür verantwortlich gemacht werden
können, ist jedoch noch weitgehend unklar. Nicht sehr wahrscheinlich
ist es, dass ein einzelner Faktor für diesen Rückgang ausschlaggebend
war. Dafür bieten die bisherigen Studien keinen Anhaltspunkt. Eher
sind es die allgemein verbesserten Lebensbedingungen, die zu größerer
Gesundheit beigetragen haben, namentlich die erfolgreichere Vorbeugung
und Behandlung von kardiovaskulären Erkrankungen wie Bluthochdruck,
Diabetes und Schlaganfällen, die Reduktion des Rauchens, größere
körperliche und geistige Aktivität, gesündere Ernährung sowie eine
gestiegene Bildung und die damit verbundene Steigerung der kognitiven
Reservekapazität.

Mehr Bewegung, geistige Anregung und gesunde Ernährung werden zur
Demenzprävention empfohlen. Kann man diesen Zusammenhang
wissenschaftlich belegen?

Aus zahllosen Studien wissen wir, dass es Beziehungen zwischen
körperlicher Aktivität, geistiger Regsamkeit, vernünftiger Ernährung
und dem Demenzrisiko gibt. Diese Beziehungen wurden allerdings nahezu
ausschließlich in so genannten Beobachtungsstudien festgestellt.
Streng genommen handelt es sich dabei zwar nur um Indizien, denn für
einen Beweis von kausalen Zusammenhängen reichen die Ergebnisse von
Beobachtungsstudien nicht aus. Dennoch kann man sagen, dass derjenige,
der aktiv etwas gegen sein Demenzrisiko unternehmen will, gut beraten
ist, wenn er die aus Beobachtungsstudien abgeleiteten Empfehlungen
befolgt. Es ist nämlich sehr unwahrscheinlich, dass wir in absehbarer
Zeit zweifelsfreie Kenntnisse über ursächlich wirksame
Präventionsmaßnahmen besitzen werden. Denn diese Kenntnisse setzen
aufwändige Studien voraus, die teilweise aus ethischen Gründen,
generell aber aus ganz praktischen Gründen nicht durchführbar sind.

Wie wird sich die Zahl der Demenzerkrankungen in den nächsten Jahren entwickeln?

Wir können davon ausgehen, dass die Zahl der Menschen mit Demenz
ansteigen wird. Das liegt vor allem am Wachstum der Altenbevölkerung
und an der weiterhin steigenden Lebenserwartung, die für eine Zunahme
der Höchstbetagten sorgt. Nach und nach rücken jetzt die Angehörigen
der geburtenstarken Baby-Boom-Jahrgänge zwischen Nachkriegszeit und
Pillenknick ins Alter vor. Dadurch kommt es auf Jahrzehnte hinaus zu
einem Anstieg der Altenbevölkerung. Blieben die Erkrankungsraten
konstant, so würde sich die Zahl der Demenzerkrankungen bis zum Jahr
2060 ungefähr verdoppeln. Die schon erwähnten Rückgänge im
Krankheitsrisiko, die in manchen Studien beobachtet wurden, lassen
jedoch hoffen, dass die Zunahme weniger steil sein wird. Wie hoch
genau sie ausfällt, lässt sich im Augenblick von niemandem verlässlich
beziffern. Keinesfalls sollte man sich jedoch im Vertrauen auf
sinkende Erkrankungsrisiken der Illusion hingehen, die
gesellschaftliche Herausforderung durch Demenzen schwäche sich bald
schon ab. Dies wird in den nächsten von Alterung geprägten vier
Jahrzehnten nicht der Fall sein.


Internet:

www.deutsche-alzheimer.de / Unser Service → Informationsblätter

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 3/18, S. 3 - 4

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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DEMENZ/401: Alle 100 Sekunden - Zahl der Demenzkranken in Deutschland steigt weiter (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 3/18

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Alle 100 Sekunden

Zahl der Demenzkranken in Deutschland steigt weiter

von Alzheimer Info



Alle 100 Sekunden erkrankt in Deutschland ein Mensch an Demenz. Rund
1,7 Millionen Menschen leben hierzulande derzeit mit einer
Demenzerkrankung. Die meisten von ihnen sind von der
Alzheimer-Krankheit betroffen. Jahr für Jahr treten mehr als 300.000
Neuerkrankungen auf. Infolge der demografischen Veränderungen kommt es
zu weitaus mehr Neuerkrankungen als zu Sterbefällen unter den bereits
Erkrankten. Aus diesem Grund nimmt die Zahl der Demenzkranken
kontinuierlich zu. Sofern kein Durchbruch in Prävention und Therapie
gelingt, wird sich nach Vorausberechnungen der Bevölkerungsentwicklung
die Krankenzahl bis zum Jahr 2050 auf rund 3 Millionen erhöhen. Dies
entspricht einem mittleren Anstieg der Zahl der Erkrankten um 40.000
pro Jahr oder um mehr als 100 pro Tag. In der älteren Bevölkerung ohne
deutsche Staatsangehörigkeit gibt es etwa 48.000 Erkrankte. Die Zahl
der Menschen mit Demenz, die noch nicht das 65. Lebensjahr erreicht
haben, beträgt mehr als 25.000.

Diese Zahlen sind Ergebnisse einer Neuberechnung, die der Epidemiologe
Dr. Horst Bickel von der Technischen Universität München für die
Deutsche Alzheimer Gesellschaft (DAlzG) vorgenommen hat. Alle zwei
Jahre berechnet er auf der Basis aktueller Bevölkerungsdaten die
wichtigsten Zahlen zu Demenzerkrankungen für die DAlzG. Dazu gehört
unter anderen die Verteilung und Erkrankungswahrscheinlichkeit nach
Altersgruppen, Geschlecht und Region.

Die DAlzG veröffentlicht diese Berechnungen im "Infoblatt 1: Die
Häufigkeit von Demenzerkrankungen". Das aktuelle Infoblatt wurde im
Juni fertig gestellt und steht seitdem auf der Internetseite der DAlzG
zum kostenlosen Download zur Verfügung.

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 3/18, S. 3

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 26. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





FORSCHUNG/767: Was die Zelle entarten lässt (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 23.10.2018

Was die Zelle entarten lässt

Welche Ursachen sind für die Entstehung von Tumoren der Nebenniere
verantwortlich? Dieser Frage gehen Wissenschaftler aus Würzburg und Berlin
in einem neuen Forschungsprojekt auf den Grund.



Die Nebennieren des Menschen sind wahre "Chemiefabriken": Sie produzieren
mehr als 40 verschiedene Hormone - darunter so prominente Vertreter wie
Cortisol, Adrenalin, Aldosteron und die Sexualhormone - und spielen
dementsprechend bei der Regulation einer Vielzahl von Prozessen des
menschlichen Körpers eine wichtige Rolle.

Gleichzeitig sind Nebennieren die Organe des Menschen, in denen sich am
häufigsten gutartige Neubildungen entwickeln. "Gutartige Tumoren der
Nebenniere findet man bei etwa zwei bis drei Prozent der Bevölkerung",
erklärt Professor Martin Fassnacht. Der Mediziner ist Leiter des
Schwerpunkts "Endokrinologie und Diabetologie" an der Medizinischen Klinik
I des Würzburger Universitätsklinikums (UKW).

Jetzt leitet Fassnacht gemeinsam mit der Privatdozentin Dr. Cristina
Ronchi, die dem Bereich Translationale Tumorendokrinologie vorsteht, und
Dr. Sascha Sauer (ehemals auch Würzburg, jetzt Gruppenleiter am
Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin Berlin) ein neues
Forschungsprojekt, das die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) in den
kommenden drei Jahren mit rund 440.000 Euro finanziert. Ziel des Projekts
ist es, die molekularen Prozesse zu identifizieren, die für die Entstehung
von Tumoren der Nebenniere verantwortlich sind, und damit möglicherweise
Schlüsselfragen der Krebsbiologie zu lösen. Gleichzeitig soll aber auch
geklärt werden, warum bestimmte Tumoren Hormone produzieren und anderen
nicht.

Gutartige Tumoren sind häufig, bösartige selten

Dass sie an einem gutartigen Tumor der Nebenniere erkrankt sind, bekommen
viele der Betroffenen nicht mit. "In der Mehrzahl der Fälle machen diese
sich nicht bemerkbar", sagt Martin Fassnacht. Beschwerden und Symptome
treten in der Regel erst auf, wenn dieser Tumor selbst Hormone produziert,
was bei etwa jedem Dritten der Fall ist. Dann entwickeln sich
Krankheitsbilder wie etwa das Cushing- oder das Conn-Syndrom, die je nach
Stärke und Ausprägung mit einer erhöhten Sterblichkeit einhergehen.

Im Gegensatz zu den gutartigen Tumoren ist der Nebennierenkrebs selten:
Jährlich treten in Deutschland 80 bis 120 neue Fälle auf. Allerdings sind
die Chancen auf eine Heilung gering. Auch nach der kompletten
chirurgischen Entfernung des Tumors kommt es bei 60 bis 70 Prozent der
Patienten zu einem Rückfall. Kaum besser ist der Erfolg der zur Zeit
einzigen zugelassenen medikamentösen Therapie: Nur etwa 20 bis 30 Prozent
der Patienten profitieren langfristig davon, so dass dringend neue
Therapieansätze benötigt werden.

Genauer Blick auf die einzelne Zelle

Warum in der Nebenniere gutartige Tumoren entstehen und Hormone
produzieren beziehungsweise welche Faktoren die Entwicklung bösartiger
Tumoren in Gang setzen: Darüber rätselt die Wissenschaft bislang noch.
"Die pathogenen molekularen Mechanismen sind in beiden Fällen in vielerlei
Hinsicht noch unklar", sagt Cristina Ronchi. Ändern soll sich das in den
kommenden drei Jahren mit Hilfe der Erkenntnisse, die das Forscherteam in
dem jetzt gestarteten Projekt zu gewinnen hofft. Die Wissenschaftler
wollen dafür ihren Blick auf die einzelnen Zellen des Tumorgewebes
fokussieren.

"Die Zellen eines Tumors stammen in der Regel von einer einzigen,
gemeinsamen Zelle ab und weisen charakteristische Veränderungen im Erbgut
auf, die für das ungebremste Wachstum verantwortlich sind", erklärt Sascha
Sauer. Trotzdem unterscheiden sich diese Zellen häufig in ihrem Wachstum
und in ihrem Potenzial, Metastasen zu bilden. Verantwortlich dafür sind
weitere Mutationen und eine spezielle Selektionsdynamik, die während des
Tumorwachstums auftreten. Und genau hierauf fokussieren die
Nebennierenforscher nun: Sie schauen sich in den Tumoren mit
hochspezialisierten Techniken jede Tumorzelle und ihr Erbgut einzeln an.
Mit dieser neuartigen Methodik erwarten sie völlig neue Erkenntnisse über
die Tumoren als Ganzes.

Strategien für eine verbesserte Therapie

Das detaillierte Wissen über diese unterschiedliche Entwicklung der
Tumorzellen wird nach Ansicht der Arbeitsgruppe das Verständnis der
Tumorentstehung deutlich verbessern und in der Folge Strategien für eine
verbesserte Therapie aufzeigen. Und das nicht nur für Tumoren der
Nebenniere: Fassnacht und sein Team sind davon überzeugt, dass ihr Ansatz
dazu in der Lage ist, Schlüsselfragen in der Krebsbiologie zu beantworten,
sodass sich ihre Erkenntnisse auch auf andere Tumorarten übertragen
lassen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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KREBS/1195: Brustkrebsmonat Oktober - Junge Frauen im Fokus (idw)


Deutsche Krebshilfe - 23.10.2018

Brustkrebsmonat Oktober: Junge Frauen im Fokus

Forscher wollen krankheitsauslösende Gene identifizieren



Hamburg (wad) - Jede zehnte Frau in Deutschland, die an Brustkrebs
erkrankt, ist noch keine 45 Jahre alt. Experten vermuten, dass viele der
jungen Betroffenen erblich vorbelastet sind: Sie sind Trägerinnen eines
oder mehrerer schädlich veränderter Gene, die den Tumor entstehen lassen.
Die bereits bekannten Hochrisikogene wie etwa BRCA1 oder BRCA2 sind
allerdings nur für höchstens ein Viertel der Fälle bei jungen Frauen
verantwortlich. Ein Hamburger Forscherteam macht sich nun auf die Suche
nach bisher noch nicht identifizierten Brustkrebsgenen. Die Deutsche
Krebshilfe unterstützt das Projekt mit rund 209.000 Euro.

Jedes Jahr erhalten in Deutschland rund 71.900 Frauen die Diagnose
Brustkrebs. Damit ist diese Krebsart mit Abstand die häufigste
Krebserkrankung der Frau. Bei etwa fünf bis zehn Prozent der Betroffenen
lässt sich das Entstehen eines Brusttumors auf eine angeborene genetische
Veranlagung zurückführen. Ursache dafür sind schädliche Veränderungen in
den sogenannten Risikogenen wie beispielsweise BRCA1 oder BRCA2. Frauen,
die die veränderten Gene tragen, haben ein stark erhöhtes Risiko, im Laufe
ihres Lebens an Brustkrebs zu erkranken.

Unbekannte Risikogene ausfindig machen

"Die bereits identifizierten Gene wie BRCA1 oder BRCA2 tragen aber nur bei
einem geringen Teil der Patientinnen dazu bei, dass familiärer Brustkrebs
speziell schon in sehr jungen Jahren auftreten kann", erläutert Dr.
Kerstin Borgmann von der Klinik für Strahlentherapie und Onkologie des
Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf. Mit ihrem Team ist die Biologin
auf der Suche nach bisher unbekannten Genen, die bei Patientinnen unter 45
Jahren die Krankheit auslösen. "Die betroffenen Frauen können dann
engmaschiger auf Veränderungen in der Brust kontrolliert und bei Bedarf
behandelt werden. Je früher ein Tumor diagnostiziert wird, desto
erfolgreicher und schonender ist die Therapie."

Gerd Nettekoven, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Krebshilfe, betont:
"Durch wissenschaftliche Erkenntnisse und medizinische Fortschritte in den
letzten Jahren sind die Heilungs- und Überlebenschancen von Patientinnen
mit einem Mammakarzinom deutlich gestiegen. Die Deutsche Krebshilfe
fördert auch in Zukunft innovative Forschung auf diesem Gebiet, um die
Situation der Betroffenen weiter zu verbessern."

Rat und Hilfe bei familiärem Brustkrebs

Für Frauen mit einer erblichen Belastung für Brustkrebs ist ein spezielles
und engmaschigeres Früherkennungsprogramm über das Mammographie-Screening
hinaus sinnvoll. Beim Deutschen Konsortium Familiärer Brust- und
Eierstockkrebs finden Ratsuchende und Patientinnen entsprechende
Unterstützung. Das deutschlandweite Verbundprojekt - welches von der
Deutschen Krebshilfe auf den Weg gebracht wurde - umfasst 18 universitäre
Zentren und bietet ein umfassendes Versorgungskonzept für Betroffene an:

https://www.konsortium-familiaerer-brustkrebs.de/

Kompetenten Rat in schriftlicher Form stellt die Broschüre "Familiärer
Brust- und Eierstockkrebs" der Deutschen Krebshilfe bereit. Weitere
Informationsmaterialien zur Früherkennung, Therapie und Nachsorge von
Brustkrebs können Betroffene und Interessierte kostenlos unter der
Telefonnummer 0228 / 7 29 90-0 bei der Deutschen Krebshilfe bestellen oder
unter 

www.krebshilfe.de/infomaterial-fuer-betroffene herunterladen. 

Eine persönliche Beratung bieten darüber hinaus die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Informations- und Beratungsdienstes der Deutschen
Krebshilfe INFONETZ KREBS unter der kostenlosen Rufnummer 

0800 / 80708877.

Hintergrundinformation: Familiärer Brust-und Eierstockkrebs

Verantwortlich für familiär auftretenden Brustkrebs sind in vielen Fällen
Veränderungen (Mutationen) in den beiden bekanntesten sogenannten
Brustkrebsgenen mit den Abkürzungen BRCA1 und BRCA2 (aus dem Englischen
für Breast Cancer = Brustkrebs). Sowohl Vater als auch Mutter können
Träger des Gen-Defekts sein und ihn von Generation zu Generation an die
Nachkommen weitervererben. Frauen mit einer Mutation im BRCA-Gen erkranken
auch häufiger an Eierstockkrebs. In den betroffenen Familien kommt
erblicher Brust- und Eierstockkrebs gehäuft vor und kann bereits in jungen
Jahren auftreten (vor dem 50. Lebensjahr). Wenn Brustkrebs beidseitig
auftritt oder auch männliche Familienmitglieder erkrankt sind, kann dies
ebenfalls ein Hinweis auf genetisch bedingte Ursachen sein.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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LEBER/252: Forschung - Unordnung in der Leber (idw)


Max-Planck-Institut für Biochemie - 22.10.2018

Unordnung in der Leber



Eine dauerhaft erhöhte Kalorienzufuhr führt zur Einlagerung von
Fetttröpfchen in der Leber. Diese sogenannte Fettleber kann das Organ
nachhaltig schädigen. Forscher am Max-Planck-Institut für Biochemie (MPIB)
in Martinsried bei München haben jetzt die Auswirkungen der Krankheit auf
die Leberproteine untersucht. Sie wiesen nach, dass die Lokalisierung und
Aktivität zahlreicher Proteine in der Zelle bei der Fettleber verändert
sind. Die Studie, die in der Fachzeitschrift Developmental Cell erschien,
zeigt den Effekt der Fetteinlagerung auf grundlegende zellbiologische
Prozesse der Leber.

Die kalorien- und fettreiche Ernährung in vielen Weltregionen, inklusive
Europa und Nordamerika, kann zu vielfältigen gesundheitlichen Problemen
führen. Durch das häufig entstehende Übergewicht wird das
Herz-Kreislauf-System stark belastet, aber auch die Leber kann in Folge dieser Ernährung
geschädigt werden. Es wird geschätzt, dass ungefähr 30 Prozent der
Bevölkerung von einer sogenannten Fettleber betroffen sind. Dies
bezeichnet eine zunächst reversible Einlagerung von Fetttröpfchen in die
Leberzellen. Langfristig kann die Fetteinlagerung zu einer Entzündung und
irreversiblen Schäden der Leber führen. Die Auswirkungen der Fetttröpfchen
auf die Biologie der Leberzellen wurde jetzt von Forschern der Abteilung
"Proteomics und Signaltransduktion" von Matthias Mann am MPIB in
Martinsried näher untersucht. Die Studie entstand in Zusammenarbeit mit
der Gruppe von Ralf Jungmann am MPIB sowie mit Wissenschaftlern vom
Helmholtz-Zentrum München und der Universität Harvard, USA.

Unordnung in der Proteinverteilung

Die Leber ist eines der vielseitigsten Organe des Menschen. Neben der
Entgiftung des Bluts nimmt sie eine zentrale Rolle im Stoffwechsel von
Zuckern, Eiweißen und Fetten ein. Die Nahrungsbestandteile können
vorübergehend in Leberzellen gespeichert werden. Leberzellen, wie auch die
meisten anderen Zellen von hoch entwickelten Lebewesen, besitzen
verschiedene Organellen. Dies sind funktionell und strukturell abgegrenzte
Bereiche innerhalb der Zellen. Die Forscher nutzen moderne Methoden der
Massenspektrometrie, um die Gesamtheit der Proteine, das Proteom, der
Zellorganellen zu bestimmen. Die Massenspektrometrie ist eine Art
molekulare Waage, mit der Proteine identifiziert werden.

Die Forscher untersuchten die Proteinzusammensetzung der Organellen aus
Leberproben von normal und kalorienreich ernährten Mäusen. Ähnlich wie bei
Menschen führt eine erhöhte Kalorienzufuhr bei Mäusen zu einer Verfettung
der Leber. "Bei 20 Prozent der Proteine konnten wir zeigen, dass sie durch
die Fettleber in anderen Organellen vorkamen als bei gesunden Organen. Die
Fetttröpfchen in den Zellen binden an ihrer Oberfläche hunderte
verschiedene Proteine. Diese werden dadurch von anderen Prozessen und
Organellen abgezogen", erklärt Natalie Krahmer, Postdoktorandin am MPIB
und Erstautorin der Studie. Sie ergänzt: "Die entstehende Unordnung zeigt,
dass es nicht nur wichtig ist, ob und in welcher Menge Proteine in Zellen
vorkommen, sondern auch wo." An den Fetttröpfchen fanden die Forscher
zudem Proteine, deren Funktion noch gänzlich unbekannt ist.

Anstoß für einen Teufelskreis

Besonders stark betroffen von den Ortsänderungen waren die Proteine des
Golgi-Apparats. Der Golgi-Apparat ist ein Zellorganell, das für die
Bildung von Transportbläschen in der Zelle verantwortlich ist. "Wir
konnten einen Teufelskreis beobachten: Durch die hohe Zahl der
Fetttröpfchen ist die Struktur des Golgi-Apparats verändert und die
Aktivität in den Leberzellen reduziert. Da der Golgi-Apparat aber für das
Ausscheiden von Fett aus der Zelle notwendig ist, was der Zellverfettung
entgegenwirkt, schreitet der Prozess daher umso schneller fort. Daher
könnte die Wiederherstellung der Golgi-Struktur ein Therapieziel sein, um
die Leberverfettung auszubremsen", so Krahmer.

Zusätzlich untersuchten die Forscher das Auftreten von molekularen
Proteinschaltern, sogenannten Phosphorylierungen, mithilfe der am MPIB
entwickelten Methode EasyPhos. Durch Phosphorylierungen kann die Aktivität
von Proteinen geändert werden. Viele der Proteine, deren Lokalisierung in
der Fettleber verändert war, hatten auch Veränderungen der
Phosphorylierung. "Aus den Ergebnissen können wir jedoch nicht schließen,
ob dies Folge oder Ursache der veränderten Lokalisierung ist", erläutert
Krahmer.

MPIB-Direktor Matthias Mann fasst die aktuellen Forschungsergebnisse
zusammen: "Momentan gibt es - abgesehen von Ernährungsveränderungen -
keine Therapieoptionen für die Fettleber. Die zellbiologischen
Auswirkungen waren aber auch noch weitgehend unverstanden. Durch unsere
Ergebnisse können hoffentlich Therapieziele identifiziert werden, mit
denen sich das Fortschreiten der Leberverfettung aufhalten lässt."
Anknüpfungspunkte für weitere Forschung gäbe es mit der Beeinflussung des
Golgi-Apparats, den unbekannten Proteinen an den Fetteinlagerungen und der
veränderten Phosphorylierung jedenfalls genug. [CW]


Originalpublikation:

N. Krahmer, B. Nafaji, F. Schueder, F. Quagliarini, M. Steger, S. Seitz,
R. Kasper, F. Salinas, J. Cox, N.H. Uhlenhaut, T.C. Walther, R. Jungmann,
A. Zeigerer, G.H.H. Borner, M. Mann: 

Organellar proteomics and phospho-proteomics reveal subcellular reorganization in diet-induced hepatic
steatosis, Developmental Cell, Oktober 2018

DOI: 10.1016/j.devcel.2018.09.017
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LEBER/251: Ultraschallverfahren zur Erkennung von Leberkarzinomen (idw)


Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 22.10.2018

Bis zu 40 Prozent mehr Leberkarzinome entdecken - dank Ultraschallverfahren



In Deutschland erkranken jährlich circa 9000 Menschen an Leberkrebs. Ein
gängiges Verfahren zur Diagnose ist die Ultraschalluntersuchung. Wenn die
Ultraschalldiagnostik mit speziellen Bluttests kombiniert wird, können
Leberkarzinome sogar schon in einem sehr frühen Stadium entdeckt werden.
In einer aktuellen Metaanalyse fanden US-Forscher heraus, dass so 40
Prozent mehr Tumoren frühzeitig erkannt werden. Experten der Deutschen
Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin e.V. (DEGUM) machen vor diesem
Hintergrund auf die Relevanz einer qualitativ hochwertigen Diagnostik
aufmerksam.

"Je früher ein Leberkarzinom erkannt wird, desto besser sind auch die
Chancen auf Heilung", sagt DEGUM-Experte Professor Dr. med. Christoph
Sarrazin. Das Problem sei jedoch, dass die Erkrankung häufig spät entdeckt
würde, da sie in einem frühen Stadium oft nur unspezifische, allgemeine
Beschwerden verursache. "Insofern ist die Erkenntnis der amerikanischen
Forscher sehr wertvoll für die Krebsdiagnostik" so Sarrazin, Hepatologe am
Leberzentrum Wiesbaden. Mögliche Anzeichen eines Leberkarzinoms sind
Oberbauchschmerzen, Übelkeit, Appetitlosigkeit und eine unerklärliche
Gewichtsabnahme. Auch ein Schwächegefühl, eine erhöhte Temperatur ohne
erkennbare Ursache und eine tastbare Schwellung unter dem rechten
Rippenbogen können auf ein Leberkarzinom hindeuten. Wer mehrere dieser
Anzeichen wahrnehme, solle sich dringend untersuchen lassen, rät der
Experte.

Bei der Diagnose des Leberkarzinoms ist die Ultraschalldiagnostik das
Mittel der ersten Wahl. "Mit der Sonografie des Bauchraumes können wir
auch recht kleine Lebertumoren entdecken. Der Einsatz von Kontrastmitteln
kann dabei hilfreiche zusätzliche Informationen liefern", sagt Sarrazin.
Die Sonografie hat gegenüber anderen Verfahren wie der Computertomografie
(CT) den Vorteil, dass sie strahlenfrei und somit besonders
gesundheitsschonend durchgeführt werden kann. Zudem ist sie für den
Patienten schmerzfrei.

Eine Herausforderung war bislang die frühe Diagnose des Leberkarzinoms, da
die Tumoren im zirrhotisch veränderten Lebergewebe im Anfangsstadium
häufig noch extrem klein, schlecht abgrenzbar und somit schwieriger zu
finden sind. Hier gibt es nun Hoffnung: Laut Erkenntnissen von
US-Forschern, die auf einer Metaanalyse aus 32 Studien beruhen, können die
Karzinome auch in einem frühen Stadium gut entdeckt werden, wenn neben der
modernen Ultraschalldiagnostik bei Risikopatienten auch ein spezieller
Bluttest durchgeführt wird. Dann würden 40 Prozent der Tumoren mehr
frühzeitig erkannt. "Bei diesen Tests wird das Blut der Patienten auf das
sogenannte Alpha-Fetoprotein (AFP) hin untersucht. Dieses Protein ist ein
Eiweiß, das im Verdauungstrakt, in der Leber und im Dottersack eines Fötus
gebildet wird", sagt DEGUM-Experte Professor Dr. med. Andreas Schuler,
Ärztlicher Direktor der Alb Fils Kliniken Göppingen-Geislingen. "Bei
gesunden, nicht schwangeren Erwachsenen ist der Protein-Wert normalerweise
recht gering, bei Schwangeren, den meisten Leberkrebs-Patienten und
Personen mit anderen Lebererkrankungen oder anderen Krebserkrankungen ist
er hingegen erhöht." Ein solcher erhöhter Wert gibt Anlass zur besonders
sorgfältigen und hochqualifizierten Ultraschalluntersuchung der Leber. Die
Kombination der Methoden mit erhöhtem Wert und auffälligem Ultraschall
seien deutliche Anzeichen für ein Leberkarzinom.

"Diese aktuellen Erkenntnisse zeigen wie relevant es bei der Diagnostik
von Leberkrebs ist, die bewährte Sonografie des Bauchraumes mit
Blutuntersuchungen zu kombinieren", meint Schuler, ärztlicher Direktor der
Alb Fils Klinik Geislingen. Eine wichtige Voraussetzung dafür sei die
Qualität der Ultraschalldiagnostik. Nur mit qualifiziertem Wissen und
Expertise in den Diagnostikverfahren könnten diese kompetent angewendet
werden. Die DEGUM bietet Ärzten dafür entsprechende Aus- und
Weiterbildungen an.

Risikofaktoren: Wie entsteht Leberkrebs? Wer ist besonders gefährdet?

Ein relevanter Risikofaktor für die Entstehung von Leberkrebs ist eine
Leberzirrhose, die auch als "Schrumpfleber" bekannt ist. Dabei handelt es
sich um eine schwere Leberschädigung, die häufig durch jahrelangen
Alkoholmissbrauch entsteht. Auch Personen, die an einer dauerhaften
Leberentzündung - also an einer Hepatites-Erkrankung - leiden, haben ein
deutlich erhöhtes Risiko an einem Leberkarzinom zu erkranken. Ein weiterer
relevanter Faktor ist die Fettleber, die etwa durch erhöhten
Alkoholkonsum, Diabetes mellitus und starkes Übergewicht entstehen kann.
Zudem können leberschädigende Substanzen in der Nahrung wie Aflaxion B 1 -
ein spezielles Pilzgift -, erbliche bedingte Erkrankungen des
Stoffwechsels - wie Hämochromatose oder Morbus Wilson -, die Einnahme von
Sexualhormonen wie Anabolika und die berufliche Belastung mit chemischen
Substanzen wie Pflanzenschutzmitteln die Entstehung der Krankheit
begünstigen.



Weiterführende Informationen:

https://www.eurekalert.org/pub_releases/2018-02/usmc-btp020918.php

Über die DEGUM:

Die Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) bietet
ein Forum für den wissenschaftlichen und praktischen Erfahrungsaustausch
auf dem Gebiet des medizinischen Ultraschalls. Sie vereint rund 10.000
Ärzte verschiedener Fachgebiete, medizinische Assistenten,
Naturwissenschaftler und Techniker. Ultraschalldiagnostik ist heute das am
häufigsten eingesetzte bildgebende Verfahren in der Medizin.
Ultraschallanwendern bescheinigt die DEGUM eine entsprechende
Qualifikation mit einem Zertifikat der Stufen I bis III.


DEGUM-zertifizierte Ärzte finden Patienten im Internet unter: 

www.degum.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1290
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SCHLAGANFALL/424: Welt-Schlaganfalltag am 29.10.18 - Ein Schlaganfall trifft nie einen Menschen allein (Schlaganfall-Hilfe)


Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe - 29. Oktober 2018

Ein Schlaganfall trifft nie einen Menschen allein



Gütersloh - 270.000 Menschen pro Jahr erleiden in Deutschland einen
Schlaganfall. Die Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe hat viel dafür
getan, die Betroffenen aus dem Schattendasein zu führen. Über die
Herausforderungen für Angehörige dagegen wird noch immer kaum
gesprochen.

Am 29. Oktober ist Welt-Schlaganfalltag. Die Stiftung Deutsche
Schlaganfall-Hilfe stellt den Aktionstag unter das Motto "Ein
Schlaganfall trifft nie einen Menschen allein". Partner und Angehörige
stehen im Fokus, denn sie sind stets mitbetroffen. Der Schlaganfall
ist der häufigste Grund für erworbene Behinderungen im
Erwachsenenalter.

Schwierige Rolle für Angehörige

Von einem Tag auf den anderen geraten Angehörige in eine neue Rolle.
Oft werden sie zum Fahrer, Motivator, Berater, Pflegenden,
Co-Therapeuten oder gleich alles auf einmal. Und nicht selten müssen
sie sich damit abfinden, auch "Blitzableiter" für die Betroffenen zu
sein. Denn ein Schlaganfall ist eine Verletzung des Gehirns und führt
häufig zu Wesensveränderungen, die den Betroffenen gar nicht bewusst
sind. Zudem erleidet etwa ein Drittel der Betroffenen früher oder
später eine Depression.

"Informieren Sie sich ausführlich über den Schlaganfall und seine
Folgen", rät Stefan Stricker von der Stiftung Deutsche
Schlaganfall-Hilfe allen Angehörigen. "Nur so sind sie in der Lage,
sich in den Betroffenen hineinzuversetzen und ihn angemessen zu
fördern und zu fordern." Im alltäglichen Umgang mit den Betroffenen
sei es wichtig, nicht alles auf die Goldwaage zu legen. "Wer die
Krankheit und ihre Auswirkungen versteht, kann auch gelassener mit
Abweisungen umgehen", so Stricker.

Aufopferung nützt nicht

Ein Tipp liegt dem Experten für Schlaganfall-Nachsorge ganz besonders
am Herzen. "Achten Sie bei allem Einsatz auch auf sich selbst, gönnen
Sie sich Auszeiten und gehen Sie weiter eigenen Interessen nach", rät
Stefan Stricker. "Holen Sie sich dafür rechtzeitig Hilfe von außen.
Niemandem ist gedient, wenn Sie sich bis zur totalen Erschöpfung
aufopfern."

Die Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe stellt zum
Welt-Schlaganfalltag am 29. Oktober ihre neue Website vor. Unter
www.schlaganfall-hilfe.de finden Besucher auch einen Themenschwerpunkt
für Angehörige.


Die Stiftung Warentest hat in Kooperation mit der Deutschen
Schlaganfall-Hilfe einen ausführlichen Ratgeber für Angehörige von
Schlaganfall-Patienten herausgebracht. Seit 9. Oktober ist er im
Buchhandel erhältlich.

"Schlaganfall. Gemeinsam zurück ins Leben"

176 Seiten | vierfarbig | kartoniert

19,90 Euro

ISBN 978-3-86851-173-4

 * 

Quelle:

Stiftung Deutsche Schlaganfall-Hilfe

Pressemitteilung vom 29. Oktober 2018

Carl-Miele-Str. 210, 33311 Gütersloh

Telefon: 05241 9770-12, Telefax: 05241 816817-12

E-Mail: presse@schlaganfall-hilfe.de

Internet: www.schlaganfall-hilfe.de
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NEBENWIRKUNG/287: Diuretikum Hydrochlorothiazid (HCT) erhöht das Risiko für weißen Hautkrebs (idw)


Deutsche Hochdruckliga - 18.10.2018

Diuretikum Hydrochlorothiazid (HCT) erhöht das Risiko für weißen Hautkrebs



Mit einem "Rote-Hand-Brief" haben die Zulassungsinhaber von Arzneimitteln,
die den Wirkstoff Hydrochlorothiazid (HCT) enthalten auf ein mögliches
Langzeitrisiko hingewiesen: Auswertungen dänischer Gesundheitsdaten in
pharmakoepidemiologische Studien zeigen, dass steigende kumulative Dosen
von HCT anscheinend das Risiko erhöhen, an weißem Hautkrebs zu erkranken.
Das sollte aber nicht zu Kurzschlussreaktionen führen. Ob mit oder ohne
HCT: Der Bluthochdruck muss in jedem Fall behandelt werden.

Mit Hilfe von sogenannten "Rote-Hand-Briefen" informieren pharmazeutische
Hersteller Fachkreise über neu erkannte Arzneimittelrisiken. Nun haben
alle pharmazeutischen Hersteller des Diuretikums Hydrochlorothiazid (HCT)
in Abstimmung mit der Europäischen Arzneimittelagentur (EMA) und dem
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) einen "Rote
Hand-Brief" herausgegeben [1], denn aktuelle Studiendaten weisen darauf
hin, dass die Substanz, mutmaßlich auf Grund ihrer photosensibilisierenden
Wirkung, anscheinend das Risiko für weißen Hautkrebs erhöht. Auslöser für
die Warnung sind zwei aktuelle skandinavische Langzeitstudien. Ausgewertet
wurden Gesundheitsdaten aus Dänemark über einen längeren Zeitraum [2]. Die
Studien legen dringend einen Zusammenhang zwischen der Einnahme von HCT
und der Entstehung von weißem Hautkrebs nahe, ohne dass letztlich
ursächlich nachgewiesen wurde, ob der weiße Hautkrebs auch wirklich auf
die Einnahme von HCT zurückzuführen ist. In diesen Studien fehlen
beispielsweise wichtige Informationen zum Ausmaß der Sonnenexposition und
dem Hauttyp der Betroffenen.

Der "Rote-Hand-Brief" empfiehlt Ärzten, Patienten, denen sie die Substanz
verschrieben haben, auf dieses Risiko aufmerksam zu machen. Bei Einnahme
von HCT als Mono- oder Kombinationspräparat empfiehlt es sich, die Haut
regelmäßig auf neue Hautveränderungen hin zu beobachten bzw. auf mögliche
Veränderungen vorbestehender Hautveränderungen zu achten. Verdächtige
Veränderungen sollten mit dem Arzt besprochen werden. Es ist wichtig, dass
Patienten ihre Blutdruckmedikation nicht eigenmächtig absetzen. Ein
Absetzen kann zu Folgen führen, die gefährlicher sind und schwerer zu
behandeln sind als weißer Hautkrebs (z.B. Schlaganfall, Herzinfarkt).
Verunsicherte Patienten sollten gemeinsam mit ihrem Hausarzt den
individuellen Nutzen gegen das individuelle Risiko abwägen und
entscheiden, ob eine Therapieumstellung erfolgen soll. Patienten, die HCT
weiterhin als Blutdrucksenker einnehmen, sollten auf einen ausreichenden
Hautschutz vor Sonnen- und UV Einstrahlung achten. Bei Patienten, die
bereits an weißem Hautkrebs erkrankt sind, sollte gemeinsam mit dem
behandelnden Arzt der Einsatz von HCT sorgfältig abgewogen werden.
Das Thiazid-Diuretikum HCT ist in Deutschland und weltweit zusammen mit
Hemmern des Renin-Angiotensin-Aldosteron-Systems (RAAS-Blocker) und
Calcium-Antagonisten (Calciumkanal-Blocker) ein Mittel der ersten Wahl bei
der Behandlung von Bluthochdruck. HCT wird relativ selten zur Monotherapie
eingesetzt. Gut jedes fünfte verordnete Diuretikum enthält HCT als
Wirkstoff. Es rangiert als Monopräparat an neunter Stelle aller
verschriebenen blutdrucksenkenden Substanzen in Deutschland, hat aber nur
einen Marktanteil von knapp 3 % [3]. Häufig ist HCT aber in Zweifach- oder
Dreifach-Kombinationspräparaten zur Blutdrucksenkung enthalten, weil es
die blutdrucksenkende Wirkung von anderen Wirkstoffen verstärkt.

"Weißer Hautkrebs ist eine Erkrankung, die, wenn sie früh erkannt wird,
sehr risikoarm ist. Das Therapierisiko von HCT und insbesondere von
Kombinationspräparaten, die HCT erhalten, stufen wir daher als relativ
gering ein, möchten aber die Patienten auffordern, sich regelmäßig einem
Hautkrebsscreening zu unterziehen. Bei Patienten, die HCT als Monotherapie
erhalten, kann eine Therapieumstellung erwogen werden, sei es auf ein
anderes Thiazid-Diuretikum oder auf eine andere blutdrucksenkende
Substanzklasse. Nach den aktuellen ESH/ESC-Leitlinien wird zur
Initialtherapie neben der Kombination eines RAAS-Blockers mit einem
Thiazid-Diuretikum als gleichberechtigte Alternative die Kombination eines
RAAS-Blockers mit einem Calciumkanal-Blocker empfohlen. Erst in der
nächsten Eskalationsstufe würde dann zu dieser Kombination ein
Thiazid-Diuretikum hinzugegeben werden. In Anbetracht der Marktlage, sehen wir
auch keine Versorgungsengpässe auf uns zukommen, auch wenn die Mehrzahl
der Patienten umgestellt werden möchte bzw. umgestellt werden müsste",
erklärt Prof. Dr. Bernhard K. Krämer, Mannheim, Vorstandsvorsitzender der
Deutschen Hochdruckliga e.V. DHL© | Deutschen Gesellschaft für Hypertonie
und Prävention.

Der Experte führt aus, dass die Patienten keinesfalls die Medikation aus
Sorge vor weißem Hautkrebs eigenmächtig absetzen sollen. Die
Blutdruckmedikamente einfach wegzulassen, kann gravierende Folgen haben,
unbehandelt kann Bluthochdruck zu Schlaganfällen, Herzinfarkten,
Nierenversagen oder Demenz führen - und das oft weit früher, als dass
sich ein weißer Hautkrebs entwickelt. "Verunsicherte Patienten sollten
daher mit ihrem Hausarzt reden und bei Bedarf auf andere
Blutdruckmedikamente ausweichen", erklärt der Experte.

Laut Ansicht der Deutschen Hochdruckliga muss der vorliegende
"Rote-Hand-Brief" ernst genommen werden, aber es besteht kein Grund für ein
überstürztes, unüberlegtes Handeln. "Jedem Patienten bleibt ausreichend
Zeit, gemeinsam mit dem Hausarzt den individuellen Nutzen gegen das
individuelle Risiko abzuwägen und zu entscheiden, ob eine
Therapieumstellung erfolgen soll bzw. auf welche Therapiealternative
umgestellt werden kann."


Originalpublikation:

[1] https://www.akdae.de/Arzneimittelsicherheit/DSM/Archiv/2018-62.html

[2] Pedersen et al., Hydrochlorothiazide use and risk of nonmelanoma skin
cancer: A nationwide case control study from Denmark. J Am Acad Dermatol
2018;78:673-681 bzw. Pottegard A, Hallas J, Olesen M, Svendsen MT, Habel
LA, Friedman GD, Friis S. Hydrochlorothiazide use is strongly associated
with risk of lip cancer. J Intern Med 2017; 282: 322-331.

[3] https://www.arzneimittel-atlas.de/arzneimittel/c02c09-mittel-bei-hypertonie/top-10/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution816

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Hochdruckliga - 18.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 26. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





PFLEGE/746: Neuer Ratgeber "Inkontinenz. Praxistipps für den Pflegealltag" (Zentrum für Qualität in der Pflege)


Zentrum für Qualität in der Pflege - 23. Oktober 2018

Inkontinenz ist ein häufiges und belastendes Problem 

Neuer ZQP-Ratgeber "Inkontinenz. Praxistipps für den Pflegealltag"
unterstützt pflegende Angehörige dabei, im Alltag mit der
Herausforderung umzugehen.



Berlin - Ältere und pflegebedürftige Menschen sind besonders oft von
Inkontinenz betroffen. Das bedeutet, sie können die Ausscheidung von
Urin oder Stuhl zumindest teilweise nicht kontrollieren. Über 60
Prozent der Pflegebedürftigen in Deutschland, die von einem
Pflegedienst versorgt werden, müssen mit einer Harninkontinenz umgehen
- also etwa 400.000 Menschen. Dies zeigt eine wissenschaftliche Studie
des Zentrums für Qualität in der Pflege (ZQP) und der Charité
Universitätsmedizin Berlin. Bei Bewohnern in Pflegeheimen ist der
Anteil noch höher.

Inkontinenz kann nicht nur die Gesundheit, sondern auch die
Lebensqualität erheblich beeinträchtigen. Viele Menschen mit
Blasen- oder Darmschwäche vermeiden aus Scham oder Unsicherheit, aus
dem Haus zu gehen. Dann drohen soziale Isolation und Einsamkeit.
"Damit Hilfe möglich wird, muss das Tabu gebrochen und mehr über
Inkontinenz gesprochen werden", sagt Dr. Ralf Suhr,
Vorstandsvorsitzender des ZQP und Mitautor der Studie. Er rät zudem,
unbedingt fachlichen Rat bei einem Arzt, einer Pflegekraft oder einem
Kontinenzberater einzuholen. "Denn der richtige Umgang mit Blasen- und
Darmschwäche ist wichtig. Dadurch können viele gesundheitliche, aber
auch seelische Probleme gelindert oder sogar ganz vermieden werden.
Die Lebensqualität kann so erheblich verbessert werden", so Suhr
weiter.

In der Pflege spielt Inkontinenz eine besonders gravierende Rolle,
weil diese meist mit anderen Einschränkungen zusammenkommt. Der
Versorgungsaufwand kann so groß werden, dass die häusliche Pflege
nicht mehr aufrecht zu erhalten ist. Denn auch für Angehörige ist es
eine enorme Herausforderung, Menschen mit Inkontinenz gut zu helfen.

Daher hat das ZQP einen kostenlosen Ratgeber für pflegende Angehörige
mit praktischen Hinweisen und aktuellem Basiswissen zum Thema Harn-
und Stuhlinkontinenz entwickelt. Dieser gibt auf 24 Seiten einen
Überblick, welche Behandlungsansätze es gibt, welche Hilfsmittel den
Alltag erleichtern und wie diese richtig verwendet werden. Darüber
hinaus bietet das Heft viele Tipps, welche Anpassungen in der Wohnung
den Alltag für Menschen mit Inkontinenz einfacher machen können.

Für Menschen mit Demenz ist es zum Beispiel wichtig, ihnen die
Orientierung zu erleichtern. Dazu kann die Toilettentür mit großen
Symbolen, Bildern und Schriftzügen gekennzeichnet werden. Manchmal
hilft auch ein farbiger Toilettensitz, der sich deutlich vom Rest des
WCs abhebt.

Außerdem gibt der ZQP-Ratgeber viele Hinweise, wie man das
Selbstwertgefühl Betroffener stärkt, ihre Selbstständigkeit erhält und
sie bei Aktivitäten unterstützt. Darüber hinaus erhalten Pflegende
Anregungen dazu, wie sie mit ihren eigenen Gefühlen umgehen können.
Denn es kann peinlich sein und überfordern, wenn man auf einmal in die
intimsten Bereiche nahestehender Menschen einbezogen wird.

"Für pflegende Angehörige ist das Thema Inkontinenz meist stark
schambesetzt und belastend. Kaum jemand ist darauf vorbereitet, sich
mit den Ausscheidungen seiner Partner oder Eltern auseinanderzusetzen.
Deswegen sollte man Beratung von Fachleuten suchen und dann seine
eigenen Grenzen bestimmen", schlägt Suhr vor. Wo man Beratung und
Unterstützung findet und wann fachlicher Rat besonders wichtig ist,
wird ebenfalls in der Broschüre beschrieben.

Der Ratgeber ist Teil einer Reihe, die Angehörigen fundierte,
alltagstaugliche Tipps für die häusliche Pflege an die Hand gibt. Die
Druckausgaben können kostenlos über die Webseite des ZQP bestellt und
als vollständige PDF-Datei direkt heruntergeladen werden: 

www.zqp.de/bestellen.

Unterstützt wurde die Erstellung des Ratgebers von Prof. Dr. Andreas
Wiedemann, Chefarzt der Klinik für Urologie des evangelischen
Krankenhauses Witten und Professor für Geriatrie an der Universität
Witten/Herdecke.

Mehr zum Ratgeber und anderen Angeboten der Stiftung gibt es auch auf

 www.zqp.de


Hintergrund zur Studie

Das Ziel der Studie war es, die Prävalenz und den Schweregrad von
Harninkontinenz und die damit verbundenen Faktoren bei
Pflegebedürftigen, die von ambulanten Pflegediensten versorgt werden,
zu bestimmen. Dazu wurde eine multizentrische Querschnittsstudie bei
923 Patienten aus 102 häuslichen Pflegediensten in ganz Deutschland
durchgeführt. Der Fragenkatalog des ICIQ-SF wurde verwendet, um die
Ausprägungen von Harninkontinenz und ihre Auswirkungen auf die
Lebensqualität zu bestimmen.

Suhr, R. & Lahmann, N.A. (2018). Urinary incontinence in home care: a
representative multicenter study on prevalence, severity, impact on
quality of life, and risk factors. Aging Clinical and Experimental
Research, 30(6), 589-594.

https://link.springer.com/article/10.1007/s40520-017-0816-6

 * 

Die Stiftung Zentrum für Qualität in der Pflege ist Kooperationspartner in der Allianz für Menschen mit Demenz.

 * 

Quelle:

Zentrum für Qualität in der Pflege

Pressemitteilung vom 23. Oktober 2018

Reinhardthöfe

Reinhardtstraße 45, 10117 Berlin

E-Mail: info@zqp.de

Telefon: 030 27 59 395 0, Telefax: 030 27 59 395 20

Internet: http://www.zqp.de
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LABEL/5002: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 25.10.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
43. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren Euch das neue Album von The BossHoss,
die mit "Black Is Beautiful" ihr neues Werk vorlegen. Auch Lukas
Graham bringen ein neues Album auf den Markt und veröffentlichen am
Freitag "3 (The Purple Album)".

Außerdem in den News: David Garrett veröffentlicht "Unlimited -
Greatest Hits", Leoniden ihr Album "Again" und Milow präsentiert
seine neue Single "Lay Your Worry Down" feat. Matt Simmons. Zudem
gibt es neue EPs von Martin Jensen und Sophie & The Giants und Nico
Santos ist für den Bambi nominiert!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

"BLACK IS BEAUTIFUL" - The BossHoss veröffentlichen ihr neues
Album ++ Weltweit einmaliger Western-Truck kommt am Wochenende nach
Berlin und Hamburg! Live-Performance von The BossHoss!

Endlich sind sie zurück und bringen neue Sounds mit, die sofort in
Kopf, Herz und in die Beine gehen. Nach fast dreijähriger
Schaffenspause melden sich The BossHoss zurück: Auf dem neuen Album
"Black Is Beautiful" präsentiert sich die Truppe um Alec Völkel aka
Boss Burns und Sascha Vollmer alias Hoss Power heute so modern und
facettenreich, wie man sie noch nie gehört hat. Das Album erscheint
in diversen Formaten (u.a. Super Deluxe Box, siehe Foto).

Ohne Genre-Scheuklappen schöpfen The BossHoss aus ihrem Stil-Pool, um
selbst die scheinbar größten Widersprüche "unter einen Hut zu
bringen" und zu einer kugelsicheren Einheit zu verbinden, während man
sich und seinem sofort wiedererkennbaren Style-Crossover gleichzeitig
in jeder Sekunde treu bleibt.

The BossHoss wandeln mit einer innerhalb der deutschen Musikszene
absolut beispiellosen Selbstverständlichkeit und Lässigkeit zwischen
den Welten, wie man auch mit seinem 8. Studioalbum demonstriert.
Statt in Schubladen zu denken, hat die Band längst ihr ganz eigenes
Genre etabliert. "Black Is Beautiful" ist Next Level Rock. The
BossHoss 2.18.

Bevor The BossHoss 2019 ihre Live-Tournee spielen, gibt es jetzt noch
die einmalige Gelegenheit die Band live auf ihrem zum fahrenden
Rock'N'Roll-Saloon umgebauten Western-Truck zu erleben! Diese Aktion
ist weltweit einmalig! Am Samstag und Sonntag sind The BossHoss in
Berlin und Hamburg und werden auf dem Truck live performen!

THE BOSSHOSS 

27.10.2018 Berlin, auf dem Alexanderplatz

28.10.2018 Hamburg, am Millerntor Stadion

THE BOSSHOSS live

16.03.19 Leipzig, Arena

17.03.19 Hamburg, Barclaycard Arena

21.03.19 Frankfurt, Festhalle

22.03.19 Hannover, TUI Arena

23.03.19 Stuttgart, Schleyer-Halle

27.03.19 AT-Wien, Stadthalle

28.03.19 München, Zenith

30.03.19 CH-Zürich, Samsung Hall

05.04.19 Oberhausen, König-Pilsener-Arena

06.04.19 Berlin, Max-Schmeling-Halle

www.thebosshoss.com


LUKAS GRAHAM veröffentlichen ihr neues Album "3 (The Purple
Album)"

Nachdem sie mit "Love Someone" und zuletzt "Not A Damn Thing Changed"
zwei Vorboten veröffentlicht haben, legen Lukas Graham am Freitag ihr
neues Album "3 (The Purple Album)" vor.

Ihre Musik ist eine Hommage an das Leben. Lukas Graham erzählen
Geschichten von Liebe, Verlust, Hoffnung und Schmerz. Musik für Herz
und Hirn, irgendwo zwischen Pop, Soul und Funk.

In ihrer Heimat Dänemark sind schon lange Stars; 2016 gelang ihnen
mit "7 Years" ein internationaler Hit, der sich über 20 Millionen Mal
verkaufte, in 13 Ländern auf Platz 1 landete und ihnen drei
Grammy-Nominierungen einbrachte. Die neue Singleauskopplung vom neuen
Album - "Not a Damn Thing Changed" - erzählt von den Unwegsamkeiten
eines Lebens am Rande der Gesellschaftsnorm, der Kraft der Erinnerung
und dem Schmerz des Verlustes. Im Song "Lullaby" wendet Lukas Graham
sich an seine kleine Tochter Viola.

Zu "Not A Damn Thing Changed" - kurz "NADTC" gibt es natürlich auch
ein Video.

Weitere Infos unter:

www.universal-music.de/Lukas-Graham

ww.facebook.com/LukasGraham


DAVID GARRETT veröffentlicht sein neues Album "UNLIMITED -
GREATEST HITS"

Am Freitag veröffentlicht Crossover-Superstar DAVID GARRETT sein
Best-Of-Album "UNLIMITED - Greatest Hits". Darauf präsentiert der
Star-Violinist seine größten Hits aus den vergangenen 10 Jahren sowie
sechs neue und fünf neu arrangierte Songs! Die Deluxe-Edition bringt
es mit einer Bonus-CD auf insgesamt 37 Songs! Der Clou: Nach einem
Facebook-Aufruf sendeten Fans aus allen Erdteilen ein Foto von sich
ein und sind nun in einem Mosaik aus über 5000 Bildern verewigt,
welches den Virtuosen zeigt und im neuen CD-Booklet abgedruckt sein
wird. Ein absolutes Highlight für alle Fans des charismatischen
Musikers.

Auf den 21 (Standard Version) bzw. 37 (Deluxe Version) Songs blickt
der fünffache ECHO-Klassik- und dreifache ECHO-Pop Gewinner auf die
größten Hits der vergangenen zehn Jahre zurück, darunter "Viva La
Vida", "Smells Like Teen Spirit", "Cry Me A River", "Dangerous" und
"He's A Pirate ("Pirates Of The Caribbean")".

Doch nicht nur das: "Unlimited" hält nicht weniger als sechs
brandneue Songs wie "The Show Must Go On" oder "She's Out Of My Life"
bereit, außerdem können sich Fans auf vier neue Akustikversionen
seiner erfolgreichen Stücke ("Smooth Criminal", "Walk This Way",
"Air", "Asturias") und "Toccata" in einem neuen Arrangement des
Geigen-Virtuosen freuen.

http://www.universal-music.de/david-garrett/home


Leoniden veröffentlichen morgen ihr zweites Album
"Again"

Das neue und zweite Leoniden-Album "Again" belegt eindrucksvoll, was
möglich ist, wenn man alle Grenzen und Gesetze hinter sich lässt:
Mitreißender und inspirierter als in hochinfektiösen Songs wie der
ersten Single "Kids" kann Rockmusik 2018 nicht klingen. Die
Geschichte der Gruppe Leoniden erzählt von einer großen Freundschaft,
einer leidenschaftlichen Liebe zur Musik sowie vom Mut, beides
miteinander zu verzahnen - und dabei keinerlei Störgeräusche von
außen zuzulassen.

Die Basis für die enorme Musikalität, die gewachsenen
Songwriting-Skills und die Arrangierkunst dieses Albums hat sich die
Band vor allem in den vergangenen drei, vier Jahren erarbeitet:
Leoniden spielten unzählige Konzerte in kleinen Clubs und auf großen
Festivals, gründeten die eigene Plattenfirma Two Peace Signs, auf der
sie ihr vorzügliches Debüt veröffentlichten, gewannen den New Music
Award 2017 und spielten zuletzt eine komplette Tournee mit Franz
Ferdinand.

Jeder Song auf diesem Album hat ein Alleinstellungsmerkmal: Die
hektisch zuckenden Beats von "People", der Soul von "Why", die
mitreißende Hit-Energie von "Colorless" und "Not Enough" - Leoniden
haben Kredite aufgenommen und die Konten geplündert. Sie haben
monatelang keine anderen Freunde mehr getroffen und nur selten im
eigenen Bett geschlafen. "Das Album handelt von uns", sagt Gitarrist
Lennart. "Wir sind wahnsinnig gut miteinander befreundet und erleben
ein krasses Abenteuer, das uns flasht, aber manchmal auch
überfordert."

Das alles steckt in "Again": Dringlichkeit und Euphorie,
Niedergeschlagenheit, Sehnsucht und Verzweiflung. Vor allem aber ganz
viel Liebe. Leoniden haben nichts zurückgehalten. Die Zukunft der
Rockmusik kommt aus Kiel. Ausgerechnet.

LEONIDEN

"Kids Will Unite" Tour 2018

Präsentiert von: DIFFUS, Noisey, Spotify und taz

01.11.2018-Bremen, Tower (ausverkauft)

02.11.2018-Göttingen, Musa

03.11.2018-Münster, Sputnikhalle (hochverlegt + ausverkauft)

07.11.2018-Hamburg, Knust (ausverkauft)

08.11.2018-Berlin, Lido (ausverkauft)

09.11.2018-Leipzig, Naumanns (ausverkauft)

10.11.2018-Chemnitz, Atomino

12.11.2018-Wien (AT), B72

14.11.2018-Graz (AT), Forum Stadtpark

15.11.2018-Salzburg (AT), Rockhouse

16.11.2018-Linz (AT), Posthof

17.11.2018-Lustenau (AT), Carinisaal

20.11.2018-Augsburg, Kantine

21.11.2018-Zürich (CH), Exil

22.11.2018-Bern (CH), Rössli

24.11.2018-Freiburg, ArTik

25.11.2018-Heidelberg, Halle 02 Club

27.11.2018-Stuttgart, ClubCann (ausverkauft)

28.11.2018-Luxemburg (LU), Rotondes

29.11.2018-Wiesbaden, Schlachthof (ausverkauft)

04.12.2018-Aachen, Musikbunker

05.12.2018-Köln, Gebäude 9 (ausverkauft)

06.12.2018-Oberhausen, Druckluft

07.12.2018-Hannover, Musikzentrum

08.12.2018-Rostock, Peter Weiss Haus

14.12.2018-Kiel, Max (hochverlegt aus der Pumpe)

"Kids Will Unite" Tour 2019

05.02.2019-Köln, Gloria

06.02.2019-Koblenz, Circus Maximus

07.02.2019-Saarbrücken, Kleiner Klub

08.02.2019-Tübingen, Sudhaus

09.02.2019-Offenbach, Hafen 2

11.02.2019-Würzburg, Cairo

14.02.2019-Berlin, SO36

15.02.2019-Leipzig, Conne Island

16.02.2019-Dresden, Beatpol

20.02.2019-Regensburg, Alte Mälzerei

21.02.2019-Ulm, Cabaret Eden

22.02.2019-Innsbruck (AT), PMK

24.02.2019-München, Hansa39

26.02.2019-Konstanz, Kulturladen

27.02.2019-Baden (CH), Werk

28.02.2019-Basel (CH), Sommercasino

01.03.2019-Karlsruhe, Substage

02.03.2019-Jena, Kassablanca

05.03.2019-Dortmund, FZW

06.03.2019-Oldenburg, Amadeus

07.03.2019-Bielefeld, Forum

08.03.2019-Hamburg, Uebel & Gefährlich

https://leonidenmusik.de/

https://www.facebook.com/leonidenleoniden/

https://www.instagram.com/leonidenleonidenleoniden/

https://www.universal-music.de/leoniden


Nico Santos für BAMBI 2018 bei der Publikumswahl "Neue
Deutsche Musikstars" nominiert

Am 16. November findet die 70. Bambi-Verleihung im Theater am
Potsdamer Platz in Berlin statt. Soeben wurden die Nominierten der
Publikumswahl "Neue Deutsche Musikstars" bekannt gegeben und NICO
SANTOS ist im Rennen um den wichtigsten deutschen Medienpreis!

Ab sofort können Leser, Online-User und Fernsehzuschauer in einer
Telefon- (Nummer: 01371-36 60 02* für Nico Santos) und Onlinewahl auf
www.bambi.de darüber abstimmen, welcher der Künstler am 16. November
in Berlin mit dem Bambi ausgezeichnet wird. Schirmherr des
Publikums-Bambi in der Kategorie "Neue Deutsche Musikstars" ist
Rock-Legende Udo Lindenberg.

Nico Santos ist einer der erfolgreichsten Shootingstars: Seine
Singles "Rooftop" und "Safe" gehören zu den meistgespielten Songs im
Radio und wurden millionenfach gestreamt. Doch schon vor seinem
eigenen Durchbruch als Sänger feilte Nico Santos als Autor und
Produzent an Hits mit - unter anderem für Helene Fischer, Lena,
Roland Kaiser oder Mark Forster. Aktuell ist sein erstes Album
"Streets Of Gold" erschienen, mit dem er 2019 auf seine erste eigene
Tour geht.

Die Bambi- Verleihung findet am 16. November in Berlin statt. 'Das
Erste' überträgt die Bambi-Verleihung ab 20.15 Uhr live.

NICO SANTOS live

23.04.2019 Hamburg, Gruenspan

24.04.2019 Berlin, ASTRA Kulturhaus

25.04.2019 Hannover, Capitol

27.04.2019 Köln, E-Werk Köln

28.04.2019 Frankfurt, Gibson

30.04.2019 Stuttgart, Im Wizemann (Club)

01.05.2019 München, Muffathalle

02.05.2019 Wien, Arena Wien

19.07.2019 Bad Krozingen, Kurpark - Musikpavillon

18.08.2019 Bochum, Zeltfestival Ruhr

Mehr Infos:

Facebook: https://www.facebook.com/nicosantosofficial/

Instagram: https://www.instagram.com/nicosantosofficial/

Snapchat: https://www.snapchat.com/add/nicosantossss

http://www.universal-music.de/nico-santos/home

(*) Tarifhinweis: 14 Cent/Anruf aus dem dt. Festnetz, ggf.
abweichende Kosten aus dem Mobilnetz. Teilnahmeberechtigt sind alle
Personen über 18 Jahre. Von der Teilnahme am Gewinnspiel
ausgeschlossen sind Mitarbeiter von Hubert Burda Media, Daimler AG
und deren Angehörige. Der ausgeschriebene Preis ist nicht übertragbar
und kann nicht geändert oder gegen Bargeld eingetauscht werden. Das
Gewinnfahrzeug kann von der Abbildung abweichen. Der Rechtsweg ist
ausgeschlossen. Der Gewinner wird durch Los ermittelt und schriftlich
benachrichtigt.


The Teskey Brothers veröffentlichen ihr Album "Half Mile
Harvest"

The Teskey Brothers kommen aus Australien und mischen mit ihrem funky
Sound seit 10 Jahren die Musikszene in Down Under auf. Zu ihren Fans
gehört u.a. Schauspieler Chris Hemsworth, der sie auch via Instagram
abfeiert. Es ist nicht nur die Musik, die sie machen, oder ihre
übernatürliche Fähigkeit, den Geist von Soul- und Blues-Meistern
heraufzubeschwören, oder sogar Leadsänger Josh Teskeys Stimme, die
eher ins Mississippi-Delta als das ländliche Victoria gehört. Es ist
die Tatsache, dass sie bisher unter dem Radar flogen, ihr Handwerk
für ein Jahrzehnt verfeinert haben, unzählige Shows in der örtlichen
Kneipe, auf Hochzeiten und sogar in einem Schwimmbad gespielt haben,
bevor sie mit ihrem Debütalbum "Half Mile Harvest" ernsthafte Wellen
schlagen.

Nach der Vorabsingle "I Get Up" erscheint am Freitag das Album "Half
Mile Harvest".

https://www.theteskeybrothers.com/


Martin Jensen präsentiert seine neue EP "WORLD" und feiert
seinen Einzug in die DJ Mag-Top100

Mit der "World" EP veröffentlicht Dänemarks erfolgreichster
EDM-Artist aller Zeiten jetzt alle Tracks gebündelt, die er in den
vergangenen Tagen jeden Tag anlässlich der ADEs in Amsterdam
veröffentlicht hat. Martin Jensen darf sich zudem über einen Einzug
in die DJ Mag-Top100 der besten DJ weltweit freuen! "Ich bin gerade
so glücklich", sagte Jensen über Platz# 54 in der Umfrage, "und ich
würde mich nicht so fühlen, wenn meine Fans nicht wären, so einfach
ist das."

Über die neue EP "World" sagt Martin Jensen: "Ich mag es, wenn meine
Musik zum Reden kommt, also ist die 'World'-EP inspiriert von, und
meine Art, "Danke" zu sagen, jedem von euch, der mit mir auf dieser
unglaublichen Reise durch die letzten drei war Jahre. Und glaub mir,
es wird noch viel mehr kommen!"

Die Inspiration zur neuen EP kam ihm in den letzten drei Jahren, in
denen er nonstop tourte und auf den größten Festivals und Hotspots
der Welt auftrat. Darauf zu finden sind Tracks wie "Rio", "Osaki" und
"Pharaoh", deren Titel bereits verrät, welches Land jeweils als
Sound-Inspiration diente. Ein Trip, den man sich nicht entgehen
lassen sollte!

https://www.universal-music.de/martin-jensen


Sophie and The Giants veröffentlichen ihre Debüt-EP
"Adolescence"

Sophie & The Giants gründeten sich im Frühjahr 2017 an einem Music
College in Guildford, Surrey. Nach ihrem Abschluss zogen alle vier -
Sophie Scott (Gesang und Gitarre), Chris Hull (Schlagzeug), Bailey
Stapledon (Bass) und Toby Holmes (Gitarre) - gemeinsam in ihre neu
für sich entdeckte und liebgewonnene Heimatstadt Sheffield. Bereits
kurze Zeit später, brachten sie dann schon ihre starken,
lebensbejahenden Songs auf die Bühne und gingen mit Acts wie Tom
Grennan, Yonaka und Reverend And The Makers auf Tour. Im Herzen der
Band steht die unglaublich fesselnde Frontfrau, deren Teenager-Jahre
nun unverblümt und mit unerschütterlicher Ehrlichkeit auf Sophie &
The Giants Debut-EP Adolescence dokumentiert sind.

Adolescence ist ein brillanter erster Release von einer der
vielversprechendsten neuen Nachwuchsbands Großbritanniens. Während
Sophie versucht den Namen der Band weiterhin gerecht zu werden, indem
sie Bailey, Chris und Toby in "Heels" zwängt, zeigt sich in der Natur
ihrer ausdrucksstarken Lyrics das "Giants-Konzept" in neuem Gewand:
Musik zu der man steht und mit der man sich groß macht. "It's about
owning who you are", beschreibt es Sophie. "Every song I've written
is from an experience I've had; human mistakes that I've made and
lived through."

https://www.facebook.com/sophieandthegiants/
https://www.universal-music.de/sophie-and-the-giants/musik


MILOW mit neuer Single "LAY YOUR WORRY DOWN" feat. Matt
Simmons ++ Song im neuen Kinofilm "100 Dinge" mit Florian David Fitz
& Matthias Schweighöfer

Wenn diese zwei Musiker zusammen kommen, dann kann dabei nur etwas
Feines herauskommen: MILOW und Matt Simmons haben bei der Single "Lay
Your Worry Down" zusammengearbeitet und das Ergebnis überzeugte auch
Florian David Fitz, der den Song direkt in seinen neuen Film packte!
Aber alles der Reihe nach...

Für seine neue Single "Lay Your Worry Down" gingen Milow und Matt
Simmons sowie Chris Ayer in Los Angeles ins Studio. In kurzer Zeit
hatten sie den Song entwickelt und beschlossen sofort, ihn zu
veröffentlichen. Für den Kinofilm "100 Dinge" stellte gerade
Schauspieler, Regisseur und Produzent Florian David Fitz den
Soundtrack zusammen und war sofort begeistert von "Lay Your Worry
Down". Jetzt wird der Song in einer Schlüsselszene und auch im
Abspann der Films mit Matthias Schweighöfer zu hören sein!

"100 Dinge" startet am 06. Dezember in den deutschen Kinos und
erzählt von eine Geschichte einer besonderen Herausforderung: Toni
liebt seine Espressomaschine. Paul liebt sein Handy. Toni kann nicht
ohne Haarpillen, Paul nicht ohne seine heiligen Sneakers. Dennoch
lassen sich die beiden Freunde und Jungunternehmer auf eine
folgenreiche Wette ein: 100 Tage müssen sie auf alles verzichten.

Weitere Infos unter:

http://www.universal-music.de/milow/home


Der Räuber Hotzenplotz und die Mondrakete von Otfried
Preußler erscheint am Freitag

Wachtmeister Dimpfelmoser steht der Schweiß auf der Stirn. Grund
dafür: Der berüchtigte Räuber Hotzenplotz ist mal wieder
ausgebrochen. Was für eine Katastrophe! Denn jeder weiß: Der Räuber
Hotzenplotz ist der gefährlichste Räuber im ganzen Landkreis. Seppel
und Kasperl sind fest entschlossen, den Räuber wieder einzufangen -
und haben eine grandiose Idee. Sie wollen ihn ein für allemal auf den
Mond schießen!

Ein neues Hörspielabenteuer vom Hotzenplotz aus den Anfängen seiner
Räuberkarriere, für Kinder ab 6 Jahren. Ursprünglich von Otfried
Preußler als Puppenspiel geschrieben, wiederentdeckt und zur
Vorlesegeschichte ergänzt von Susanne Preußler-Bitsch.

Otfried Preußler hat über 35 Bücher geschrieben, die in mehr als 50
Sprachen und über 350 Ausgaben übersetzt wurden und für die er viele
Preise und Auszeichnungen erhalten hat. Die weltweite Gesamtauflage
seiner Bücher beträgt rund 50 Millionen Exemplare.

https://www.universal-music.de/otfried-preussler

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Eno / Wellritzstrasse / 26.10.2018

Leoniden / Again / 26.10.2018

The BossHoss / Black Is Beautiful / 26.10.2018

Lukas Graham / 3 (The Purple Album) / 26.10.2018

David Garrett / Unlimited - Greatest Hits / 26.10.2018

Otfried Preußler / Der Räuber Hotzenplotz und die Mondrakete / 26.10.2018 (Family Ent.)

The Teskey Brothers / Half Mile Harvest / 26.10.2018

FAELDER / Unheilbar / 09.11.2018

Singles

Kilian & Jo / Higher / 26.10.2018

Martin Jensen / World / 26.10.2018

Milow / Lay Your Worry Down / 26.10.2018

MoTrip / Ja / 26.10.2018

Musso / So oder so / 26.10.2018

Nu / Jogger / 26.10.2018

SIDO / Tausend Tattoos / 26.10.2018

RIO / Budapest / 26.10.2018

Tyron Hapi & Lucas Marx / One Last Time / 26.10.2018

Violet Days / Made In My Head / 26.10.2018

Bato / PU$$Y CHECK / 26.10.2018

 * 

TV-Termine

Beatrice Egli 

26.10.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat 

01.11.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Die Schlagerhits des Jahres 

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik 

31.10.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlagerboom 2018 - Alles funkelt! Alles glitzert!

Bosse 

26.10.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

30.10.2018 / 00:15 Uhr / Sat.1 / Dinner Party

13.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

Chefket

28.10.2018 / tba / Sat.1 / LUKE! Die Woche und ich

Christina Stürmer

07.12.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Herzenssache 

08.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Ein Herz für Kinder 

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala 

14.12.2018 / 19:30 Uhr / BR / Sternstunden-Gala

Clueso

05.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

David Garrett

26.10.2018 / 22:00 Uhr / NDR / 3nach9 

15.11.2018 / 16:00 Uhr / MDR / MDR um 4 

29.11.2018 / 17:30 Uhr / BR / Abendschau 

29.11.2018 / 22:00 Uhr / BR / Ringlstetter 

05.12.2018 / 20:15 Uhr / ZDF / Die größten Weihnachts-Hits

06.12.2018 / 18:30 Uhr / rbb / zibb

10.12.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

Glasperlenspiel

14.11.2018 / 18:00 Uhr / ARD / Wer weiß denn sowas?

Kerstin Ott

31.10.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlagerboom 2018 - Alles funkelt! Alles glitzert!

Leoniden

30.10.2018 / 23:30 Uhr / SWR / Pierre M. Krause Show

30.10.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin

03.11.2018 / 23:40 Uhr / ARD / Inas Nacht

23.11.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

Michelle

31.10.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlagerboom 2018 - Alles funkelt! Alles glitzert! 

01.11.2018 / 20:15 Uhr / SWR / Die Schlagerhits des Jahres

Nico Santos

26.10.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 / LUKE! Die 2000er und ich

16.11.2018 / 20:15 Uhr / Das Erste / Bambi Verleihung 2018

12.12.2018 / 20:15 Uhr / Sat.1 Gold / Die José Carreras Gala

PUR

27.10.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Verstehen Sie Spaß?

31.10.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlagerboom 2018 - Alles funkelt! Alles glitzert! 

02.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow 

09.11.2018 / 22:00 Uhr / MDR / Riverboat 

10.11.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Kulthits - Die Show mit 100% Livemusik 

28.11.2018 / tba / MDR / Zärtlichkeiten im Bus

Rea Garvey

09.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Tietjen und Bommes

01.12.2018 / tba / RTLII / The Dome

Sasha

31.10.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlagerboom 2018 - Alles funkelt! Alles glitzert!

Sotiria

26.10.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager des Monats

31.10.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlagerboom 2018 - Alles funkelt! Alles glitzert!

The BossHoss

26.10.2018 / 05:30 Uhr / ZDF / Morgenmagazin

30.10.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

02.11.2018 / 23:30 Uhr / DW / popXport

03.11.2018 / 18:00 Uhr / Sat1 / Endlich Feierabend

03.11.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Klein gegen Groß

26.11.2018 / 17:30 Uhr / Sat.1 Hamburg / 17:30 live

30.11.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Talkshow

 * 
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In dieser Woche präsentieren wir Euch das neue Album der Black Eyed
Peas, die "Masters Of The Sun Vol.1" im November auch live nach
Deutschland bringen werden. Außerdem in den News: Andrea Bocelli,
Sabrina Carpenter, Miya Folick, Imagine Dragons, The Struts und Tory
Lanez.

Zudem gibt es alle Infos zu Ellie Gouldings neuer Single mit Diplo
und Swae Lee und Sam Fenders EP-Ankündigung!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team
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Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Black Eyed Peas veröffentlichen neues Album "Masters Of The Sun
Vol. 1" ++ Im November auf Deutschland-Tour

Bevor sie im November für ausgewählte Shows auch in Deutschlands
Metropolen wieder Halt machen, melden sich Black Eyed Peas mit ihrem
neuen Album zurück - dem ersten Longplayer seit dem Jahr 2010:
"Masters Of The Sun Vol.1" heißt das siebte Studioalbum der
Hitmaker-Crew aus L.A. und ist ab Freitag erhältlich!

Acht Jahre nach dem letzten Album "The Beginning" (2010), das sich
millionenfach verkaufen und ihnen auch in Deutschland Platz #2 sowie
eine Platinauszeichnung bescheren sollte, kehren Black Eyed Peas
gewissermaßen zu ihren Wurzeln zurück, indem sie wieder auf
gewichtige Statements und politische Themen setzen: Ihre neue "Big
Love"-Hymne umkreist aktuelle Themen wie Waffen- und Polizeigewalt,
ethnische Beziehungen in den USA, die Gefährdung des
gesellschaftlichen Zusammenhalts durch Social Media, den politischen
Rechtsruck in etlichen Ländern und die damit verbundenen
Unsicherheiten - um letztlich daran zu erinnern, wie wichtig die
Liebe und die Hoffnung als Gegenkräfte sind.

Die "Masters of The Sun"-Tour, ihre erste große Tournee seit Anfang
des Jahrzehnts, startet in wenigen Wochen in London und führt die
Band auch nach Deutschland:

BLACK EYED PEAS - Masters Of The Sun Tour 

09.11.2018 - Hamburg, Sporthalle

10.11.2018 - München, Zenith

16.11.2018 - Berlin, Max-Schmeling-Halle

18.11.2018 - Düsseldorf, WCD Winter Edition

https://www.facebook.com/blackeyedpeas

https://twitter.com/bep

https://www.instagram.com/bep

http://www.universal-music.de/black-eyed-peas


Tory Lanez veröffentlicht sein neues Album "LoVE me
NOw"

Mit "LoVE me NOw" präsentiert Tory Lanez am Freitag sein neues
Studioalbum und hat sich einige hochkarätige Feature-Gäste ins Studio
geladen. Vorab gab es bereits die neue Single "Drip Drip Drip", die
gemeinsam mit Meek Mill entstanden ist.

Ebenfalls mit dabei auf "LoVE me NOw" sind u.a. 2 Chainz, Chris
Brown, A Boogie und Bryson Tiller. "LoVE me NOw" folgt auf das
Hitalbum "Memories Don't Lie", das Tory Lanez Anfang 2018
veröffentlicht hat. Zuvor hat Tory Lanez mit seinem Debütalbum "I
Told You" Platz 4 der US-Billboard-Charts erobert. Die Singles "Say
It" und "LUV" schossen auf Platz 1 und bescherten Tory neben
Platin-Auszeichungen auch eine Grammy-Nominerung. Mit "Memories Don't
Die" knüpfte er in diesem Jahr an den Erfolg an und legt nun sein
neues Album "LoVE me NOw" vor.

http://www.universal-music.de/tory-lanez/home


Miya Folick veröffentlicht ihr Debütalbum "Premonitions" ++
Neue Single & Video zu "Stop Talking" ++ LIVE in Dezember

Nachdem sie im Frühsommer etliche umjubelte Shows und den
Albumvorboten "Stop Talking" präsentiert hat, legt die Kalifornierin
Miya Folick am Freitag ihr Debütalbum "Premonitions" vor. Das 10
Tracks umfassende Album wurde von Folick gemeinsam mit den
Co-Produzenten Justin Raisen (Sky Ferreira, Charli XCX, Santigold,
Angel Olsen) und Yves Rothman produziert. "Es sollte eine andere
Weltsicht transportieren, die Idee einer Welt, die voller Hoffnung,
ehrlich, großzügig und von Liebe erfüllt ist. Daher war es mir so
wichtig, jegliche Posen zu vermeiden, alles Vorgetäuschte zu
umschiffen. Ich hab stattdessen einfach über mein Leben geschrieben:
So wie ich's gesehen hab und auch, wie ich's gerne sehen würde. Also
gleichermaßen Rückschau und Vorahnung (Premonition)."

Aufgewachsen im kalifornischen Santa Ana, legte die heute in L.A.
lebende Sängerin und Songwriterin Miya Folick ihre erste EP "Strange
Darling" schon im Jahr 2015 vor, für die sie von der New York Times
und NPR postwendend viel Lob erntete. Auch in der Netflix-Serie "Tote
Mädchen lügen nicht" (Original: "13 Reasons Why") war ihr Song
"Talking With Strangers" bereits wenig später zu hören; insgesamt
bescherte ihr schon diese erste EP über 7 Millionen Streams bei
Spotify. 2017 legte sie daraufhin mit "Give It To Me" eine weitere EP
vor, für die sie die Energie ihrer Live-Shows ins Studio überführte -
wiederum sehr zur Freude der Kritiker (u.a. NME, Refinery 29,
Stereogum, DIY, Noisey).
In Deutschland wird Miya Folick im Dezember in Berlin, Hamburg und
Köln live auf der Bühne stehen.


Ellie Goulding präsentiert gemeinsame Single "Close To Me"
mit DIPLO und Swae Lee

Ellie Goulding ist eine der erfolgreichsten und populärsten
britischen Solo-Künstlerinnen und meldet sich jetzt mit einer
spektakulären Single zurück: Für "Close To Me" hat sie sich den
Über-Produzenten und DJ Diplo ins Studio geladen. Als weiterer
Feature-Gast sorgt Swae Lee von Rae Sremmurd für den passenden Flow.

"Close To Me" ist die erste Single von Ellie Goulding, nachdem sie
sich im vergangenen Jahr eine Pause gönnte - und u.a. geheiratet hat.
Die Sängerin und Songwriterin hat u.a. mit "Love Me Like You Do" aus
dem Soundtrack zu "Fifty Shades Of Grey" wochenlang die Charts und
Radio-Playlisten dominiert. Jetzt ist Ellie Goulding mit "Close To
Me" zurück!

http://www.universal-music.de/ellie-goulding/home


Andrea Bocelli veröffentlicht sein neues Album "Si" u.a.
mit DUA LIPA, Ed Sheeran, Josh Groban ++ Duett mit Sohn Matteo

Es ist eine DER musikalischen Überraschungen des Jahres: Nach mehr
als 14 Jahren veröffentlicht der italienische Superstar Andrea
Bocelli erstmals wieder ein Album mit 16 komplett neuen Songs. Damit
nicht genug, enthüllte er nun die Namen der Star-Duett-Partner, die
auf dem Album vertreten sind und listet damit mal eben ein paar der
derzeit heißesten und angesagtesten internationalen Pop- &
Klassik-Künstler der Welt auf: die Pop-Sensation Dua Lipa, seinen
Freund und Superstar Ed Sheeran, den US-amerikanischen Bariton Josh
Groban sowie Klassik-Sopranistin Aida Garifullina. Die Single "Fall
On Me" entstand mit seinem Sohn Matteo und ist auch auf dem
Soundtrack des neuen Walt Disney Films "Der Nussknacker und die vier
Reiche" (Kinostart: 22.11.2018) enthalten.

Das neue Album "Sí" wurde von Bob Ezrin (Pink Floyd, Lou Reed)
produziert und ist in Bocellis Haus in der Toskana aufgenommen
worden. "Sí" ist ein Album, in dem es um Herz und Seele geht, um
Optimismus und Familie, um Melodie und Zauber. Deshalb wählte Bocelli
diesen eindrucksvollen, schlichten Titel. "Schauen wir auf das, was
in der Welt gerade geschieht, muss man feststellen, dass wir zu oft
'Nein' sagen. Dabei ist 'Ja' ist das Wort, das man bei seinem ersten
Kuss sagt, 'Ja' wenn wir uns wohlfühlen, 'Ja' wenn es um positive,
kraftvolle, menschliche Entscheidungen im Leben geht. Und genau dafür
steht auch dieses Album."

Andrea Bocelli im TV:

29.10.2018 VOX 22:15 Uhr "Künstler, die die Welt bewegten" (Doku)

Andrea Bocelli live:

09. Januar 2019 Hannover / TUI Arena

11. Januar 2019 Stuttgart / Hanns-Martin-Schleyer-Halle


SAM FENDER kündigt EP "DEAD BOYS" für den 20. November an
++ Neuer Song "THAT SOUND" ++ Tour im November

Mit über 7 Millionen Streams von seinem Song "Play God" (#2 in den UK
Spotify Viral Charts) und Platz 1 in den iTunes Singer-Songwriter
Charts zählt Sam Fender zweifellos zu den spannendsten Newcomern des
Jahres. Sam Fender wurde auf die BBC Music Sound of 2018-Liste
gewählt, tourte bereits mit Michael Kiwanuka, Jake Bugg, Hozier und
war beim SXSW sowie dem Great Escape dabei. Jetzt startet Sam Fender
richtig durch.

Seine Single "Dead Boys" und das eindringliche Video sorgen seit
einigen Wochen für Aufsehen, mischen die Airplaycharts auf und
beschertem dem lässigen Shootingstar weitere Lobeshymnen. Die Sunday
Times feiert seinen Sound als "brodelnd und blues-ig", NME ist
sicher: "Große Bühnen warten auf ihn" und The Independent schreibt
über seine Songs "dramatisch, auf den Punkt und catchy".

Jetzt kündigt Sam Fender seine EP "Dead Boys" an! Die EP wird am 20.
November veröffentlicht. Zeitgleich mit der Ankündigung feierte der
neue Song "That Sound" Premiere!

SAM FENDER live

28.11.2018 zehner, München

29.11.2018 Auster-Club, Berlin

30.11.2018 artheater, Köln

https://www.universal-music.de/sam-fender


Sabrina Carpenter kündigt neues Album "Singular: Act 1" an
++ Neue Single "Paris" ab sofort erhältlich

Nachdem Sabrina Carpenter mit "Almost Love" einen ersten Vorgeschmack
abgeliefert hat, gibt es am 09. November das nächste Highlight:
"Singular: Act 1" wurde von der Sängerin und Schauspielerin soeben
angekündigt und kann ab sofort vorbestellt werden.

Das acht Songs umfassende Album "Singular: Act 1" wurde u.a. von
Stargate, Leland, Jason Evigan und Mike Sabath produziert. Auch
"Almost Love" ist darauf enthalten, ebenso wie das brandneue "Paris",
das es als weiteren Vorboten direkt zur Ankündigung gab.

Tracklisting "Singular: Act 1"

1. Almost Love

2. Paris

3. Hold Tight feat. UHMEER

4. Sue Me

5. PRFCT

6. Bad Time

7. Mona Lisa

8. Diamonds Are Forever

https://www.universal-music.de/sabrina-carpenter


IMAGINE DRAGONS präsentieren Video zu "ZERO" ++ Neues Album
"ORIGINS" erscheint am 09. November

Bevor am 09. November das neue Album "Origins" auf den Markt kommt,
legen Imagine Dragons jetzt das Video zur neuen Single "Zero" vor!
Der Clip erreichte nach nur 24 Stunden über 1,8 Millionen Views und
spielt u.a. mit der Thematik des Disney-Films "Ralph reichts 2: Chaos
im Netz", auf dessen Soundtrack "Zero" auch enthalten ist.

Für ihr letztes Album "EVOLVE" gab es Top-Positionen in den Charts
und natürlich jede Menge Edelmetall: Gold für das Album sowie Platin
für die Single "Believer", Doppelplatin für "Thunder" und Gold für
"Whatever It Takes"! Mit "Natural" (Video) und "Zero" (Lyric-Video)
präsentierten Imagine Dragons die ersten Vorboten auf ihr viertes
Album, das nun endlich verkündet wurde.

"ORIGINS" erscheint am 09. November

http://www.universal-music.de/imagine-dragons/home


The Struts präsentieren "Young & Dangerous"

In nur wenigen Jahren haben The Struts es geschafft, zur
Lieblingsband etlicher Rocklegenden und -ikonen zu avancieren: So
konnten die UK-Glamrock-Erneuerer nicht nur im Vorprogramm von The
Rolling Stones, The Who oder auch Guns N' Roses auftreten, sondern
wurden darüber hinaus auch von Mötley Crüe persönlich ausgewählt, um
die allerletzten Konzerte der Band zu eröffnen. Dave Grohl
bezeichnete die vier Briten sogar als die beste Band, die jemals im
Vorprogramm von Foo Fighters zu sehen war. Nachdem sie 2016 ihr
gefeiertes Debütalbum Everybody Wants vorgelegt haben, melden sich
The Struts nun mit ihrem zweiten Album zurück: YOUNG & DANGEROUS. Ein
treffender Titel und ein Album, mit dem sie ihren Ruf als eine der
aufregendsten, leidenschaftlichsten Rockbands unserer Zeit ein für
alle Mal zementieren.

Auf YOUNG & DANGEROUS konzentrieren sich The Struts auf jene
Mitsinghymnen, jene massiven Riffs, die sie zuletzt in so vielen
Stadien und Arenen rund um den Globus vom Stapel gelassen haben.
Eingefangen haben sie diesen Sound mit ihren Produzenten Butch Walker
(Weezer, Panic! At the Disco) und Sam Hollander (Fitz and the
Tantrums, Neon Trees): Die Grooves klingen sogar noch satter als
zuvor, die Arrangements abwechslungsreicher und origineller - so dass
das Resultat wie ein wirklich umwerfendes Glamrock-Update
funktioniert. Maximaler Entertainment-Faktor garantiert, und das
Beste daran: Alles an diesem Sound kommt wirklich von Herzen, basiert
auf 100% echter Leidenschaft und echter Überzeugung.

"Young & Dangerous" erscheint in diversen Formaten am 11. Januar
2019.

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Lil Mosey / Northsbest / 19.10.2018

RAY BLK / Empress Project (EP) / 26.10.2018

Black Eyed Peas / Masters Of The Sun / 26.10.2018

Jorge Blanco / Te La Dedico (EP)/ 26.10.2018

Tory Lanez / LoVE mE NOw / 26.10.2018

Imagine Dragons / ORIGINS / 09.11.2018

Sabrina Carpenter / Singular: Act 1/ 09.11.2018

The Rolling Stones / VOODOO LOUNGE UNCUT / 16.11.2018

Mumford & Sons / Delta / 16.11.2018

Allan Rayman / Harry Hard-On / 16.11.2018

Vanessa Paradis / Les Sources / 18.11.2018

Amy Macdonald / Woman Of The World: 2007-2018 / 23.11.18

Eros Ramazzotti / Vita ce n'é / 23.11.2018

Take That / Odyssey / 23.11.2018

The 1975 / A Brief Inquiry Into Online Relationships / 30.11.18

The Struts / Young & Dangerous / 11.01.2019

Maggie Rogers / Heard It In A Past Life/ 18.01.2019

Catalogue

Bee Gees / Timeless - The All-Time Greatest Hits (2LP) / 26.10.2018

Paul Williams / Bugsy Malone (OST) (LP) / 26.10.2018

The Charlatans / Wonderland (2LP) / 26.10.2018

The Charlatans / Up At The Lake (LP) / 26.10.2018

Barry White / The 20th Century Records Albums (1973-1979) (LP Box/CD Box) / 26.10.2018

Barry White / diverse LPs / 26.10.2018

Blondie / Heart of Glass (LP) / 26.10.2018

Terry Callier / The New Folk Sound Of Terry Callier (Deluxe CD) / 26.10.2018

Semisonic / Feeling Strangely Fine (CD) / 26.10.2018

Amy Winehouse / Back To Black (DVD/BD) / 02.11.2018

Orchestral Manoeuvres In The Dark / diverse LPs / 02.11.2018

The Traveling Wilburys / The Traveling Wilburys, Vol. 1 (LP) / 02.11.2018

Metallica / ...And Justice for All (LP Box/2LP/3CD/CD/MC) / 02.11.2018

Mott The Hoople / Mental Train - The Island Years 1969-71 (CD Box) / 02.11.2018

Richard Ashcroft / Alone With Everybody (2LP) / 02.11.2018

Steven Wilson /Home Invasion: In Concert At The Royal Albert Hall (CD+DVD/CD+BD/DVD/BD) / 02.11.2018

The Moody Blues / In Search Of The Lost Chord (CD Box/LP/CD) / 02.11.2018

The Analogues / The White Album Live In Liverpool (2CD) / 02.11.2018

Various Artists / Stax '68: A Memphis Story (CD Box) / 09.11.2018

The Weeknd / Kiss Land (2LP) / 09.11.2018

Elton John / Here And There (Remastered) (LP) / 09.11.2018

Elton John / Live In Australia (Remastered) (2LP) / 09.11.2018

Semisonic / Feeling Strangely Fine (2LP) / 09.11.2018

The Beatles / The Beatles (White Album) (CD Box, 3CD, 4LP, 2LP) / 09.11.2018

The Revivalists / Take Good Care (CD) / 09.11.2018

Various Artists / Motown Magic (CD) / 16.11.2018

Glen Campbell / Sings For The King (CD/LP) / 16.11.2018

Marc Almond / Hits And Pieces - The Best Of Marc Almond & Soft Cell (2LP) / 16.11.2018

Billy Idol / Vital Idol: Revitalized (2LP) / 16.11.2018

Brian Eno / diverse LPs / 16.11.2018

Chris Cornell, Soundgarden,Temple Of The Dog / Chris Cornell (LP/4CD/CD) / 16.11.2018

Massive Attack / Mezzanine (2CD) / 16.11.2018

Rush / Hemispheres (LP Box/3LP/2CD) / 16.11.2018

Siouxsie And The Banshees / The Scream / 16.11.2018

Sublime / Greatest Hits / All You Need / 16.11.2018

The Police / Every Move You Make: The Studio Recordings (LP Box) / 16.11.2018

The Rolling Stones / Beggars Banquet (LP Box/CD) / 16.11.2018

The Rolling Stones / Voodoo Lounge Uncut (DVD/BD/CD+BD/CD+DVD/3LP) 16.11.2018

The Runaways / Best of The Runaways (LP) / 23.11.2018

The Teskey Brothers / Half Mile Harvest (LP) / 23.11.2018

 * 

TV-Termine

Black Eyed Peas

Late Night Berlin (Einspieler)

Do., 25.10., 22:40 Uhr, ProSieben

Dermot Kennedy 

Inas Nacht

Sa., 27.10., 23:40 Uhr, ARD

Queen 

Freddie Mercury - The Great Pretender (Doku 2012)

Fr., 09.11., 21:45 Uhr, arte

Mi., 21.11., 00:45 Uhr (Wdh.), ARTE

Mark Knopfler

ttt - Titel, Thesen, Temperamente

So., 18.11., 23:05 Uhr, ARD

Alex Aiono

KiKa Live

Mo., 26.11., 20:00 Uhr, KiKa

Jacob Banks

Morgenmagazin

Mo., 26.11., 05:30 Uhr, ARD

Imagine Dragons

Konzert (Lollapalooza 2018)

Fr., 30.11., 00:30 Uhr, ARTE

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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AKTION/2716: Braunschweig - Ida Nielsen Band am 30. Oktober 2018


Ida Nielsen Band spielt im Roten Saal



Braunschweig. Die Bassistin Ida Nielsen spielt präsentiert mit ihrer
Band am Dienstag, 30. Oktober, um 20 Uhr im Roten Saal im Schloss,
Schlossplatz 1, ihre "High-Energy-Funk-Show". Karten sind an allen
Vorverkaufsstellen erhältlich. Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 470-4820.

Große Bekanntheit erlangte Ida Nielsen im Jahr 2010, als sie an die
Seite des legendären Künstlers Prince trat. Sie begleitete ihn bis zu
seinem frühzeitigen Tod in 2016 und ist seitdem mit einer eigenen Band
auf allen Kontinenten unterwegs. In Braunschweig ist sie zum zweiten
Mal zu Gast und präsentiert mitreißende eigene Songs, die ihre
musikalische Nähe zu Prince deutlich erkennen lassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. Oktober 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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FOLKLORE/1392: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Trio Picon & Mike Turnbull - Jiddischer Tango, Klezmer und Tango Nuevo, 15.12.2018


Kulturcafé Komm du - Dezember 2018

Trio Picon & Mike Turnbull | Jiddischer Tango, Klezmer und Tango Nuevo

Konzert am Samstag, den 15. Dezember 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zum Konzert mit dem Trio Picon & Mike Turnbull - Jiddischer Tango, Klezmer und Tango Nuevo am Samstag, den 15.12.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto der vier Musiker/innen mit ihren Instrumenten - Foto: © by Christian Apwisch]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Samstag, den 15.12.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Trio Picon & Mike Turnbull 

Jiddischer Tango, Klezmer und Tango Nuevo

Das Trio Picon und der Perkussionist Mike Turnbull
widmen sich an diesem Abend hingebunsvoll dem unbekannteren Genre
"Jiddischer Tango". Eine theatralische, melancholische und
humorvolle Musik-Reise führt durch verschiedene Zeiten und Welten:
von traditionellen Liedern aus dem früheren Galizien über polnische
Tangoschlager aus den 1920er Jahren bis hin zu amerikanischen
"Yiddish Theatre"-Stücken einer Molly Picon. Mit Leichtigkeit und
großer Spielfreude berühren die vier Musiker dabei auch Genregrenzen
zu Klezmer und Tango Nuevo.

Besetzung:

Hannah Heuking (Klarinette)

Ramona Kozma (Akkordeon, Gesang)

Michael Zimmermann (Tuba)

Mike Turnbull (Perkussion)


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Das Trio Picon & Mike Turnbull mit Instrumenten - Foto: © by Christian Apwisch ]

In ihrem aktuellen Programm "Jiddisher Tango" zeichnen das Trio Picon & Mike Turnbull musikalisch den

Weg der jüdischen Migration nach: von Odessa bis Buenos Ayres über Warschau bis nach New York.

V.l.n.r. Hannah Heuking, Ramona Kozma, Mike Turnbull und Michael Zimmermann

Foto: © by Christian Apwisch




TRIO PICON & Mike Turnbull - Jiddisher Tango

Eine musikalische Reise von Odessa über Buenos Aires nach New York.

Das Trio Picon besteht im Kern aus der Klarinettistin Hannah
Heuking (Hannover), Sängerin und Akkordeonistin Ramona Kozma und dem
Tubisten Michael Zimmermann (Bielefeld). Sie sind alle drei auch
Mitglieder des Kozma Orkestar, das sich als BalkanBrassBand einen
Namen gemacht hat und 2017 den Sonderpreis des Weltmusik-Wettbewerbs
creole NRW gewann. Mit dem Trio beschreiten sie jedoch, sowohl was
die Arrangements als auch die Auswahl der Stücke angeht, eigene Wege.
Bei ihrem Konzert im "Komm du" werden sie von dem Perkussionisten
Mike Turnbull unterstützt.

In ihrem aktuellen Programm "Jiddisher Tango" spielen die Musiker
neben traditionellen Tangoklassikern wie "El Choclo" und Stücken des
Tango Nuevo von Astor Piazzolla auch eher unbekannte jiddische
Tangos und zeichnen damit musikalisch den Weg der jüdischen
Migration nach: von Odessa bis Buenos Ayres über Warschau bis nach
New York.


Weitere Informationen:

Trio Picon - Homepage

https://triopicon.weebly.com/

CD "Trio Picon & Mike Turnbull" - Schnupperhören

https://triopicon.weebly.com/audio.html

Trio Picon, Czarne Oczy - Video

https://www.youtube.com/watch?v=RW0GT5CsXvU




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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FOLKLORE/1391: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Starboard Sallys - Irish Folk aus Hamburg mit maritimer Note!, 14.12.2018


Kulturcafé Komm du - Dezember 2018

Starboard Sallys | Irish Folk aus Hamburg mit maritimer Note!

Konzert am Freitag, den 14. Dezember 2018, 20:00 bis 22:00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zum Konzert mit der Hamburger Band Starboard Sallys - Irish Folk mit maritimer Note am Freitag, den 14.12.2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto der vier Musiker/innen mit ihren Instrumenten - Foto: © by Alexander Rühl]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 14.12.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Starboard Sallys

Irish Folk aus Hamburg mit maritimer Note!

Mit den Starboard Sallys begeben sich die Zuhörer auf Fahrt
durch die musikalischen Weiten der Seefahrersongs. Ihr
irisch-englisches Liederrepertoire erzählt von den Überfahrten
zwischen der alten und neuen Welt: England/Irland, Australien und
Amerika. Ihr mehrstimmiger Satzgesang entführt in alte Zeiten, als
die Helden an den Segeln mit reiner Muskelkraft und Shanties auf den
Lippen die großen Frachtschiffe durch die Ozeane steuerten und von
den Reisen neue, spannende Songs und Tunes in ihre Heimat
mitbrachten. Dazwischen sorgen druckvolle Instrumentals dafür, dass
Stimmung und Rhythmus auch in den Beinen ankommen.

Mit Jane O'Brien (aus Dublin; Irische See) steht eine fantastische
Sängerin und Songschreiberin an der Front, seit Jahren sturmerprobt
mit vielen Jazz- und Folk-Bands. Gabi Bode (aus Inning; Ammersee)
und Daniela Messer (aus Freiburg; Titisee) an Geige und Kontrabass
steuern die schönen traditionellen Melodien aus Irland bei. Michael
Lempelius (aus Kiel; Ostsee) navigiert durch die Tonarten mit seiner
gefühlvollen Begleitung an der Gitarre und Bouzouki. Noch Fragen zur
maritimen Herkunft der Band ???


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die vier Musiker/innen der Folkband 'Starboard Sallys' mit ihren Instrumenten - Foto: © by Alexander Rühl]

Die "Starboard Sallys" entführen in die musikalischen Weiten irisch-englischer Seefahrersongs

V.l.n.r.: Gabriele Bode, Jane O'Brien, Michael Lempelius und Daniela Messer

Foto: © by Alexander Rühl




Zu den Starboard Sallys gehören:

Jane O'Brien (Gesang, Bodhran, Glockenspiel)

Daniela Messer (Geige, Kontrabass, Gesang)

Gabriele Bode (Flöten, Schäferpfeife)

Michael Lempelius (Gitarre, Bouzouki, Gesang)


Weitere Informationen:

Starboard Sallys - Homepage

http://www.janeobrien.com/starboard-sallys.php

Starboard Sallys bei Facebook

https://www.facebook.com/StarboardSallys/


Zum Reinhören & Anschauen:

Starboard Sallys: "Around Cape Horn" - live

https://www.youtube.com/watch?v=nPvhLgUfK9w

Starboard Sallys: "William Taylor" - live

https://www.youtube.com/watch?v=DbLfuqSlN4U

Starboard Sallys: 3 Jigs

https://www.youtube.com/watch?v=ZaIwG77LBt8




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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AUSLAND/8865: Aus aller Welt - 25.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Putin warnt USA vor Ausstieg aus dem INF-Abrüstungsvertrag

Rußlands Präsident Wladimir Putin warnt vor der Gefahr eines neuen
Rüstungswettlaufs. Die USA haben laut Putin nach und nach
verschiedene Verträge verlassen, die eine atomare Abrüstung
gewährleisten würden. Die US-Regierung würde eine extrem gefährliche
Situation heraufbeschwören, wenn sie sich aus dem
INF-Abrüstungsvertrag, der ein Verbot von allen landgestützten
Flugkörpern mit mittlerer und kürzerer Reichweite vorsieht,
zurückziehe und sich einer Verlängerung des New-START-Abkommens zur
Verringerung der einsatzbereiten Atomsprengköpfe verweigere, sagte
Putin am Rande eines Treffens mit Italiens Premier Giuseppe Conte in
Moskau. Sollte Washington aus dem INF-Abkommen aussteigen, sei ein
neues Wettrüsten nicht mehr zu verhindern.

25. Oktober 2018
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JUSTIZ/8865: Kriminalität und Rechtsprechung - 25.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Heftiger Streit zwischen Autofahrern in München

In München haben sich die Insassen eines BMW und eines VW heftig
gestritten. Auslöser für die Auseinandersetzung war anscheinend das
Überholverhalten der BMW-Fahrerin. Dabei bedrohte der 27jährige
Beifahrer der Frau die beiden 20 Jahre alten Münchner mit einem
Messer. Augenzeugen riefen die Polizei, die die Kontrahenten erst mit gezogener
Dienstwaffe zum Einlenken bewegen konnten. Die drei Männer wurden
vorläufig festgenommen. Sie müssen nun mit Strafanzeigen wegen
gefährlicher Körperverletzung, gefährlichem Eingriff in den
Straßenverkehr und Sachbeschädigung rechnen.

25. Oktober 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8862: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 25.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Nord- und Südkorea ziehen Soldaten vom Grenzort Panmunjom ab

Nach der Einigung auf konkrete Schritte zur militärischen Entspannung
haben Süd- und Nordkorea mit dem Abzug von Waffen und Wachpersonal
aus der stark befestigten gemeinsamen Pufferzone im Grenzort
Panmunjom begonnen. Die Maßnahme soll nach Informationen des
südkoreanischen Verteidigungsministeriums bis Freitag abgeschlossen
sein. Soldaten hatten das Gebiet bereits von Landminen geräumt. Die
Entmilitarisierung der Sicherheitszone war von den Präsidenten Süd-
und Nordkoreas, Moon Jae In und Kim Jong Un, bei ihrem Gipfeltreffen
im vergangenen Monat in Pjöngjang beschlossen worden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8864: Aus Parlament und Gesellschaft - 25.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Wagenknecht sieht Chancen für linkes Regierungsbündnis in Hessen

Die Vorsitzende der Linksfraktion im Bundestag, Sahra Wagenknecht,
wirbt für ein Regierungsbündnis mit SPD und Grünen in Hessen. Sie
habe allerdings Zweifel, daß die potentiellen Koalitionspartner ein
solches Bündnis ebenfalls anstreben, sagte Wagenknecht den Zeitungen
des Redaktionsnetzwerks Deutschland. Laut Umfragen könnte die von
Ministerpräsident Volker Bouffier angeführte schwarz-grüne
Landesregierung in Wiesbaden bei der Landtagswahl am Sonntag
verlieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8863: Tragisches und Kurioses - 25.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Großbrand in Köln mit zwei Toten und vier Verletzten

In einem Mehrfamilienhaus in der Kölner Südstadt sind in der Nacht
von Mittwoch auf Donnerstag zwei Menschen bei einem Brand ums Leben
gekommen. Nach Angaben der Feuerwehr wurden zudem vier Menschen mit
Rauchvergiftungen in umliegende Krankenhäuser gebracht, darunter auch
ein Feuerwehrmann. An dem Löscheinsatz waren bis in den frühen
Morgenstunden bis zu 185 Einsatzkräfte beteiligt. Ein gefahrloses
Betreten des viereinhalbstöckigen Altbaus ist teilweise nicht mehr
möglich. Die Ursache des Großbrands war zunächst unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7948: Aus Forschung und Technik - 25.10.2018 (SB)




MELDUNGEN



Keplers Planetenjagd geht zu Ende

Das NASA-Weltraumteleskop Kepler befindet sich erneut im Schlafmodus.
Nur wenige Tage nach einem erfolgreichen Datentransfer schaltete die
US-Raumfahrtbehörde das Teleskop erneut ab, um die für die
Ausrichtung der Sendeantenne benötigten Treibstoffreste nicht unnötig
zu verbrauchen. Ob die US-Raumfahrtbehörde noch eine
Beobachtungskampagne mit dem nur noch eingeschränkt funktionsfähigen
Weltraumobservatorium durchführen kann, läßt sich nicht vorhersagen,
weil es keine Anzeige für die Tankfüllung gibt. Kepler sucht seit
2009 nach Planeten in fernen Sternensystemen und hat in diesem
Zeitraum mehr als 2.500 extrasolare Planeten aufgespürt. Einen
Nachfolger hat die NASA bereits Mitte April ins All befördert. Der
neue Satellit namens TESS (Transiting Exoplanet Survey Satellite)
soll mit seinen vier Weitwinkelteleskopen in den kommenden zwei
Jahren nach weiteren Exoplaneten Ausschau halten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7961: Aus aller Welt - 25.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Sahle-Work Zewde zur Präsidentin Äthiopiens gewählt

Die Diplomatin Sahle-Work Zewde ist am Donnerstag vom Parlament in
Addis Abeba einstimmig zur Bundespräsidentin der Demokratischen
Bundesrepublik Äthiopien gewählt worden. Ihr Amtsvorgänger Mulatu
Teshome war am Vortag überraschend zurückgetreten. Das
Staatsoberhaupt des ostafrikanischen Landes hat vorwiegend
repräsentative Aufgaben. Die sechsjährige Amtszeit kann einmal
verlängert werden.

Die 1950 geborene Sahle-Work Zewde war zuletzt Uno-Vertreterin bei
der Afrikanischen Union (AU). Als Botschafterin repräsentierte sie
Äthiopien in Frankreich, Dschibuti und im Senegal sowie bei der
ostafrikanischen Regionalorganisation Igad.

Nach ihrer Amtseinführung versprach Sahle-Work, sich für
Gleichberechtigung und Frieden zwischen ethnischen Gruppen
einzusetzen. Der Sender BBC berichtete davon. Sahle-Work ist zur Zeit
das einzig weibliche Staatsoberhaupt in Afrika. Wenige Tage vor ihrer
Wahl war das Kabinett von Premierminister Abiy Ahmed vom Parlament
anerkannt worden. Die Hälfte der Kabinettsmitglieder sind Frauen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7920: Medizin und Gesundheitswesen - 25.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Dengue-Fieber erreicht Spanien und Südfrankreich

Das Denguefieber zählt wie Ebola oder Lassafieber zur Gruppe der
hämorrhagischen Fieber, bei denen es zu inneren Blutungen kommen
kann. Wie die Bezeichnung "Dengue", die sich vom spanischen
"denguero" ableitet und soviel wie "geziert" bedeutet, nahelegt,
müssen Erkrankte häufig quälende Schmerzen ertragen, weswegen Dengue
auch Knochenbrecherfieber genannt wird. Bei den häufig bei älteren
und wegen Hunger oder anderen Gründen immungeschwächten Menschen
beobachteten Todesfällen wurden darüber hinaus Veränderungen an
Leber, Nieren und Herz mit degenerativen Schäden der Kapillarzellen
beschrieben, die bis hin zu Blutungen in die inneren Organe und das
Zentrale Nervensystem reichen können. Vor gar nicht so langer Zeit
kam das Dengue-Fieber eigentlich nur in Südasien, Südamerika und
Afrika vor. Europa blieb von dieser Infektionskrankheit verschont.
Das hat sich mit dem Vordringen der asiatischen Tigermücke Aedes
albopictus in den Norden geändert. So berichtete das Deutsche
Ärzteblatt, daß in den letzten Wochen neun Menschen am Dengue-Fieber
erkrankt sind… und zwar in Südfrankreich und Andalusien. Einen
Kontakt zu den üblichen Endemiegebiete dieses hämorrhagischen Fiebers
gab es nicht. Daher gehen die Behörden davon aus, daß sich alle
Patienten über die in Südeuropa heimisch gewordenen asiatischen
Tigermücke mit dem Fieber angesteckt haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7949: Kriminalität und Rechtsprechung - 25.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Protestcamp und besetzte Häuser am Hambacher Braunkohletagebau geräumt

Das Protestcamp des Aktionsbündnisses "Ende Gelände" auf einem
ehemaligen Sportplatz im Rhein-Erft-Kreis ist in der Nacht von
mehreren Hundertschaften Polizei geräumt worden. Rund ein Drittel der
etwa 100 Demonstranten und Demonstrantinnen verließ freiwillig das
Grundstück. Die übrigen Teilnehmer einer Sitzblockade ließen sich
ohne größeren Widerstand wegtragen. Das Lager war ohne Zustimmung des
Grundstücksbesitzers RWE errichtet worden, um den künftigen Protest
von Braunkohlegegnern vorbereiten zu können. RWE hatte Anzeige wegen
Hausfriedensbruchs gestellt. Mitarbeiter des Energiekonzerns
unterstützten die Beamten beim Abräumen der Zelte und übernahmen die
weitere Sicherung des Geländes, nachdem die Einsatzkräfte am
Donnerstagmorgen abgezogen worden waren.

RWE ließ ebenfalls am Donnerstag mehrere von Aktivisten besetzte
Häuser im Kerpener Stadtteil Manheim räumen. Die leerstehenden
Gebäude am Rande des Tagebaus Hambach sollen abgerissen werden, um
mehr Braunkohle für die klimaschädliche Verstromung abbauen zu
können. RWE hatte als Eigentümer des Dorfes letzte Woche bei der
Aachener Polizei Strafanzeige gegen die Besetzergruppe wegen
Hausfriedensbruchs gestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7872: Sprache, Kunst und Medium - 25.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Der Landtag vertröstet niedersächsische Theatermacher

Bei regnerischem Wetter haben am Mittwoch mehr als 500 Theatermacher
aus ganz Niedersachsen vor dem Landtag in Hannover für mehr Geld
demonstriert.

Laut NDR1 Niedersachsen forderten sie von Kulturminister Björn Thümler
(CDU), die im Koalitionsvertrag vereinbarte Erhöhung der Förderung für
die städtischen Theater umzusetzen.

Versprochen war, die sieben kommunalen Bühnen statt wie bisher mit
rund 25 Millionen Euro ab 2019 mit jährlich 31 Millionen Euro aus der
Landeskasse zu unterstützen. Im Entwurf des nächsten Haushalts ist die
Erhöhung jedoch nicht mehr enthalten.

Stellvertretend für Kulturminister Björn Thümler (CDU), der bei der
heutigen Sitzung des Landtags nicht anwesend war, versuchte die
Agrarministerin und Fraktionskollegin Barbara Otte-Kinast die Gemüter
mit dem Hinweis zu beschwichtigen, daß die Mittel nur für das kommende
Jahr nicht zur Verfügung stünden. Das bedeute aber keine generelle
Streichung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7939: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 25.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Präsident Putin warnt vor Aufkündigung von Abrüstungsverträgen

Rußlands Präsident Wladimir Putin hat vor schwerwiegenden Folgen
gewarnt, sollten die USA, wie von Präsident Donald Trump angekündigt,
das INF-Abrüstungsabkommen aufgeben und das New-Start-Abkommen nicht
verlängern. Putin sprach bei einer Pressekonferenz mit dem
italienischen Regierungschef Giuseppe Conte in Moskau von einer
"extrem gefährliche Situation".

1987 hatten die USA und die damalige Sowjetunion vereinbart,
landgestützte atomare Mittelstreckenraketen weder zu entwickeln, zu
bauen noch vorrätig zu halten. Der New-Start-Vertrag von Rußland und
den USA läuft 2021 aus. Das Abkommen sieht eine Verringerung der Zahl
der einsatzbereiten Atomsprengköpfe um gut ein Drittel auf jeweils
1550 sowie eine Begrenzung der Trägersysteme auf jeweils 800 vor.

Putin warnte vor einem Rüstungswettlauf mit ernsthaften Konsequenzen
für Europa. Wenn die Länder dort einer Stationierung von
US-Mittelstreckenraketen zustimmten, müßte Rußland entsprechend
antworten, was Europa in eine gefährliche Situation brächte.

Trump hatte den Ausstieg aus dem INF-Abkommen mit
Vertragsverletzungen auf der russischen Seite begründet. Dabei geht
es um die Entwicklung des Marschflugkörpers 9M729. Dieser hat
angeblich eine Reichweite von 2600 Kilometern. INF betrifft atomar
bestückbare Mittelstreckenraketen mit Reichweiten zwischen 500 und
5500 Kilometern.

Dem Vorwurf Trumps hielt Putin entgegen, die USA hätten keinen Beweis
für einen Vertragsbruch. Rußland halte sehr wohl den Vertrag ein,
aber nicht die USA. Letztere Punkt betrifft die in Osteuropa
stationierten Raketenstartplattformen der NATO.

Bundesaußenminister Heiko Maas rief nach Angaben des Auswärtigen
Amtes seinen russischen Kollegen Sergej Lawrow in einem Telefonat
auf, sich mit allen Kräften für den Erhalt des INF-Vertrag
einzusetzen und die Vorwürfe hinsichtlich Vertragsverletzung
auszuräumen.

Am 11. November wollen sich die beiden Präsidenten in Paris treffen.
Putin hofft mit Trump über die Abrüstungsabkommen sprechen zu können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7953: Aus Parlament und Gesellschaft - 25.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Abgeordnete gegen Organabgabepflicht

Gesundheitsminister Jens Spahn will im Organspendegesetz eine
Widerspruchsregelung einführen. Das heißt, demjenigen, der zu
Lebzeiten verpaßt hat, Widerspruch gegen eine Organentnahme
einzulegen, können für Transplantationen Organe entnommen werden.

Wie das Redaktionsnetzwerk Deutschland berichtet, wollen Abgeordnete
von Union, SPD, Grünen und Linken einen gemeinsamen Gruppenantrag zur
Verhinderung der Widerspruchsregelung stellen, weil diese in
unzulässiger Weise in das Selbstbestimmungsrecht der Menschen
eingreift.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7922: Tragisches und Kurioses - 25.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Bohrungen fördern giftige Bohrschlämme zutage

Umweltschützer befürchten, daß in der Altmark unter Hunderten
ehemaliger Erdgas-Bohrstellen giftige Bohrschlämme zurückgelassen
wurden.

Nach Informationen des MDR-Magazin "exakt" wurden auf einem Acker in
Tylsen bei Salzwedel erhebliche Grenzwertüberschreitungen
festgestellt. Die Probebohrungen hatte die Bürgerinitiative "Saubere
Energie und Umwelt Altmark" in Auftrag gegeben. Ein Team stieß in der
Tiefe auf hohe Dosierungen krebserregender
Mineralöl-Kohlenwasserstoffe, die noch aus DDR-Zeiten stammen und um
das 750fache über dem zulässigen Grenzwert lagen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7950: Arbeit, Soziales und Familie - 25.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Hohe Mieten verschärfen soziale Ungleichheit

Der Sozialverband Deutschland hat ein Gutachten vorgestellt, welches
belegt, daß arme Menschen übermäßig von hohen Wohnungsmieten
betroffen sind. Wegen der Miete sind eine Million Haushalte in
Großstädten so arm, daß ihr Einkommen nach Miete unter dem Regelsatz
von Hartz IV liegt. Die im Untersuchungszeitraum von 1993 bis 2014
stärker als das mittlere Einkommen gestiegenen Mieten und der
Wohnungsmangel erhöhten dem Gutachten zufolge die soziale
Ungleichheit in Deutschland. Haushalte, denen weniger als 1300 Euro
monatlich zur Verfügung stehen, müssen 46 Prozent ihres Einkommens
für Miete aufbringen. Bei Monatseinkommen über 4500 Euro beträgt die
Mietbelastungsquote nur 17 Prozent. Hohe Mieten führten auch dazu,
daß ein Viertel der Wohnungen, in denen drei und mehr Menschen leben,
eigentlich zu klein sind. Deswegen fehlen in den Großstädten
mindestens 1,9 Millionen bezahlbare Wohnungen für kleine und größere
Haushalte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7931: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 25.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Mikroplastik im Menschen nachgewiesen

Nachdem Mikroplastik in Fischen, Vögeln und anderen Tieren entdeckt
wurde, haben jetzt österreichische Forscher um Bettina Liebmann vom
Umweltbundesamt und Philipp Schwabl von der Medizinischen Universität
Wien es erstmals auch in menschlichen Stuhlproben nachgewiesen. An
der Studie hatten acht Probanden teilgenommen, die aus Finnland, den
Niederlanden, Großbritannien, Italien, Polen, Rußland, Japan und
Österreich stammten. Sie mußten eine Woche lang ein Tagebuch über die
verzehrten Lebensmittel führen und Stuhlproben abgeben.
Umweltschützer fordern schon seit längerem eine drastische
Reduzierung des Plastikkonsums.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7938: Märkte und Finanzen - 25.10.2018 (SB)




VOM TAGE



Google verzichtet auf Startup-Campus in Berlin-Kreuzberg

Der Suchmaschinenbetreiber Google wird in seinem 2016 erworbenen,
ehemaligen Umspannwerk in Berlin-Kreuzberg keinen Campus für
Firmenneugründungen errichten. Das Unternehmen kommt damit den
Bewohnern des Viertels entgegen, die eine Gentrifizierung ihres
Kiezes befürchtet hatten.

Der US-Konzern wird nach eigenen Angaben vom Mittwoch rund 14
Millionen Euro in die Immobilie am Paul-Lincke-Ufer stecken und diese
als "Haus für soziales Engagement" voraussichtlich ab April 2019 an
die Spendenplattform Betterplace und den Kinder- und
Jugendhilfeverein Karuna vermieten. Damit, sagte der Google-Vertreter
Rowan Barnett, leiste Google einen substantiellen Beitrag zur
Stärkung der Zivilgesellschaft in und um Kreuzberg.

Der Karuna-Geschäftsführer Jörg Richert berichtete am Mittwochabend
im rbb, nach der Eröffnung würden Initiativen aus dem Kiez, aus ganz
Berlin und auch aus Deutschland eingeladen, um über Lösungsansätze
für drängende Probleme wie Obdachlosigkeit und Wohnungslosigkeit in
der Stadt zu sprechen.
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WISSENSCHAFT/7954: Aus Forschung und Technik - 25.10.2018 (SB)




VOM TAGE



2400 Jahre altes Schiffswrack entdeckt

Es ist das älteste weitgehend intakte Schiffswrack, das bislang
entdeckt wurde. Vor der bulgarischen Küste in rund 2000 Metern Tiefe
auf dem Meeresgrund hat das Forscherteam des Black Sea Maritime
Archaeology Project afp zufolge ein Handelsschiff aus dem Antiken
Griechenland gefunden, das laut Radiokohlenstoffdatierung mehr als
2400 Jahre alt ist. Die Fundtiefe des Wracks war für die Experten der
Garant für diesen Fund. Denn in derart großer Meerestiefe enthält das
Wasser keinen Sauerstoff, so daß organisches Material Tausende von
Jahren nicht zerfallen kann. Die Forscher hatten drei Jahre lang vor
der Küste Bulgariens 2000 Quadratkilometer Schwarzmeerboden mit Hilfe
eines Sonars und eines ferngesteuerten Tiefseekamera-Systems
kartiert. Dabei fanden sie rund 60 Wracks, darunter römische Schiffe,
eine Angriffsflotte der Kosaken aus dem 17. Jahrhundert… sowie
das griechische Handelsschiff.

25. Oktober 2018
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ZOOLOGIE/1585: Schimpansen erschnüffeln Gruppenmitglieder und Verwandte (idw)


Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie - 24.10.2018

Schimpansen erschnüffeln Gruppenmitglieder und Verwandte



Primaten, uns Menschen eingeschlossen, verlassen sich normalerweise auf
ihre Augen, weil sie über einen vergleichsweise schlechten Geruchssinn
verfügen. Ein internationales Forschungsteam der Universität Leipzig, des
Max-Planck-Instituts für evolutionäre Anthropologie und der Durham
University in Großbritannien hat nun in Verhaltensstudien im Zoo Leipzig
herausgefunden, dass Schimpansen hauptsächlich ihren Geruchssinn nutzen,
um neue Dinge zu erkunden, und dass sie Gruppenmitglieder und Verwandte am
Geruch erkennen.

Kommunikation mittels chemischer Botenstoffe ist im Tierreich zur
Übertragung sozialer Informationen weit verbreitet. Tiere benutzen
Duftsignale, um Gruppenmitglieder oder Verwandte zu erkennen, oder um
genetisch zu ihnen passende Paarungspartner zu finden. Im Gegensatz zu den
meisten anderen Säugetieren wurden Primaten jedoch seit jeher als
"Mikrosmaten" bezeichnet, welche einen schlechten Geruchssinn besitzen.
Obwohl die Erforschung der Olfaktorik bei manchen Primatenarten in den
letzten Jahren zugenommen hat, wurden Menschenaffen dabei weitestgehend
ausgespart. Forschende der Universität Leipzig, des Max-Planck-Instituts
für evolutionäre Anthropologie und der Durham University haben nun eine
der ersten Studien durchgeführt, die die Signalfunktion von sozialen
Gerüchen bei Menschenaffen untersucht.

Dazu haben die Wissenschaftlerinnen den Mitgliedern zweier
Schimpansengruppen Urin von Gruppenmitgliedern, fremden Artgenossen und
eine geruchslose Kontrolle präsentiert. Die Geruchsproben befanden sich
jeweils in luftdurchlässigen Plexiglasboxen; die Verhaltensreaktionen der
Schimpansen wurden auf Video aufgezeichnet. Das Ergebnis: Die Schimpansen
haben länger am Urin als an der Kontrolle gerochen - ein Hinweis darauf,
dass sie den Geruch anderer Schimpansen wahrnehmen können. Noch wichtiger
war jedoch: sie konnten zwischen dem Geruch von Gruppenmitgliedern und dem
von Fremden unterscheiden, wobei sie länger an der Duftprobe schnüffelten,
wenn es sich um fremde Artgenossen handelte, die nicht zu ihrer Gruppe
gehörten. "Schimpansen sind sehr territorial, und Begegnungen zwischen
verschiedenen Gruppen verlaufen meist aggressiv - tatsächlich werden Tiere
aus anderen Schimpansengemeinschaften im Freiland manchmal sogar getötet.
Duftspuren könnten ihnen dabei helfen, andere Tiere zu lokalisieren und zu
ermitteln, ob sie zu ihrer eigenen oder einer anderen Gruppe gehören. Das
wirkt sich auf Überleben und Fitness der Tiere positiv aus", sagt
Erstautorin Stefanie Henkel von der Universität Leipzig und dem
Max-Planck-Institut für evolutionäre Anthropologie. "Gerüche könnten gerade
für Schimpansen besonders wichtig sein, weil sie meist in dichten Wäldern
mit einer eingeschränkten Sichtweite leben. Darüber hinaus spalten sich
Schimpansengemeinschaften zeitweise in Untergruppen auf, wobei sich
Gruppenmitglieder oft tagelang nicht sehen", fügt Henkel hinzu.

Desweiteren konnten die Forscherinnen belegen, dass Schimpansen länger an
einem Geruch geschüffelt haben, je näher sie mit dem Duftgeber verwandt
sind - ein erster Hinweis darauf, dass Menschenaffen ihre Verwandten am
Geruch erkennen können. "Die Fähigkeit Verwandte zu erkennen, ist äußerst
wichtig. Sie ermöglicht es den Tieren, geeignete Koalitionspartner
auszuwählen und zu vermeiden, dass sie sich mit nahen Verwandten paaren
oder ihren eigenen Nachwuchs töten", erklärt Co-Autorin Jo Setchell. "Es
gibt Hinweise darauf, dass auch Menschen den Geruch ihrer Verwandten
erkennen können, sogar schon als Neugeborene. Wir haben also anscheinend
gute olfaktorische Fähigkeiten beibehalten, obwohl wir - genau wie unsere
nächsten Verwandten, die Schimpansen - normalerweise keine Duftmarken
setzen und uns das spezialisierte olfaktorische System fehlt, welches man
bei vielen anderen Tieren findet. Unsere Ergebnisse helfen uns, die
Evolution der chemischen Kommunikation bei Primaten besser zu verstehen
und verdeutlichen, dass wir dem Geruchssinn bei Menschenaffen in der
Forschung mehr Beachtung schenken sollten."

"Als sich die Schimpansen den Plexiglasboxen zum ersten Mal annäherten,
nutzten die meisten Tiere interessanterweise zuerst ihren Geruchssinn, um
die Boxen zu untersuchen, anstatt sie zu berühren oder einer genauen
visuellen Inspektion zu unterziehen", betont Henkel. "Mich überrascht es,
dass die Erforschung des Geruchssinns bei Menschenaffen bisher so
vernachlässigt wurde, obwohl es immer mehr Hinweise darauf gibt, dass
Olfaktorik auch für andere Primatenarten, uns Menschen eingeschlossen,
sehr wichtig ist. Unsere Ergebnisse verdeutlichen die Bedeutung des
Geruchssinns für Schimpansen. Zukünftige Studien könnten den gesamten
Informationsgehalt verschiedener Duftquellen bei Menschenaffen
entschlüsseln, anhand von chemischen Analysen und weiteren
Verhaltensstudien."


Originalpublikation:

Stefanie Henkel and Joanna M. Setchell

Group and kin recognition via olfactory cues in chimpanzees (Pan
troglodytes)

Proceedings of the Royal Society B, 24. Oktober 2018

http://dx.doi.org/10.1098/rspb.2018.1527
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ELEKTROTECHNIK/277: Erste elektronische Autobahnen auf der Nanoskala (idw)


Technische Universität Chemnitz - 24.10.2018

Erste elektronische Autobahnen auf der Nanoskala

Internationale Forschungskooperation: Die gezielte Funktionalisierung von
kohlenstoff-basierten Nanostrukturen erlaubt es erstmals, Strompfade
direkt abzubilden und eröffnet dabei Wege für neuartige Quantenbauelemente



Rechner werden immer schneller und damit leistungsfähiger. Ein Problem
dabei ist jedoch, dass sie dafür mehr Energie benötigen, die fast komplett
in oft ungenutzte Wärme umgewandelt wird. Dies belastet nicht nur die
Umwelt. Es begrenzt auch die weitere Miniaturisierung elektronischer
Bauelemente und die Erhöhung von Taktfrequenzen. Ein Ausweg aus diesem
Dilemma wären Leiterbahnen, die keinen elektrischen Widerstand aufweisen.
Auf Basis von kohlenstoff-basierten Nanostrukturen lassen sich solche
Leiter realisieren. Durch das Heizen eines nanostrukturierten
Siliziumcarbid-Kristalls entstehen an den Kanten kleinste 
Graphen-Strukturen. Unter Graphen versteht man eine einzige Lage wabenförmig
angeordneter Kohlenstoffatome.

Physikern der Technischen Universität Chemnitz ist es nun erstmals
gemeinsam mit Forschern der Universität Twente (Niederlande) und des MAX
IV Laboratory in Lund (Schweden) gelungen, solche sogenannten
ballistischen Drähte herzustellen und sie umfassend zu charakterisieren.
"Das Besondere daran ist, dass die Elektronen diese winzigen Drähte
passieren, ohne sie zu erhitzen - und das im Idealfall unabhängig von der
Drahtlänge", erläutert Prof. Dr. Christoph Tegenkamp, Inhaber der
Professur Analytik an Festkörperoberflächen der TU Chemnitz. Anhand
komplexer Experimente mittels Rasterkraft- und 
Multitip-Rastertunnelmikroskopie wurden die benachbarten Quantentransportkanäle im
Detail vermessen und sogar unter Raumtemperatur und -atmosphäre direkt auf
der Nanoskala abgebildet. "Das Überraschende für uns war, dass wir nun
sogar mehrere, dicht beieinanderliegende Kanäle auf einem Draht
identifizieren konnten, die sich gegenseitig nicht beeinflussen", erklärt
Johannes Aprojanz weiter, der sich gerade an der TU Chemnitz mit diesem
Forschungsthema innerhalb seiner Doktorarbeit beschäftigt.

In Kooperation mit Theoretikern aus Kopenhagen und Barcelona konnte dieser
bisher einmalige Effekt auf eine asymmetrische Wechselwirkung der Ränder
mit dem Substrat zurückgeführt werden, wie das Journal "Nature
Communication" in seiner aktuellen Ausgabe berichtet. Die Autoren der
Studie sind sich sicher, dass diese Art der Funktionalisierung auch für
topologische Effekte in anderen 2D-Materialien interessant ist und neue
Wege für das Design zukünftiger Quantenbauelemente aufzeigt. "Damit stoßen
wir das Tor zu Computern, die sich kaum noch erwärmen, ein Stückchen
weiter auf", so Tegenkamp.

Originalpublikation:


https://www.nature.com/articles/s41467-018-06940-5

Weitere Informationen unter:

https://www.tu-chemnitz.de/physik/AFKO/
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WERKSTOFFE/1079: Biologisch abbaubares Plastik (idw)


Technische Hochschule Nürnberg Georg Simon Ohm - 23.10.2018

Biologisch abbaubares Plastik

Forschungsprojekt der TH Nürnberg generiert eine Alternative für
herkömmliche Kunststoffe



Kunststoffe sind aus dem alltäglichen Leben nicht mehr wegzudenken. Die
Auswirkungen sind jedoch fatal, wenn sie in die Kreisläufe der Umwelt
gelangen. Prof. Dr. Stephanie Stute von der Fakultät Verfahrenstechnik
der TH Nürnberg forscht an biobasiert hergestellten Kunststoffen, die
biologisch abbaubar sind. In ihrem Projekt "Biobasierte Herstellung des
biologisch abbaubaren Bio-Kunststoffes Polybuttersäure" entwickelt sie ein
kontinuierliches und damit wirtschaftlicheres Herstellungsverfahren für
den Bio-Kunststoff Polybuttersäure. Die Staedtler-Stiftung fördert das
Projekt mit 40.000 Euro.

Nürnberg, 23. Oktober 2018. Kunststoffe finden sich in allen
Lebensbereichen. Für die Herstellung verbraucht die Industrie wertvolle
Ressourcen wie Erdöl. Besonders problematisch ist die Verwendung von
Kunststoffen für Verpackungen mit einmaliger Nutzung. Der Plastikmüll
landet oft in der Umwelt. Ein Resultat daraus ist die größte Müllinsel im
Pazifik, die 80.000 Tonnen Plastik umfasst und mit 1,6 Millionen
Quadratkilometern mehr als viermal so groß wie Deutschland ist. Das
Folgenschwere daran ist, das beispielsweise PET-Flaschen rund 450 Jahre
brauchen, bis sie im Wasser zerfallen und als Mikroplastik auf den
Meeresgrund sinken.

Die Bundesregierung zählt in ihrer "Hightech-Strategie 2020 für
Deutschland. Ideen. Innovation. Wachstum." die Biotechnologie zu den
Schlüsseltechnologien für eine zukunftsfähige deutsche Wirtschaft. Vor
diesem Hintergrund forscht Prof. Dr. Stephanie Stute von der Fakultät
Verfahrenstechnik an der TH Nürnberg an biobasiert hergestellten
Kunststoffen, die biologisch abbaubar sind. In ihrem Projekt "Biobasierte
Herstellung des biologisch abbaubaren Bio-Kunststoffes Polybuttersäure"
entwickelt sie ein kontinuierliches und damit wirtschaftlicheres
Herstellungsverfahren für den Bio-Kunststoff Polybuttersäure (PHB). "Die
Polybuttersäure ist ein farbloser Polyester und gilt als
vielversprechendster Ersatz für petrochemische Polymere. Bisher sind die
Herstellungskosten für diesen Bio-Kunststoff sehr hoch, weshalb die
Industrie ihn noch nicht im großen Maßstab einsetzt", so Prof. Dr.
Stephanie Stute. Das derzeitige Herstellungsverfahren von Polybuttersäure
durch Bakterien kann hinsichtlich der Produktivität noch deutlich
verbessert werden.

Viele Bakterien-Arten lagern PHB als Speicherstoff in ihren Zellen ein. Um
den Stoffwechselprozess der Bakterien bei der PHB-Synthese im großen
Maßstab nutzen zu können, ist es erforderlich, für die Anzucht der
benötigten Bakterienzellen und für die nachfolgende PHB-Produktion
unterschiedliche Prozessbedingungen technisch zu realisieren. "Eine rasche
Zellteilung und das damit verbundene mikrobiologische Wachstum sind nur
bei einer optimalen Versorgung der Bakterienzellen mit Nährstoffen und
Sauerstoff möglich. Für die Einlagerung von Polybuttersäure benötigen die
Bakterien allerdings Mangelbedingungen", erklärt Prof. Dr. Stephanie
Stute. Der neue Ansatz basiert auf zwei hintereinandergeschalteten
Bioreaktoren, die kontinuierlich unter Zulauf von Nährstoffen betrieben
werden. In der ersten Stufe herrschen optimale Wachstumsbedingungen. In
der zweiten Stufe wird gezielt ein Nährstoffmangel eingestellt, so dass
die Einlagerung von PHB in den Bakterien beginnt und durch den Zulauf
ausgewählter Nährstoffe verstärkt wird. Die Bakterien bilden so große
Mengen des Produkts. Am Auslauf des zweiten Bioreaktors trennt das Team
von Prof. Dr. Stephanie Stute die Bakterienzellen vom Nährmedium ab und
bereitet das Produkt PHB aus den Bakterienzellen auf. Das Bakterium C.
necator lagert beispielsweise PHB von bis zu 80 Prozent der
Biotrockenmasse ein und bietet damit das Potenzial zur Massenproduktion.
Die Kosten für die benötigten Rohstoffe können einen Großteil der
Gesamtkosten betragen, so dass die Nutzung von kostengünstigen
industriellen Restströmen von großem Interesse ist. Pro Tonne hergestelltem
Biodiesel entstehen etwa 100 kg Rohglycerin, das die Industrie
in Deutschland häufig nur gegen niedriges Entgelt verkaufen kann oder
sogar kostenpflichtig entsorgen muss. Das Rohglycerin steht daher in
ausreichender Menge zur Verfügung, und hat das Potenzial die
Produktionskosten des Bio-Kunststoffs erheblich zu reduzieren. Prof. Dr.
Stephanie Stute generiert auf der Basis dieses Reststoffs ein
wirtschaftliches Herstellungsverfahren für PHB, um dadurch biobasierte und
biologisch abbaubare Kunststoffe zu produzieren. Das Projekt "Biobasierte
Herstellung des biologisch abbaubaren Bio-Kunststoffes Polybuttersäure" wird
mit 40.000 Euro von der Staedtler-Stiftung gefördert und markiert den
Startpunkt der Forschungsarbeiten im Fachgebiet Bioverfahrenstechnik an
der TH Nürnberg - ein Beitrag zu einer nachhaltigen und wissensbasierten
Wirtschaftsform.
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ARBEIT/1155: Ryanair verstößt gegen deutsche Gesetze


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 25. Oktober 2018

Ryanair verstößt gegen deutsche Gesetze



Zu den neusten Enthüllungen rund um die Billig-Airline Ryanair erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Wenn es in der Arbeitswelt schmutzig ist, dann ist Ryanair immer mittendrin. Wie jetzt ein Medienbericht enthüllt hat, legt die Billig-Airline dreist Krankheitsakten über ihre Beschäftigten an, auf die weit über hundert Ryanair-Mitarbeiter in ganz Europa Zugriff haben. Gleichzeitig nötigt das Unternehmen seine Beschäftigten, detailliert die Symptome ihrer Krankheiten zu schildern. In Disziplinaranhörungen werden sie außerdem bedrängt, zu versprechen, nicht mehr krank zu werden. Damit verstößt Ryanair gegen den deutschen Datenschutz, denn Informationen zu Krankheiten sind besonders schützenswerte und sensible Daten.

Außerdem beschäftigt Ryanair anscheinend illegal Leiharbeitskräfte als Kabinenpersonal. Denn die irischen Leiharbeitsfirmen besitzen wohl keine gültige Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung und damit verstößt Ryanair gegen das Gesetz.

Es ist unsäglich, mit welcher Arroganz das Unternehmen Ryanair die Rechte von Beschäftigten mit Füßen tritt. Und es ist absolut nicht akzeptabel, wie anmaßend Ryanair den eigenen Geschäften nachgeht und dabei die Gesetze der Länder, in denen das Unternehmen operiert, einfach ungeniert ignoriert.

Ryanair sollte schnell seinen Kurs ändern, geltende Gesetze beachten und die Rechte der Beschäftigten garantieren. Notwendig sind vor allem ein fairer Tarifvertrag und starke Betriebsräte. Denn ein Unternehmen kann langfristig nur gemeinsam mit seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern erfolgreich sein.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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FINANZEN/1500: Steuerschätzung - Die fetten Jahre gehen vorbei


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 25. Oktober 2018

Steuerschätzung: Die fetten Jahre gehen vorbei



Zu den Ergebnissen der Steuerschätzung erklären Anja Hajduk, stellvertretende Fraktionsvorsitzende, und Sven-Christian Kindler, Sprecher für Haushaltspolitik:

Anstatt einzusehen, dass die fetten Jahre vorbeigehen und für stürmischere Zeiten vorzusorgen, ignoriert die Regierung beharrlich alle Warnsignale. Dabei nehmen die Risiken für den Bundeshaushalt durch eine Veränderung beim Zinsniveau, ein Abflauen der Konjunktur oder durch die Herausforderungen der Klimakatastrophe, der globalen Krisen und des demographischen Wandels stetig zu. Eine weitsichtige und nachhaltige Haushaltspolitik sucht man bei CDU, CSU und SPD vergeblich. Finanzminister Olaf Scholz hat keinen Plan für einen zukunftsfesten Haushalt. Er verweigert die Arbeit am Fundament. Die Bundesregierung verschwendet lieber jedes Jahr über 50 Milliarden Euro für klimaschädliche Subventionen, für den schmutzigen Diesel, Plastikprodukte, die Flugkonzerne und die Agrarindustrie. Diese Privilegierung von klimaschädlicher Produktion muss jetzt gestoppt werden. Das stärkt auch dauerhaft das Fundament des Haushalts.

Die Bundesregierung muss jetzt Überschüsse nutzen, um in die Zukunft zu investieren. Es gibt genug Baustellen: von der Digitalisierung über nachhaltige Mobilität und bezahlbare Wohnungen bis hin zu guten Kitas. Statt mit Diskussionen über Steuersenkungen für Besserverdienende Zeit zu verschwenden, braucht die Regierung endlich eine kluge und verlässliche Strategie, wie sie diese Herausforderungen angehen will. Denn weder Kommunen noch Länder können sich bei dem Zickzackkurs des Bundes auf dauerhafte Investitionsmittel einstellen. Es fehlt die Verlässlichkeit, und so werden auch keine neuen Kapazitäten aufgebaut, um Investitionen umzusetzen.

Copyright Bundestagsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN
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AUSSEN/1780: Oleg Sentsov, ein Mann des Friedens und Gegner imperialen Säbelrasselns, endlich freilassen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 25. Oktober 2018

Oleg Sentsov, ein Mann des Friedens und Gegner imperialen
Säbelrasselns, endlich freilassen

Sacharow-Preis an ukrainischen Filmemacher



Das Europäische Parlament hat am heutigen Donnerstag verkündet, dass
der ukrainische Filmemacher Oleg Sentsov mit dem diesjährigen
Sacharow-Preis für Meinungsfreiheit geehrt wird. Dazu erklärt der
menschenrechtspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Michael Brand:

"Mit Oleg Sentsov wird ein mutiger Mensch der Kultur geehrt. Er ist
ein Vertreter der Freiheit, ein Mann des Friedens und ein Gegner des
imperialen Säbelrasselns. In einem Schauprozess ist an ihm ein
Exempel statuiert worden und er wurde zum politischen Gefangenen
Wladimir Putins.

Sein Fall zeigt: Im Russland Putins kann man zum Verbrecher werden,
weil man seine Meinung sagt. Sentsov hat sich als Künstler mit dem
friedlichen Mittel des freien Wortes gegen Aggression, Annexion und
Repression gewehrt.

Die heutige Auszeichnung ist daher auch ein Appell an den russischen
Präsidenten, Oleg Sentsov aus dem sibirischen Straflager endlich
freizulassen. Und öffentlicher Druck ist oft die letzte Hoffnung für
Inhaftierte. Die Auszeichnung des Europäischen Parlaments an Oleg
Sentsov ist deshalb auch ein wichtiges Signal der Unterstützung für
alle Menschrechtsverteidiger weltweit, die aufgrund ihres Engagements
verfolgt werden.

In Russland hat sich die Lage der Menschenrechte dramatisch
verschlechtert. In einem Jahr wurden 30 Gesetze erlassen, um
Bürgerrechte einzuschränken. Die Zahl der politischen Gefangenen hat
deutlich zugenommen. Die Opposition ist erheblichen Repressionen
ausgesetzt. Eine freie Medienlandschaft existiert nicht. Über 70 NGOs
werden als ausländische Agenten verfolgt. Auch der Krieg in der
Ukraine und die völkerrechtswidrige Annexion der Krim dürfen nicht
hingenommen werden, sie gefährden Frieden und Stabilität in Europa."


Hintergrund:

Mit dem Sacharow-Preis des Europäischen Parlaments, der seit 1988
jährlich verliehen wird, werden Menschen ausgezeichnet, die sich
weltweit in besonderer Weise für die Menschenrechte einsetzen.

Michael Brand hat im Rahmen des Patenschaftsprogramms des Deutschen
Bundestages "PsP" eine Patenschaft für Oleg Sentsov übernommen und
setzt sich seit Jahren für den Filmemacher ein.

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1779: Hungerkatastrophe im Jemen verhindern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 25. Oktober 2018

Hungerkatastrophe im Jemen verhindern

Iran trägt eine Hauptverantwortung, aber auch Saudi-Arabien muss
jetzt eine humanitäre Lösung ermöglichen



Der UN-Nothilfekoordinator Mark Lowcock warnt vor einer dramatischen
Hungersnot im Bürgerkriegsland Jemen, wo sich die humanitäre Lage
immer weiter zuspitzt. Hierzu erklärt der außenpolitische Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen Hardt:

"Die Krise im Jemen ist eine der schlimmsten humanitären Krisen
unserer Zeit. Durch Waffengewalt sind bereits viele Tausend
Zivilisten ums Leben gekommen. Millionen Jemeniten befinden sich auf
der Flucht. Jetzt droht eine Hungerkatastrophe. Die internationale
Staatengemeinschaft darf einer solchen Tragödie nicht tatenlos
zusehen. Die Konfliktparteien müssen die Waffen umgehend ruhen lassen
und humanitären Zugang gewährleisten. Und auch im Jemen muss endlich
ein politischer Prozess beginnen, der eine nachhaltige Befriedung und
Stabilisierung erlaubt.

Iran trägt durch seine Unterstützung der Houthi-Rebellen und die
fortgesetzte Destabilisierung des Landes eine Hauptverantwortung. Der
Iran ist aufgefordert, seine Unterstützung für die Aufständischen
umgehend zu beenden. Die aggressive Regionalpolitik des Iran, die im
Jemen wie auch in anderen Staaten des Nahen und Mittleren Ostens vor
Waffeneinsatz und Terrorunterstützung nicht zurückschreckt, ist
zentraler Kritikpunkt der Völkergemeinschaft am Regime in Teheran.
Aber auch Saudi-Arabien als Konfliktpartei an der Seite der legitimen
jemenitischen Regierung trägt eine besondere Verantwortung. Gerade
nach dem Fall Khashoggi ist Saudi-Arabien nun in der Jemen-Krise
gefordert, internationale Verantwortung zu beweisen, dem
Kriegstreiben ein Ende zu setzen und sich für eine echte politische
Lösung zu engagieren."

 * 
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FINANZEN/1244: Länder profitieren am meisten - Bund nur mit geringem Mehraufkommen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 25. Oktober 2018

Länder profitieren am meisten - Bund nur mit geringem
Mehraufkommen 



Der Arbeitskreis "Steuerschätzungen" hat am heutigen Donnerstag das
Ergebnis seiner 154. Sitzung zur Entwicklung der Steuereinnahmen bis
2023 vorgelegt. Hierzu können Sie den haushaltspolitischen Sprecher
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eckhardt Rehberg, wie folgt zitieren:

Die Steuerschätzung zeigt: Die öffentlichen Haushalte bleiben weiter
auskömmlich finanziert. Für den Bund ist insgesamt nur ein
geringfügiges Mehraufkommen gegenüber der letzten Schätzung vom Mai
zu erwarten. Insbesondere im laufenden Jahr 2018 ergeben sich neue
Spielräume für den Bund im Umfang von rund 2 Mrd. Euro. Im
Koalitionsvertrag ist fest vereinbart, dass neue Spielräume für die
Modernisierung der Bundeswehr und für die Entwicklungszusammenarbeit
verwendet werden müssen. Daran ist Bundesfinanzminister Scholz
gebunden. Der Überschuss des Bundes zum Jahresende wird wie in den
letzten Jahren in die vorhandene Asyl-Rücklage eingestellt und steht
damit für die nächsten Jahre zur Verfügung.

Ab 2019 werden die Steuereinnahmen des Bundes - anders als bei
Ländern und Kommunen - nicht wesentlich ansteigen. Das folgt aus den
milliardenschweren Entlastungen der Länder und Kommunen durch den
Bund im Rahmen der Umsatzsteuerverteilung. Die Grenze des Zumutbaren
ist für den Bund erreicht. Der Bund darf nicht immer weiter
Steueranteile an die Länder und Kommunen abgeben, wenn er seine
eigenen Aufgaben noch angemessen erfüllen will.

Die EU-Abführungen Deutschlands dürften in den nächsten Jahren höher
sein als in der Steuerschätzung ausgewiesen. Sie werden erst am Ende
der Verhandlungen zum Mittelfristigen Finanzrahmen 2021-2027
feststehen. Für höhere EU-Abführungen ist im Finanzplan der
Bundesregierung keine Vorsorge getroffen - genau wie für die
"Visionen" von Bundesfinanzminister Scholz für eine europäische
Arbeitslosenversicherung. Minister Scholz muss jetzt erklären, wie er
seine teuren europapolitischen Ideen auf Basis dieser Steuerschätzung
finanzieren will."

 * 
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ARBEIT/1828: Illegale Leiharbeit und Datenschutz-Verletzungen - Ryanair Landerechte entziehen


DIE LINKE - Presseerklärung vom 25. Oktober 2018

Illegale Leiharbeit und Datenschutz-Verletzungen - Ryanair Landerechte entziehen



Medienberichten zufolge führt die irische Billig-Airline entgegen allen Datenschutzbestimmungen detaillierte Krankenakten über Beschäftigte, auf die weit über hundert Ryanair-Mitarbeiter in ganz Europa Zugriff haben. Erst gestern hatte die Linksfraktion über die fehlende Genehmigung irischer Leiharbeitsfirmen informiert, von der rund 700 Beschäftigte in Deutschland betroffen sind. Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, erklärt dazu:

Männer wie der Milliardär und Konzernboss Michael O'Leary treibt die nackte Gier an, dabei kennen sie weder Anstand noch Gesetz. Dass Beschäftigten mit Kündigung gedroht wird, wenn diese nicht entgegen aller Datenschutzgesetze detailliert Auskunft über ihre Krankheiten erteilen, zeigt die ganze Verkommenheit des Systems "Hauptsache billig".

Auch Wirtschaftsmilliardäre müssen sich an Gesetze halten - hier steht die Bundesregierung in der Pflicht. Ryanair müssen mit sofortiger Wirkung die Landerechte entzogen werden, bis der Konzern sich an geltendes Recht hält.

Neben dem verachtenden Umgang mit den Persönlichkeitsrechten ihrer Mitarbeiter bricht Ryanair weitere Gesetze: In Deutschland setzt die irische Firma illegal Leiharbeiter als Kabinenpersonal ein. Flugbegleiter, die in Deutschland arbeiten, sind über die beiden irischen Leiharbeitsfirmen Crewlink und Workforce "entliehen". Dieses Konstrukt ist illegal. Den Firmen fehlt eine gültige Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung, die sie trotz ihres Sitzes in Irland für ihre Dienste in Deutschland brauchen. Eine weitere rechtswidrige Praxis gegen die Beschäftigten besteht in detaillierten Krankenakten, die Ryanair anlegt und auf die weit über hundert Mitarbeiter in ganz Europa Zugriff haben. Mitarbeiter sollen bei Krankmeldung eine detaillierte Beschreibung der Symptome angeben und müssen teils in Disziplinaranhörungen "versprechen" nicht mehr krank zu werden. Das ist Nötigung.

Gemeinsam mit der Dienstleistungsgewerkschaft verdi werden wir die rund 700 Leiharbeiter unterstützen, auf eine Anstellung durch Ryanair zu klagen. Illlegale Arbeitnehmerüberlassung und Verstöße gegen das Bundesdatenschutzgesetz sind keine Kavaliersdelikte. Die Skrupellosigkeit wird den Milliardär Michael O'Leary teuer zu stehen kommen. Bei vorsätzlicher illegaler Arbeitnehmerüberlassung muss der Konzern den Betroffenen dreißig Jahre lang die entstandene Lohndifferenz auszahlen.

Konzernbosse wie Michael O'Leary sind die Nutznießer einer Politik, die Tarifverträge und Arbeitnehmerrechte systematisch zurückgeschraubt hat. Der Ryanair-Konzern erwirtschaftete allein in den Monaten April bis September 4,79 Milliarden Euro Umsatz, acht Prozent mehr als im Vorjahreszeitraum. Die Leistung erbringen täglich rund 10.000 Beschäftigte unter hoch prekären Bedingungen."

Bernd Riexinger ist Pate für das Kabinenpersonal von Ryanair, das sich für existenzsichernde und gesundheitserhaltende Arbeitsbedingungen einsetzt. Gewerkschaftliche Organisierung wurde lange offiziell vom Management "untersagt" und solidarische Aktionen, wie etwa zuletzt mit den streikenden Beschäftigten bei Ryanair in Südeuropa, mit starker Einschüchterung beantwortet. Die zivilgesellschaftlichen Paten und Patinnen stehen deshalb gemeinsam mit ver.di dafür ein, dass Ryanair die grundgesetzlich festgeschriebenen Koalitionsfreiheit einhält und stehen dafür ein, dass die Gewerkschaftsaktivisten und -aktivistinnen keinerlei Nachteile durch ihren Einsatz für Würde und Gerechtigkeit erfahren.

 * 
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AUSSEN/1804: Altmaier schnürt Rettungspaket für Erdogan


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 25. Oktober 2018

Altmaier schnürt Rettungspaket für Erdogan



"Es ist schäbig und verantwortungslos, dass Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier ein Rettungspaket für das islamistische Erdogan-Regime schnürt, während der türkische Staatschef weiter die demokratische Opposition verfolgt und die Nachbarländer völkerrechtswidrig überfällt. Statt neue Rüstungsdeals, millionenschwere Investitionen und ein gigantisches Infrastrukturprojekt zu vereinbaren, braucht es einen Neuanfang in den deutsch-türkischen Beziehungen mit klarer Kante", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Deutsche Steuerzahler dürfen nicht in Haftung genommen werden für Erdogans Misswirtschaft, etwa durch die Absicherung eines 35 Milliarden Euro umfassenden Bahnprojekts mit Hermes-Bürgschaften. Notwendig sind klare Ansagen der Bundesregierung, die den Demokraten in der Türkei den Rücken stärken. Das heißt konkret, keine Unterstützung zur Stabilisierung des Regimes durch EU-Beitrittsgespräche, Erweiterung der Zollunion, Visaliberalisierung oder milliardenschwere Rettungspakete."

 * 
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AUSSEN/1803: Zu Altmaiers Türkeireise


DIE LINKE - Presseerklärung vom 25. Oktober 2018

Zu Altmaiers Türkeireise



In einem Bericht spricht die Menschenrechtsorganisation Amnesty International von 130.000 Menschen, deren Lebensgrundlage die türkische Regierung seit dem gescheiterten Militärputsch von Juli 2016 zerstört habe. Dazu die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

Der Rechtsstaat in der Türkei wurde seit dem gescheiteten Militärputsch vom Juli 2016 systematisch ausgehöhlt. Präsident Erdogan bekämpft mit einem inflationären Terrorismusvorwurf und einer ihm in die Hände spielenden Justiz sämtliche Kritiker seiner autoritären Regierungspolitik.

Ich fordere von der Bundesregierung zweierlei: Erstens sollte Erdogan weder weiteres Geld noch weitere Waffen erhalten. Solange in der Türkei so eklatant die Menschenrechte verletzt werden, kann es keine Normalisierung der Beziehungen geben. Und zweitens müssen die Angestellten der türkischen Auslandsvertretungen klar verwarnt werden: Wer auf dem Boden des Grundgesetzes für einen Despoten spitzelt oder Oppositionelle einschüchtert, der kann nach Hause fliegen.

Bundeswirtschaftsminister Altmaier reist heute in die Türkei. Begleitet wird er von einer Gruppe Wirtschaftslobbyisten. Eine Delegation des Außenministeriums in Begleitung von Menschenrechtsorganisationen wäre in diesen Zeiten das richtige politische Signal. Statt sich für Menschenrechte einzusetzen, bemüht sich die Bundesregierung darum, ihre Absatzmärkte sichern.

Wer heutzutage in der Türkei für Frieden eintritt, wird zum Terroristen erklärt. Wer die Menschenrechte einfordert, wird wegen "Terrorismus" angeklagt. Erdogans Terror gegen Andersdenkende macht aber an den Landesgrenzen nicht halt. Auch in Deutschland verfolgt er all jene, die hier Schutz gesucht haben. Die türkischen Konsulate spielen dabei eine besonders unrühmliche Rolle, sie sind zu Erdogans Polizeistationen im Ausland geworden. Von hier werden Oppositionelle bespitzelt. Kritische Exiltürken befürchten bei jedem Gang zum Konsulat, dass ihr Pass eingezogen wird.

 * 
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FINANZEN/1524: Rekordsteuereinnahmen - Stabilität ansteuern, statt soziale Schieflagen zu zementieren


DIE LINKE - Presseerklärung vom 25. Oktober 2018

Rekordsteuereinnahmen - Stabilität ansteuern, statt soziale Schieflagen zu zementieren



Der Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Bernd Riexinger, erklärt: Die SPD muss in der Bundesregierung die soziale Spaltung bekämpfen und umsteuern, will sie nicht als Hofnarr der Superreichen weiter in die völlige Bedeutungslosigkeit schrumpfen. Bundesfinanzminister Olaf Scholz sollte nicht auf seine Goldman Sachs Berater hören, sondern auf soziale Vernunft setzen. In Deutschland besitzen die 45 reichsten Haushalte so viel wie die ärmere Hälfte der Bevölkerung. Diese Ungleichheit steigt stetig. Es ist Zeit, umzusteuern. Noch mehr Geschenke für Konzerne und Superreiche wären angesichts dieser Schieflage absurd.

Soziale Ungleichheit auszugleichen beginnt mit der ausgeglichenen und gerechten Besteuerung von Einkommen, Vermögen und Kapital. Das schafft finanzielle Spielräume für die dringenden Reformen bei der Rente, der Gesundheitsversorgung und der Pflege. Die Ungleichheit in Deutschland nimmt zu. Dem privaten Reichtum steht eine verarmte öffentliche Infrastruktur gegenüber: Bibliotheken und Schwimmbäder schließen, Schulen, Kitas und Unis sind chronisch unterfinanziert, Personal im Krankenhaus wird gekürzt, um notwendige Reparaturen finanzieren zu können. Hier würden die Einnahmen aus einer Vermögenssteuer besonders helfen: Sie geht an die Länder und kann die öffentliche Infrastruktur stärken. Mehr Gerechtigkeit und eine starke öffentliche Daseinsvorsorge gibt es nur, wenn die Mehrheit entlastet wird und diejenigen die über den Reichtum verfügen mehr abgeben. Hohe Vermögen und Einkommen, Erbschaften und Gewinne aus Kapital und Aktien müssen stärker besteuert werden.

 * 
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FINANZEN/1523: Fuß runter von der Investitionsbremse


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 25. Oktober 2018

Fuß runter von der Investitionsbremse



"Die Bundesregierung betätigt sich als Investitionsbremse. Statt die gute Konjunktur zu nutzen und in Schulen, marode Brücken und Straßen zu investieren, fährt sie den Staat weiter auf Verschleiß. Mit der nach unten korrigierten Steuerschätzung ist zu befürchten, dass der Finanzminister weiter auf die Bremse tritt", erklärt Gesine Lötzsch, stellvertretende Vorsitzende und haushaltspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Lötzsch weiter:

"Dabei müsste die Bundesregierung und allen voran der SPD-Finanzminister einfach nur den Mut besitzen, die Steuerungerechtigkeit zu beseitigen. Eine Finanztransaktionssteuer würde allein dem Bund 30 Milliarden an Steuermehreinnahmen einbringen. Ebenso brauchen wir eine Vermögenssteuer und eine Steuerreform, die mehr Gerechtigkeit für alle Menschen bringt. Wenn die Sozialdemokratie noch einen Funken Glaubwürdigkeit besitzt, muss sie diese Steuern endlich auf den Weg bringen und so Kinder- und Altersarmut bekämpfen, wozu sie sich in ihrem Wahlprogramm verpflichtet hat. Mehr Investitionen in die soziale Infrastruktur hat das Land bitter nötig. Unter einer Absenkung leiden vor allem die Schwächsten."

 * 
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SICHERHEIT/1915: Größte Provokation seit Ende des Kalten Krieges beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 25. Oktober 2018

Größte Provokation seit Ende des Kalten Krieges beenden



"Der Aufmarsch der Nato an der Westgrenze Russlands ist eine kostspielige und gefährliche Provokation, durch die der US-dominierte Nordatlantikpakt die Beziehungen zu Russland noch mehr belastet", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Dieses Säbelrasseln ist mehr als anachronistisch. Aus gutem Grund gehen selbst vernünftigere Akteure in Bundesregierung und Ministerien nicht davon aus, wie aus Antworten an DIE LINKE hervorgeht, dass es zu einem Angriff Russlands auf westeuropäische Staaten kommen könnte. Gerade nach der Androhung von Präsident Trump, den INF-Vertrag aufzukündigen, sollte Deutschland als Vermittler auftreten, um ein neues atomares Wettrüsten auf europäischem Boden zu verhindern. Die massive deutsche Teilnahme an dem Nato-Manöver Trident Juncture mit rund 10.000 Soldaten ist daher eine weitere Provokation des Verteidigungsministeriums und völlig kontraproduktiv.

DIE LINKE fordert - auch in Anerkennung der historischen Schuld Deutschlands -, dass sich die Bundeswehr an keinen weiteren Nato-Manövern beteiligt, und den sofortigen Abzug aller deutschen Soldaten im Rahmen des Enhanced Forward Presence-Programms aus dem Baltikum und einen neuen politischen Dialog, um in Zeiten der Friedensbedrohung des Hasardeurs Donald Trump das gemeinsame europäische Haus zu stärken."

 * 
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SOZIALES/2558: Umfassende und soziale Reform des Mietrechts dringend notwendig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 25. Oktober 2018

Umfassende und soziale Reform des Mietrechts dringend notwendig



"Wir brauchen endlich einen tatsächlichen Kurswechsel in der Wohnungs- und Mietenpolitik, um die Mieterinnen und Mieter effektiv vor Mietpreissteigerungen zu schützen. Notwendig ist dafür eine umfassende, soziale Reform des Mietrechts. Dazu gehören u.a. eine echte Mietpreisbremse - flächendeckend, ausnahmslos und unbefristet - die Abschaffung der Modernisierungsumlage, ein verbesserter Kündigungsschutz und ein soziales Gewerbemietrecht. Und natürlich muss der soziale und preisgünstige Wohnungsneubau deutlich ausgeweitet und durch dauerhafte Bindungen gesichert werden", erklärt Jan Korte, Erster Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE, zur Mietenstudie des SoVD. Korte weiter:

"Die Studie des SoVD zeigt erneut, dass der Mietenwahnsinn aktuell eine der drängendsten sozialen Fragen ist. Die explodierenden Mieten spalten die Gesellschaft und führen zu massenhafter Verdrängung. Wenn mehr als eine Million Haushalte in Deutschland durch ihre hohe Miete unter Hartz-IV-Niveau rutschen und vor allem Ärmere, Alleinerziehende, Rentner und Menschen mit Migrationshintergrund überdurchschnittlich viel für die Miete ausgeben, dann läuft etwas gewaltig schief. Die Bundesregierung trägt dafür die Verantwortung. Sie hat in den letzten Jahren dafür gesorgt, dass die Boden-, Immobilien- und Mietpreise in absurde Höhen schießen, Spekulation und Immobilienvermögen rasant wachsen und immer mehr Menschen in der Angst leben, aufgrund von Mietsteigerungen und Kündigungen ihre Wohnungen zu verlieren oder keine geeignete Wohnung zu finden."

 * 
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SOZIALES/2557: SoVD-Studie stellt Armutszeugnis für Wohnungs- und Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung aus


DIE LINKE - Presseerklärung vom 25. Oktober 2018

SoVD-Studie stellt Armutszeugnis für Wohnungs- und Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung aus



Heute hat der Sozialverband Deutschland (SoVD) seine aktuelle Studie "Wohnverhältnisse in Deutschland - Mietbelastung, soziale Ungerechtigkeit und Armut" vorgestellt. Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, erklärt dazu:

Wohnen macht arm. Rund eine Million Haushalte werden durch ihre Miete so arm, dass sie sogar weniger Geld als im Hartz-IV-Satz vorgesehen zur Verfügung haben - das ist ein Armutszeugnis für die Wohnungs- und Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung.

Dem Treiben der Immobilienspekulanten und privaten Wohnungsunternehmen, die auf Kosten der Mieterinnen und Mieter fette Renditen kassieren, wird tatenlos zugesehen. Gleichzeitig ist der Niedriglohnsektor massiv gewachsen. Geringe Einkommen sinken langfristig oder stagnieren, während mittlere Einkommen nur geringfügig steigen. Das ist in Verbindung mit den drastisch steigenden Mieten ein Beschleunigungsprogramm für die soziale Spaltung in diesem Land.

Wir unterstützen die Forderungen des Sozialverbands Deutschland (SoVD) nach entschlossenem Vorgehen im sozialen Wohnungsbau und die Kritik an der verfehlten Wohnungspolitik der Bundesregierung ausdrücklich.

DIE LINKE fordert im Rahmen ihrer bundesweiten Mietenkampagne "Bezahlbare Miete statt fetter Rendite" jährlich 250.000 zusätzliche Sozialwohnungen, die Rücknahme vergangener und das Verbot künftiger Mieterhöhungen, außerdem muss die Spekulation mit Wohnraum beendet und Immobilienkonzerne in die öffentliche Hand überführt werden.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 25. Oktober 2018
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BUNDESTAG/7648: Heute im Bundestag Nr. 800 - 25.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 800

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 25. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 10.58 Uhr

1. 30 Banken wollen nach Frankfurt

2. Haushalt nicht regionalisiert

3. Höhere Steuern durch Pfeifentabak

4. Kein Arzneimittelengpass durch Brexit

5. Verkauf der UPD ändert Verträge nicht

6. Frauen in Informatik unterrepräsentiert

7. Teilhabe von Langzeitarbeitslosen



1. 30 Banken wollen nach Frankfurt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bei der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) sind bisher 30 Erlaubnisanträge
von Finanzinstituten eingegangen, die im Zuge des bevorstehenden
Austritts von Großbritannien aus der EU nach Deutschland umziehen
wollen. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/4896) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/4481) mit, die wissen wollte,
wie viele Finanzinstitute ihren Sitz nach Frankfurt am Main verlegen
wollen. Die Bundesregierung verweist in diesem Zusammenhang auf eine
Untersuchung, wonach sich Frankfurt unter den globalen
Finanzstandorten von Platz 20 auf Platz zehn verbessert habe.
Frankfurt liege damit vor Luxemburg (Platz 14) und deutlich vor Paris
(Platz 26) und Dublin (Platz 30). Soweit große Finanzdienstleister
angekündigt hätten, im Zuge des Brexits ihren Standort von London nach
Paris und nicht nach Frankfurt zu verlegen, beruhe dies auf
geschäftspolitischen Entscheidungen dieser Unternehmen, deren Gründe
nicht bekannt seien und die deshalb auch nicht bewertet werden
könnten, erklärt die Bundesregierung.

 * 

2. Haushalt nicht regionalisiert

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung kann keine Fragen nach der
Förderung bestimmter Regionen aus dem Haushalt beantworten. Der
Bundeshaushalt habe eine maßnahmen- und aufgabenbezogene Sichtweise
und sei nach fachlichen und nicht nach regionalen Gesichtspunkten
aufgestellt. Eine Regionalisierung werde nicht vorgenommen, heißt es
in der Antwort der Regierung (19/4807) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/4446), die sich nach der Förderung Südthüringens
durch Bundesprojekte erkundigt hatte.

 * 

3. Höhere Steuern durch Pfeifentabak

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Steuereinnahmen auf Pfeifentabak haben sich seit
2015 fast verdoppelt. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung
(19/4895) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/die Grünen
(19/4452) hervor, die sich nach der steuerlichen Behandlung von
"Heat-not-Burn"-Produkten erkundigt hatte. Wie die Bundesregierung
erläutert, ist neben dem in handelsüblichen Pfeifen konsumierten
Schnitttabak auch Wasserpfeifentabak als Pfeifentabak zu versteuern.
Bei Wasserpfeifentabak handele es sich um zerkleinerte
Tabakblattanteile, die mit Feuchthalte- und Aromamischungen versetzt
würden. Die Einnahmen aus der Besteuerung von Pfeifentabak betrugen im
Jahr 2015 noch 48,27 Millionen Euro und stiegen bis 2017 auf rund
94,53 Millionen Euro. Der Anteil am gesamten Tabaksteueraufkommen
stieg von 0,3 auf 0,7 Prozent.

Das Tabaksteueraufkommen insgesamt ist nach Angaben der
Bundesregierung leicht rückläufig. Das Volumen sank von 15,2
Milliarden Euro im Jahr 2015 auf 14,8 Milliarden Euro im vergangenen
Jahr.

 * 

4. Kein Arzneimittelengpass durch Brexit

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der geplante Austritt Großbritanniens aus der EU hat
auch Folgen für die Koordination der europäischen Gesundheitspolitik.
Durch den Wegfall der britischen Zulassungsbehörde Medicines and
Healthcare Products Regulatory Agency (MHRA) müssten vermehr Aufgaben
durch die nationalen Arzneimittelbehörden übernommen werden, heißt es
in der Antwort (19/5161) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/4403) der FDP-Fraktion.

Dies betreffe das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte
(BfArM). Im Bereich der staatlichen Chargenfreigaben für Impfstoffe
und andere biologische Arzneimittel habe sich das
Paul-Ehrlich-Institut (PEI) auf die Übernahme zusätzlicher Aufgaben
vorbereitet.

Ende April wurde den Angaben zufolge anhand eines bei der Europäischen
Arzneimittelagentur (EMA) entworfenen Verfahrens die Umverteilung der
Aufgaben (zentral zugelassene Arzneimittel beziehungsweise
Arzneimittel, für die ein zentrales Zulassungsverfahren bereits
begonnen hat) auf die nationalen Zulassungsbehörden vorgenommen. Das
BfArM und das PEI hätten einen Großteil der von den Briten betreuten
"Co-/Rapporteurschaften" im Humanarzneimittelbereich erhalten.

Die deutschen Behörden hätten bereits damit begonnen, Personal zu
gewinnen und auf die zusätzlichen Aufgaben vorzubereiten. Die
Bundesoberbehörden wiesen auf ihren Internetseiten auf die
Auswirkungen des Brexit hin und stellten Informationen für
pharmazeutische Unternehmer zur Verfügung.

So müssten Zulassungen mit dem Vereinigten Königreich als Reference
Member State (RMS) im "RMS-Switch" an andere EU-Staaten übergeben
werden. Empfohlen werde, den Wechsel möglichst bald einzuleiten, um
einen Übernahmestau zu vermeiden.

Sofern im Rahmen der Brexit-Verhandlungen keine entsprechenden
Vereinbarungen geschlossen würden, sei zudem ein Versand von
Arzneimitteln durch britische Versandapotheken nach Deutschland nicht
mehr zulässig. Relevante Auswirkungen auf die Versorgungslage in
Deutschland werden aber nicht befürchtet. Es gebe keine konkreten
Hinweise darauf, dass der Brexit in Deutschland zu Problemen bei der
Arzneimittelversorgung führen werde.

 * 

5. Verkauf der UPD ändert Verträge nicht

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Der Verkauf der Unabhängigen Patientenberatung
Deutschland (UPD) an die Careforce-Gruppe hat nach Ansicht der
Bundesregierung keine unmittelbaren Auswirkungen auf das
Beratungsangebot. Durch den Gesellschafterwechsel auf Holdingebene
(Careforce Sanvartis Holding GmbH) habe sich keine rechtliche
Veränderung für die UPD ergeben, heißt es in der Antwort (19/5177) auf
eine Kleine Anfrage (19/4709) der Fraktion Die Linke.

Entscheidend sei, dass die zwischen dem GKV-Spitzenverband, der
Sanvartis GmbH und der UPD gGmbH vertraglich vereinbarten Leistungen
hinsichtlich Umfang, Unabhängigkeit und Qualität der Beratung auch
künftig erbracht würden. In dem Vertragsverhältnis seien umfangreiche
organisatorische und rechtliche Vorkehrungen vorgesehen, um die
Neutralität und Unabhängigkeit sicherzustellen.

Es bestehe weiter die Möglichkeit für eine außerordentliche Kündigung
der Vereinbarung bei einem Wegfall der gesetzlichen Voraussetzungen
der Förderfähigkeit und bei einer erheblichen Beeinträchtigungen der
Unabhängigkeit und Neutralität. Verstöße gegen Neutralität und
Unabhängigkeit seien bislang aber nicht festgestellt worden. Es gebe
auch keine Hinweise auf überhöhte Lizenzgebühren nach der Übernahme
der UPD durch Sanvartis. Eine Änderung der gesetzlichen Vorgaben sei
nicht nötig.

Seit Januar 2016 betreibt die Callcenter-Firma Sanvartis die UPD.
Zuvor wurde der Auftrag von einer Bietergemeinschaft aus Sozialverband
VdK, Verbraucherzentrale Bundesverband und Verbund unabhängige
Patientenberatung (VuP) wahrgenommen.

Unlängst wurde der Gesellschafterwechsel bekannt. Nach Angaben der
Bundesregierung handelt es sich um Umstrukturierungen von der Vendus
Sales & Communications Group GmbH zur Vendus Health Alliance. Im Zuge
dessen wurde die Sanvartis Group GmbH in der Schweiz mit ihren
Tochterunternehmen, darunter die Sanvartis GmbH als Trägergesellschaft
der UPD, an die Carfeforce Sanvartis Holding GmbH verkauft.

 * 

6. Frauen in Informatik unterrepräsentiert

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Um mehr junge Frauen für naturwissenschaftliche und
technische Studiengänge zu begeistern, sowie Hochschulabsolventinnen
für Berufskarrieren in Wirtschaft und Wissenschaft zu gewinnen, hat
die Bundesregierung mehrere Initiativen und Programme ins Leben
gerufen. Laut Statistischem Bundesamt sind die Frauen in MINT-Berufen
jedoch weiter stark unterrepräsentiert. Das wird aus der Antwort der
Bundesregierung (19/5057) auf die Kleine Anfrage(19/4426) von Bündnis
90/Die Grünen zur Situation von Frauen in der Digitalbranche deutlich.
Die Grünen hatten unterstrichen, dass die Digitalbranche nach wie vor
eine Männerdomäne sei.

Laut Statistischem Bundesamt lag der Anteil
sozialversicherungspflichtig beschäftigter Frauen in Informations- und
Kommunikationstechnik Berufen mit akademischen Berufsabschluss 2017
bei 17,7 Prozent, 2013 bei 16,7 Prozent. 2017 haben 3,3, Prozent der
Studentinnen als Studium Informatik gewählt, 2007 waren es 1,9
Prozent. Die Anzahl der Promotionen im Studienbereich Informatik 2017
hatte in Deutschland einen Anteil von 1,2 Prozent oder 152
Promotionen. In 2007 waren es noch 0,7 Prozent oder 66 Promotionen.

Laut einer im Auftrag der Expertenkommission Forschung und Innovation
(EFI) erstellten Studie zu Frauen im Innovationsprozess seien nach dem
Eindruck der Bundesregierung die Steigerungsraten von
MINT-Studentinnen auch auf die mehrjährigen Kampagnen aus Politik,
Wirtschaft und Wissenschaft zurück zu führen. Mit Hilfe der Kampagnen
würden moderne und attraktive MINT-Berufsbilder, auch anhand konkreter
Beispiele erfolgreicher Frauen und moderner Arbeitsmodelle,
präsentiert. Eine systematische Untersuchung von belastbaren
Synergieeffekten, basierend auf bereits vorliegenden
Wirksamkeitsmessungen, stehe jedoch noch aus.

Um die Frauen in MINT-Berufen zu stärken hat die Bundesregierung auf
Initiative des Bundesministeriums für Bildung und Forschung im Jahr
2008 unter anderem den Nationale Pakt für Frauen in MINTBerufen "Komm,
mach MINT." als bundesweite Netzwerk-Initiative und Teil der
Qualifizierungsinitiative der Bundesregierung "Aufstieg durch Bildung"
ins Leben gerufen. Aktuell würden sich 274 Partner aus Politik,
Wirtschaft, Wissenschaft, Medien und Verbänden im Netzwerk engagieren.
Das Bündnis habe dazu beigetragen, dass sich das Engagement und die
Kompetenz zu MINT und Digitalisierung in Schulen und Hochschulen,
Wirtschaft, Gewerkschaften und Verbänden deutlich verstärkt habe. Das
Kompetenzzentrum Technik, Diversity, Chancengleichheit in Bielefeld
unterstütze neben dem Ausbau des Netzwerkes und der
Informationsbereitstellung insbesondere die Informatik und weitere eng
mit der Digitalisierung verknüpfte Berufsfelder. Durch die Umsetzung
innovativer Maßnahmen für mehr Frauen im MINT-Studium und -Beruf
sollen Innovationspotenziale von Frauen für die Digitalisierung
erschlossen werden.

Mit der Förderbekanntmachung "Erfolg mit MINT - Neue Chancen für
Frauen" leiste das BMBF einen weiteren Beitrag zur Bildungsoffensive
für die digitale Wissensgesellschaft im Rahmen der Digitalen Agenda
der Bundesregierung und unterstütze die Umsetzung der Ziele des
Nationalen Pakts für Frauen in MINTBerufen. Von den im Zeitraum 2015
bis 2021 mit rund 20 Millionen Euro geförderten 54 Vorhaben hätten 40
Vorhaben einen Bezug zu IT-Berufen oder zur Digitalisierung. Hierzu
gehörten Forschungsprojekte sowie Maßnahmen für Schülerinnen,
Studentinnen und Berufseinsteigerinnen beziehungsweise
-wiedereinsteigerinnen ebenso wie Projekte, die sich digitaler
Methoden der MINT-Berufs- oder Studienwahlorientierung zuwenden, wie
etwa Entwicklung einer App zur Berufs- oder Studienwahlorientierung.

Zudem habe die Bundesregierung den Girls' Day - Mädchen-Zukunftstag
ins Leben gerufen. Der bundesweite Aktionstag Girls' Day -
Mädchen-Zukunftstag eröffne Mädchen ab Klasse fünf Berufs- und
Studienbereiche, in denen sie bislang unterrepräsentiert sind. Mit
einem eintägigen Schnupperpraktikum erhielten sie jährlich die Chance,
ihre Stärken in den Bereichen Technik, Naturwissenschaften, Handwerk
und IT auszuprobieren.

 * 

7. Teilhabe von Langzeitarbeitslosen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Teilhabechancen für Langzeitarbeitslose sind Thema
einer Kleinen Anfrage (19/5148) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.
Gesellschaftliche Teilhabe sei eng mit Erwerbsarbeit verbunden, denn
Arbeit bedeute nicht nur Einkommen, sondern auch Anerkennung und
soziale Kontakte. Bei langer Arbeitslosigkeit würden Menschen von der
Gesellschaft ausgegrenzt. Nun wolle die Bundesregierung einen sozialen
Arbeitsmarkt schaffen.

Die Abgeordneten wollen nun wissen, wie viele Menschen die
Zugangsvoraussetzungen für einen sozialen Arbeitsmarkt erfüllen und
wie die Bundesregierung die beruflichen Chancen von
Langzeitarbeitslosen einschätzt.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7647: Heute im Bundestag Nr. 799 - 25.10.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 799

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 25. Oktober 2018, Redaktionsschluss: 09.39 Uhr

1. Innenministertreffen in Wien

2. Erkenntnisse zu Antifa Zeckenbiss

3. Resettlement-Aufnahmen von Flüchtlingen

4. Personen-Kontrolltechnik an Flughäfen

5. Algorithmische Entscheidungssysteme

6. Irak-Einsatz des Bundespolizei-Präsidenten



1. Innenministertreffen in Wien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um ein Treffen von Innenministern aus EU- und
Drittstaaten am 13. und 14. September dieses Jahres in Wien geht es in
der Antwort der Bundesregierung (19/5137) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/4716). Wie die Bundesregierung darin ausführt,
standen auf der Tagesordnung der Konferenz "die Themen
Polizeikooperation/Prüm-ähnliche Kooperation, Asyl/Migration/
Grenzschutz, Europäische Werte - Extremismus/Terrorismus, Migration &
Kooperation sowie Sicherheit & Kooperation". Die Themen Seenotrettung
und die mögliche Schaffung von Ausschiffungsplattformen im Mittelmeer
seien "an unterschiedlicher Stelle erörtert worden", heißt es in der
Antwort weiter.

 * 

2. Erkenntnisse zu Antifa Zeckenbiss

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Erkenntisse zum Twitternutzer "Antifa
Zeckenbiss" berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5132)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/4703). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, ist die "Antifa Zeckenbiss" seit
Oktober 2017 in diversen sozialen Netzwerken aktiv. Nach Eigenangabe
handele es sich um eine "private Antifaschistische Infoseite".

In den Veröffentlichungen auf dem Profil werden unterschiedliche
Aktionsfelder bedient, wie aus der Antwort weiter hervorgeht. Dazu
gehörten unter anderem "Antifaschismus", "Antirassismus" und
"Antigentrifizierung".

 * 

3. Resettlement-Aufnahmen von Flüchtlingen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Sogenannte Resettlement-Aufnahmen von Flüchtlingen
sind ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/5153) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/4376). Danach hat die
Bundesregierung der EU-Kommission für das Jahr 2018 die mögliche
Aufnahme von 4.600 Menschen als humanitäre Aufnahmen beziehungsweise
Resettlement-Aufnahmen gemeldet. In Hinblick auf diejenigen Plätze,
die aus operativen Gründen im laufenden Jahr nicht besetzt werden
können, erfolge die Aufnahme im Jahr 2019, führt die Bundesregierung
weiter aus.

 * 

4. Personen-Kontrolltechnik an Flughäfen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um "Luftsicherheitskontrollen und
Personen-Kontrolltechnik" geht es in einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/5176). Darin erkundigt sich die Fraktion danach,
welche Kriterien von den Herstellern erfüllt werden müssen, um vom
Bundesbeschaffungsamt des Bundesinnenministeriums für
Personen-Kontrolltechnik zugelassen zu werden. Auch will sie wissen,
welche Risikobewertung der Liste des Bundesbeschaffungsamtes für
zugelassene Personen-Kontrolltechnik zugrundeliegt. Ferner fragt sie
unter anderem danach, wann diese Liste mit zulässigen Herstellern für
Personen-Kontrolltechnik das letzte Mal evaluiert wurde.

 * 

5. Algorithmische Entscheidungssysteme

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen möchte von der
Bundesregierung wissen, in welchen Bereichen "zur Unterstützung der
Arbeit in Bundesbehörden im Allgemeinen und im Bundesamt für
Verfassungsschutz im Speziellen" algorithmische Entscheidungssysteme
zum Einsatz kommen. Ferner erkundigt sich die Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/5158) unter anderem danach, in wie vielen Fällen
"Big DataAnalyse-Verfahren" allgemein in Bundesbehörden und speziell
im Bundesamt für Verfassungsschutz zeingesetzt werden.

 * 

6. Irak-Einsatz des Bundespolizei-Präsidenten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Den "Einsatz des Präsidenten des
Bundespolizeipräsidiums am 8. und 9. Juni 2018 im Irak" thematisiert
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/5173).
Wie sie darin ausführt, hat am 9. Juni dieses Jahres "der Präsident
des Bundespolizeipräsidiums den Tatverdächtigen Ali B. persönlich aus
dem Ausland zurückgeholt". Wissen wollen die Abgeordneten unter
anderem, inwiefern die Bundesregierung den Auslandseinsatz des
Präsidenten vom 8. beziehungsweise 9. Juni als ungewöhnlich bewertet.

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1774: Regierungspressekonferenz vom 24. Oktober 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 24. Oktober 2018

Regierungspressekonferenz vom 24. Oktober 2018

Themen: Kabinettssitzung (Eckpunktepapier zur Umsetzung des Konzepts
für saubere Luft und Sicherung der individuellen Mobilität in unseren
Städten, Bericht der Bundesregierung über ihre Exportpolitik für
konventionelle Rüstungsgüter im ersten Halbjahr 2018), Urteil des
Europäischen Gerichtshofes zum Familiennachzug bei Minderjährigen,
möglicher Bau eines LNG-Terminals in Deutschland, Namensstreit zwischen
Griechenland und der ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien,
Stellungnahme der EU-Kommission zur italienischen Haushaltsplanung,
aktualisierte Reise- und Sicherheitshinweise des Auswärtigen Amtes für die
Türkei, in der Türkei inhaftierte deutsche Staatsbürger, völkerrechtliche
Bewertung der Militäroffensive der Türkei auf Afrin, Fall Khashoggi,
Grenzkontrollen an der bayerisch-österreichischen Grenze, Aufnahme von
Mitgliedern der syrischen Weißhelme in Deutschland


Sprecher: StS Seibert, Strater (BMVI), Gülde (BMG), Haufe (BMU),
Fehling (BMF), Zimmermann (BMJV), Jornitz (BMWi), Burger (AA), Petermann
(BMI), Kempe (BMFSFJ)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Guten Tag! Ich möchte aus der heutigen Kabinettssitzung
berichten.

Es geht los mit dem Eckpunktepapier zur Umsetzung des Konzepts für saubere
Luft, das Umweltministerin Schulze und Verkehrsminister Scheuer heute im
Kabinett eingebracht haben und das vom Kabinett beschlossen wurde. Der Chef
des Bundeskanzleramtes, Minister Braun, hat ja bereits in einem
Pressestatement darüber informiert.

Was sind diese Eckpunkte? Die Eckpunkte sind konkrete Schritte, um das
Konzept, das die Koalitionäre am 1. Oktober beschlossen haben - das Konzept
für saubere Luft und Sicherung der individuellen Mobilität in unseren
Städten -, nun auch zügig umzusetzen. Es ist also eine wichtige
Voraussetzung geschaffen für die schnelle rechtliche Umsetzung des
Konzepts, aber auch für die technische. Schon das Kabinett am 7. November
will wichtige Gesetzesänderungen beschließen, die jetzt aus diesen
Eckpunkten hervorgehen.

Einige wesentliche Punkte:

Es wurde vereinbart, dass das Verkehrsministerium unverzüglich die
Förderrichtlinien zur Hardwarenachrüstung bei schweren Kommunalfahrzeugen
und bei Handwerker- und Lieferfahrzeugen erarbeitet. Diese
Förderrichtlinien sollen noch 2018 veröffentlicht werden. Außerdem wird das
Bundesverkehrsministerium unverzüglich die rechtlichen und technischen
Vorschriften für die Nachrüstung von Euro-4- und Euro-5-Diesel-Pkw
erarbeiten. Das soll schnellstmöglich zu Beginn des Jahres 2019 in Kraft
gesetzt werden. Außerdem wird eine Änderung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes vorgenommen, damit in Gebieten, in denen
die Stickoxidbelastung den Wert von 50 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft nicht
überschreitet, in der Regel keine Verkehrsbeschränkungen in Betracht
kommen.

Die Bundesregierung - das wissen Sie - ergreift eine ganze Palette an
Maßnahmen, um die Luftqualität zu verbessern. Es gibt das Sofortprogramm
Saubere Luft, Softwareupdates, und auf das Sofortprogramm aufsetzend noch
einmal Hardwarenachrüstungen bei Kommunalfahrzeugen, Lieferfahrzeugen und
Handwerkerfahrzeugen.

Sollten Verkehrsbeschränkungen dennoch als notwendig erachtet werden - denn
die kommunale Selbstverwaltung bleibt natürlich unberührt -, dann sollen
Fahrzeuge der Schadstoffklasse Euro 6 sowie Fahrzeuge der Klassen Euro 4
und Euro 5, soweit sie weniger als 270 Milligramm Stickoxid pro Kilometer
ausstoßen, ausgenommen werden. Damit soll sichergestellt werden, dass
nachgerüstete Dieselfahrzeuge weiterhin in möglicherweise von Fahrverboten
betroffene Städten einfahren und dort fahren können.

Die Eckpunkte stellen auch klar, dass die Maßnahmen, die wir für die 15
hochbelasteten Städte anbieten - Umstiegsprämie, Gebrauchtwagentausch,
Nachrüstung -, für alle Städte mit Fahrbeschränkungen gelten. Das gilt dann
also nicht nur für die betroffenen Städte, sondern das gilt dann auch für
die umgebenden Landkreise und für alle Pendler.

Außerdem hat die Bundesregierung in den Eckpunkten vereinbart, dass sie
erwartet, dass die jeweiligen Automobilhersteller die Kosten für die
Hardwarenachrüstung einschließlich des Einbaus übernehmen.

So viel vielleicht zunächst über dieses Konzept - es gibt ja möglicherweise
noch Fragen. Unser Anliegen bleibt, beides sicherzustellen - und wir
arbeiten mit aller Kraft in Richtung der beiden Ziele, die wir haben -:
saubere Luft und Grenzwerte, die auch überall in unseren Städten
eingehalten werden, und die Möglichkeit für Dieselfahrer, ihre Mobilität
mit dem Auto zu behalten. Das sind die beiden Ziele, denen auch dieses
Eckpunktepapier nun in sehr konkreter Weise dient.

Der nächste Punkt aus dem Kabinett, den ich Ihnen noch vortragen möchte,
ist der Bericht der Bundesregierung über ihre Exportpolitik für
konventionelle Rüstungsgüter im ersten Halbjahr 2018. Mehr Transparenz bei
Genehmigungsentscheidungen für Rüstungsexporte ist dieser Bundesregierung
ein wichtiges Anliegen, und der jetzt vom Kabinett beschlossene Bericht
über die Exportpolitik für konventionelle Rüstungsgüter im ersten Halbjahr
2018, also schon im laufenden Jahr, ist ein Schritt in diese Richtung von
größerer Transparenz.

Über die Erteilung von Genehmigungen für Rüstungsexporte entscheidet die
Bundesregierung im Einzelfall; sie entscheidet im Lichte der jeweiligen
Situation nach sorgfältiger Prüfung unter Einbeziehung von außenpolitischen
und sicherheitspolitischen sowie auch menschenrechtlichen Erwägungen. Wenn
hinreichender Verdacht besteht, dass die zu liefernden zur internen
Repression oder zu sonstigen fortdauernden und systematischen
Menschenrechtsverletzungen missbraucht werden, wird eine Genehmigung
grundsätzlich nicht erteilt.

Wie immer, bevor wir tatsächliche Zahlen vorlegen, gebe ich zu bedenken:
Gerade weil es immer die sorgfältige Einzelfallbetrachtung ist, die zur
Genehmigung oder Nichtgenehmigung eines Exportes führt, ist auch eine
reine, pauschale Betrachtung aufgrund der Zahlen, die dann in sechs Monaten
zusammengekommen sind, also der reinen Genehmigungswerte, aus unserer Sicht
kein taugliches Mittel für die Beurteilung der Restriktivität der
Exportpolitik. Auch da muss man also einzelfallorientiert schauen.

Die Genehmigungswerte im ersten Halbjahr 2018 sehen so aus:

Im Berichtszeitraum wurden Einzelgenehmigungen in Höhe von insgesamt rund
2,57 Milliarden Euro erteilt. Im Vergleichszeitraum erstes Halbjahr 2017
waren es rund 3,53 Milliarden Euro, der Wert ist also im Vergleich zum
Vorjahr um 960 Millionen Euro gesunken. Davon gingen Genehmigungen im Wert
von rund 1,03 Milliarden Euro, und damit rund 40 Prozent, an EU-, Nato- und
Nato-gleichgestellte Länder, in die - so die politischen Grundsätze der
Bundesregierung - der Export von Rüstungsgütern grundsätzlich nicht zu
beschränken ist.

Für Drittländer wurden Ausfuhrgenehmigungen in Höhe von rund 1,54
Milliarden Euro erteilt. Im Vergleichszeitraum in 2017 waren es rund 2
Milliarden Euro. Von diesen Ländern ist Algerien das Empfängerland mit dem
höchsten Gesamtgenehmigungswert.

Der Gesamtwert der Genehmigungen für Kleinwaffenausfuhren belief sich in
diesem ersten Halbjahr 2018 auf rund 14,8 Millionen Euro. Für den
Vergleichszeitraum in 2017 sind 31,7 Millionen Euro ausgewiesen. Davon
entfiel lediglich ein Anteil in Höhe von 16 905 Euro auf Genehmigungen für
Lieferungen außerhalb der EU-, Nato- und Nato-gleichgestellten Länder.

So viel dazu.

Frage : Herr Seibert, in dem Eckpunktepapier heißt es, die Bundesregierung
erwarte, dass die Kosten für Hardwarenachrüstungen von Euro-5-Diesel-Pkw
für die besonders betroffenen Fahrzeugeigentümer usw. einschließlich der
Kosten für den Einbau übernommen werden. Was heißt das für die
Euro-4-Besitzer?

StS Seibert: Möchte das Verkehrsministerium sich dazu äußern?

Strater: Auf welchen Punkt bezieht sich das jetzt genau?

Zusatz : Das bezieht sich in Ihrer Nummerierung auf Punkt 2.

Strater: Sie meinen die Kosten für die Nachrüstung?

Zusatz : Ja, Kosten für die Nachrüstung. Sie erwarten für Euro-5-Fahrzeuge
eine entsprechende Kostenübernahme. Wie schaut es mit Euro-4-Fahrzeugen
aus?

Strater: Wir haben ja immer gesagt: Euro 4 ist technisch nicht nachrüstbar,
bei Euro 5 ein gewisser Teil. Sie werden in dem Konzept gleichwohl sehen,
dass auch für Euro-4-Fahrzeuge eine Regelung vorgesehen ist. Das heißt
aber, dass wir eine Regelung machen, die das nicht ausschließt. Das heißt,
wenn Sie ein findiger und kluger Autobastler sind und eine technische
Lösung für Euro 4 finden, dann soll es daran nicht scheitern. Das ist also
der Rahmen, der das möglich macht; wir wollen also so viel wie möglich
möglich machen. Wir sagen: Bei Euro 4 geht es nicht, bei Euro 5 geht es bei
einem gewissen Teil, und wir schaffen den Rahmen dafür, dass alle
technischen Lösungen, die es dann auch gibt, möglich sind.

Zusatzfrage : Heißt das im Umkehrschluss auch: Sollte sich eine technische
Lösung dafür doch noch einfinden, dann erwartet die Bundesregierung von der
Autoindustrie auch, dass die entsprechenden Euro-4-Diesel nachgerüstet
werden und dass diese Nachrüstungen dann von der Autoindustrie bezahlt
werden?

Strater: Wir gehen davon aus, dass es technisch nicht geht - der Bauraum
ist nicht vorhanden, Sie müssen das Fahrzeug sozusagen komplett neu bauen.
Aber wie gesagt: Wir wollen alles rechtlich möglich machen, was auch nur
irgendwie technisch mal möglich sein könnte. Wir gehen davon aus, dass es
bei einem Teil der Euro-5-Fahrzeuge möglich ist, und dafür schaffen wir die
Voraussetzungen.

Frage : Wurden die Maßnahmen im Eckpunktepapier vorab mit der EU-Kommission
besprochen?

Gibt es für die Maßnahmen irgendwelche Unterstützung von
Gesundheitsexperten? Es geht ja auch um die Gesundheit von Stadtbewohnern.

Herr Strater, können Sie sagen, ungefähr wie viele Fahrzeuge Ihrer Meinung
nach nachrüstbar sind? Gibt es dazu irgendeine Zahl?

Strater: Jetzt muss ich einmal kurz graben - wir haben im Moment so viele
Zahlen. Von den Euro-5-Fahrzeugen sind es, glaube ich, 2 Millionen oder so
etwas. Ich muss noch einmal nachsehen. Die Hälfte von denen, die es gibt,
sind also technisch nachrüstbar, wenn ich mich richtig an die Zahlen
erinnere - also nicht alle, sondern ein Teil davon. Bei den
Euro-5-Fahrzeugen sind es 2 Millionen - wenn es eine andere Zahl ist, dann
reiche ich sie gern noch nach.

Zur EU-Notifizierung steht ja etwas in dem Papier: BMU und BMVI führen die
notwendigen Notifizierungen bei der EU für die verschiedenen Regelungen
zügig gemeinsam durch. Ob vorab etwas abgestimmt worden ist, ist mir nicht
bekannt. Für uns sind ja auch die Vorschriften eher die nationalen
Regelungen - Straßenverkehrszulassungsordnung, Straßenverkehrsgesetz. Das
ist jetzt etwas, was national umgesetzt werden kann, und alles Weitere wird
dann entsprechend noch geregelt.

Zusatzfrage : Waren Gesundheitsexperten Teil der Diskussion?

Strater: Das muss jetzt keine Frage an uns sein, oder?

Zusatz : Vielleicht an das Bundesministerium für Gesundheit?

Gülde: Da geht es ja um das Thema verkehrs- beziehungsweise umweltbezogener
Gesundheitsschutz. Insofern liegt das in den jeweiligen Ressorts, also
Umwelt beziehungsweise Verkehr.

Haufe: Ich kann dazu gerne etwas sagen. Dass wir das Ganze natürlich aus
dem Blickwinkel der Gesundheit betrachten, versteht sich bei dem Thema von
selbst. Wir haben ja Grenzwerte, weil wir an dieser Stelle die Gesundheit
der Bürger schützen müssen. Die Maßnahme, die jetzt sehr eindeutig und sehr
klar in diesem Eckpunktepapier beschrieben worden ist, ist die
Hardwarenachrüstung für Diesel-Pkw - die wirksamste Maßnahme, die wir
haben, um die Luftbelastung in Städten dort, wo es Probleme gibt, deutlich
und rasch zu senken. Das ist aus Sicht der Bundesumweltministerin, die sich
ja hier an dieser Stelle mehrfach für Hardwarenachrüstungen bei Diesel-Pkw
eingesetzt hat, ein sehr großer Fortschritt. Wir haben jetzt eine sehr
einheitliche und eine sehr eindeutige Position in der Bundesregierung, die
verabschiedet worden ist, und eine klare Aufforderung an die Hersteller,
die Nachrüstungen für die entsprechenden Diesel-Pkw zu bezahlen - sowohl
den Katalysator als auch den Einbau.

StS Seibert: Wenn ich das noch ganz kurz sagen darf - Herr Haufe hat es ja
vollkommen richtig gesagt -: Die Grenzwerte drücken die Sorge um eine
mögliche gesundheitliche Belastung von Bürgern durch Schadstoffemissionen
aus. Deswegen sind diese Grenzwerte wichtig, und deswegen ist es für uns
alle die Aufgabe, diese Grenzwerte einzuhalten. Es hat dazu in den letzten
Tagen zum Teil eine für mich nicht verständliche Berichterstattung gegeben,
die Bundesregierung wolle die Grenzwerte teilweise aushebeln. Nichts davon
ist der Fall. Wir akzeptieren diese Grenzwerte. Sie gelten, sie sind
europäisches Recht, und sie spornen uns an, alles, was wir können, zu tun -
mit einer Vielzahl von Maßnahmen -, um den Städten und den Kommunen
Möglichkeiten zu geben, diese Grenzwerte tatsächlich auch möglichst bald zu
unterschreiten.

Haufe: Ich kann noch eine Ergänzung machen: Wir haben in der Diskussion
über die letzte Zeit auch eine Studie vonseiten des Umweltbundesamtes, von
Epidemiologen, anfertigen lassen, die noch einmal den aktuellsten
Wissensstand zu den Auswirkungen der Stickoxidbelastung auf die Gesundheit
zusammengestellt haben. Auch hier haben wir uns also noch einmal
wissenschaftlichen Rat geholt, und das hat an unserem Vorgehen nichts
geändert, sondern uns im Gegenteil noch einmal befeuert, uns zum Beispiel
für Hardwarenachrüstungen einzusetzen.

Strater: Ich habe noch eine Ergänzung zu den nachrüstbaren
Euro-5-Fahrzeugen. Es ist ungefähr die Zahl, die ich nannte: Ungefähr 2,2
Millionen von 5,5 Millionen Euro-5-Fahrzeugen sind nachrüstbar.

Frage: Was genau ist gemeint mit der Formulierung "Die Bundesregierung
erwartet, dass die Hersteller für die Nachrüstung aufkommen"? Ist das ein
Appell oder werden verbindliche Vorschriften folgen, die die Hersteller
dazu zwingen, die Nachrüstung auf eigene Kosten vorzunehmen?

StS Seibert: Das ist die Position, die wir sehr entschlossen in allen
Gesprächen mit den Autokonzernen vertreten.

Zusatzfrage: Und was bedeutet das?

StS Seibert: Dass wir diese Position entschlossen vertreten und dass wir
dazu in intensiven Gesprächen mit den Autokonzernen sind.

Zusatzfrage: Ja, aber meine Frage war doch: Werden Sie das als letztes
Mittel verordnen, sodass den Herstellern nichts anderes übrigbleibt, oder
wird es darauf hinauslaufen, dass es im Benehmen der Hersteller bleibt, für
die Nachrüstung aufzukommen oder nicht?

StS Seibert: Vielleicht möchte sich das Verkehrsministerium zu der
rechtlichen Frage äußern?

Strater: Das haben wir hier auch schon gesagt: Wir reden bei diesem Komplex
ja nicht über die Manipulationen, sondern wir reden über Diesel-Fahrzeugen
nach alten Euro-Normen, die rechtlich vollkommen legal auf den Straßen
unterwegs sind und bei denen wir die Autohersteller nicht zwingen können,
sie jetzt technisch nachzurüsten. Insofern gilt genau das, was Herr Seibert
gesagt hat.

Frage : Herr Seibert, können Sie erläutern, was passiert, wenn die
Autoindustrie Erwartungen nicht erfüllt?

StS Seibert: Nein, das halte ich jetzt nicht für sinnvoll. Wir haben für
die Bundesregierung einen ganz klaren Aktionsplan aufgestellt. Wir kommen
jetzt in die Phase, dass aus den Vereinbarungen der Koalition Eckpunkte und
sehr bald schon Gesetzentwürfe werden, und wir sind in intensiven
Gesprächen mit den Autokonzernen.

Zusatzfrage : Das heißt, wenn die Autokonzerne die Erwartungen nicht
erfüllen, dann haben sie erst einmal nichts zu befürchten? Es hört sich
jetzt jedenfalls so an, als ob Sie Erwartungen formulieren, aber wenn die
Autoindustrie da nicht mitmacht, dann ist es auch nicht so schlimm.

StS Seibert: Das ist Ihre Wertung.

Zusatzfrage : Darum frage ich ja, ich würde das gerne verstehen. Der
Kollege hat es ja gerade auch nicht - -

StS Seibert: Das ist ausschließlich Ihre Wertung. Zur rechtlichen Frage hat
Kollege Strater sich geäußert. Ganz üblicherweise beantworte ich hier keine
Wenn-dann-Fragen, denn wir sind mitten im Prozess dieser intensiven
Gespräche.

Zusatz : Aber das hört sich ja nach windelweichen Wünschen an, noch nicht
einmal nach Forderungen.

StS Seibert: Ich glaube, es ist üblich, dass Sie Ihre Wertungen haben, und
ich Sie Ihnen überlassen muss, wenn Sie das wollen.

Frage : Herr Seibert, die Bundeskanzlerin hat gestern im Hessischen
Rundfunk gesagt, dass die staatliche Finanzierung der Nachrüstung ein
letztes Mittel sei. Wäre das dann also der Weg, wenn es nicht zur
industriefinanzierten Nachrüstung kommt?

StS Seibert: Die Worte der Bundeskanzlerin aus dem gestrigen Interview
stehen für sich. In den Eckpunkten haben wir vereinbart, dass wir erwarten,
dass die jeweiligen Automobilhersteller die Kosten für die
Hardwarenachrüstung übernehmen, einschließlich des Einbaus.

Zusatzfrage : Das letzte Mittel, das die Bundeskanzlerin anvisiert hat?

StS Seibert: Die Worte stehen für sich - und der Text im Eckpunktepapier,
das heute das ganze Kabinett beschlossen hat, auch.

Zusatzfrage : Herr Fehling, ist das auch für das Finanzministerium ein
letztes Mittel?

Fehling: Für uns gilt das, was heute im Kabinett beschlossen worden ist,
und darüber haben wir hier eben ja schon ausführlich vorgetragen.

Frage: Ich habe zwei Fragen zu den Gesprächen mit den Automobilherstellern.

Erste Frage: Inwiefern ist die Kanzlerin zum jetzigen Zeitpunkt bereits in
diese Gespräche involviert?

Zweite Frage: Gibt es da einen bestimmten Zeithorizont? Wenn wir jetzt
hören, dass bis Anfang 2019 die technischen Voraussetzungen geschaffen
werden sollen: Kann man daraus schließen, dass diese Verhandlungen bis etwa
Anfang 2019 dauern können, oder müsste da zwischen Bundesregierung und
Autoindustrie früher Klarheit herrschen?

Eine Frage noch zu dem Bereich zwischen 40 und 50 Mikrogramm
Schadstoffbelastung: Können Sie etwas dazu sagen, welchen Status diese
jetzt getroffene Regelung genau haben wird? Sie sagten, die kommunale
Selbstverwaltung bleibe davon unberührt. Gleichzeitig ist die Erwartung,
dass dann in der Regel in diesem Bereich keine Fahrverbote auftreten
sollen. Welchen Status hat diese Neuerung im Gesetz?

Haufe: Ich fange einmal mit dem Status an: Das ist eine Orientierungshilfe,
die im Bundes-Immissionsschutzgesetz gegeben wird, um zu schauen: In
welchem Luftbelastungsbereich sind Fahrverbote angebracht und in welchem
Belastungsbereich sind sie nicht unbedingt notwendig? Wir sagen ja "in der
Regel", das heißt, wir können es nicht ausschließen; das hat Herr Seibert
auch noch einmal betont, und ich habe das auch am Montag mehrfach getan. Es
bleibt am Ende eine Entscheidung der Kommune, und es kann natürlich auch
eine bestimmte gerichtliche Situation oder Entscheidung geben, die sich
aufgrund bestimmter Situationen, die wir jetzt auch erleben, nicht
vermeiden lässt. Wir geben mit dem Bundes-Immissionsschutzgesetz aber noch
einmal eine Orientierungshilfe anhand der Maßnahmen, die aktuell möglich
sind, um die Luftbelastung in kurzer Zeit, kurz- bis mittelfristig,
deutlich zu senken.

StS Seibert: So ist es. Wir mussten uns ja nach dem Leipziger Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts intensiv mit der Frage auseinandersetzen: Sind
Fahrverbote in Deutschland generell vermeidbar? Unser Ziel ist es, sie
generell zu vermeiden. Vor allem glauben wir aber, dass in den Städten, die
zwar Grenzwertüberschreitungen haben, aber eben geringfügigerer Art,
nämlich zwischen 40 und 50 Mikrogramm pro Kubikmeter, aufgrund der
zahlreichen Maßnahmen, die ergriffen worden sind und noch weiter ergriffen
werden, eine Verhängung eines Fahrverbots in der Regel nicht
verhältnismäßig sein würde - wir haben hier am Montag ja sehr ausführlich
über die Frage der Verhältnismäßigkeit gesprochen. Das greift, wie gesagt,
nicht in die Selbstverwaltung der Kommunen ein. Aber die Kommunen waren es
auch - jedenfalls zahlreiche Kommunen -, die die Bundesregierung gebeten
haben, dazu sozusagen eine einheitliche Position zu beziehen. Dem sind wir
jetzt nachgekommen, und deswegen werden wir dafür im
Bundes-Immissionsschutzgesetz Vorsorge treffen.

Zusatzfrage: Was sagen Sie zur Frage nach dem Zeithorizont der
Verhandlungen mit der Autoindustrie? Gibt es da sozusagen eine natürliche
Deadline? Müsste zum Beispiel passend zur Schaffung der technischen oder
gesetzlichen Rahmenbedingungen Klarheit herrschen, oder ist das erst einmal
offen?

Strater: Eine Deadline, also eine Frist, gibt es da nicht. Wir arbeiten mit
Hochdruck daran. Es war nach dem Beschluss zum Konzept erst einmal wichtig,
dass die Hersteller die Umtauschprämien anbieten. Darüber waren wir mit den
Herstellern jetzt in erster Linie in engem Austausch. Diese Umtauschprämien
sind jetzt am Markt, und jetzt können wir alle weiteren technischen und
rechtlichen Fragen mit den Herstellern besprechen. Ich kann Ihnen jetzt
aber nicht sagen, bis zu welchem Zeitpunkt das abgeschlossen werden soll.
Unsere Erwartungshaltung ist sehr klar, und die machen wir auch in den
Gesprächen sehr deutlich.

Frage: Herr Zimmermann, ist das Verbraucherschutzministerium zufrieden mit
der Formulierung der Erwartungshaltung, oder hätte sie sich da aus
Verbraucherschutzinteressen mehr gewünscht?

Zimmermann: Die Ministerin hat sich schon vor der heutigen Verabschiedung
der Eckpunkte dazu geäußert. Sie hat deutlich gemacht, dass sie die
Einigung der Koalition als einen wichtigen Schritt ansieht, und dabei hat
sie insbesondere darauf hingewiesen, dass ja nicht jeder finanziell in der
Lage ist, sich einen Neuwagen zu kaufen. Insofern hat sie die Erwartung der
Bundesregierung bekräftigt, dass die Hersteller die Kosten für eine
Nachrüstung übernehmen.

Frage: Herr Seibert, Ihnen sind ja relativ kurzfristig die neuen Messwerte
in Frankfurt bekannt geworden. Wenn ich Herrn Helge Braun richtig
verstanden habe, kommt nun ja auch Frankfurt in den Genuss dieser
Hardware- und Umtauschprogramme. Vielen Wählern in Hessen drängt sich der
Eindruck auf, dass die Regierung da eine ziemlich durchsichtige PR-Show
verwendet. Können Sie diesen Eindruck nachvollziehen?

StS Seibert: Nein. Es gibt ja in dieser Sache - vielleicht muss man das ein
bisschen erklären - in jedem Jahr zwei Stichtage. Zwischen Bund und Ländern
ist vereinbart, dass die Länder ihre abschließend geprüften Messdaten jedes
Jahr an das Umweltbundesamt senden, und zwar Ende Mai. Auf dieser Basis
wird dann alljährlich der Bericht zur Luftreinhaltung erstellt, und bis
Ende September - zweiter Stichtag - müssen die Daten dann an die
Europäische Kommission gemeldet werden. So war es auch; die
Veröffentlichung des Umweltbundesamtes am 31. Mai spricht von finalen Daten
und abgeschlossener Auswertung. Das war auch die Grundlage für die Beratung
innerhalb der Koalition und für den von der Koalition aufgestellten
Maßnahmenplan.

Nun hat Hessen im Laufe des Septembers noch zwei neue Messorte mit neuen
Jahresmittelwerten für diese Orte für 2017 nachgemeldet, und in dem Moment,
in dem offensichtlich wurde, dass das für das Frankfurter, ich sage einmal,
Gesamtergebnis eben auch für dieses Jahr noch relevant ist, rechnen wir
Frankfurt selbstverständlich in die Liste der intensiv betroffenen Städte
ein - es waren 14, nunmehr sind es 15. Das heißt, dass eben auch die in
Frankfurt möglicherweise betroffenen Dieselhalter all die Maßnahmen, all
die Angebote bekommen, die für diese Intensivliste gelten. Das gilt dann
auch noch für die angrenzenden Landkreise und für alle Pendler, was ja in
Frankfurt eine große Gruppe von Menschen ist.

Das Entscheidende, denke ich, ist doch, dass die Maßnahmen der
Bundesregierung, wie sie heute in den Eckpunkten beschlossen wurden und
dann in Gesetzentwürfe umgesetzt werden, für alle betroffenen Kommunen
gelten, und zwar in abgestufter Weise, je nach Grad der Schadstoffbelastung
und je nach möglichem Risiko von Fahrverboten. Das ist die Situation.

Zusatzfrage: Es ist also eine reine zeitliche Koinzidenz zwischen dem
Bekanntwerden und der Wahl am Sonntag?

StS Seibert: Erst einmal: Was heute beschlossen wurde, inklusive
Veränderungen im Bundes-Immissionsschutzgesetz, geht auf den 1. Oktober
zurück, auf die Vereinbarungen innerhalb der Koalition, die jetzt ins
Kabinett eingebracht worden sind.

Zweitens. Dieses Thema - Schadstoffbelastung in den Kommunen, Dieselfahrer -
 ist ein Thema, das ja nicht auf Wahlkampfzeiten Rücksicht nimmt. Es ist
ein Thema, das in ganz Deutschland und in vielen Kommunen verteilt über
ganz Deutschland die Menschen bewegt. Deswegen muss die Bundesregierung
handeln, und deswegen handelt sie - im Verbund mit den Kommunen und den
Ländern, denen da auch eine erhebliche Verantwortung zukommt.

Frage : Während wir hier sitzen, scheint das Verwaltungsgericht Mainz jetzt
auch Klarheit geschaffen zu haben und ab dem 1. April 2019 ein Fahrverbot
zu verhängen. Insofern eine aktuelle Frage zum Zeithorizont: Was ist denn
da geplant? Wenn ich das richtig in Erinnerung habe, haben Sie mit den
technischen Richtlinien auf jeden Fall das Problem mit der
Notifizierungspflicht auf europäischer Ebene. Was glauben Sie, bis wann Sie
- wer auch immer von Ihnen - tatsächlich etwas bewirken können?

StS Seibert: Urteile der Gerichte kommentieren wir in dem Sinne sowieso
nicht, und ein gerade ergangenes und von niemandem so richtig gelesenes
Urteil kann ich - das verstehen Sie sicherlich - hier erst recht nicht
kommentieren.

Zusatz : Danach habe ich auch nicht gefragt.

StS Seibert: Genau. Aber die Eckpunkte, die heute im Kabinett beschlossen
wurden, die Dringlichkeit, mit der wir das angehen, die Fristen, die für
die Ausarbeitung der notwendigen technischen Details gesetzt worden - bis
Ende des Jahres im einen Fall beziehungsweise bis Anfang des Jahres im
anderen Fall -, zeigen Ihnen doch, dass die Bundesregierung die Absicht
hat, dieses Thema mit aller Dringlichkeit im Interesse der Bürger und vor
allem auch im Interesse gesunder Luft in unseren Städten voranzutreiben.

Zusatzfrage : Dennoch die Frage an Herrn Strater: Sowohl die technische
Richtlinie als auch das Bundes-Immissionsschutzgesetz müssen in jedem Fall
in Brüssel notifiziert werden, das heißt, es gibt nach den üblichen Regeln
eine mindestens dreimonatige Stillhaltefrist, wenn keine entsprechenden
Anmerkungen kommen. Das heißt, wer jetzt darauf vertraut, dass das Ganze
beispielsweise bis April schon irgendwie anders geregelt werden würde, der
baut doch eigentlich auf Sand, oder?

Strater: In diesen Eckpunkten werden Zeithorizonte genannt: für die
Förderrichtlinien für Hardwarenachrüstungen bei schweren Kommunalfahrzeugen
und bei Handwerkerfahrzeugen noch 2018, für die rechtlichen und technischen
Vorschriften für den Einsatz von Nachrüstungen zu Beginn des Jahres 2019.
Ich kann das im Moment noch nicht weiter konkretisieren. Wir setzen das
jetzt um, und alles Weitere wird man dann sehen. Wir arbeiten mit Hochdruck
daran - so hat es der Regierungssprecher gesagt, und dem kann ich nur
beipflichten. Wir machen das jetzt schnellstmöglich.

Haufe: Es ist ja auch nicht so, dass wir jetzt erst anfangen würden, etwas
auf den Weg zu bringen. Wir haben das Sofortprogramm Saubere Luft, wir
haben Geld bereitgestellt für die Modernisierung des öffentlichen
Nahverkehrs in diesen Städten, und alle Städte, die jetzt mit Fahrverboten
agieren müssen, kommen ja in den Genuss zusätzlicher Maßnahmen. Die Städte
sind jetzt deutlich weiter mit den Planungen oder sind schon bei der
Umsetzung ihrer Maßnahmen. Wir haben außerdem die Softwareupdates, bei
denen es weitergegangen ist. Wir fangen mit den jetzigen Maßnahmen also
nicht bei null an; vielmehr setzen diese Maßnahmen auf das bestehende
Programm auf.

Weil es gerade um die Messwerte in Hessen ging und es gestern wieder
Äußerungen gab, dass wir unser Messnetz einmal überprüfen müssten, würde
ich gerne noch eine Anmerkung machen: Dass ein Land Messwerte korrigiert,
zeugt genau davon, dass wir ein funktionierendes Messnetz haben, das
regelmäßig überprüft wird. In manchen Ländern gibt es jährliche
Überprüfungen. Es muss mindestens alle fünf Jahre überprüft werden.

Die Äußerungen, die es da in der politischen Landschaft gibt, wir bräuchten
jetzt ein umfassendes Programm, um das Messnetz zu überprüfen, sind aus
Sicht der Bundesumweltministerin ein reines Ablenkungsmanöver. Darum geht
es nicht. Es geht darum, dass wir die Luftbelastung in den Städten senken.
Das können wir mit dem tun, was wir heute unter anderem beschlossen haben.
Aber Messstellen umzustellen oder ihre Funktion in Frage zu stellen, bringt
uns bei der Lösung dieses Problems und bei der Gesundheitsbelastung der
Leute sicherlich nicht weiter. Das ist eine klare Position, die ich gern
noch einmal für die Bundesumweltministerin hier machen möchte.

Frage: Nur noch einmal zu meinem Verständnis - wer immer sich zuständig
fühlt: Wann kann der Diesel-Fahrer denn jetzt in die Werkstatt fahren und
die Nachrüstung verlangen oder besprechen? Also wann wird das sein? Weiß er
dann, wer das bezahlt oder weiß er, dass er das selber bezahlen muss?

Strater: Also der Diesel-Fahrer hat ja mehrere Optionen. Er kann die
Umtauschprämie in Anspruch nehmen.

Zuruf: Es geht ja jetzt um die Nachrüstung.

Strater: Ich weiß. Ich sage es nur für die, die es nicht wissen.

Er kann die Umtauschprämie in Anspruch nehmen. Er kann dafür einen Neuwagen
kaufen. Er kann dafür einen Gebrauchtwagen kaufen, ein sauberes Fahrzeug.

Die Nachrüstoptionen - das haben wir immer gesagt - dauern. Wir brauchen
die technischen Vorschriften, wir brauchen die rechtlichen Vorschriften und
vor allen Dingen - und das liegt dann nicht in unserer Hand - müssen die
Hersteller diese Nachrüstsysteme auf den Markt bringen. Sie müssen sie
entwickeln. Sie müssen das beim KBA zur Genehmigung vorlegen. Es ist nicht
so, dass im Keller des Verkehrsministeriums Hardware-Nachrüstungssets
zusammengeschraubt werden, sondern das machen schon die Hardware-Nachrüster
selbst - und sie müssen das machen.

Es gibt bisher nichts, was wir im KBA genehmigen könnten - kein System, das
im Moment genehmigungsfähig ist. Das muss man auch wissen. Wir haben diese
Hardwarenachrüstung immer skeptisch gesehen. Das haben wir hier vielfach
beschrieben. Wir haben das auch vielfach begründet. Es gibt eben auch auf
der Zeitachse einen kritischen Faktor. Deswegen kann ich Ihnen nicht sagen,
wann der Diesel-Fahrer mit diesem Nachrüstsatz rechnen kann. Wir machen
unser Ding und schaffen die technischen und rechtlichen Voraussetzungen
dafür und die Genehmigungsfragen. Aber die Hersteller müssen diese Geräte
auf den Markt bringen.

Frage : Herr Seibert, zum Zwischenbericht. Sie haben ja die Restriktivität
der Bundesregierung bei den Rüstungsexporten betont. Gab es denn 2018
Anträge, die nicht genehmigt wurden? Sie brauchen ja nicht auf Einzelfälle
eingehen. Aber ich möchte nur allgemein wissen, ob es auch Anträge gibt,
die die Bundesregierung nicht genehmigt hat?

StS Seibert: Eine ganz allgemeine Auskunft auf eine ganz allgemeine Frage:
Es gibt immer Anträge, die nicht genehmigt werden.

Zusatzfrage : Mehr wollen Sie dazu nicht sagen?

StS Seibert: Mehr haben Sie jetzt auch nicht gefragt. Aber ich möchte auch
nicht mehr dazu sagen. Es ist mir auch nicht genehmigt, mehr zu sagen. Denn
Sie kennen die Regeln, unter denen der Bundessicherheitsrat tagt.

Vorsitzender Detjen: Das war quasi die Aufforderung, eine Nachfrage zu
stellen. Bitte!

Zusatzfrage : Mich interessiert noch die Ausfuhrgenehmigung für
Drittländer. Da hatten Sie ja als Beispiel Algerien genannt. Können Sie
noch ein, zwei andere Länder nennen, die danach kamen? Also wer ist
anteilsmäßig auf Platz zwei und Platz drei?

StS Seibert: Ich weiß nicht, ob sich das zuständige
Bundeswirtschaftsministerium dazu äußern möchte oder darf.

Jornitz: Das finden Sie auch in dem Bericht selbst. Das Hauptempfängerland
unter den Drittländern war Algerien. Auf Platz zwei war Saudi-Arabien, und
danach kam Pakistan.

Aber das sind jetzt tatsächlich die Drittländer. Also auf Platz zwei waren
tatsächlich die USA, und das ist bekanntlich ja kein Drittland, sondern
Nato-Staat.

Frage: Herr Seibert, die Kanzlerin hat ja gesagt: Im Fall Khashoggi muss
alles aufgeklärt werden. Solange das nicht aufgeklärt ist, gibt es auch
keine Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien. - Dann hat sie noch gesagt: Das
sage ich Ihnen ganz ausdrücklich zu.

Nun würde ich gern wissen, was denn "ganz ausdrücklich" in dem Fall heißt.
Sind darunter auch die bereits genehmigten und noch nicht ausgelieferten
Güter? Das ist ja die große Debatte, die wir im Moment haben.

StS Seibert: In der Tat ist die Ermordung des Journalisten Khashoggi ein
beispielloser Fall. Deswegen hat die Bundesregierung zusammen mit
europäischen Partnern, zusammen auch mit den G7-Partnern, nicht nur die
allerschärfste Form der Verurteilung ausgesprochen, sondern hat eben auch
gesagt: Wir erwarten totale Transparenz. Wir erwarten glaubwürdige
Aufklärung von Saudi-Arabien. Was uns bisher an Erklärung seitens
Saudi-Arabien vorliegt, reicht in keiner Weise aus.

Wir haben daraufhin am Montag hier ausführlich darüber gesprochen, dass es
unter den derzeitigen Umständen selbstverständlich nicht möglich ist und
auch nicht ins Auge gefasst wird, Rüstungsexportgenehmigungen für
Saudi-Arabien zu geben. Über die Frage, wie mit bereits gegebenen
Genehmigungen oder mit vielleicht noch nicht ausgelieferten Gütern
umzugehen ist, wird innerhalb der Bundesregierung jetzt intensiv
gesprochen. Auch das werden wir natürlich sehr genau prüfen müssen.

Zusatzfrage: Da hätte ich gleich noch eine Nachfrage an das
Wirtschaftsministerium. Herr Altmaier hat ja gesagt, das werde jetzt ganz
schnell geprüft. Wann können wir denn da mit einer Entscheidung rechnen? Es
sollte ja vielleicht zügig gehen.

Jornitz: Herr Seibert hat ja gerade gesagt, dass wir da in einer Prüfung
sind. Sie wird sicherlich zügig abgeschlossen.

Zusatzfrage: Heißt dann zügig - wenn ich kurz nachfragen darf - Wochen,
Monate, Jahre? Oder reden wir da über Tage?

Jornitz: Zügig.

StS Seibert: Wir reden sicherlich nicht über Wochen oder Monate. Aber Sie
wissen natürlich, dass die Prüfung eine politische Prüfung ist. Sie ist
aber auch eine rechtliche Prüfung. Das muss gut bedacht werden. Das werden
wir intensiv miteinander zeitnah zu entscheiden haben.

Frage: Eine Frage an das BMWi - zurück zum Bericht: Es gab im Jahr 2018 nur
eine Post-Shipment-Kontrolle. Warum nur eine? Können Sie sagen, was oder
wer kontrolliert wurde?

Zum zweiten: Es gab eine Genehmigung oder eine Lieferung an Syrien. Das
verblüfft als Empfängerland. Können Sie uns sagen, was dorthin geliefert
wurde?

Jornitz: Zunächst einmal kurz zu Ihrer Frage zu Syrien: Sie wissen ja, dass
wir über Angelegenheiten des Bundessicherheitsrats keine Auskunft geben,
weil er geheim tagt. Deswegen kann ich es Ihnen leider nicht sagen.

Zu Post-Shipment-Kontrollen wissen Sie ja auch, dass wir derzeit in einer
Pilotphase sind und eben gerade mit den Kleinwaffengrundsätzen - derzeit
übrigens als einziges EU-Land - für Post-Shipment-Kontrollen in dem Bereich
gesorgt haben.

Die Pilotphase läuft jetzt. Sie läuft übrigens sehr erfolgreich. Wir haben
bisher insgesamt drei Empfänger kontrolliert. Es handelte sich jeweils um
staatliche Empfänger. Wir reden hier über Indien, Südkorea und die
Vereinigten Arabischen Emirate. In keinem der drei Fälle gab es
Beanstandungen.

Zusatzfrage: Und dass es laut Berichten in 2018 bislang eine Kontrolle gab,
hat noch mit dem Charakter des Pilotstatus zu tun? Ist es bei weiterem
Erfolg beabsichtigt, das auszuweiten?

Jornitz: Die Evaluation wird zwei Jahre, nachdem die erste
Post-Shipment-Kontrolle tatsächlich durchgeführt wurde, stattfinden. Das
war letztes Jahr. Insofern steht die Evaluation für 2019 an. Dann werden
wir sehen, wie wir die Ergebnisse genau bewerten.

Einen kurzen Nachtrag zu Syrien kann ich Ihnen geben: Es handelte sich wohl
um eine Lieferung an eine internationale Mission, also nicht an das Land
Syrien selbst.

Frage : Herr Jornitz, wir haben in dem Kontext ja einige Fragen offen an
Sie. Da verrate ich Ihnen auch kein Geheimnis; wir haben viel telefoniert
seit Montag.

Frau Alemany hat uns am Montag die Zahl von 416 Millionen genehmigten
Ausfuhren für das Jahr 2018 genannt. Jetzt haben wir für das erste Halbjahr
eine Zahl von 161 800 000 für Saudi-Arabien. Das deutet ja doch auf eine
gewisse Diskrepanz hin, was die Höhe der Bewilligung angeht, was Sie in den
vergangenen drei Monaten bewilligt haben müssen.

Haben Sie inzwischen eigentlich Klarheit darüber, wie viele der genehmigten
Ausfuhren auch tatsächlich ausgeführt wurden? Oder ist das nach wie vor ein
großes Geheimnis? Ich schaue da natürlich auch in Richtung von Herrn
Fehling neben Ihnen.

Jornitz: Große Geheimnisse gibt es in der Bundesregierung, glaube ich,
nicht. Wir sind mit allen Beteiligten zu dem Thema im Gespräch, die da
relevant sind. Das sind aber Dinge, die wir innerhalb der Bundesregierung
besprechen und nicht in der Öffentlichkeit.

Zusatzfrage : Entschuldigung. Die Frage, ob Sie es wissen, müssten Sie aber
schon beantworten können. Ich will nicht wissen, wie viel es tatsächlich
ist, sondern ich möchte wissen, ob Sie es wissen. Das ist der große
Unterschied. Nachdem ich da lange hinterhertelefoniert hatte und
festgestellt habe, dass es offenbar nicht so einfach ist, diese Zahlen zu
bekommen, würde ich gern wissen, ob die Bundesregierung weiß, wie viele
Waren jetzt tatsächlich das Land verlassen haben.

Jornitz: Wie gesagt: Die Frage wird derzeit geklärt. Es gilt das, was ich
gerade gesagt habe. Wir prüfen das.

Frage: Mir geht es auch um die Diskrepanz zwischen diesen beiden Zahlen,
die 162 Millionen, die im Bericht auftauchen, und die Zahl, die hier am
Montag genannt wurde, 416 Millionen. Diese Zahlen sind vergleichbar. Stimmt
es, dass bis Ende September in dem Umfang noch einmal mehr Genehmigungen
erteilt wurden? Das wäre die erste Frage.

Die zweite Frage: Können Sie denn sagen, wie viele Anträge im Moment von
Saudi-Arabien vorliegen? Also wenn die Bundesregierung jetzt sagt, wir
werden nichts mehr genehmigen, können Sie sagen, wie viele Anträge das
wären und welcher Wert davon betroffen wäre?

Jornitz: Zu Ihrer ersten Frage zu den Exporten bis zum 30. September haben
wir uns ja auch jüngst in einer Antwort auf eine Parlamentarische Frage
geäußert. Es ist so, dass dieser Wert von den knapp über 400 Millionen vom
01.01. bis zum 30. September aufgelaufen ist. Da können Sie mathematisch
richtig nachrechnen, wie viel das dann wohl zwischen dem 01.07. und dem
30.09. gewesen sein wird.

Zur Frage der Anträge kann ich nichts sagen, weil wir natürlich anhand der
verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung keine Auskünfte zu einzelnen
Anträgen geben können.

Frage : In dem Zusammenhang, Herr Seibert: Hat sich die Bundesregierung
schon auf die unmittelbar Beteiligten des Jemen-Kriegs geeinigt, an die man
laut Koalitionsvertrag keine Rüstungsexporte mehr liefern will, so wie das
Herr Altmaier für Ende September angekündigt hat?

StS Seibert: Die Frage ist ja hier dutzende Male jetzt gestellt worden und
vom Ministerium, von Herrn Altmaier, beantwortet worden.

Zuruf : Nein.

StS Seibert: Doch. Das ist sie.

Was die Situation im Jemen betrifft, da sind noch ganz andere Dinge, die
uns im Moment beschäftigen, nämlich die große Notlage im Jemen. Der
UN-Hilfskoordinator McGoldrick hat gestern aktuelle Aussagen gemacht, die
große Sorge bereiten. Es fehlt, auch wegen der Blockade der jemenitischen
Häfen, immer wieder an Möglichkeiten, anzulanden, ausreichend Hilfsgüter
auszuladen und an die notleitenden Menschen zu bringen.

Deswegen möchte ich das gern zum Anlass nehmen, um an die kriegsführenden
Parteien mit Nachdruck zu appellieren, dass sie jetzt endlich die
notwendigen Schritte ergreifen, um dieser katastrophalen Entwicklung - es
sind möglicherweise mehr als 10 Millionen Menschen von Hunger bedroht -
Einhalt zu gebieten. Die internationale Gemeinschaft muss die Möglichkeit
erhalten, den notleitenden Menschen im Jemen zumindest mit dem Nötigsten zu
helfen. Dieser humanitäre Zugang ist essentiell.

Zusatzfrage : Ich hatte aber nach der Liste gefragt, die die
Bundesregierung versprochen hatte. Sie liefern ja laut Zwischenbericht -
auch in diesem Jahr noch - an Katar, Kuwait, Saudi-Arabien, die Arabischen
Emirate, Ägypten und Jordanien. Das sind alles faktisch Beteiligte an
diesem Jemen-Krieg. Saudi-Arabien ist die kriegsführende Partei. Wann
können wir denn mit einer Liste, einer Einigung, innerhalb der
Bundesregierung rechnen? Anders, als Sie gerade behauptet haben, gab es
darauf bisher nie eine Antwort.

StS Seibert: Ich weiß nicht, ob die Kollegen noch etwas sagen wollen. Wir
haben hier häufig über die arabische Koalition, die sich gebildet hat,
gesprochen. Wir haben hier darüber gesprochen, wie der Konflikt im Jemen
entstand, als Huthi-Rebellen mit Unterstützung von außen die legitime
Regierung des Jemen angriffen. Es folgten das Hilfsersuchen des
jemenitischen Präsidenten und die Resolution der Vereinten Nationen. Die
Arabische Koalition, die sich da unter Führung Saudi-Arabiens gebildet hat,
ist bekannt. Der Beschluss, den die Koalition gefasst hat, ist auch
bekannt. Wir handeln entsprechend dieses Beschlusses und haben uns hier
schon entsprechend dazu eingelassen.

Jornitz: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Frage : Der Wirtschaftsminister hat ja am Montag gesagt, es brauche eine
gemeinsame europäische Linie, was die Waffenexporte an Saudi-Arabien
angeht. Ich wollte fragen: Ist man da schon in konkreter Abstimmung mit den
EU-Kollegen? Ist da ein Treffen geplant, vor allem mit den Briten, die ja
einiges mehr an Saudi-Arabien liefern? Warum gibt es keine gemeinsame Linie
mit den USA, die ja noch einmal zigfach mehr an Riad liefern? Hat man da
keine Hoffnung?

Jornitz: Wir sind in den Gesprächen mit den europäischen Partnern. Interne
Gespräche kann ich hier nicht näher kommentieren.

Zu den USA kann ich jetzt persönlich gerade leider nichts sagen. Das
müssten wir nachreichen.

Zusatzfrage : Ich will jetzt nicht unbedingt Details über die Gespräche.
Aber können Sie denn sagen: Ist bei einem bestimmten Treffen in den
nächsten Tagen oder Wochen ein Tagesordnungspunkt geplant, wo man sagen
wird "Wir wollen da konkret etwas entscheiden"?

Jornitz: Wir sind daran.

Frage: Am Montag hatte Frau Adebahr angekündigt, dass es zu einem Treffen
mit dem saudischen Botschafter in Deutschland kommen soll. Hat dieses
Treffen mittlerweile stattgefunden? Waren auch Rüstungsexporte Thema? Was
waren die sonstigen Ergebnisse des Treffens?

Burger: Wir sind mit der saudischen Seite in diesen Tagen sowohl in Riad
als auch in Berlin auf verschiedenen Ebenen in Kontakt, auch über die
jeweiligen Botschafter. Ein Gespräch mit dem Botschafter Saudi-Arabiens im
Auswärtigen Amt hat bisher noch nicht stattgefunden. Wir gehen aber davon
aus, dass es in den nächsten Tagen stattfindet. Viele von Ihnen haben uns
in den letzten Tagen gebeten, Sie dazu auf dem Laufenden zu halten. Das
würden wir auch gern tun.

Zusatzfrage: Wieso hat sich das Auswärtige Amt bisher nicht dazu
entschlossen, den saudischen Botschafter explizit einzubestellen? Es gibt
mittlerweile oft zitierte Parallelen zum Fall Skripal, wo das Auswärtige
Amt eine ganz andere Sprache gefunden hat. Wieso die Samthandschuhe im
Falle der Saudis?

Burger: Darüber ist auch am Montag schon gesprochen worden. Ich glaube, das
muss man jetzt nicht an einzelnen Begrifflichkeiten festmachen. Das
Entscheidende ist, glaube ich, dass wir in sehr deutlichen Worten sehr früh
der saudischen Seite unsere Erwartung übermittelt haben. Das hatte der
Außenminister ganz persönlich zu einem sehr, sehr frühen Zeitpunkt getan.
Wir haben das jetzt an verschiedener Stelle auch öffentlich getan, gestern
erneut durch die G7-Außenminister.

Das ist das, was ich dazu zu sagen habe.

Frage: Ich hätte noch eine Nachfrage zur Rechtslage. Wenn ein Unternehmen
die Herstellungsgenehmigung hat, die Ausfuhrgenehmigung dann aber, zum
Beispiel im Fall Saudi-Arabien, nicht bekommt, gibt es dann einen
Schadenersatzanspruch an den Bund?

StS Seibert: Ich sehe mich nicht in der Lage, hier jetzt dazu eine
rechtlich vollkommen korrekte Antwort zu geben. Das möchte ich lieber
nicht. Ich glaube, solche rechtlichen Fragen sind ebenso wie politische
Fragen zu klären. Aber das ist keine Auskunft, die ich Ihnen hier geben
kann.

Frage : Entschuldigung. Aber Herr Jordans kann ja auf die Frage von davor
vielleicht sogar eine Antwort bekommen. Das gab es ja schon mit dem
Gefechtsübungszentrum. Also vielleicht ist erst einmal die Frage des
Kollegen aus der Richtung zu beantworten.

Eine eigene Frage habe ich natürlich auch noch. Aber das ist ein bisschen
schwierig, wenn Herr Seibert das so abkürzt, wenn das BMWi vielleicht
sprechfähig ist.

StS Seibert: Was habe ich abgekürzt?

Zusatzfrage : Der Kollege hatte ja offen in die Richtung gefragt, und Sie
haben dann - was ja in Ordnung ist - mit dem geantwortet, was Sie
geantwortet haben. Aber das BMWi hätte ja vielleicht auch noch inhaltlich
antworten können.

StS Seibert: Entschuldigung, dass ich den Eindruck hatte, der Kollege
meinte mich. Ich lasse da gerne anderen den Vortritt. So ist es nicht.

Vorsitzender Detjen: Wollte das BMWi sich dazu noch äußern?

Jornitz: Das sind tatsächlich Dinge, die wir jetzt noch prüfen müssen. Es
gibt natürlich grundsätzlich im Rahmen der Aufhebung von Verwaltungsakten
unter Umständen Entschädigungsansprüche. Wie gesagt: Das müssen wir jetzt
prüfen, wie das ist. Ob das auf den von Ihnen geschilderten Fall passt,
müsste man dann noch sehen.

Frage : Ich glaube, das geht eher an Herrn Jornitz zum Thema
Post-Shipment-Kontrolle. Es gibt den konkreten Vorwurf, dass die Zusagen,
die von der saudi-arabischen Seite bezüglich des Endverbleibs der
Patrouillenboote gemacht wurden - am Golf von Hormus, wenn ich das richtig
in Erinnerung habe -, von saudi-arabischer Seite nicht eingehalten würden.

Jetzt hat Herr Seibert uns gerade hier die Position der Bundesregierung zum
Jemen-Krieg nachdrücklich deutlich gemacht. Es besteht aufgrund der
Transponderdaten regelmäßig der Verdacht, dass diese Patrouillenboote, die
in der Vergangenheit geliefert wurden, tatsächlich an der Blockade des
Jemen beteiligt sind.

Mich würde schon interessieren, wie das Wirtschaftsministerium damit
umzugehen gedenkt, ob es da nicht vielleicht auch die Möglichkeit einer
Sonderprüfung des Sachverhalts gibt. Also das wäre schon ganz wichtig zu
wissen.

Jornitz: Ich glaube, dazu haben wir uns schon in vergangenen
Regierungspressekonferenzen geäußert. Wenn es Verstöße gegen eine
Endverbleibserklärung geben sollte, dann würde man dem nachgehen. Das würde
dann auch Konsequenzen haben.

Ich glaube, wir haben uns auch gegenüber dem Parlament schon diverse Male
dazu geäußert. Insofern würde ich Sie, ehrlich gesagt, darauf verweisen.

Frage : (ohne Mikrofon; akustisch unverständlich) ..., dass sich die
Bundesregierung nicht an ein Urteil des Europäischen Gerichtshofes zum
Familiennachzug bei Minderjährigen halte und dass es dazu offenbar
unterschiedliche Auffassungen innerhalb der Bundesregierung gebe. Könnte
sich das Auswärtige Amt dazu äußern, vielleicht auch das
Familienministerium, das in dem Text erwähnt ist, und auch das BMI?

Petermann: Ich kann gern beginnen.

Im Kern geht es um die Bindungswirkungen dieses EuGH-Urteils. Es besteht
insoweit Einigkeit zwischen allen Ressorts, dass diese Bindungswirkung auf
jeden Fall nicht für den Nachzug von Eltern gilt, sondern nur für die
Ehegatten und die Kinder. Da besteht Einigkeit, dass sowohl die Richtlinie
das zwingend vorsieht als auch das deutsche Recht bei den Ehegatten und bei
den Kindern, nicht aber bei dem Nachzug von Eltern.

Da gilt eine Ausnahme oder eine andere Regelung - so würde ich es einmal
bezeichnen - in den Niederlanden. Dieses Urteil des EuGHs bezog sich auf
die Niederlande. Ob man jetzt aufgrund des EuGH-Urteils zu einer anderen
Bewertung kommt, die möglicherweise in weiteren Maßnahmen umzusetzen wäre,
das wird derzeit zwischen den Ressorts abgestimmt.

Zusatzfrage : Wann ist da mit einer Entscheidung zu rechnen?

Petermann: Ich kann Ihnen keinen Zeitraum nennen.

Frage : Das heißt, Sie sind noch in der Prüfung begriffen, ob dieses
EuGH-Urteil als solches eine direkte Rückwirkung auf die deutsche Regelung
hat? Habe ich das an der Stelle richtig verstanden?

Petermann: Dieses EuGH-Urteil hat zunächst keine Auswirkungen auf die
deutsche Regelung, weil dieser Sachverhalt in den Niederlanden bewertet
wurde und die Niederlande eine andere nationale Rechtslage als wir haben.
Die EU-Richtlinie sieht aber nicht vor, dass zwingend der Nachzug von
Eltern zu regeln ist.

Zusatzfrage : Nur damit ich es richtig verstehe: In den Niederlanden ging
es meines Wissens ja auch um eine Stichtagsregelung, um die Frage, wann der
Antrag gestellt sein muss. Eine ähnliche Regelung haben wir im deutschen
Recht auch. Bei den subsidiär Schutzberechtigten haben Sie das ja auch
explizit anders gemacht. Wieso gibt es da keine Vergleichbarkeit? Können
Sie mir das erklären?

Petermann: Die Stichtagsregelung ist ja ein anderer Inhalt dieses Urteils.
Es geht im Kern um die Bewertung der Bindungswirkung dieses EuGH-Urteils.
Dazu habe ich das gesagt, was ich gesagt habe.

Frage: Aber in der Tat - worauf der Kollege gerade verwiesen hat - hieß es
bei der Regelung für die subsidiär Schutzberechtigten dezidiert, dass man
mit denen anders verfährt, dass also bei Anträgen von Jugendlichen der
Stichtag gilt, wann der Antrag gestellt wurde, beziehungsweise dass auch
Anträge berücksichtigt würden, wenn die Eltern darauf hingewiesen hätten,
dass ihr Kind, das noch im Ausland sei, demnächst 18 werde. Vielleicht
können Sie einmal erklären, warum es da offensichtlich im deutschen Recht
zwei Maßstäbe für den Familiennachzug gibt?

Petermann: Dazu kann ich jetzt nichts sagen. Denn hier geht es ja um
Visa-Fragen zum Nachzug für diese Fallgruppe. Das werde ich jetzt hier
nicht aufklären.

Burger: Ich würde gern noch ergänzen, dass es wie bisher auch in der Praxis
schon so ist, dass die Auslandsvertretungen Anträge beziehungsweise Fälle,
in denen der 18. Geburtstag, also das Volljährig-werden, bevorsteht,
prioritär und schnellstmöglich bearbeiten, damit dieser Fall gar nicht erst
eintritt, dass sozusagen der Anspruch verfällt.

Frage: Ich würde gern das Familienministerium fragen, ob es der gleichen
Auffassung ist, dass das EuGH-Urteil, das ja eigentlich unionsweit gilt, an
der Stelle dann nicht für Deutschland gelten soll.

Kempe: Es ist ja eben schon erwähnt worden, dass wir uns da in einer
umfassenden Ressortabstimmung befinden und ich insofern inhaltlich keine
Stellung dazu nehmen kann.

Allgemein kann ich sagen, dass unser Ministerium sich natürlich der
Bedeutung des Familiennachzugs für Geflüchtete bewusst ist, insbesondere
für Minderjährige, die unbegleitet nach Deutschland einreisen. Da wissen
wir, dass viele von diesen Minderjährigen Schreckliches erlebt haben, sie
psychisch und auch physisch stark belastet oder sogar traumatisiert sind.
Insbesondere deshalb kann sich die Unsicherheit über die Möglichkeit und
die Aussicht auf Familiennachzug nachteilig auf ihre Motivation und damit
verbunden natürlich auch auf den Bildungsverlauf und die Integration dieser
jungen Menschen auswirken. Es ist uns aber wichtig, dass wir dem Kindeswohl
auch beim Thema Familiennachzug Rechnung tragen. Sie können sicher sein,
dass wir uns dafür auch in diesen internen Gesprächen einsetzen.

Frage : Eine Frage aus dem Bereich Wirtschaft, Energie sowie Transport. Es
gibt Gerüchte, wonach sich die Bundesregierung bis zum Ende des Jahres
entschließen wird, den Bau eines LNG-Terminals in Deutschland zu
unterstützen. Sollte das der Fall sein, die Frage: Warum hält denn die
Bundesregierung den Bau eines LNG-Terminals in Deutschland für sinnvoll,
obwohl es genügend Kapazitäten im nahen Ausland gibt - im Westen in den
Niederlanden und im Osten in Polen?

StS Seibert: Es ist ja so: Schon der Koalitionsvertrag sieht ja vor, dass
Deutschland ein Standort für LNG-Infrastruktur sein soll. Deswegen begrüßen
wir auch, dass es privatwirtschaftliche Initiativen in die deutsche
Gastransport-Infrastruktur gibt, um das umzusetzen.

Wir sind der Auffassung: Eine diversifizierte Erdgasversorgung leistet
einen Beitrag dazu, für die nähere Zukunft eine sichere Energieversorgung
der ganzen Europäischen Union zu gewährleisten, und zwar zu
wettbewerbsfähigen Preisen.

Nun ist uns bekannt, dass private Investoren aktuell den Bau eines solchen
LNG-Terminals an verschiedenen Standorten prüfen. Stade wird da immer
genannt, außerdem Brunsbüttel, Wilhelmshaven, Rostock. Die Bundesregierung
wiederum prüft, welche Finanzierungsoptionen im Rahmen bestehender
Bundesprogramme gegeben sein können.

Zusatzfrage : Entschuldigung, die Frage war, warum gerade Deutschland als
Standort in Frage kommt. Es gibt ja Überkapazitäten an LNG-Terminals in
Europa. Das Netz ist ja auch ausgebaut. Also warum soll jetzt gerade noch
in Deutschland so ein Terminal gebaut werden?

StS Seibert: Das alles wird sicherlich auch ein Teil der Prüfung sein, die
die privaten Investoren anstreben. Denn auch sie würden einen Terminal ja
nur dann bauen wollen, wenn sie ihn ökonomisch sinnvoll nutzen können. Ich
habe dazu das gesagt, was ich dazu jetzt zu sagen habe.

Die Bundeskanzlerin hat auch - ich meine, Anfang September hier in Berlin -
darüber gesprochen. Sie hat von der steigenden Bedeutung von Flüssiggas
gesprochen. Gas wird bei unserer Energieversorgung mit Blick auf die
CO2-Problematik in der Zukunft möglicherweise noch eine größere Rolle
spielen. Wir sind schon angebunden - da haben Sie recht - an die
Importterminals europäischer Nachbarn: die Niederlande, Belgien, Polen.
Dennoch arbeiten auch wir daran, die Infrastruktur für Flüssiggas in
Deutschland selbst voranzubringen. Deswegen gibt es Überlegungen und
Projekte von Unternehmen, einen solchen Importterminal zu bauen.

Zusatzfrage : Hat das irgendetwas mit dem Projekt Nord Stream 2 und
möglichen amerikanischen Sanktionen gegen diese Pipeline zu tun?

StS Seibert: Das hat mit dem Interesse sowohl Deutschlands als auch Europas
an einer diversifizierten, sicheren und wettbewerbsfähig bezahlbaren
Infrastruktur für Energieimporte zu tun.

Frage: Wenn Herr Seibert schon von bezahlbarer Energieinfrastruktur
spricht: US-amerikanisches LNG ist ungefähr 20 Prozent teurer als
russisches Erdgas. Wer soll dieses um 20 Prozent teurere Erdgas kaufen,
oder plant die Bundesregierung, wie Frau Merkel schon Anfang der Woche
angekündigt hat, eine langfristige Unterstützung, de facto eine
Subventionierung, von US-amerikanischem Flüssigerdgas?

StS Seibert: Ich glaube, ehrlich gesagt, da haben Sie sie falsch
verstanden. Ich habe gesagt, die Bundesregierung prüfe, welche
Finanzierungsoptionen es im Rahmen bestehender Bundesprogramme gibt. Vor
allem aber prüfen jetzt erst einmal privatwirtschaftliche Investoren die
Machbarkeit und die Umsetzbarkeit des Baus eines LNG-Terminals an
unterschiedlichen deutschen Standorten. Die Entscheidung, Gas von hier oder
von dort zu kaufen, trifft in Deutschland nicht eine Regierung. Das mag
anderswo anders sein. Aber in Deutschland treffen diese Entscheidungen die
Kräfte am Markt.

Zusatzfrage: Frau Merkel hat CDU-Abgeordneten zugesichert, dass sie diesen
Terminal im Wert von 500 Millionen Euro kofinanzieren werde. Sie hat selbst
eingestanden, dass das mittelfristig nicht kostendeckend geschehen wird und
die Bundesregierung dies deswegen langfristig unterstützen muss. Das sind
direkte Aussagen, die Sie gegenüber Abgeordneten ihrer eigenen Fraktion
getätigt hat. Es ist ja nicht so, wie Sie es hier gerade schildern, dass
das irgendwie in Planung ist, sondern es gibt klare Ansagen von
Bundeskanzlerin Merkel, der Sie ja auch eng zuarbeiten, wie man hört.

StS Seibert: Ja, das könnte man so ausdrücken. - Ich berichte nicht aus
vertraulichen Gesprächen, die die Bundeskanzlerin mit Abgeordneten oder
anderen führt. Das ist übrigens die grundsätzliche Haltung.

Zuruf: Also bestätigen Sie das?

Frage: Herr Seibert und Herr Burger, das Abkommen zwischen Griechenland und
FYR Mazedonien destabilisiert die griechische Regierung. Herr Kotzias, der
Außenminister, ist vor ein paar Tagen zurückgetreten. Neuer Außenminister
ist Herr Tsipras, der Premierminister. Was sagen Sie dazu, Herr Seibert und
Herr Burger?

StS Seibert: Über die Ressortverteilung innerhalb der griechischen
Regierung wie auch innerhalb der Regierungen anderer befreundeter Staaten
und Partner sage ich natürlich nichts. Wir haben hier am Montag - das
Auswärtige Amt hat das für die ganze Bundesregierung getan, aber ich kann
mich dem voll anschließen - die Entscheidung des Parlaments der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien sehr begrüßt und der Regierung von Herrn
Zaev zu diesem Namenskompromiss auch gratuliert. Wir sehen darin einen
wichtigen Schritt in Richtung dessen, was man gemeinhin die euroatlantische
Familie nennt. Wir sehen, dass das Land damit die historische Chance wahrt,
den Namensstreit mit Griechenland, der so viele positive Entwicklungen
blockiert hat, einvernehmlich beizulegen.

Das ist das, was ich Ihnen dazu sagen kann. Aber ich kann natürlich nicht
kommentieren, zu welchen Veränderungen das innerhalb der griechischen
Regierung führt, mit der wir sehr vertrauensvoll zusammenarbeiten.

Burger: Dem habe ich nichts hinzuzufügen, außer dass ich bestätige, dass
wir natürlich ein Interesse an der engstmöglichen Zusammenarbeit mit der
griechischen Regierung haben, ganz unabhängig davon, wie sie sich personell
konstituiert.

Zusatzfrage: Herr Seibert, warum ist dieses Abkommen so wichtig für die
Bundesregierung? 68 Prozent der Griechen sind gegen dieses Abkommen. Warum
ist es so wichtig für die Bundesregierung?

StS Seibert: Ich habe ja gesagt, dass dieser Namensstreit, den wir und alle
europäischen Partner nun über viele Jahre beobachten mussten, positive
Entwicklungen in der früheren jugoslawischen Republik Mazedonien, aber auch
in der ganzen Region blockiert hat. Nun bietet sich die historische Chance,
das beizulegen. Deswegen sind wir dafür. Wir haben sehr begrüßt, dass
Premierminister Tsipras mit Premierminister Zaev einen Kompromiss, der
sicherlich für beide Seiten nicht leicht war - aber das ist die Natur von
guten Kompromissen -, gefunden hat.

Frage: Ich hätte gern eine Stellungnahme der Bundesregierung zur Weigerung
Italiens, die Haushaltspläne nachzubessern, nachdem diese von der
EU-Kommission moniert wurden.

StS Seibert: Das Entscheidende ist, was die Kommission dazu gesagt hat. Sie
hat gestern dazu Stellung genommen und gesagt, dass der vorliegende
Haushaltsplan nach ihrer Auffassung einen schwerwiegenden Verstoß gegen die
haushaltspolitischen Empfehlungen des Rates vom Juli 2018 an Italien
darstelle. Deswegen hat die Kommission Italien aufgefordert, binnen drei
Wochen einen überarbeiteten Haushaltsplan vorzulegen, der dann mit den
Vorgaben im Einklang ist.

Die Europäische Kommission betont - und das unterstützen wir sehr -, dass
es sich um einen kooperativen Prozess handelt. Die Kommission hat
ausgedrückt, dass sie einem konstruktiven Dialog mit Italien entgegensieht.
Wir würden genau dieses Kooperative, diesen konstruktiven Dialog sehr
begrüßen.

Ansonsten unterstützen wir die Kommission in ihrer diesbezüglichen Arbeit.
Das ist ihre Rolle. Die Einhaltung der Regeln des Stabilitäts- und
Wachstumspaktes, solide öffentliche Finanzen, das ist eine wichtige
Voraussetzung für das, was wir alle in Europa wollen, nämlich eine gute,
nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung für die Bürger.

Frage: Meine Frage geht in Richtung Herrn Burgers. Es geht um die
verschärften Reisehinweise für die Türkei. Gab es einen Anlass dafür, dass
das gerade jetzt passiert ist, oder warum passierte das jetzt und nicht
schon vor mehreren Wochen?

Burger: Wir aktualisieren unsere Reise- und Sicherheitshinweise laufend für
alle Länder der Welt. Wir tun das zu jedem Zeitpunkt aufgrund der uns
jeweils zur Verfügung stehenden Informationen, aus der Gesamtschau aller
Informationen, die uns zur Verfügung stehen.

Zusatzfrage: Hat sich daran gerade jetzt etwas geändert?

Burger: Wie gesagt, der Informationsstand, den wir zu jedem Zeitpunkt
haben, entscheidet darüber, wie die Reise- und Sicherheitshinweise
aktualisiert und angepasst werden. Wir versuchen, das zu jedem Zeitpunkt so
gut wie möglich, so informativ wie möglich zu machen und so, dass sie
möglichst hilfreich für deutsche Staatsangehörige sind, die in ein
bestimmtes Land reisen wollen.

Frage : Herr Burger, können Sie uns etwas zu den deutschen oder
deutsch-türkischen Gefangenen sagen? Haben Sie aktuelle Zahlen?

Ein anderes Thema, das uns hier ständig begleitet, ist Ihre
völkerrechtliche Bewertung des türkischen Angriffs auf Afrin. Haben Sie sie
dabei?

Herr Seibert, wie bewerten die Kanzlerin und die Bundesregierung als solche
die gestrigen Aussagen von Herrn Erdogan zum Thema Khashoggi?

Burger: Zu den in türkischer Haft befindlichen Deutschen mit politischem
Strafvorwurf gibt es keine Veränderung gegenüber dem letzten Stand. Derzeit
sind es fünf, darunter zwei Doppelstaatler. Vielleicht noch zur Ergänzung:
Zu allen besteht konsularischer Zugang.

Zu Afrin habe ich keinen neuen Stand.

StS Seibert: Ich dachte, das Thema hatten wir schon, aber ich kann es
natürlich gern noch einmal sagen. Wir haben die Rede des türkischen
Präsidenten gestern mit großer Aufmerksamkeit verfolgt. Wie ich es vorhin
gesagt habe, ist der Fall Khashoggi, die Ermordung dieses Journalisten im
Konsulat Saudi-Arabiens in Istanbul, beispiellos. Man denke nur daran, dass
es immer noch keine Spur der sterblichen Überreste des Opfers gibt. Das
alles unterstreicht, was die Bundeskanzlerin, der Außenminister, die
europäischen und die G7-Partner gesagt haben. Ich habe es vorhin zitiert.
Von Saudi-Arabien erwarten wir Transparenz im Hinblick auf Todesumstände
und Hintergründe, und wir erwarten glaubwürdige Aufklärung. Das was bisher
an saudischer Stellungnahme vorliegt, reicht in keiner Weise aus.

Zusatzfrage : Halten Sie die von Herrn Erdogan getätigten Aussagen für
glaubwürdig?

Fordern Sie auch von türkischen Behörden Transparenz? Denn da gibt es ja
auch viele Geschichten - Tonaufnahmen usw. -, die im Raum stehen und von
denen Herr Erdogan gestern nicht mehr geredet hat. Erwarten Sie auch von
den Türken Transparenz?

StS Seibert: Das alles haben wir hier doch auch schon mehrfach ausgedrückt.
Ja, natürlich. Dies ist ein Fall, der nicht nur die Türkei und nicht nur
Saudi-Arabien interessiert, sondern der weltweit Schlagzeilen gemacht hat,
zu Recht im Übrigen. Deswegen erwarten wir eine umfassende Aufklärung in
alle Richtungen und auch Transparenz. Es steht ein wirklich schwerer
Vorwurf im Raum - beispiellos habe ich den Fall genannt -, und das muss
aufgeklärt werden.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI. Es geht um den Themenkomplex, zu dem
Sie, Frau Petermann, am Montag noch nicht Stellung nehmen konnten, weil ein
Gutachten erst kurz zuvor in Ihrem Hause eingegangen war.

Das am 1. August in Kraft getretene bayerische Grenzpolizeigesetz benennt
als originäre Aufgabe der Bayerischen Grenzpolizei wortidentisch Aufgaben,
die sich im Bundespolizeigesetz wiederfinden. Die Umsetzung dieses Gesetzes
würde bedeuten, dass entweder das Land Bayern Aufgaben für sich
beansprucht, die bis dahin originär dem Bund allen zu eigen waren, oder
dass dadurch mindestens eine Parallelstruktur aufgebaut wird.

Vor diesem Hintergrund meine erste Frage: Ist für den Bundesinnenminister
in seiner Eigenschaft als Verfassungsminister dieses bayerische Gesetz
verfassungskonform?

Die zweite Frage: Sie haben am Montag ausgeführt, dass es eine
verfassungskonforme Kooperation zwischen Bundes- und Landespolizei auf
Grundlage des 64 des Bundespolizeigesetzes gibt. Sie sagten, das sei in
einem Verwaltungsabkommen geregelt. Nach meiner Kenntnis gibt es ein
solches Verwaltungsabkommen nicht. Das letzte, das auffindbar ist, stammt
aus dem Jahre 2008 und beschäftigt sich allein mit Fragen der Kontrollen im
Luftverkehr. Welches Verwaltungsabkommen meinen Sie, wenn Sie sagen, darin
sei die Zusammenarbeit an den Landesgrenzen zwischen dem Bund und dem Land
Bayern verfassungskonform geregelt?

Petermann: Zu der ersten Frage: Mir liegt noch keine Bewertung des
Gutachtens, von dem wir am Montag hier gesprochen haben, vor. Deswegen kann
ich dazu keine weiteren Ausführungen machen, außer dass wir zumindest nach
meinem Kenntnisstand - ich denke, dabei wird es auch bleiben - davon
ausgehen, dass die Regelungen, wie wir sie derzeit mit dem Freistaat Bayern
vollziehen, verfassungskonform sind, und zwar auf der Grundlage des §
64 des Bundespolizeigesetzes.

Ein Verwaltungsabkommen muss nicht zwingend nur dann als
Verwaltungsabkommen zu verstehen sein, wenn es auch mit Zustimmung des
Bundesrates und Veröffentlichung im Bundesanzeiger einhergeht, sondern
unter einem Verwaltungsabkommen kann auch eine innerorganisatorische
Regelung darüber, wie der Bund und ein Land oder wie Bundesbehörden
miteinander verfahren, verstanden werden. Auch das ist ein
Verwaltungsabkommen. Bei gleicher Bezeichnung kann also der Wirkungsgrad
durchaus unterschiedlich sein.

Wir sprechen bei den jetzigen Unterstützungsmaßnahmen der Bayerischen
Grenzpolizei von einem Verwaltungsabkommen als innerorganisatorischer
Regelung und somit von einem anderen Abkommen als dem, das Sie angesprochen
haben, nämlich dem zum Luftsicherheitsverkehr, das regelt, an welchen
Flughäfen in Bayern die Bayerische Grenzpolizei die Kontrollen durchführt.
Bis auf die Ausnahme des Flughafens München werden nach einem
Verwaltungsabkommen, das auch verkündet ist und einen höheren Bindungsgrad
hat, alle anderen Flughäfen in Bayern von der Bayerischen Polizei
kontrolliert.

Zusatzfrage: Wenn Sie den Begriff des Verwaltungsabkommens, der eigentlich
ein definierter ist, jetzt sozusagen umwidmen oder als verwaltungsinterne
Vereinbarung definieren, meinen Sie damit das Memorandum of Understanding
vom 11. Juli, in dem sich bayerische und Bundesbeamte in einer sehr weichen
Formulierung darauf verständigt haben, dass auch die Arbeit in der
Grenzkontrolle und im grenznahen Raum auf der Grundlage der eingangs
zitierten Paragrafen sowohl des bayerischen Grenzpolizeigesetzes als auch
des Bundespolizeigesetzes, die aber miteinander in Konflikt stehen,
stattfinden soll? Meinen Sie dieses Memorandum of Understanding, das ja
kein Abkommen ist? Bezeichnen Sie das jetzt als internes Abkommen?

Petermann: Ich habe es vorhin ausführlich dargestellt. Der Begriff
"Verwaltungsabkommen" kann durchaus unterschiedlich definiert werden je
nach Art und Weise und Verfahren des Zustandekommens. Das habe ich, denke
ich, hier ausführlich beschreiben. Es gibt eine Vereinbarung - wie auch
immer man es nennen will; ich nenne es Verwaltungsabkommen, man kann es
auch anders bezeichnen - zwischen dem Bund und dem Freistaat Bayern, und,
nochmals, wir gehen davon aus, dass diese Vereinbarung verfassungskonform
ist.

Frage: Vergangene Woche kamen die ersten drei Weißhelme mit ihren Familien
in Deutschland an, nach umfangreichen Überprüfungen durch deutsche
Sicherheitsbehörden, wie das BMI angemerkt hat. Wie ist der Status der fünf
weiteren Weißhelme und ihrer Familien? Was hat die Sicherheitsüberprüfung
für sie erbracht?

Petermann: Spielen Sie darauf an, dass ursprünglich von acht Weißhelmen und
ihren Familien die Rede war?

Zusatz: Ursprünglich hieß es, acht Weißhelme und ihre Familien, die nach
der Rettung durch die Israelis zunächst in Jordanien aufgenommen wurden,
sollten nach Deutschland kommen. Die ersten drei davon sind vergangene
Woche in Deutschland eingetroffen. Ich möchte wissen, wie der Status der
fünf verbliebenen ist und wie das Prozedere aussieht.

Petermann: Man muss es etwas anders darstellen. Das würde ich an dieser
Stelle gern tun. Ursprünglich waren in der Tat acht Weißhelme und ihre
Familien für Deutschland vorgesehen. Nicht bei allen acht Weißhelmen und
ihren Familien ist die Evakuierung gelungen, sodass jetzt nur drei in
Deutschland angekommen sind.

Zusatzfrage: Der russische Außenminister hat im Interview mit Euronews
dargelegt, dass nach seinen Erkenntnissen die Sicherheitskräfte der
potenziellen Aufnahmestaaten sehr geschockt gewesen seien, als sie die
Sicherheitsdossiers der geretteten Weißhelme hätten einsehen können. Können
Sie das bestätigen? Die Frage geht auch an das AA.

Petermann: Ich weiß nicht genau, was Sie unter "geschockt" verstehen.
Sicherheitsüberprüfungen finden immer statt.

Zuruf: Geschockt von den Ergebnissen!

Petermann: In welcher Richtung, das kann ich jetzt nicht nachvollziehen. -
Es fanden Sicherheitsüberprüfungen statt. Die drei, die hier sind - so viel
kann ich sagen -, sind sicherheitsüberprüft, und zwar mit dem Ergebnis,
dass sie für Deutschland keine Gefahr darstellen.

Zuruf: Habe ich es richtig verstanden, dass auch nicht mehr als drei kommen
und es bei drei bleibt?

Petermann: Es bleibt jetzt bei den drei und ihren Familien.

Burger: Ich möchte noch ergänzen, dass es nichts Neues ist, dass Mitglieder
der Organisation der Weißhelme vom syrischen Regime und von seinen
Verbündeten als Terroristen bezeichnet werden, um deren wichtige Arbeit zu
diskreditieren. Diese Einschätzung teilt die Bundesregierung ausdrücklich
nicht, auch nicht die aktuellen Äußerungen des russischen Außenministers.

Mittwoch, 24. Oktober 2018
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Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 22. Oktober 2018

Regierungspressekonferenz vom 22. Oktober 2018

Themen: Namensstreit zwischen Griechenland und der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien, Reise der Bundeskanzlerin nach Prag,
Fall Khashoggi/Waffenlieferungen an Saudi-Arabien, Grenzkontrollen an der
bayerisch-österreichischen Grenze, Luftreinhaltung in Städten, Ankündigung
der Kündigung des INF-Vertrages durch den US-amerikanischen
Präsidenten


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Alemany (BMWi), Fehling (BMF),
Rietschel (BMZ), Petermann (BMI), Haufe (BMU), Strater (BMVI), Flosdorff
(BMVg)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Adebahr: Ich möchte ganz kurz etwas zu Mazedonien sagen. Das Parlament in
Skopje hat am Freitag dafür gestimmt, eine Verfassungsänderung einzuleiten.
Das ist ein wirklich wichtiger Schritt in Richtung der Umsetzung der
Namenseinigung mit Griechenland. Die Bundesregierung hat seit Langem dafür
geworben, diese historische Chance einer Einigung in diesem Namensstreit zu
ergreifen. Deshalb begrüßen wir diese Fortschritte, die es jetzt dort
gegeben hat, und möchten noch einmal zum Ausdruck bringen, dass mit der
Umsetzung dieses Abkommens ein entscheidendes Hindernis für die Annäherung
Skopjes an die EU überwunden wäre. Wir werden weiterhin unterstützen, wo
wir können, um diese Einigung voranzutreiben.

StS Seibert: Guten Tag. Ich bitte um Entschuldigung für die Kleine
Verspätung.

Ich möchte Ihnen noch einen Termin für diese Woche ankündigen. Die
Bundeskanzlerin wird am Freitag, den 26. Oktober, nach Prag reisen. Sie
trifft dort den Ministerpräsidenten Andrej Babis. Es wird ein Mittagessen
geben. Ein Anlass für diese Reise und dieses Gespräch ist die Erinnerung an
den 100. Jahrestag der Unabhängigkeitserklärung der Tschechoslowakei. Die
Höhepunkte dieser Feierlichkeiten finden am Wochenende statt. Die Kanzlerin
ist, wie gesagt, am Freitag in Prag.

Frage : Eine Frage an Herrn Seibert, gegebenenfalls auch an das AA oder an
das Wirtschaftsministerium: Die Kanzlerin hat gestern sinngemäß gesagt,
dass vor dem Hintergrund des Falls Khashoggi derzeit keine
Waffenlieferungen an Saudi-Arabien infrage kommen. Können Sie bitte etwas
genauer erläutern, was das bedeutet? Betrifft das auch bereits genehmigte
Lieferungen?

Vor dem Hintergrund der Einigung im Koalitionsvertrag - darin gibt es ja
quasi eine Bestandsschutzklausel oder eine Vertrauensschutzklausel für
bereits früher vereinbarte Rüstungsexporte - die Frage: Ist das ebenso
ausgesetzt?

StS Seibert: Ich will vielleicht kurz zu dem ganzen Komplex noch einmal
Stellung nehmen.

Die Bundesregierung hat die Stellungnahme, die Saudi-Arabien zur Tötung des
Journalisten Khashoggi herausgegeben hat, zur Kenntnis genommen. Sie
wissen, wie sich die Bundeskanzlerin und der Außenminister in einer
gemeinsamen Erklärung am Samstag dazu geäußert haben. Ich denke, das war
unmissverständlich. Darin hieß es, die vorliegenden Angaben - also genau
diese Erklärung Saudi-Arabiens - zu den Abläufen im Konsulat in Istanbul
seien nicht ausreichend. "Wir verurteilen die Tat in aller Schärfe. Von
Saudi-Arabien erwarten wir Transparenz im Hinblick auf die Todesumstände
und die Hintergründe. Verantwortliche müssen zur Rechenschaft gezogen
werden."

Derzeit ist nichts über den Verbleib der sterblichen Überreste von Herrn
Khashoggi bekannt. Wir erwarten also weiterhin, dass dieser Fall gründlich,
glaubhaft - glaubhaft -, transparent zeitnah untersucht und aufgeklärt
wird, und zwar in enger Kooperation Saudi-Arabiens mit den türkischen
Behörden.

Nun zu der Frage. Auch dazu ist am Wochenende ja sehr klar gesprochen
worden, heute Morgen auch noch einmal vom Wirtschaftsminister, von der
Bundeskanzlerin am Sonntag, auch vom Bundesaußenminister am Samstag. Auf
der Grundlage, die wir zurzeit sehen, solange die Untersuchungen andauern,
solange wir nicht wissen, was geschehen ist - so hatte es Außenminister
Maas ausgedrückt -, gibt es keine Grundlage für positive Entscheidungen für
Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien.

Für Weiteres würde ich die Kollegin aus dem Bundeswirtschaftsministerium
bitten.

Alemany: Ich kann eigentlich gar nicht viel ergänzen, außer dass natürlich
alle offenen Fragen, die sich aufgrund dieser Entscheidung ergeben, derzeit
geprüft und besprochen werden müssen. Dem kann ich nicht vorgreifen.

Zusatzfrage : Herr Seibert, Sie haben gerade formuliert, es gebe keine
Grundlage für positive Entscheidungen über Rüstungsexporte. Was ist denn
mit den bereits getroffenen positiven Entscheidungen? Sind die von dieser
Aussage nicht erfasst?

StS Seibert: Das ist ein Punkt, den jetzt, glaube ich, die Kollegin aus dem
Wirtschaftsministerium genau gemeint hat. Also was die Aussage, hinter der
die gesamte Bundesregierung steht, jetzt keine positiven Entscheidungen für
Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien zu treffen, zum Beispiel für schon
getroffene Entscheidungen bedeutet, ist in der Regierung jetzt miteinander
zu prüfen.

Zusatzfrage : Aber ist meine Vermutung richtig, dass die Kanzlerin, als Sie
das gesagt hat, schon eine bestimmte Vorstellung hatte, auch was bereits
erteilte Genehmigungen angeht?

StS Seibert: Wenn das so ist, dann wird sie genau die dann ja auch sehr
bald mit den Kollegen und Kolleginnen aus der Bundesregierung besprechen.

Frage : Meine erste Frage richtet sich an Frau Adebahr. Frau Adebahr, ist
denn aus der saudi-arabischen Gesandtschaft jemand ins Auswärtige Amt
einbestellt oder eingeladen worden - welche Abstufung Sie auch immer
vorgenommen haben -, um der deutschen Position Ausdruck zu verleihen?

Frau Alemany, vielleicht können Sie erläutern, weil ich mit dem Prozedere
nicht so vertraut bin: Ist eine einmal erteilte Ausfuhrgenehmigung denn
noch rückholbar, solange der Export noch nicht außer Landes ist?

Adebahr: Wir waren über das gesamte Wochenende auf hoher Beamtenebene auch
mit dem saudischen Botschafter hier in Berlin in Kontakt. Ein Gespräch im
Auswärtigen Amt ist zeitnah angedacht und soll jetzt terminiert werden.
Dabei sind wir heute Morgen. Auch in Riad gibt es, wie Sie auch über das
Wochenende gesehen haben, eine ganz enge Koordination mit den britischen
und mit den französischen Partnern und im EU-Kreis. Auch dort wird heute
Vormittag besprochen, wie man weiter vorgeht und wie man mit der saudischen
Seite vor Ort im Gespräch bleibt. Das ist eine ganz enge Abstimmung übers
Wochenende gewesen, auch mit Paris und London, und auch mit der saudischen
Seite waren wir im Gespräch.

Alemany: Bestehende Genehmigungen nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz und
auch nach dem Außenwirtschaftsrecht können widerrufen werden, wenn die
rechtlichen Voraussetzungen dafür vorliegen. Da gibt es verschiedene
Paragrafen. Die kann ich Ihnen nennen. Zum Beispiel § 7 des
Kriegswaffenkontrollgesetzes und die §§ 48 und 49 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes.

Zusatzfrage : Frau Adebahr, ist das, was Sie jetzt vorhaben, eine formale
Einbestellung, oder ist das einfach die Vereinbarung eines
Gesprächstermins?

Adebahr: Auf diesem Begriff kann man jetzt herumreiten oder nicht. Ich
denke, im diplomatischen Verkehr ist es so: Wenn man um ein Gespräch
bittet, kommt die andere Seite dem nach. Das tun wir. Das wird die
saudische Seite tun. Da sind wir ganz zuversichtlich. Das muss man jetzt
nicht benennen. Ich denke, die Gespräche wird es geben, und das ist allen
klar.

Frage: Frau Alemany, können Sie uns sagen, in welchem Volumen
Rüstungsexportgenehmigungen nach Saudi-Arabien vorliegen, die noch nicht
ausgeliefert sind?

Alemany: Das kann ich nicht; denn wir zählen nur die Genehmigungsvolumen.
Die finden Sie auch in aktuellen Antworten auf Anfragen von MdB. Die letzte
hatten wir zum Beispiel am Freitag an Herrn Nouripour. Die aktuelle
Genehmigungsanzahl für 2018, also vom ersten bis zum dritten Quartal, nach
Saudi-Arabien beträgt 416 Millionen Euro. Was davon ausgeliefert wird, weiß
nur der Zoll, und es wird dann in tatsächlichen Ausfuhren einmal im Jahr im
Rüstungsexportkontrollbericht veröffentlicht. Diese Zahlen hält das BMWi
nicht vor.

Zusatzfrage: Aber wenn Sie jetzt prüfen, ob Sie diese Genehmigungen
kassieren, müssten Sie ja auch prüfen, was ausgeführt ist, oder nicht? Das
heißt, Sie werden diese Zahlen irgendwann haben.

Alemany: Das ist nicht gesagt. Es wird nur eruiert, wie die Sachlage
aussieht. Ob das dann in einem Bericht veröffentlicht wird, wird man sehen.
Jährlich und standardmäßig werden die tatsächlichen Ausfuhren nur im
Rüstungsexportbericht veröffentlicht.

Frage: Ich möchte beim Wirtschaftsministerium noch einmal nachfragen: Wie
wird denn mit Rüstungsprojekten umgegangen, die praktisch mehrere
europäische Staaten angehen, sprich mit dem Eurofighter? Wird die
Bundesregierung jetzt darauf einwirken, dass auch hier gemeinsam darauf
hingearbeitet wird, keine neuen Genehmigungen zu erteilen?

Alemany: Sie sprechen die sogenannten Gemeinschaftsprojekte an. Das ist zum
Beispiel der Eurofighter. Das ist in der Tat richtig. Unser Minister hat
sich ja heute dazu im ZDF schon geäußert und hat gesagt, für ihn wäre
wichtig, dass wir auch zu einer gemeinsamen europäischen Haltung kommen.
Da, wie Sie wissen, Saudi-Arabien von vielen verschiedenen Ländern
beliefert wird, was Rüstung angeht, aber, ich glaube, nur zu einem Prozent
mit deutschen Rüstungsprodukten, ist es wichtig, dass auch andere EU-Länder
unsere Haltung einnehmen. Wir werden das auch in den entsprechenden
Ratsarbeitsgruppen mit ansprechen; denn effektiv ist es natürlich nur, wenn
mehrere EU-Länder mit einer Stimme sprechen.

Frage : Herr Seibert, ich habe noch ein paar Verständnisfragen. Die
Bundesregierung will, dass der Todesfall aufgeklärt wird. Sie wollen, dass
der potenzielle Mörder das aufklärt. Ist das korrekt?

StS Seibert: Die Tötung des Journalisten hat in der Botschaft
Saudi-Arabiens beziehungsweise im Konsulat Saudi-Arabiens in der Türkei
stattgefunden. Die Türkei führt die Ermittlungen durch. Saudi-Arabien ist
aufgefordert, in voller Klarheit, voller Transparenz und in absoluter
Glaubwürdigkeit zu diesen Ermittlungen beizutragen.

Zusatzfrage : Ich habe das trotzdem noch nicht verstanden. Sie erwarten die
Aufklärung von der Türkei. Sie sagen, dass Sie totale Transparenz wollen,
und Herr Maas meinte, solange Sie nicht wissen, was da geschehen ist, gebe
es keine Grundlage für positive Entscheidungen für Rüstungsexporte. Das
heißt also, wenn Sie wissen, dass dieser Mann ermordet wurde und
zerstückelt wurde, und wenn sich Mohammed bin Salman selbst vor die Kamera
stellt und sagt: "Ja, so war es!", dann sagen Sie: "Danke schön; jetzt
wissen wir es; jetzt können wir weitermachen!"?

StS Seibert: Das ist eine extrem verquere Logik.

Zusatzfrage : Wie meinen Sie das denn? Sie wollen nur wissen, was passiert
ist, und sobald klar ist, dass der Mann zerstückelt wurde, ist wieder
business as usual? Das ist die Frage.

StS Seibert: Das ist jetzt plötzlich Ihre Frage. Zunächst war es als
Feststellung formuliert worden. Natürlich geht es jetzt darum, einen
grauenhaften Fall der Tötung eines Journalisten in einem Konsulat
aufzuklären. Dieser Aufklärung kommen wir näher, aber wir sind erkennbar
noch nicht dran. Und die saudische Erklärung von vor dem Wochenende hat
diese Aufklärung auch noch nicht vollkommen gebracht. Also muss diese
Aufforderung, gründlich aufzuklären, jetzt umgesetzt werden. Die
Staatsanwaltschaft und die Behörden der Türkei sind daran. Es muss vor
allem auch herausgefunden werden, wo die sterblichen Überreste Herrn
Khashoggis sind; denn auch die werden möglicherweise weitere Erkenntnisse
ergeben.

Das ist alles, was wir jetzt sagen können. Solange das läuft, besteht
jedenfalls keine Grundlage für positive Entscheidungen zu Rüstungsexporten
nach Saudi-Arabien. Das ist die einstimmige Haltung der Bundesregierung.
Darüber wollen wir im Übrigen auch mit unseren europäischen Partnern
Einigkeit herstellen. Auf dieser Ebene arbeiten wir jetzt einmal. Ich
schaue nicht in die nahe Zukunft, sondern ich will für die Bundesregierung
erst einmal sehen, was da wirklich passiert ist, wer die Verantwortlichen
sind, ob sie komplett zur Rechenschaft gezogen werden. Das ist das
Entscheidende.

Zusatzfrage : Vielleicht an Frau Adebahr, weil Herr Maas das ja auch gesagt
hat: Ist ihm egal, was wir dann am Ende transparent wissen, oder ist es
nicht egal?

Adebahr: Ich versuche, Ihre Frage zu ergründen. Sie erschließt sich mir
nicht, muss ich ehrlicherweise sagen.

Zusatzfrage : Wollen Sie einfach nur wissen, was passiert ist, oder kommt
es für die Bundesregierung im Hinblick darauf, wie es weitergeht, darauf
an, was genau passiert ist?

Adebahr: Für die Bundesregierung kommt es darauf an, zu wissen, was
passiert ist. Wenn man weiß, was passiert ist, kann man daraus Konsequenzen
ziehen. Wir sind mit unseren internationalen Partnern im Gespräch. Wir sind
mit London und Paris im Gespräch. Wir wollen wissen - das hat Herr Seibert
gerade schon ausführlich gesagt, glaube ich -, wie dieser Vorfall, diese
Tötung dieses Journalisten abgelaufen ist, und dann werden wir das bewerten
und daraus natürlich Schlussfolgerungen ziehen.

Frage: Noch einmal eine Nachfrage dazu, welche jetzt darunter fallen, für
welche es erst einmal keine Grundlage mehr gibt. Sie haben jetzt immer
gesagt, die schon erteilten Genehmigungen können widerrufen werden. Es gibt
aber zwischen "genehmigt" und "noch gar nichts", wenn ich richtig
informiert bin, noch den großen Bereich der positiv beschiedenen
Voranfragen, wobei es einen positiven Vorbescheid, aber noch keine
endgültige Genehmigung gibt. Was ist denn mit denen? Können die jetzt noch
genehmigt werden, oder wäre das ausgeschlossen?

Alemany: Das kann ich vielleicht übernehmen. Sie implizieren in Ihrer Frage
schon die Antwort. Wenn es eine vorläufige Voranfrage ist, bedarf es einer
Genehmigung. Und wenn wir sagen, es gibt derzeit keine Grundlage für
Genehmigungen, dann gibt es auch keine Genehmigung.

Frage: Ich habe eine Verständnisfrage. Wieso kommt die Bundesregierung nach
dem Tod eines einzelnen saudischen Journalisten zu dem Schluss, dass es
jetzt an der Zeit wäre, den Waffenexport nach Saudi-Arabien einzustellen,
aber nicht nach Hunderten von toten Zivilisten im Jemen-Krieg?

StS Seibert: Sie werfen, wie Sie es nicht selten tun, die Dinge jetzt alle
durcheinander. Wir haben uns hier in vielen Fällen über den Jemenkrieg und
über zivile Opfer in diesem Jemenkrieg geäußert. Diese Fälle sind im
Übrigen zum Teil auch von der saudischen Militärführung bearbeitet worden.
Da ist zum Teil Bedauern ausgedrückt worden. Ich sage nicht, dass damit
alles gut ist; denn wenn Zivilisten einem Krieg zum Opfer fallen, ist das
in gewisser Weise immer ein Fehler in der Führung dieses Krieges. Das ist
doch völlig klar. Deswegen haben wir auch immer wieder darauf hingewirkt,
dass so etwas unterbleiben muss.

Wir haben auch nicht erst seit gestern mit der saudischen Regierung
grundsätzliche Meinungsunterschiede über Fragen von Rechtsstaatlichkeit,
Fragen der Menschenrechte. Wir sind, wie Sie wissen, entschiedene Gegner
der Todesstrafe. Wir sind auch Gegner von Körperstrafen, von Auspeitschen
und Ähnlichem. Das haben wir hier im Zusammenhang mit dem Fall Raif Badawi
auch immer wieder besprochen.

Genauso haben wir hier - das müssen wir, glaube ich, jetzt nicht immer
wieder aufmachen - viele Male darüber gesprochen, dass Saudi-Arabien in der
Region ein sehr wichtiger Akteur ist, dass Saudi-Arabien für uns auch ein
notwendiger Partner ist. Es ist ja nicht nur im Falle Saudi-Arabiens so,
dass es Partner, Gesprächspartner und Staaten gibt, mit denen wir den
Kontakt suchen, die in Menschenrechtsfragen mit uns nicht auf einer Linie
liegen.

Jetzt haben wir es mit einem Fall zu tun, bei dem ein Journalist, der das
Konsulat seines Heimatlandes aufsuchte, in diesem Konsulat offenbar auf
grausame Weise umgebracht wurde und man den Leichnam hat verschwinden
lassen. Das ist mehr als ein Vorfall. Das ist ein empörender Fall, bei dem
man natürlich Konsequenzen ziehen muss. Solange er noch nicht aufgeklärt
ist, werden sie gezogen, und wenn er aufgeklärt ist, wird man sehen, wie es
weitergeht.

Zusatzfrage: Aber meine Frage war ja, wieso ein völkerrechtswidriger
Bombenkrieg gegen die jemenitische Zivilbevölkerung zu keinen Konsequenzen
dieser Art führt, aber der einzelne Tod eines saudischen Staatsbürgers, so
grausam er auch ist, dazu führt, dass die Bundesregierung ein vorläufiges
Waffenembargo gegen die Saudis verhängt.

StS Seibert: Wir kommen wieder an den Punkt, an dem wir schon viele Male
waren: das Entstehen des Jemenkonflikts, das Hilfeersuchen des legitimen
jemenitischen Präsidenten an die Weltgemeinschaft und an die Uno, weil
Huthi-Rebellen gegen ihn und gegen die legitime Regierung vorgingen, die
Bildung einer arabischen Koalition. Das haben wir alles hier vielfach
besprochen.

Frage : Mich würde interessieren, wie sich die Forderung, zu einer
europäischen Lösung oder Haltung zu kommen, zu der regierungsinternen
Prüfung verhält, ob Sie also, wenn es zu keiner europäischen Haltung kommt,
sagen: Dann können wir halt auch nichts machen und verhalten uns
entsprechend lax.

Auf welche Lösung genau werden Sie denn in Brüssel dringen? Was ist Ziel?
Welchen Inhalt sollte diese Vereinbarung auf europäischer Ebene haben?

Adebahr: Ich denke, über das Wochenende ist auch schon deutlich geworden,
dass wir diesen Weg der Meinungsbildung und des Betrachtens dieser Tötung
des Journalisten gemeinsam gehen. Es gab eine EU-28-Erklärung. Das war eine
über das Wochenende stattgefundene Abstimmung unter 28 EU-Außenministern,
die am Samstagnachmittag, glaube ich, in Rekordzeit vor sich ging. Diese
Erklärung haben Sie gesehen. Und es gab gestern noch einmal eine sehr klare
E3-Erklärung.

Wir haben gesagt, dass es weiterer Ermittlungen bedarf, dass wir
transparente Aufklärung darüber haben wollen, was dort geschehen ist, und
dass wir dann natürlich Schlussfolgerungen und Konsequenzen ziehen. Herr
Seibert hat es gesagt. Ich kann ihm jetzt nicht vorwegnehmen, was das dann
sein wird. Wir sind geschlossen - auch als E3 und als E28 - im Moment der
Ansicht, dass es eben dieser weiteren Schritte bedarf, und werden im Lichte
der Entwicklung, was wir über diesen Vorfall wissen, versuchen, das weiter
gemeinsam zu betrachten.

Zusatzfrage : Frau Alemany, was schwebt denn Ihrem Minister vor?

Alemany: Ich glaube, Frau Adebahr hat es ganz gut zusammengefasst. Das
deutsche restriktive Rüstungsexportkontrollsystem gilt wie immer. Wir sind
ja auch die Restriktivsten in der EU. Nichtsdestotrotz gilt, was Minister
Altmaier gesagt hat. Wenn Sie einen Effekt erzielen wollen, wäre es
günstig, alle EU-Länder würden mit einer Stimme sprechen, und das ist unser
Ziel.

Frage: Zunächst noch einmal eine Frage an Herrn Seibert. Der Wortlaut der
Erklärung der Kanzlerin von gestern war ja, dass sie sagte, sie gebe denen
recht, die sagen, in diesen Zeiten kann das so nicht stattfinden. Das ist
eine Positionierung, aber sie beinhaltet keinerlei eigene
Handlungsoptionen. Sie gibt ja nur "denen" recht. Beinhaltet diese
Positionierung, dass die Bundeskanzlerin erwartet, dass die
Rüstungsunternehmen von sich aus Lieferungen von bereits genehmigten
Rüstungsexporten stoppen? Ist das eine Erwartung, die die Kanzlerin an
diese Unternehmen hat?

Eine zweite Frage an Frau Adebahr zur Erklärung des Außenministers:
"Derzeit keine Grundlage für positive Entscheidung über neue
Rüstungsexporte". Sehe ich es richtig, dass auch der Passus aus dem
Koalitionsvertrag, den wir gelegentlich schon zitiert hatten, dass es
zukünftig keine Rüstungsexportgenehmigungen an am Jemenkrieg direkt
Beteiligte mehr geben werde, eine positive Entscheidungsgrundlage für
weitere Rüstungsexporte gibt?

StS Seibert: Ich denke, die Äußerung der Bundeskanzlerin ist wirklich nicht
schwer zu verstehen. Vor ihr hatten sich zum Beispiel der Außenminister,
aber auch andere Politiker aus den verschiedenen Koalitionsfraktionen
bereits deutlich geäußert. Denen gibt sie recht. Wir haben im Moment eine
Situation, die überhaupt nicht daran denken lässt, positive
Exportentscheidungen in Richtung Saudi-Arabien zu treffen. Das ist die
Haltung der Bundesregierung. Wir haben es jetzt hier gesagt: Wie mit
bereits getroffenen Entscheidungen umzugehen ist, sofern das Rüstungsgut
noch nicht exportiert worden ist, wird jetzt innerhalb der Bundesregierung
zu beraten sein. Aber die Äußerung ist meines Erachtens sehr klar.

Adebahr: Ich glaube, das, was Herr Seibert gesagt hat, ist das Wesentliche.
Ich möchte jetzt nicht aufgrund Ihrer sicherlich feinziselierten,
hergeleiteten Frage zum Koalitionsvertrag von hier aus in eine
Definitionsarbeit einsteigen; denn was für heute wichtig ist, sind die
einmütigen Äußerungen, die Sie aus der Bundesregierung am Wochenende gehört
haben.

Zusatzfrage: Herr Seibert, verstehe ich es richtig: Die Kanzlerin erwartet,
dass die Rüstungswirtschaft keine Exporte durchführt, auch wenn Sie dies
könnte? - So habe ich jetzt Ihre Interpretation verstanden.

Frau Adebahr, das ist natürlich nicht nur feinziseliert, sondern der
Wortlaut der Erklärung des Außenministers würde ja offenlassen, dass, wenn
geklärt ist, was in der Botschaft geschah, möglicherweise doch wieder
positive Entscheidungen über neue Rüstungslieferungen möglich wären. Dem
steht aber doch der Koalitionsvertrag entgegen. Also auch für den Fall der
Klärung: Woher soll dann angesichts des Textes des Koalitionsvertrages eine
dann neuerliche Grundlage für positive Entscheidungen über weitere
Rüstungsexporte kommen? - Das ist nicht nur feinziseliert.

Adebahr: Niemand hat, glaube ich, den Koalitionsvertrag infrage stellen
wollen, und der Außenminister hat für diesen Moment des Standes der
Ermittlungen gesagt, solange diese Untersuchungen andauern, solange wir
nicht wissen, was da geschehen ist, gibt es keine Grundlage, auf der
positive Entscheidungen für Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien zu treffen
sind. Das ist die Aussage für den aktuellen Stand. Er wollte damit nicht
den Koalitionsvertrag oder irgendetwas anderes infrage stellen.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert: Erwägen Sie denn auch
Wirtschaftssanktionen, die über die Rüstungsexporte hinausgehen, gegen
Saudi-Arabien?

StS Seibert: Ich kann Ihnen von solchen Plänen hier nicht berichten. Für
uns zählt jetzt, dass dieser Mord, diese Tötung des Journalisten, umfassend
und glaubwürdig aufgeklärt wird. Alles Weitere wird danach zu besprechen
sein, sowohl in der Bundesregierung als auch mit den europäischen Partnern
und im Übrigen auch mit den G7-Partnern; denn auch sie haben sich ja in der
vergangenen Woche einmütig erklärt.

Frage : Eine Doppelfrage zu den Zahlenumfängen. Herr Fehling, Frau Alemany
hat eben auf den Zoll verwiesen. Für den Zoll sind Sie zuständig. Sind Sie
denn auskunftsfähig zu der Frage, in welchem Volumen dort noch nicht
exportierte Rüstungsgüter nach Saudi-Arabien noch abzuarbeiten wären?

Frau Alemany, zum Vertrauensschutz, der im Koalitionsvertrag ja eigentlich
vorgesehen ist, von dem wir jetzt gerade gehört haben, dass es auch für den
Fall - aktuell zumindest - keine Grundlage gibt: In welchem Umfang ist da
überhaupt noch etwas in der Pipeline, oder ist das alles schon mit den
vergangenen Genehmigungen abgearbeitet?

Alemany: Ich kann vielleicht anfangen. Der Vertrauensschutz, der im
Koalitionsvertrag steht, gilt natürlich, aber wie Sie ja wissen, machen wir
eine vertiefte Einzelfallprüfung unter anderem auch mit Saudi-Arabien. Das
gibt uns die Gelegenheit, die aktuelle Situation im Land, die aktuelle Lage
der Menschenrechte, die aktuellen Produkte, um die es geht, immer in die
Erwägungen mit einzubeziehen, ebenso wie den Vertrauensschutz oder die
Tatsache von Gemeinschaftsprojekten. Am Ende dieser Prüfung kommt dann die
Bundesregierung zu einer Genehmigungsentscheidung oder eben nicht. Derzeit
sagt die Bundesregierung, es ist klar, dass es keine positiven
Genehmigungen mehr geben wird.

Dazu, was momentan an Anträgen in der Pipeline liegt, darf ich mich nicht
äußern, weil das, wie Sie wissen, vom Bundesverfassungsgericht nicht
aufgehoben wurde. Es wurde auch dem Parlament gegenüber nicht aufgehoben.
Wir dürfen immer nur über positive Entscheidungen berichten.

Fehling: Ich kann noch ergänzen. Mir liegen dazu keine Zahlen vor. Die
Abwicklung solcher einzelnen Ausfuhren ist Sache des Zolls, wie Sie gesagt
haben, und das wäre dann beim Zoll - er hat ja eine eigene Pressestelle -
zu erfragen.

Zusatzfrage : Das heißt, Sie haben vorab nichts erfragt, im Wissen darum,
dass diese Frage heute auf Sie zukommen könnte?

Fehling: Es ist keine ministerielle Tätigkeit, diese Zahlen festzustellen.

Zusatz : Es ist eine nachgeordnete Behörde.

Fehling: Ja, und die hat eine eigene Pressestelle. Die ist für solche
Fragen zuständig.

Zusatzfrage : Entschuldigung, aber das finde ich jetzt ein bisschen schräg,
dass das Bundesfinanzminister meint, für seinen Zoll nicht zuständig zu
sein. Sie tragen für das, was der Zoll treibt, die politische
Verantwortung.

Fehling: Ja, aber es bleibt dabei: Ich habe diese Zahlen jetzt nicht dabei,
und die können Sie beim Zoll gerne erfragen.

Frage: Noch eine Nachfrage an Frau Adebahr: In der gemeinsamen Erklärung
der Außenminister heißt es abschließend: Eine Beurteilung wird unter
anderem davon abhängen, inwieweit wir darauf vertrauen können, dass sich
ein so schändlicher Fall nie wieder ereignen wird und kann. - Was muss
passieren, dass sich so ein Vorfall nicht wiederholen kann?

Adebahr: Ich glaube, auch eine solche Bewertung nehmen wir dann vor, wenn
wir wissen, was passiert ist.

Frage : Herr Seibert, wie bewertet die Bundesregierung, dass Siemens einer
der Hauptsponsoren der jetzt stattfindenden Investorenkonferenz in
Saudi-Arabien ist und dass Herr Kaeser - Stand jetzt - teilnehmen wird?

StS Seibert: Den letzten Teil habe ich nicht verstanden.

Zusatzfrage : Stand jetzt nimmt er ja noch teil, und Stand jetzt ist
Siemens noch Hauptsponsor dieser Investorenkonferenz. Wie bewertet das die
Bundesregierung? Wie geht sie damit um?

StS Seibert: Erstens weiß ich nicht, ob Herr Kaeser daran teilnimmt,
zweitens funktioniert es ja in Deutschland nicht so, dass die
Bundesregierung Unternehmen deren Aktivitäten verbietet, es sei denn es
gibt dafür legale Grundlagen. Im Falle von Sanktionen beispielsweise können
Aktivitäten verboten sein. Natürlich sind wirtschaftliche Aktivitäten in
Saudi-Arabien nicht verboten. Deswegen machen wir da keine Vorschriften.
Jedes Unternehmen wird für sich beurteilen, wie es mit der derzeitigen
Situation umgeht. Man hört, dass Unternehmensspitzen zu ganz
unterschiedlichen Beurteilungen gekommen sind, was die Teilnahme an dieser
Konferenz in Riad betrifft.

Zusatzfrage : Ich hatte nicht nach Verboten oder Ähnlichem gefragt. Ich
hatte nach Ihrer Bewertung gefragt. Jetzt haben Sie mir die Bewertung von
Unternehmensspitzen genannt. Können Sie mir die Bewertung von Frau Merkel
sagen? Frau Adebahr, wie sieht Herr Maas das? Ist es in Ordnung, wenn
Siemens weiterhin noch Hauptsponsor ist?

Adebahr: Herr Maas hat sich dazu - das können Sie gerne nachlesen - in den
Tagesthemen geäußert.

Zusatz : Dann hat sich das erledigt.

Adebahr: Er hat gesagt, das sei eine Entscheidung, die Herr Kaeser selber
treffen müsse. Er halte nichts davon, als Außenminister Empfehlungen zu
geben. Er gehe davon aus, dass sich das Herr Kaeser im Lichte der
Ereignisse sicherlich noch einmal anschauen werde. Er hat gesagt, er selbst
würde zurzeit nicht an einer Veranstaltung in Riad teilnehmen, und hat
Verständnis für jene, die ihre Teilnahme an dieser Veranstaltung absagen.

Zusatzfrage : Herr Seibert, hat Frau Merkel vielleicht Kontakt zu Herrn
Kaeser?

StS Seibert: Ich habe für die Bundeskanzlerin das gesagt, was dazu zu sagen
ist.

Frage: Derzeit läuft ja noch zeitlich unbegrenzt die Ausbildungsmission der
deutschen Bundespolizei in Saudi-Arabien, insbesondere für Grenzbeamte,
aber auch insgesamt für den saudi-arabischen Sicherheitssektor - also den
Sektor, der vermutlich direkt impliziert war bei der Ermordung. Deswegen
die Frage vermutlich an das BMI: Gibt es Überlegungen, diese
Ausbildungsmission deutscher Bundespolizisten in Saudi-Arabien im Zuge der
Vorkommnisse einzustellen?

Petermann: Ich kann Ihnen dazu jetzt keine Antwort geben; ich reiche das
nach.

Zusatzfrage: Wenn das BMI keine Antwort geben kann: Die ganze Mission wird
ja über die GIZ finanziert. Hat das BMZ dazu mehr Informationen?

Rietschel: Können Sie die Frage noch einmal präzisieren?

Zusatzfrage: Die Frage war: Deutsche Bundespolizei bilden Grenzbeamte in
Saudi-Arabien aus. Wird diese Ausbildungsmission im Kontext der aktuellen
Vorfälle überdacht? Diese Mission ist ja bisher zeitlich unbegrenzt
angelegt, wie eine aktuelle Parlamentarische Anfrage ergeben hat. Deswegen
die Frage an das BMZ in Bezug auf die Vorfeldorganisation GIZ: Gibt es
Planungen, dies einzustellen?

Rietschel: Bei der Genehmigung dieses Vorhabens durch das BMZ in Abstimmung
mit dem AA bestand eigentlich BMZ-intern Einigkeit darüber, dass es nicht
im Ermessen des BMZ liegt, über die politische Entscheidung des BMI
zugunsten eines Bundespolizeiengagements in Saudi-Arabien zu befinden. Von
daher würden wir auch an dieser Stelle wieder an das BMI verweisen.

Zusatzfrage: Und das BMI verweist auch?

Petermann: Ich habe nicht verwiesen, ich habe gesagt, ich reiche nach.

Zusatz: Okay, Sie reichen nach, dann war das ein Missverständnis. Danke.

Frage: Frau Adebahr, können Sie uns sagen, wer sich mit dem saudischen
Botschafter im Auswärtigen Amt treffen wird und welche Botschaft derjenige
oder diejenige dann überbringen wird?

Adebahr: Ich kann hier noch nicht konkret sagen, wer der Gesprächspartner
sein wird. Ich denke, die Botschaft wird intern die gleiche sein, wie Sie
sie auch in den öffentlichen Statements gehört haben.

Frage: An Herrn Seibert und vielleicht auch an das Auswärtige Amt: Ist der
saudische Kronprinz noch der Hoffnungsträger für Reformprozesse in
Saudi-Arabien, die zum Beispiel in der "Saudi Vision 2030" niedergelegt
waren, oder hat er sich nicht diskreditiert - und zwar nicht nur durch die
aktuelle Khashoggi-Ermordung, sondern auch in der Vergangenheit durch das
zeitweilige Kidnapping des Premierministers des Libanon? Er hat auch
sozusagen Mitglieder der eigenen Familie zeitweilig fast in Haft genommen
und unter Hausarrest gestellt. Es gibt in den USA Stimmen, die sagen, man
müsse dafür sorgen, dass dieser Kronprinz in Zukunft nicht mehr zur neuen
politischen Führungsfigur entwickelt wird. Hat die Bundesregierung Anlass,
an der positiven Bewertung des saudischen Kronprinzen festzuhalten oder
davon abzurücken?

StS Seibert: Das Bild ist, wie man sich vorstellen kann, sehr komplex. So
ernsthaft und auch empört wir hier über die Ermordung des Journalisten
Khashoggi sprechen müssen, so sehr sind auch bestimmte innenpolitische
Reformen in Saudi-Arabien eine Realität: Reformen, die die Rolle der Frau
in der saudischen Gesellschaft betreffen, ökonomische und gesellschaftliche
Reformen. Auch das ist eine Realität, und so wird man immer nicht so leicht
zu einer Schwarz-weiß-Einschätzung kommen, sondern man wird sagen müssen:
Das eine befürworten wir - dass saudische Frauen Rechte haben, die sie bis
vor Kurzem nicht hatten -, aber das andere steht jetzt natürlich
unübersehbar im Raum, und das ist dieser grauenhafte Fall Khashoggi, der
aufgeklärt werden muss.

Zusatzfrage: Die Frage war ja, wie die Bewertung und Einschätzung der
politischen Führungsfigur ist. Das ist komplex, da haben Sie völlig recht.
Aber ist Mohammed bin Salman für die Bundesregierung noch ein im
Wesentlichen reformorientierter Bündnispartner?

StS Seibert: Ich kann Ihnen hier nicht diese flotten Überschriften bieten,
die Sie, glaube ich, ganz gerne hätten. Wir haben als Bundesregierung und
als Bundesrepublik Deutschland Beziehungen zum Königreich Saudi-Arabien,
das ein immens wichtiger Akteur in dieser Region ist. Das sind nuancierte
Beziehungen. Es gibt König Salman und es gibt den Kronprinzen. Das sind
Tatsachen, und jetzt steht, wie gesagt, erst einmal im Zentrum der
Betrachtungen, dass dieser Fall aufgeklärt werden muss und man die ganze
Wahrheit wissen muss. Es ist erkennbar, dass wir die ganze Wahrheit noch
nicht wissen und auch von Saudi-Arabien noch nicht erfahren haben.

Frage : Herr Seibert, Frau Adebahr, ich habe interessiert zugehört, mit wem
sich alles abgestimmt wird - E3, EU-28, alles sehr spannend, es gibt aber
einen Akteur, der mit Saudi-Arabien eine ganz besondere Beziehung hat. Gab
es in irgendeiner Form Telefonate oder Gespräche anderer Form mit den
einschlägigen US-Vertretern, gibt es auch mit denen eine Koordination?

Adebahr: Es gab in der letzten Woche eine G7-Erklärung, die Sie vielleicht
gesehen haben. Das heißt, dass dort ebene eine Koordination mit den USA
stattfindet. Es gibt natürlich auch - besonders über unsere Botschaft in
Washington - Gespräche mit US-Stellen. Diese Gespräche laufen natürlich
auch fort.

Zusatzfrage : Höherrangige Gespräche - dass der Außenminister mit seinem
US-Amtskollegen telefoniert oder ähnliches - hat es in den vergangenen drei
Tagen aber nicht gegeben?

Adebahr: Ich kann Ihnen hier heute über kein Telefonat berichten.

Frage: An das BMI: Es gab ein Gutachten, das die Grenzkontrollen an der
bayerisch-österreichischen Grenze durch bayerische Landespolizisten für
verfassungswidrig erklärt hat. Es geht dabei im Kern darum, dass
Parallelstrukturen zwischen der Bundespolizei und der Landespolizei nach
dem Grundgesetz nicht zulässig seien; dazu gibt es auch ein einschlägiges
Verfassungsgerichtsurteil. Was ist dazu die Haltung des
Bundesinnenministers als Dienstherr der Bundespolizei, und welche
Konsequenzen will er aus diesem Gutachten ziehen?

Petermann: Es ist richtig, dass es dieses Gutachten gibt. Das ist gestern
im BMI eingegangen und wird derzeit von uns ausgewertet, deswegen kann ich
zu dem Gutachten selbst noch nichts sagen.

Was ich sagen kann, ist: Nach unserer Auffassung funktioniert die
Zusammenarbeit mit Bayern nicht nur sehr gut, sondern vor allem auch
rechtskonform auf der Grundlage des 64 Bundespolizeigesetz. Auf dieser
Rechtsgrundlage bedeutet das keine Übertragung grenzpolizeilicher
Befugnisse, vielmehr ist das ein internes Verwaltungsabkommen. Insofern
können wir nach dem, was vereinbart ist, und nach dem, was vollzogen wird,
auch nicht von einem verfassungswidrigen Abkommen ausgehen. Ja, es gibt
einen gemeinsamen Arbeitsraum; den gibt es immer zwischen der Landespolizei
und der Bundespolizei im Grenzraum, in dem Fahndungs- und Kontrollmaßnahmen
abgestimmt werden. Die grenzpolizeilichen Entscheidungen überall, aber vor
allem eben an der Grenze zwischen Bayern und Österreich, werden natürlich
von der Bundespolizei getroffen und nicht von Bayern.

Zusatzfrage: Das wurde in diesem Punkt auch auf Verwaltungsebene - das ist
der dritte Kernpunkt in diesem Gutachten - als unzulässig erklärt; es ist
also nicht nur ein verfassungsrechtliches Problem. Haben Sie sich das schon
näher anschauen können? Was ist Ihre Haltung dazu?

Petermann: Nein, das Gutachten ist bei uns noch nicht ausgewertet.

Zusatzfrage: Wann darf man damit rechnen?

Petermann: Dazu kann ich Ihnen keine Angaben machen.

Frage : Nur eine Verständnisfrage - vielleicht habe ich es ja ganz falsch
verstanden -: Wenn ich das richtig verstanden habe, sagten Sie gerade, dass
das kein hoheitliches Handeln sei, sondern dass da nur nach einer
Verwaltungsvereinbarung gehandelt werde. Das heißt, die bayerische
Grenzpolizei handelt dort nicht hoheitlich, oder wie muss ich mir das
vorstellen?

Petermann: Ich glaube, das ist ein Missverständnis. Natürlich handelt die
bayerische Polizei hoheitlich, anders geht es ja gar nicht; die Polizei
handelt ja bis auf ganz, ganz wenige Ausnahmen hoheitlich. Ich will das
hier gar nicht juristisch im Einzelnen detailliert erklären, aber die
Polizei arbeitet natürlich überwiegend hoheitlich, und das auch im
Grenzraum bis zur Grenze, klar.

Zusatzfrage : Dann habe ich das nicht verstanden, wo Sie sagten, das sei
nur eine interne Verwaltungsvereinbarung.

Petermann: Für die Zusammenarbeit im grenznahen Raum gibt es eine
verwaltungsinterne Vereinbarung, wie Maßnahmen miteinander abgestimmt
werden.

Frage : Nur damit ich das wirklich richtig verstehe: Das heißt, die
Bundespolizei arbeitet für sich, die bayerische Grenzpolizei arbeitet für
sich, aber darüber, wie man nebeneinander arbeitet, gibt es eine
Verwaltungsvereinbarung, die das ganze aufeinander abstimmen soll.

Petermann: Nein, die arbeiten auch miteinander. Beispielsweise gibt es,
wenn Fahndungs- und Kontrollmaßnahmen stattfinden, eine Abstimmung darüber.
Wenn die bayerische Grenzpolizei irgendwelche Maßnahmen zur Kenntnis nimmt,
die möglicherweise auch zu grenzpolizeilichen Verletzungen führen könnten,
dann meldet sie das der Bundespolizei.

Zusatzfrage : Und damit ist sichergestellt, dass sozusagen in die
hoheitliche Aufgabe der Bundespolizei durch die bayerische Grenzpolizei
nicht unangemessen eingegriffen wird?

Petermann: Richtig.

Frage : Dann frage ich jetzt noch einmal: Die bayerische Grenzpolizei
schützt die Grenze des Freistaats Bayern, und die Bundespolizei schützt die
Grenze der Bundesrepublik Deutschland? Ist das so richtig?

Petermann: Nein, das habe ich auch nicht gesagt. Die Bundespolizei ist für
die grenzpolizeilichen Maßnahmen zuständig, und die bayerische
Landespolizei ist für alle polizeilichen Maßnahmen bis an die Grenze heran
zuständig.

Zusatzfrage : Das heißt, die bayerische Polizei nimmt keine
grenzpolizeilichen Aufgaben wahr?

Petermann: Richtig.

Zusatzfrage : Wenn Bayern also sagt "Wir schützen unsere Grenze", dann ist
das in dem Sinne eine falsche Aussage?

Petermann: Ich will hier nicht kommentieren, wie der Freistaat Bayern seine
polizeilichen Maßnahmen organsiert; das steht mir nicht zu.

Frage: Die Kanzlerin hat ja gestern Abend angekündigt, dass sie die
überhöhten Stickstoffwerte in den Städten jetzt dadurch in den Griff
bekommen will, dass sie Fahrverbote verbietet, sofern die Grenzwerte um
nicht mehr als 25 Prozent überschritten werden. Wie soll das praktisch
umgesetzt werden? Ich denke einmal, auch wenn das erst von gestern ist,
gibt es dazu schon Konzepte.

(Nächster Satz akustisch unverständlich, Mikrofon wurde abgeschaltet)

Wie soll das Koalitionsausschusspapier vom 1. Oktober umgesetzt werden? Es
handelt sich dabei ja um EU-Vorgaben, und ich weiß gar nicht, ob die durch
das Immissionsschutzgesetz so ohne Weiteres ausgehebelt werden können.

StS Seibert: Die Kollegen sagen dazu gleich sicherlich auch noch etwas. -
Ich glaube, "die Kanzlerin verbietet" ist in diesem Fall nicht ganz die
zutreffende Formulierung. Wir haben 51 Städte, die den Grenzwert von 40
Mikrogramm pro Kubikmeter nur relativ geringfügig überschreiten. Wir haben
weitere 14 Städte, die oberhalb der 50 und zum Teil bis in die 70
Mikrogramm pro Kubikmeter liegen. Für die 51 Städte mit der geringfügigen
Überschreitung haben wir ja in unserem Konzept der Bundesregierung ohnehin
bereits sehr weitreichende Maßnahmen ins Auge gefasst, nämlich
Hardwarenachrüstungen mit hoher Förderung des Bundes bei Handwerker- und
Lieferfahrzeugen, den schweren Kommunalfahrzeugen, Müllabfuhr,
Stadtreinigung usw.

Nun wird an einer Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes gearbeitet,
aus der dann hervorgehen würde, dass, wenn man all diese Maßnahmen bedenkt,
die wir für diese Städte ergreifen und die sehr wirksam sein werden, in
diesen Städten mit 40 bis 50 Mikrogramm NOx pro Kubikmeter ein Fahrverbot
nicht verhältnismäßig ist. Das ist eigentlich der Punkt; denn Sie wissen,
dass die Gerichte sagen beziehungsweise dass das Bundesverwaltungsgericht
festgestellt hat, dass Verkehrsbeschränkungen zulässig sind und geboten
sein können, aber natürlich unter dem Gesichtspunkt der
Verhältnismäßigkeit. Da setzt diese Änderung des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes an.

Es geht also, wie bei allem, was wir in dieser Sache machen, um zwei
Hauptziele: Das erste Hauptziel ist, zugunsten der Umwelt, zugunsten der
Bürgerinnen und Bürger in den Städten alles dafür zu tun, dass der
Schadstoffgrenzwert künftig in möglichst allen Städten unterschritten wird.
Darauf arbeiten wir mit einem großen Paket von Maßnahmen hin - mit dem
Sofortprogramm Saubere Luft und mit den Maßnahmen, die noch zusätzlich in
der Koalition Anfang Oktober verabredet worden sind. Das zweite Hauptziel
ist: Individuelle Mobilität von Dieselfahrern soll möglich bleiben. Dem
dient die geplante Gesetzesänderung.

Zusatzfrage: Nun haben aber die Gerichte in all ihren Urteilen, die mir
bekannt sind, zu den Fahrverboten genau das geprüft, nämlich ob alle bisher
beschlossenen Maßnahmen genügen werden, um in Zukunft den Grenzwert
einzuhalten, und sind zu der Erkenntnis gekommen: Das ist nicht der Fall.
Nur dort, wo diese Erkenntnis gekommen ist, gibt es Fahrverbote. Das heißt,
faktisch bedeutet Ihre Entscheidung - wenn Sie die jetzt so treffen -, dass
in Zukunft trotz überschrittener Grenzwerte in diesen Städten keine
Fahrverbote verhängt werden sollen. Da noch einmal meine Frage: Wie passt
es zu der EU-Vorgabe, dass diese Grenzwerte nicht als ungefähre
Annäherungswerte, sondern als absolute Werte gelten, und zwar seit zehn
Jahren?

StS Seibert: Sie wissen, dass einzelne Gerichtsurteile auf der Grundlage
von Luftreinhalteplänen ergangen sind, die nicht den neuesten Stand
beinhalteten. Unser Ziel ist doch jetzt, den Städten genügend Material,
genügend konkrete, wirksame Maßnahmen an die Hand zu geben, damit sie neue
Luftreinhaltepläne aufstellen können - das ist ja die Verpflichtung der
Kommunen und nicht des Bundes - und mit diesen neuen Luftreinhalteplänen
dann drohende Fahrverbote wegen offenbar nicht mehr bestehender
Verhältnismäßigkeit abzuwenden.

Frage: Herr Haufe, die Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes liegt
ja in der Hand des Umweltministeriums. Haben Sie da einen Zeitplan, wann
wollen Sie da etwas vorlegen?

Die zweite Frage geht an das Verkehrsministerium: Die Einigung vom 1.
Oktober beinhaltet ja auch die Hardwarenachrüstungen für Pkw. Da heißt es,
der Bund werde die genehmigungsrechtlichen Voraussetzungen dafür schaffen.
Wie weit sind Sie denn damit, diese Voraussetzungen zu schaffen?

Haufe: Zu der Terminierung kann ich mich hier jetzt nicht äußern. Wenn wir
die Regelungen fertig haben, dann werden wir sie entsprechend ins Kabinett
bringen, und davon erfahren Sie dann ja auch rechtzeitig. Herr Seibert hat
ja den Kern dieser Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes - ich
betone das noch einmal, weil teilweise vom Bundes-Emissionsschutzgesetz
gesprochen wird; das gibt es nicht, es gibt nur das
Bundes-Immissionsschutzgesetz - angesprochen.

Ich gehe noch einmal auf Ihre vorhin gestellte Frage ein, was Gerichte
entschieden haben: Das Bundesverwaltungsgericht hat ja festgestellt, dass
Verkehrsbeschränkungen, also eben auch Fahrverbote, zulässig sein können.
Die Kommunen haben uns gebeten, klarzustellen, wo, in welcher Art und Weise
und unter welchen Bedingungen sie zulässig sein können. Auch das haben wir
in unserem Konzept festgehalten, und dafür legen wir jetzt die Regeln vor.
Herr Seibert hat den Kern dargestellt. Das heißt, wir machen eine
Unterscheidung zwischen den niedrig belasteten und den höher belasteten
Städten - auch weil wir in der Erfahrung einfach weiter sind. Auch eine
amtliche Feststellung vom Umweltbundesamt sagt: Wir können in Städten mit
geringen Überschreitungen bei den Grenzwerten mit schnell realisierbaren
Maßnahmen, also dem bekannten Konzept beziehungsweise dem bekannten Mix aus
einer Nachrüstung von Bussen, der Elektrifizierung von Lieferfahrzeugen,
Taxis oder der Busflotte, auch Veränderungen in der Verkehrsführung sowie
mit anderen Maßnahmen, die wir durch das Sofortprogramm Saubere Luft auf
den Weg bringen, die Grenzwerte absehbar ohne eine stärkere, größere
Verkehrseinschränkung einhalten. Aufgrund dieses Wissenszuwachses können
wir heute diese Unterscheidung besser vornehmen.

Das heißt aber nicht - das auch noch einmal zur Klarstellung -, dass wir
als Bund Fahrverbote verbieten werden. Das können wir nicht. Am Ende - so
hat es Herr Seibert auch schon gesagt, und ich will das noch einmal
betonen, weil da ja durchaus auch schon Missverständnisse kursieren - gilt
zum einen natürlich die Selbstverwaltung der Kommune. Eine Kommune legt in
ihrem Luftreinhalteplan selbst fest, wie sie am Ende dafür sorgen möchte,
dass die Gesundheit der Bürger geschützt wird und damit eben auch für
saubere Luft gesorgt wird. Zum anderen gibt es natürlich auch die
europarechtliche Vorgabe, dass Luftreinhaltung ganz klar ein sehr hohes Gut
ist und auch über anderen Gütern stehen muss. Da will ich also noch einmal
für Klarheit sorgen.

Wir brauchen dann natürlich für die Städte mit hohen und höheren
Belastungen auch eine klare Regelung, nämlich eine Einfahrtsregelung für
Euro-4- und Euro-5-Fahrzeuge. Auch das ist bereits im Konzept der
Bundesregierung angelegt, und das ist auch Teil der Änderung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes. Diesel-Pkw nach Euro 4 und Euro 5, die
nicht mehr als 270 Milligramm Stickoxid pro Kilometer ausstoßen, können
dann einfahren, wenn sie entsprechend nachgerüstet sind. Ein
Euro-5-Fahrzeug stößt heute im schlimmsten Fall 900 Milligramm Stickoxid
pro Kilometer aus, wenn die Abgasreinigung nicht funktioniert; das heißt,
man braucht das Softwareupdate, man braucht die Hardwarenachrüstung, um
eine so drastische Senkung zu erreichen. Wir brauchen aber auch eine klare
Regelung, dass diese Fahrzeuge dann einfahren können, wenn es Fahrverbote
gibt. Deswegen auch hier eine Klarstellung.

Strater: Was war noch einmal die Frage an uns?

Zusatzfrage: Für die Pkw-Hardwarenachrüstungen sollen ja die
genehmigungsrechtlichen Voraussetzungen geschaffen werden. Meine Frage ist,
wie weit das schon fortgeschritten ist.

Strater: Da kann ich Ihnen jetzt noch keinen Zeitpunkt nennen. Wir sind mit
den Herstellern dieser Nachrüstsets im Gespräch, wir sind dabei, die
technischen Vorschriften dann auch zu schaffen. Im Moment kann ich das noch
nicht weiter konkretisieren. Was wir auch machen ist, die Förderrichtlinien
für die Nachrüstungen bei den schweren Kommunalfahrzeugen in den Städten
festzulegen. Auch an den Richtlinien für die Handwerker- und
Lieferfahrzeuge in den betroffenen Städten arbeiten wir mit Hochdruck. Dazu
müssen auch noch die Möglichkeiten umgesetzt werden, anhand des
Kennzeichens zu kontrollieren, ob Fahrzeuge, die in die Städte einfahren,
hardwarenachgerüstet sind oder den neuesten Umwelt- und Eurovorschriften
entsprechen. Auch das Nachweisverfahren, ob Fahrzeuge die 270 Milligramm
einhalten, müssen wir noch festlegen. Wir arbeiten also mit Hochdruck
daran, und das wird jetzt alles innerhalb der Bundesregierung abgestimmt.
Wenn es soweit ist, werden wir das auch kommunizieren.

Haufe: Das zeigt auch noch einmal, dass es ein Gesamtpaket ist. Auch aus
Sicht der Umweltministerin geht es hier um zwei Dinge: Wir wollen
einerseits im Bundes-Immissionsschutzgesetz eine Klarstellung für die
Verhältnismäßigkeit von Fahrverboten schaffen. Auf der anderen Seite
brauchen wir klar eine Genehmigung von Nachrüstungen für Diesel-Pkw.

Frage : Herr Haufe, Herr Seibert meinte ja gerade, dass höhere Hürden für
die Verhängung von Fahrverboten zugunsten der Umwelt sein würden. Können
Sie das bestätigen?

Haufe: Dass die Verhängung von Fahrverboten zugunsten der Umwelt sei?

Frage : Herr Seibert hat gerade als allererstes gesagt, dass höhere Hürden
für die Verhängung von Fahrverboten zugunsten der Umwelt wären.

StS Seibert: Ich plädiere ja immer für richtig gutes Zuhören. - Ich habe
zwei Hauptziele der Bundesregierung genannt. Das eine ist, zugunsten der
Umwelt und zugunsten der Bürger die Grenzwerte einzuhalten, und zwar
überall. Dafür arbeiten wir mit einem ganzen Bündel von Maßnahmen; das ist
hier ja gerade noch einmal dargestellt worden. Das zweite, ebenso wichtige
Ziel ist es, die individuelle Mobilität von Menschen zu erhalten, die
Dieselautos haben und sich jetzt fragen, ob sie die noch fahren können oder
nicht. Wir wollen dafür sorgen, dass sie das tun können. Das ist das
korrekte Zitat. Damit erübrigt sich, glaube ich, die Frage.

Zusatzfrage : Und das kann das BMU so bestätigen?

Haufe: Es ist natürlich sinnvoll, auch über die Hürde eines Fahrverbotes zu
sprechen; denn es geht eben um den Grundsatz Verhältnismäßigkeit. Wenn
jetzt eine Kommune für ein Jahr oder für anderthalb Jahre ein Fahrverbot
verhängen soll, dann ist das ein enormer Aufwand, und es kommt auch zu
einer enormen Verunsicherung. Gleichzeitig haben wir aber mittlerweile ein
Set an Maßnahmen entwickelt haben, mit denen wir die
Luftschadstoffbelastung senken können. Das muss man einfach abwägen. Es
gibt mittlerweile einen sehr breiten Katalog von Maßnahmen, die Städte über
das hinaus, was sie bisher konnten, durchführen können. Deswegen können wir
an dieser Stelle natürlich auch über die Hürde sprechen. Das ist aber eine
andere Hürde als die, die Sie jetzt meinen. Herr Seibert hat gerade ja auch
klargestellt, wie er es meinte.

StS Seibert: Es ist doch so: Wir sind ja insgesamt glücklicherweise in
einem Panorama sinkender Schadstoffwerte - noch nicht genügend, denn wir
haben immer noch 68 Städte und Kommunen, die über dem Grenzwert von 40
Mikrogramm liegen, aber wir hatten im Jahr zuvor noch 72 solche Städte. Das
heißt, die Erwartung ist - und die ist fundiert -, dass auch im nächsten
Jahr wieder einige Städte aus dieser Gruppe herausgerutscht sind, weil sie
eben unter dem Grenzwert von 40 Mikrogramm liegen. Das heißt, das ist das
Gesamtpanorama, das den Aspekt der Verhältnismäßigkeit eines möglicherweise
kurzfristigen Fahrverbots, genau wie Herr Haufe es gesagt hat, noch einmal
in den Mittelpunkt rückt.

Zusatzfrage : Das heißt, die Bundesregierung hat gar nicht als Ziel, dass
alle dieser 68 Städte nächstes Jahr die Grenzwerte einhalten?

StS Seibert: Das wird gar nicht passieren können, weil in den
meistbelasteten Städten beispielsweise der Straßenverkehr nur eine von
mehreren Schadstoffemissionsquellen ist. In Hafenstädten muss man erst
einmal die Situation mit den Schiffen in den Griff bekommen, um wirklich
unter diese Grenzwerte zu kommen. Das heißt, mit Maßnahmen, die wir jetzt
für den individuellen Straßenverkehr treffen, werden wir viel erreichen,
vor allem kurzfristig in den geringer belasteten Städten. In den stark
belasteten Städten wird man aber auch noch an ganz andere Aspekte denken
müssen als - in Anführungszeichen - nur an den Straßenverkehr.

Frage: Herr Haufe, wie kommen die 270 Milligramm, die Sie eben quasi als
neuen Grenzwert für Euro 4 und Euro 5 eingeführt haben, eigentlich
zustande? Der Grenzwert beträgt ja nun 180 Milligramm, und Sie schlagen da
mal eben 50 Prozent drauf. Wie ist dieser Wert also zustande gekommen,
warum hält man einen 50-prozentigen Zuschlag für akzeptabel?

Haufe: Na ja, das ist ein Wert, bei dem wir sagen können: Dieser Wert ist
mit den Ausgangsbedingungen, die wir bei Euro 4 und Euro 5 haben, mit einer
Hardwarenachrüstung realisierbar. Das ist im Grunde genommen der strengere
Konformitätswert von 1,5, den wir ja im RDE-Verfahren haben, multipliziert
mit der Vorgabe für Stickoxidemissionen bei Abgasen. Damit legen wir hier
also eine bereits bestehende wie den RDE - und zwar in seiner schärfsten
Auslegung - zugrunde.

Zusatzfrage: Und dieser Wert gilt dann auch dauerhaft? Das Gericht hat ja
immer von Übergangsfristen gesprochen, also davon, dass die Autos
mindestens fünf Jahre alt sein müssen, bevor sie von Fahrverboten betroffen
sein dürfen usw. Ihr 50-Prozent-Aufschlag gilt dann aber unabhängig davon,
wie alt die Autos sind?

Haufe: Hier geht es ja nicht um "dauerhaft", sondern hier geht es darum,
wie eine Kommune ein Fahrverbot regeln soll und wie sie dann mit
nachgerüsteten Fahrzeugen umgehen soll. Da braucht es ja eine gewisse
Orientierungshilfe. Diese Orientierungshilfe müssen wir mit dem
Bundes-Immissionsschutzgesetz liefern, und zwar mit einem Wert, der
realistisch ist, der aber natürlich auch auf einer Hardwarenachrüstung
basiert.

Frage: Herr Haufe, ich habe es leider auch noch nicht so ganz verstanden.
Wenn ich das richtig sehe, sind die Grenzwerte doch gar nicht im
Bundes-Immissionsschutzgesetz, sondern in der "Technischen Anleitung Luft" -
 ich glaube, so heißt das Ding - festgelegt. Stimmt das oder ist das
falsch?

Zweite Frage: Sie reden immer von geringfügigen Abweichungen. Können Sie
das quantifizieren? Geht es da um 10 Prozent oder um 20 Prozent? 40
Mikrogramm ist aktuell der Grenzwert - was ist aus Ihrer Sicht tolerabel?

Haufe: Die Grenzwerte legt die Europäische Union in der Europäischen
Luftreinhalterichtlinie fest. Diese übernehmen wir in unserer Gesetzgebung
und auch in den Verordnungen.

Zusatzfrage: Nur damit ich das richtig versteht: Die Grenzwerte stehen in
den Verordnungen, nicht im Gesetz, oder?

Haufe: Sowohl als auch. Das sind Grenzwerte, die für die ganze Europäische
Union gelten, und diese übernehmen wir in verschiedenen Regelungen als
Orientierungswerte - also als feste Grenzwerte.

Zu Ihrer Frage nach den geringen Überschreitungen und den stärkeren
Überschreitungen: Wir machen hier die Grenze bei einem Jahresmittelwert von
50 Mikrogramm Stickoxid pro Kubikmeter Luft. Das heißt, der der europäische
Grenzwert liegt bei einem Jahresmittelwert von 40 Mikrogramm Stickoxid pro
Kubikmeter Luft. Wir sagen: Über einem Wert von 50 Mikrogramm Stickoxid pro
Kubikmeter Luft ist eine höhere Luftbelastung vorhanden. - Ja, das ist
nicht ganz einfach, ich musste mir das auch antrainieren. - Das ist aber
keine neue Regelung, sondern das basiert schon auf Erfahrungswerten des
Umweltbundesamtes, das ja auch Unterscheidungen zwischen stärkeren und
schwächeren Belastungen macht. Wir führen hier also kein neues System ein.

Frage : Herr Haufe, wie ist das, was in Deutschland geplant ist, mit
Europarecht vereinbar? Sie wollen in Deutschland auf über 40 Mikrogramm
gehen. Wie ist das mit Europarecht vereinbar? Gibt es Ausnahmen, oder
lassen Sie es darauf ankommen?

Haufe: Die Ausnahmen habe ich schon skizziert. Am Ende entscheidet eine
Kommune selbst, ob sie ein Fahrverbot verhängt oder nicht. Wenn sie,
nachdem sie alle Maßnahmen, die wir vorgelegt haben - Hardwarenachrüstungen
für schwere und leichte Kommunalfahrzeuge, Elektrobusse, teilweise auch
Verkehrsumleitungen und Tempo-30-Zonen -, eingeführt hat, immer noch
Grenzwertüberschreitungen aufweist und sagt: "Ich habe alles ausgeschöpft;
ich kann jetzt nur noch mit einem Fahrverbot agieren", dann wird sie das
auch weiterhin tun können. Darüber entscheidet am Ende die Kommune selbst.

Wir schaffen Klarheit bei der Verhältnismäßigkeit und sagen: Wenn man
zwischen 40 Mikrogramm und 50 Mikrogramm liegt, dann kann man auch mit
einem anderen Set an Maßnahmen agieren, ohne Verkehrseinschränkungen
treffen zu müssen.

Frage : Herr Haufe, Herr Seibert, ich verstehe es tatsächlich immer noch
nicht. Wenn ich es richtig in Erinnerung habe, dann ist es so, dass sich
das Bundesverwaltungsgericht ja durchaus schon mit der Frage beschäftigt
hat, was europarechtliche Vorgabe ist. Ich habe das, ehrlich gesagt, nicht
so verstanden, dass das als Ultima Ratio in dem Sinne gilt, dass man vorher
noch viele Sachen ausprobieren darf, sondern dass man dieses Ziel zu
erreichen hat und dass das Fahrverbot, wenn es nun einmal die geeignetste
Maßnahme ist, um dieses Ziel zu erreichen, dann entsprechend anzuwenden
ist.

Ich habe immer noch nicht verstanden, wo Sie da den europarechtlichen
Ausweg gefunden haben.

Haufe: Den europarechtlichen Ausweg suchen wir an dieser Stelle gar nicht.
Ich habe Ihnen gerade skizziert, dass eine Kommune am Ende selbst darüber
entscheidet, welche Form der Verkehrseinschränkung sie vornimmt.

Zusatzfrage : Dann spezifiziere ich die Frage. Sie sagen, eine Kommune
nehme selbst die Entscheidung vor. Nun ist es aber so, dass traditionell -
so kann man es inzwischen, denke ich, schon sagen - Kläger die Kommunen zu
Maßnahmen verpflichten wollen und Gerichte dieser Ansicht dann regelmäßig
folgen. Dieses Erlebnis hatten wir ja in den vergangenen Jahren.

Jetzt sagen Sie: Mit unseren Maßnahmen kommen wir vielleicht in die
Richtung. Wenn wir das hochsetzen, ist vielleicht noch ein bisschen Spiel
darin. - Oder wie muss ich mir das vorstellen?

Haufe: Wir hatten am Anfang des Jahres, als der Bericht über Daten zur
Luftqualität vom Umweltbundesamt vorgelegt wurde, erstmals den Befund, dass
das Umweltbundesamt als oberste Behörde für die Luftqualität meinte, dass
es mit einem bestimmten Set an Maßnahmen, das sich jetzt abzeichnet und
jetzt zur Verfügung steht, möglich sei, die Luftbelastung zu senken. Es hat
beschrieben, in welchem Rahmen die Luftbelastung gesenkt werden kann.
Anhand dieser neuen Erkenntnisse können wir jetzt besser einschätzen, in
welchen Städten wir die Luftqualität sehr wahrscheinlich ohne Fahrverbote
verbessern können und in welchen Städten das eher nicht möglich sein wird.

Wir haben inzwischen oft gesagt, dass die Lage der Städte sehr kompliziert
ist. Straßenverkehr ist nicht in jeder Stadt gleich Straßenverkehr. Die
Luftbelastung hat unterschiedliche Ursachen. Deshalb kann man auch nicht so
einfach generalisieren. Aber, wie ich gerade gesagt habe, mit bestimmten
Maßnahmen, die vor zwei oder anderthalb Jahren noch nicht denkbar waren und
die jetzt auch schon viel weiter fortgeschritten sind, kann man heute
anders agieren, als es damals noch der Fall war.

Zusatzfrage : Sagen Sie, dass die Maßnahmen, die Sie jetzt als realisierbar
bezeichnen - das sind vor allem technische Nachrüstung, Elektrobusse etc.
pp. - und die theoretisch kurzfristig möglich sind, jetzt greifen? Ist das
Ihre Aussage?

Haufe: Das Umweltbundesamt hat gesagt, es seien erste Effekte bestimmter
Maßnahmen sichtbar. Sie fangen an. Es wurde vorsichtig gesagt, sie fingen
an zu greifen. Dazu gehört das Softwareupdate. Dazu gehören auch bestimmte
Verkehrsumleitungen, die die Städte vorgenommen haben. Viele Städte haben
Tempobeschränkungen vorgenommen. Das betrifft auch die Nachrüstung von
Bussen, die anfängt. Das betrifft generell die Umstellung des
ÖPNV-Fuhrparkes von Städten. Jetzt kommen weitere Maßnahmen außerhalb des
Diesel-Pkw hinzu wie zum Beispiel die Elektrifizierung von Lieferfahrzeugen
und vor allen Dingen auch die Nachrüstung schwerer Kommunalfahrzeuge, die
erst anlaufen wird.

Gleichzeitig haben wir aber auch den klaren Befund, dass es in bestimmten
Städten ohne Hardwarenachrüstungen von Diesel-Pkw nicht funktionieren wird.
Auch das konnte man noch klarer ableiten.

Frage: Herr Haufe, wenn ich das richtig verstehe, dann führt die
Bundesregierung so etwas wie eine temporäre Bagatellregelung ein. Denn Ihre
Ausführungen laufen ja - so habe ich Sie verstanden - darauf hinaus, zu
sagen: Das Set, das wir neu haben, wird mindestens mittelfristig dazu
führen, dass die Grenzwerte eingehalten werden, und weil wir diese Hoffnung
haben, nehmen wir in Kauf, dass sie kurzfristig überschritten werden, ohne
gleich mit dem ganz großen Hammer Fahrverbot zu kommen.

Ist das die Strategie, die dahintersteckt? - Ich sehe Sie nicken.

Was bedeutet es, wenn sich diese Hoffnung nicht realisiert, wenn das Set
eben doch nicht dazu führt, dass die Grenzwerte dauerhaft eingehalten
werden, sondern dauerhaft, wenn auch nur leicht, überschritten werden? Ist
dann doch der große Hammer notwendig? Das ist die erste Frage.

Die zweite Frage: Sie haben eben darauf hingewiesen, dass dann die Zahl von
etwa 14 Städten bleibt, in denen es nicht ohne Hardwarenachrüstungen geht.
Haben Sie die Hoffnung, dass in dieser Reduzierung auf 14 Städte die
Automobilindustrie von sich aus sagt: "Gut, für Pkw, die dort beheimatet
sind oder die regelmäßig dorthin fahren müssen, übernehmen wir dann eben
doch die Kosten der Hardwarenachrüstung"? Ist das Bestandteil der
politischen Strategie?

Haufe: Zur ersten Frage: Ich will noch einmal betonen, dass auch das
Bundesverwaltungsgericht deutlich herausgestellt hat, dass ein Fahrverbot,
wenn es verhängt werden muss, verhältnismäßig gestaltet werden soll. Das
heißt, dass es zum Beispiel immer Ausnahmen geben muss, nämlich für
Pendler, für Lieferfahrzeuge, die regelmäßig fahren müssen, für Handwerker
und zum Beispiel auch für Menschen mit Behinderung. Dieser Appell zur
Verhältnismäßigkeit war sehr deutlich.

Die Kommunen haben uns als Bund auch gebeten, klarzustellen, wann die
Verhängung eines Fahrverbotes überhaupt verhältnismäßig ist, und zwar
aktualisiert anhand der Möglichkeiten, die wir mittlerweile haben. Dass wir
das getan haben, habe ich erklärt. Darum geht es.

Zum Punkt der Hardwarenachrüstung: Die Position der Bundesumweltministerin
ist bekannt und hat sich nicht geändert. Wir haben im Konzept der
Bundesregierung sowohl die Umtauschprämie als auch die Hardwarenachrüstung
von Diesel-Pkw vorgesehen. Das brauchen wir, und das erwarten wir auch von
Seiten der Automobilbranche. Auch zur Kostenfrage hat sie sich mehrfach
geäußert. Die Kosten trägt der Verursacher. Daran hat sich auch nichts
geändert.

Petermann: Ich habe noch eine Nachlieferung zu der Frage zu Bundespolizei
und Grenzpolizei: Ich möchte, um Missverständnissen vorzubeugen, noch
einmal auf die von mir genannte Rechtsgrundlage hinweisen, nämlich auf 64
im Bundespolizeigesetz, in dem ausdrücklich steht, dass
Polizeivollzugsbeamte - also die Bayerische Grenzpolizei - Amtshandlungen
zur Wahrnehmung von Aufgaben der Bundespolizei auf Anforderung oder mit
Zustimmung der Bundespolizeibehörde vornehmen können. Genau das ist Inhalt
der Zusammenarbeitsvereinbarung, nach der die Bayerische Grenzpolizei
kontrollieren kann. Die Befugnisse richten sich nach dem bayerischen
Polizeiaufgabengesetz. Die Bundespolizei bleibt selbstverständlich
verantwortlich für die grenzpolizeilichen Entscheidungen.

Das nur, damit es keine Missverständnisse gibt.

Frage : Welche Folgen der Kündigung des INF-Vertrages erwartet die
Bundesregierung für die Bundesrepublik Deutschland?

Was kann und was wird die Bundesregierung unternehmen, um den INF-Vertrag
doch noch zu retten?

StS Seibert: Wir haben dazu für die Bundesregierung bereits am Wochenende
klar Stellung genommen. Die US-Regierung hat uns über die Entscheidung des
US-Präsidenten informiert, dass sich die USA aus diesem Vertrag
zurückziehen werden. Wir bedauern den angekündigten Rückzug der USA. Wir
sehen im INF-Vertrag ein ganz wichtiges Instrument der Rüstungskontrolle
und ein Element, dass in besonderer Weise auch den europäischen Interessen,
also auch unseren deutschen Interessen, dient. Der INF-Vertrag ist ja die
Verpflichtung der USA und Russlands, Mittelstreckenraketen der Reichweiten
von 500 km bis 5500 km abzuschaffen und zu vernichten. Er hat seit 1987
dazu beigetragen, Europa sicherer zu machen.

Vor diesem Hintergrund haben wir Europäer oder die westlichen Alliierten,
so sollte ich sagen, weil das natürlich auch auf Nato-Ebene stattfand,
Russland seit geraumer Zeit, seit Jahren, aufgefordert, die schwerwiegenden
Zweifel an seiner, an Russlands Vertragstreue auszuräumen. Diese waren
durch einen neuen russischen Raketentyp aufgekommen.

Nun werden wir im Kreise aller Nato-Partner auch über die Folgen der
amerikanischen Entscheidung beraten müssen.

Man muss noch einmal an den Nato-Gipfel im Juli dieses Jahres erinnern, der
sich auch mit der Frage der Rüstungskontrolle auf dem Gebiet befasste. In
der Nato-Gipfelerklärung wurde einstimmig festgehalten, dass sich die USA
an den INF-Vertrag halten, während Russland keine überzeugenden Antworten
auf unsere Fragen, auf die Fragen, die sich im Zusammenhang mit dem neuen
Raketentyp stellten, geben konnte. Daher kamen die Nato-Verbündeten zu dem
Schluss, dass man plausiblerweise von einem Bruch des INF-Vertrages durch
Russland ausgehen müsse.

Nun müssen wir innerhalb der Nato also beraten, wie wir mit dieser
Situation umgehen.

Zusatzfrage : Herr Seibert, das war nicht Inhalt meiner Frage. Meine Frage
war: Welche Folgen hat das für Deutschland, und was wird Deutschland
unternehmen - vielleicht mit Blick auf die Diplomatie -, um diesen Vertrag
noch zu retten?

StS Seibert: Das war trotzdem meine Antwort. Denn ich habe gesagt:
Deutschland als ein Land in Europa hat natürlich von dem Stück zusätzlicher
Sicherheit, das der INF-Vertrag seit 1987 gegeben hat, profitiert. Aber wir
sind auch ein Bündnispartner in der westlichen Verteidigungsallianz.
Innerhalb derer haben wir uns bereits mit der russischen Nichteinhaltung
des Vertrages befasst, und innerhalb derer müssen wir nun auch mit der
amerikanischen Entscheidung, die wir bedauern, umgehen und uns dazu im
Dialog mit den Partnern eine Position erarbeiten.

Adebahr: Ich denke, am Wochenende ist schon deutlich geworden, dass sich
die Nato intensiv mit dieser Frage befassen wird, auch in den nächsten
Wochen, wenn Treffen anstehen. Mit Sicherheit wird Deutschland in diesen
Diskussionen einen ganz aktiven Beitrag leisten. Denn wir werben natürlich
für die Einhaltung dieses Vertrages und für eine funktionierende
Abrüstungsarchitektur in Europa. Das ist unser großes Ziel.

StS Seibert: Unsere Position gegenüber Russland ist doch immer gewesen -
gerade in den letzten Jahren hat sich das auch deutlich ausgedrückt -: Ja,
wir sind dafür und dabei, wenn die Nato ihre Verteidigungsfähigkeit erhöht.
Aber wir haben unsere Hand auch immer zum Dialog mit der russischen Seite
ausgestreckt. - Dabei wird es bleiben.

Zusatzfrage : Kann Deutschland im schlimmsten Fall seine Zustimmung zur
eventuellen Stationierung neuer amerikanischer Mittelstreckenraketen in
Deutschland verweigern?

StS Seibert: Ich halte das zu diesem Zeitpunkt für eine hypothetische
Frage. Wir haben gesagt, dass wir uns im Kreise der europäischen und der
transatlantischen Verbündeten mit der neuen Situation, die durch den
angekündigten Rückzug der USA eintritt, befassen.

Frage: Die Russische Föderation hat kritisiert, dass die Stationierung des
Startsystems MK 41 in Rumänien den INF-Vertrag unterlaufe und damit einen
Bruch desselben durch die USA darstelle. Wie bewertet die Bundesregierung
diesen Vorwurf?

StS Seibert: Ich kann nur noch einmal auf die Nato-Gipfelerklärung aus dem
Juli, an der die Bundesregierung natürlich teilhatte, zurückgreifen und
sagen, dass die Nato-Alliierten in der Gipfelerklärung im Juli einstimmig
festgehalten haben, dass sich die USA an den INF-Vertrag halten.

Zusatzfrage: Aber das MK-41-System ist nuklear bestückbar und hat genau die
Reichweite von 500 km bis 2500 km für landgestützte Tomahawk-Raketen, die
mit Atomsprengstoff bestückbar sind. Warum ist das kein Bruch des
INF-Vertrags?

Adebahr: Die Nato hat sich dazu geäußert, und Deutschland teilt die dort
beschlossene Position, die wir mitgetragen haben.

Zusatzfrage: Kann sich das BMVg dazu noch äußern?

Flosdorff: Nein.

Frage: Sehen Sie überhaupt noch irgendeine Chance, den INF-Vertrag zu
retten, also die USA zu überzeugen, dabeizubleiben, oder richten sich Ihre
ganzen Beratungen und Planungen schon auf die Zeit danach?

Adebahr: Ich denke, wir müssen mit der Ankündigung, die Präsident Trump im
Wahlkampf in Nevada gemacht hat - er hat gesagt, die USA würden sich
zurückziehen -, erst einmal umgehen. Der Sicherheitsberater des
Präsidenten, Herr Bolton, ist heute und morgen, meine ich, in Moskau und
führt zur diesem Thema noch weitere Gespräche. Wir werden jetzt - diese
Entscheidung wurde uns gestern zur Kenntnis gebracht - natürlich auch mit
den Amerikanern und auch in der Nato weiter beraten.

Wir arbeiten mit dem, was wir wissen. Wenn sich anderes herausstellt, dann
arbeiten wir damit. Aber wir gehen mit dem um, was uns zur Kenntnis
gebracht wurde, und beraten in der Nato jetzt weiter.

Zusatzfrage: Heißt das, dass Sie noch ein bisschen Hoffnung haben?

Adebahr: Ich will das jetzt gar nicht quantifizieren. Wir gehen mit dem um,
was wir wissen. Schauen wir mal.

Montag, 22. Oktober 2018
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EUROPA/1564: Sacharow-Preis für Senzow ist Mahnung an Westen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 25. Oktober 2018

LAMBSDORFF: Sacharow-Preis für Senzow ist Mahnung an Westen



Zur Verleihung des Sacharow-Preises an den ukrainischen Filmemacher
Senzow erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende
Alexander Graf Lambsdorff:

"Oleh Senzow ist ein würdiger Preisträger des Sacharow-Preises. Er
riskierte sein Leben, als er sich mit seinem 145 Tage währenden
Hungerstreik für die Freilassung anderer politischer Gefangener aus
der Ukraine aus russischen Gefängnissen einsetzte. Er ermutigt
Regimekritiker in den sogenannten Volksrepubliken auf dem Boden der
Ostukraine weiterhin dazu, sich von den Bedrohungen und
unrechtmäßigen Verhaftungen nicht einschüchtern zu lassen. Und er
mahnt uns im Westen, den Krieg im Donbass und das Leid vieler
Menschen dort nicht zu vergessen. Diese Auszeichnung ist ein klares
Bekenntnis des Europäischen Parlaments zur Freiheit des Geistes und
zum Frieden in Europa."

 * 
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VERKEHR/574: Eine rein nationale Gesetzesänderung ist der falsche Weg


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 24. Oktober 2018

LUKSIC-Statement: Eine rein nationale Gesetzesänderung ist der
falsche Weg



Der verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Oliver Luksic gab
zum Diesel-Fahrverbot in Mainz folgendes Statement ab:

"[...] In Mainz mussten wir erfahren, dass ein Fahrverbot nach dem
anderen in Deutschland kommen wird. Wir haben einen Flickenteppich,
der droht. Nach den bisherigen Urteilen hat jetzt die Politik etwas
Zeit in Mainz noch zu reagieren. Aber es ist davon auszugehen, dass
es auch in Mainz zu Einschränkungen der Mobilität kommt. [...] der
Fall Mainz zeigt für uns, dass ein solches Fahrverbot nicht
verhältnismäßig ist. Wir haben auch Hinweise darauf, dass es an
einzelnen Messstellen, beispielsweise bei Fußballspielen zu einer
besonderen Belastung kommt und deswegen auch zu Fahrverboten kommt,
dem werden wir nachgehen. Aber im Kern halte ich das für
unverhältnismäßig.

Die Bundeskanzlerin hat jetzt kurz vor der Hessenwahl eine Reihe an
weiteren Vorschlägen gemacht. Das zeigt ein bisschen die Panik, die
jetzt entsteht wegen der drohenden Wahlniederlage in Hessen. Die
FDP-Bundestagsfraktion hat vor über sechs Monaten eine große Anfrage
zu dem Thema gemacht. Und alle wichtigen Fragen thematisiert, die bis
heute auch nach der Vorlage des Eckpunktepapiers nicht realisiert
sind. [...]

Wir wollen ein Moratorium bei den Grenzwerten auf der europäischen
Ebene. Das lässt sich schwierig rein national durchsetzen. Wir
begrüßen zwar, dass die Kanzlerin diesen Punkt der FDP-Fraktion
aufgreift. Es ist aber der technisch falsche Weg, es über eine rein
nationale Gesetzesänderung zu machen [...] Die Kernfrage der
Nachrüstung, das ist im Kern das Mittel, was am schnellsten zu einer
NOx-Reduktion in den Städten führen wird, ist bis heute nicht gelöst.
Und was die Kanzlerin heute vorgelegt hat, lässt ja die zentralen
Fragen offen: Wie ist der Rechtsrahmen? Und: Wer bezahlt? Hierzu hat
die FDP-Fraktion einen ehrlichen, pragmatischen, effektiven Vorschlag
gemacht, indem wir eine Fondslösung fordern für alle
Euro-5-Fahrzeuge. Es bringt nichts, rein national nur auf deutsche
Hersteller zu setzen. Die werden es auch nicht mitmachen, weil es
keine rechtliche Grundlage dafür gibt [...] Wir wollen für alle
Fahrzeuge eine Lösung, deswegen eine Fondslösung. Das hat man
übrigens bei der Einführung des Rußpartikelfilters, bei dessen
Nachrüstung damals genauso gemacht. [...]

Deswegen schlägt die FDP-Fraktion neben dem Moratorium und dem Fonds
zur Nachrüstung von Euro-5-Fahrzeugen als dritte Maßnahme vor: Das
Bundesimmissionsschutzgesetz und die Verordnung insofern zu ändern,
dass es bundesweit einheitliche Vorgaben bei den Messungen gibt.
Meiner Meinung nach ist es das Kernproblem, dass wir in Deutschland
anders messen als im Rest von Europa. Flächendeckende Fahrverbote in
mehreren Großstädten gibt es nur in Deutschland trotz der EU-weit
gleichen Richtlinie. Deswegen schlagen wir vor, den Spielraum der
EU-Richtlinie bei der Messung auszunutzen [...]

Ein Maßnahmenpaket aus diesen drei Punkten würde zur Verhinderung von
Fahrverboten führen. Was Frau Merkel jetzt vorgeschlagen hat, soll
nur über die Hessenwahl retten und in großen zentralen Fragen gibt es
weiterhin Uneinigkeit innerhalb der Regierung."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1042: Ausschuss unterstützt einstimmig Pilotprojekt für den S-Bahnknoten Stuttgart (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 114/2018

Verkehrsausschuss

Ausschuss unterstützt einstimmig ETCS-Pilotprojekt für den
S-Bahnknoten Stuttgart



Stuttgart - Der S-Bahnknoten Stuttgart soll - bundesweit als erster
und damit in Pilotfunktion - für mehrere hundert Millionen Euro
digital ausgerüstet werden. Das geplante Gemeinschaftsprojekt von
Bund, Land, Region Stuttgart und Bahn sieht vor, alle im regionalen
Netz verkehrenden S-Bahnen sowie die Stellwerke mit der modernen
Signaltechnik ETCS (European Train Control System) auszustatten.
Landesverkehrsminister Winfried Hermann habe in der Sitzung vom 24.
Oktober 2018, um Unterstützung des Verkehrsausschusses gebeten,
berichtete der Vorsitzende Karl Rombach (CDU). "Die Pendler im
Großraum Stuttgart klagen seit Jahren über Unzuverlässigkeit der
S-Bahnen. Wir begrüßen daher die Bemühungen des Landes, durch digitale
Ertüchtigung des Bahnknotens Stuttgart eine dichtere Zugfolge und
damit eine Kapazitätserweiterung zu bekommen", so Rombach. Ein
entsprechender Antrag von Grünen und CDU wurde einstimmig beschlossen.

Die Modernisierung des Bahnknotens Stuttgart solle laut Darlegungen
des Ministers in der Sitzung im Rahmen des Bundesprogramms "Digitale
Schiene Deutschland" der DB AG umgesetzt werden. Weil eine zweite
Stammstrecke zur Ausweitung der Kapazität nicht möglich sei, stelle
eine digitale Steuerung über "ETCS Level 2" die einzige Möglichkeit
dar, den Takt zu verdichten und damit mehr S-Bahnen in der
Metropolregion fahren zu lassen, habe der Minister mit Verweis auf die
Machbarkeitsstudie des Bundes von McKinsey begründet. Die ersten
Umrüstungen auf digitale Stellwerkstechnologie könnten bereits 2019
stattfinden, der erste Baustein parallel zur Inbetriebnahme von
Stuttgart 21 im Jahr 2025 an den Start gehen.

"Der Ausschuss sieht die Investition in eine automatisierte
S-Bahn-Steuerung als Investition in die Attraktivitätssteigerung des
öffentlichen Nahverkehrs", so der Vorsitzende Rombach. Die
Abgeordneten unterstützten die Landesregierung deshalb darin, die
Bundesregierung zu einer Finanzierungszusage zu bewegen - und die
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen. Im
McKinsey-Gutachten heiße es, eine Bundesfinanzierung sei "zwingend
erforderlich". Bahn, Region Stuttgart und das Land Baden-Württemberg
hätten laut Minister Hermann bereits eine Förderzusage abgegeben. "Die
Mitglieder des Verkehrsausschusses hätten kein Verständnis dafür, wenn
sich wegen der Zurückhaltung des Bundes die Fertigstellung von
Stuttgart 21 noch einmal verzögern würde und, schlimmer noch, ein
Magistralenprojekt von europäischer Dimension mit veralteter
Signaltechnik realisiert würde", sagte Rombach. "Der Ausschuss wünscht
dem Schienen-Digitalisierungsprojekt eine gute Entwicklung - für die
Region und irgendwann auch darüber hinaus".

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 114/2018 - 24.10.2018
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1041: Europaausschuss im Gespräch mit Dr. Petra Püchner und Bodo Lehmann (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 113/2018

In der Sitzung am 24. Oktober 2018

Europaausschuss im Gespräch mit Dr. Petra Püchner und Bodo
Lehmann



Stuttgart. Der Ausschuss für Europa und Internationales des Landtags
von Baden-Württemberg hat sich in seiner Sitzung am Mittwoch, 24.
Oktober 2018, mit der Europabeauftragten der Ministerin für
Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau, Dr. Petra Püchner, ausgetauscht.
Ein weiterer Gesprächspartner war Bodo Lehmann, der seit April 2018
neuer Leiter der Landesvertretung bei der Europäischen Union in
Brüssel ist. "Die Herausforderungen für die Europäische Union sind
groß. Umso wichtiger ist es, dass die Europapolitik des Landes
hervorragend aufgestellt ist", so der Vorsitzende des Gremiums, der
CDU-Abgeordnete Willi Stächele. "Wir werden in Brüssel gehört und
können die Zukunft der EU mitgestalten."

Dr. Petra Püchner ist seit Januar 2018 Europabeauftragte. Sie leitet
außerdem das Steinbeis-Europa-Zentrum. Der Fokus ihrer Tätigkeit als
Europabeauftragte liegt in der Stärkung der Innovationskraft der
baden-württembergischen Wirtschaft, der Zusammenführung der Kräfte der
angewandten Forschung mit der Praxis und der Nutzung europäischer
Forschungs- und Innovationskapazitäten und Initiativen. "Wir sind sehr
gut aufgestellt und können unsere Positionen vertreten", so Dr.
Püchner. Ihre Mannschaft wirke auch als Frühwarnsystem und könne so
Themen aus Baden-Württemberg voran bringen. Regelmäßig würden
Beratungstage durchgeführt, Pressemitteilungen herausgegeben, die
Sozialen Medien würden auch genutzt.

Das Amt des Europabeauftragten wurde 1990 vom damaligen
Wirtschaftsminister Hermann Schaufler ins Leben gerufen, mit dem Ziel,
kleine und mittlere Unternehmen an die europäischen Forschungs- und
Innovationsprogramme heranzuführen, sie bei der EU-Antragsstellung zu
unterstützen und den transnationalen Technologietransfer zu
stimulieren.

"Wir als Parlamentarier müssen wissen, wer wo aktiv ist, damit wir
vermitteln können", betonte Willi Stächele.

Neuer Leiter der Landesvertretung in Brüssel ist Bodo Lehmann. Der
39-Jährige war seit 2010 in der Europäischen Kommission im Kabinett
von Günther H. Oettinger tätig. Lehmann ist in den Gremien und
Behörden der EU ausgezeichnet vernetzt. Die Brüsseler Landesvertretung
ist nun auch enger an das Ministerium der Justiz und für Europa
herangerückt. Sie wurde als eigene Referatsgruppe in die
Europaabteilung integriert. "Wir haben jetzt unsere Kräfte in Europa
maximal gebündelt. Das Leben in Europa ist schnelllebig und wir müssen
schnell reagieren können", hob der Minister der Justiz und für Europa,
Guido Wolf, hervor.

"Baden-Württemberg ist in Brüssel sehr gut aufgestellt und wird von
den Institutionen gesehen", führte Bodo Lehmann aus. Baden-Württemberg
sei stark europäisch eingestellt und lebe die grenzüberschreitende
Zusammenarbeit - und das nicht nur in Sonntagsreden. Baden-Württemberg
werde in Brüssel gehört. Als europapolitische Interessensvertretung
wolle sich die Landesvertretung künftig noch besser international
vernetzen und breiter aufstellen. Neben den allgemeinen
Veranstaltungen und den Fachveranstaltungen, die meistens am Abend
stattfinden, sollen neue Formate wie etwa ein Frühstück, hinzukommen.
Insgesamt wolle man noch aktueller werden.

Ausschussvorsitzender Stächele dankte den Gesprächspartnern und gab
ihnen mit auf den Weg, diesen Dank auch an ihre Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter weiterzugeben.

 * 
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HAMBURG/4528: Kein Platz für Sexismus - Hamburg muss nachziehen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 25. Oktober 2018

Kein Platz für Sexismus - Hamburg muss nachziehen!



Mit frauenfeindlicher und sexistischer Werbung befasst sich heute Abend der Ausschuss für Wissenschaft und Gleichstellung. Grundlage ist der Antrag 21/11506 vom Januar, mit dem die Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft unter anderem das Unterlassen sexistischer Darstellungen und Inhalte auf stadteigenen Werbemedien, die Erarbeitung von Leitlinien für diskriminierungsfreies Werben und die Schaffung einer Anlauf- und Beschwerdestelle fordert.

"Smarte Werbung kommt ohne plakativen Sexismus, die Abwertung von Frauen und abgedroschene Rollenstereotype aus", so Cansu Özdemir, frauenpolitische Sprecherin der Fraktion. "Gleichberechtigung braucht ein Umdenken in vielen Lebensbereichen. Eine Änderung des Werbeverhaltens weg vom stumpfen ?Sex Sells? auch in Hamburg wäre ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Bremen, Leipzig, Frankfurt oder jüngst München haben bereits gute Verfahren entwickelt, um die Legitimation und Reproduktion von geschlechterspezifischer Diskriminierung durch Werbung zu unterbinden. Da sollte auch Hamburg nicht zurückstehen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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HAMBURG/4527: Pflege-Volksentscheid - Gericht weist Senat in die Schranken (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 24. Oktober 2018

Pflege-Volksentscheid: Gericht weist Senat in die Schranken



Das Arbeitsgericht Hamburg hat heute entschieden, dass die Gesundheitsbehörde die Abmahnung eines Mitarbeiters aus seiner Personalakte entfernen muss. Anlass für die Abmahnung war seine vermeintliche Zuarbeit für die "Volksinitiative für mehr Personal in den Krankenhäusern" während der Dienstzeit. "Das Urteil ist eine schallende Ohrfeige für den Senat", erklärt dazu Deniz Celik, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Das Urteil macht deutlich, dass das Engagement des Mitarbeiters für das Pflegebündnis in der Dienstzeit keine Abmahnung rechtfertigt. Der Senat wurde nicht nur vom Gericht in seine Schranken verwiesen, sondern er hat sich auch bis auf die Knochen blamiert. Drangsalierung von Aktivist_innen oder die Androhung von juristischen Klagen dürfen kein Mittel der politischen Auseinandersetzung sein!"

Rund 30.000 Hamburger_innen haben mit ihrer Unterschrift für den Gesetzesentwurf der Volksinitiative dem Senat auch den Auftrag gegeben, sich inhaltlich mit ihrer Forderung auseinanderzusetzen und eine politische Lösung für den Pflegenotstand in den Hamburger Krankenhäusern zu finden, erinnert Celik: "Wir fordern den Senat auf, dem endlich nachzukommen und den demokratischen Dialog mit der Volksinitiative wieder aufzunehmen."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3210: AfD-Fraktionsvorsitzender beschädigt die Würde des Landtages (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 25. Oktober 2018

AfD-Fraktionsvorsitzender beschädigt die Würde des Landtages



Im Laufe einer Debatte im Landtag hat der Fraktionsvorsitzende der AfD wiederholt den Begriff "Neger" benutzt und versucht, diesen Ausdruck zu rechtfertigen.

Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Erneut hat die Rechtsaußen-Partei belegt, wofür sie steht. Wenn Herr Kramer sich nicht vorschreiben lassen will, was ein Schimpfwort ist, so ist das seine Sache. In seinem privaten Umfeld kann er sich ja unflätig und rassistisch äußern. In der Öffentlichkeit einer Landtagsdebatte ist das jedoch eine unerhörte Provokation, die die Menschenwürde und die Würde des hohen Hauses grob verletzt. Der Begriff "Neger" stammt aus der Rassenlehre des 18. Jahrhunderts. Endgültig zum Unwort wurde die Vokabel spätestens als die Nationalsozialisten von der "Vernegerung Frankreichs" sprachen. Sie spielten auf die französischen Truppen an, die in den 20er Jahren auch Soldaten aus den afrikanischen Kolonien einsetzten. Erneut belegt ein Repräsentant der AfD, die Nähe zum Nationalsozialismus. Das reiht sich nahtlos ein in die Boateng-Bemerkungen Gaulands und die Beleidigung Noah Beckers durch den Bundestagsabgeordneten Maier."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3209: Kommunen erhalten mehr Kompetenzen zur Sicherung der Pflegeversorgung vor Ort (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 25. Oktober 2018

Kommunen erhalten mehr Kompetenzen zur Sicherung der Pflegeversorgung vor Ort



Anlässlich der Landtagsberatung zur Änderung des Landespflegegesetzes erklärt der seniorenpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jörg Heydorn:

"Bedarfsgerechte und bezahlbare Pflege muss auch in Zukunft gewährleistet sein. Mit der Änderung des Landespflegegesetzes wollen wir das sicherstellen. Gerade mit Blick auf den demografischen Wandel in Mecklenburg-Vorpommern brauchen wir ausreichend Pflegeangebote für die zunehmend älter werdende Bevölkerung. Dafür ist es einerseits notwendig, Anreize für neue Angebote zu setzen, andererseits müssen wir dafür sorgen, dass die Angebote bezahlbar bleiben.

Zudem werden mit dem neuen Landespflegesetz die Kommunen gestärkt. Gerade die Akteure vor Ort wissen am besten, welche Versorgung notwendig ist. Deshalb soll es zukünftig möglich sein, regionale Pflegeausschüsse einzurichten. Darüber hinaus bekommen die Kommunen ein Initiativrecht zur Errichtung von Pflegestützpunkten. Das sollte aber so genutzt werden, dass die bestehende Pflegestützpunktstruktur gestärkt wird."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3208: Pflegeausbildung wird für alle schulgeldfrei (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 24. Oktober 2018

Pflegeausbildung wird für alle schulgeldfrei



Anlässlich der heutigen Aussprache zum Thema "Abschaffung des Schulgeldes für Auszubildende in der Pflege ab dem Ausbildungsjahr 2019/2020" erklärt der seniorenpolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jörg Heydorn:

"Das Schulgeld in der Pflegeausbildung fällt ab dem Schuljahr 2019/2020 in Mecklenburg-Vorpommern weg. Das ist mit Blick auf die Fachkräftesituation in der Pflege ein wichtiger Schritt. Bisher ist die Pflegeausbildung nur an den staatlichen Schulen schulgeldfrei.

Ein Jahr später wird dann die generalistsche Pflegeausbildung eingeführt, die eine angemessene Ausbildungsvergütung vorsieht. Am Ende können die Auszubildenden entscheiden, ob sie in der Kranken-, Kinderkranken- und Altenpflege tätig werden wollen. Gerade dieser Punkt muss im Land aber dazu führen, dass sich die Löhne in den einzelnen Berufsfeldern angleichen, damit Einkommensunterschiede in den Pflegeberufen nicht die Berufsentscheidung der Auszubildenden beherrschen."

 * 

Quelle:
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2355: Was bleibt, ist die Zukunft (Li)


Landtag intern 8/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Was bleibt, ist die Zukunft

von Thomas Becker



Wenn im Dezember die beiden letzten Zechen in Bottrop und
Ibbenbüren schließen, endet eine mehr als 150-jährige Ära des
industriellen Steinkohlebergbaus in Deutschland. Sie hinterlässt
allerdings auch jede Menge Arbeit. Denn wer die Welt unter Tage
anrührt, bürdet sich Aufgaben für die Ewigkeit auf.


Noch ist nicht Schluss, aber die Tage sind gezählt. Mit einem
Gefühl des Abschiednehmens sind daher viele Bergarbeiter zur heutigen
Frühschicht aufgebrochen, um in mehr als tausend Meter Tiefe ihren
Dienst zu tun. "Bergwerk Prosper-Haniel" steht auf dem Förderturm von
Schacht 10 geschrieben, der in der Kirchheller Heide in Bottrop schon
aus der Ferne zu sehen ist.

Von hier aus geht es hinab in eine Welt der Förderbänder und
Walzenschrämlader, der Flöze und Gleisanlagen, der Hobel und
Methangase. Eine Untertagewelt, um zutage zu fördern, was als das
"schwarze Gold" des Ruhrgebiets bekannt wurde und dem Land
jahrzehntelang einen wirtschaftlichen Aufschwung beschert hat. Mehr
als 150 Jahre hat die Ära der industriellen Steinkohleförderung in
Deutschland angedauert. Doch zum Jahresende ist Schicht im Schacht.
Endgültig.

Manche sagen: Endlich. Die Betriebe Prosper-Haniel in Bottrop und
Ibbenbüren im Tecklenburger Land einzustellen, sei ein längst
überfälliger Schritt - zu hoch seien die Belastungen für Mensch und
Umwelt. Etwa durch giftige Altlasten, die im Untergrund lagern, oder
durch absackende Gesteinsschichten, die Häuser und Straßen zum
Einstürzen bringen können. Wirtschaftlich völlig unrentabel sei der
Steinkohleabbau zudem in Deutschland, da sich das Material in Ländern
wie Australien in viel höher liegenden Schichten abtragen ließe.

Andere schauen wehmütig zurück. Denn der Bergbau hat gerade
Nordrhein-Westfalen, das Kernland des Steinkohlebergbaus, wie keine
andere Industrie geprägt, landschaftlich, kulturell, wirtschaftlich.
"Kohle schuf die Welt, in der wir leben", schreibt der aus Bottrop
stammende Historiker Franz-Josef Brüggemeier daher in seinem aktuellen
Buch "Grubengold". Kohle sei die Grundlage der Industrialisierung, für
Wohlstand und den Wiederaufbau nach 1945 gewesen.

Noch ist aber nicht aller Tage Abend. Und am Schacht in Bottrop, der
bald verfüllt sein wird, geht es runter in die Grube: Das Schutzgitter
des Förderkorbs schließt, der Maschinist gibt das Zeichen zur Abfahrt.
Fahrtwind dringt durch die Gitterstäbe, es rüttelt und rattert. Die
Luft wird trocken, der Druck auf den Ohren nimmt zu, ebenso die
Beklommenheit, wenn man es nicht gewohnt ist, seinen Dienst unter Tage
zu tun. Gut zwei Minuten dauert die Fahrt bis zur untersten Sohle, die
sich rund 1.250 Meter in der Tiefe befindet, oder "Teufe", wie der
Bergmann sagt. Dann bremst der Förderkorb, das Gitter öffnet sich.
Frei wird der Blick in eine unterirdische Stadt aus Schächten, Stollen
und einem Verkehrsnetz, das sich mehr als hundert Kilometer weit durch
den Berg erstreckt. Hier tragen sich Geschichten zu, die man sich in
den Kneipen des Ruhrgebiets erzählt, von Kohle und Kumpeln und dem
Gefühl, füreinander einzustehen.

Zu den Hochzeiten in den 1950er-Jahren arbeiteten bundesweit rund
600.000 Kumpel im Steinkohlebergbau. Im Juli 2018 waren es noch rund
5.000 Beschäftigte, von denen der überwiegende Teil zum Jahresende in
den Vorruhestand geht. So wie Heinrich Müller(*), ein gelernter
Vermesser, der seit mehr als drei Jahrzehnten unter Tage arbeitet.
Während der Frühschicht im August ist er als Fahrer einer Schwebebahn
im Einsatz, der "Dieselkatze", wie die Bahn hier unten heißt.

Bevor er einsteigt, erzählt der hochgewachsene Mann, dass er über das
Jahresende hinaus am liebsten weiter im Bergbau arbeiten würde. "Dafür
mache ich die Arbeit viel zu gerne", sagt er. Aber schon in ein paar
Monaten geht er in den Vorruhestand. Mit 49 Jahren. Er nimmt eine
Prise Schnupftabak. Das machen die meisten hier, um damit den
Kohlestaub aus der Nase zu schnauben.


Im Allerheiligsten der Zeche

Bis zum Erreichen des Rentenalters erhalten Bergleute ein sogenanntes
Anpassungsgeld. Vertreter aus Politik, Gewerkschaft und der Ruhrkohle
AG haben sich darauf Anfang der 1970er-Jahre verständigt. Niemand
falle "ins Bergfreie", werde also arbeitslos, dieser Satz war damals
leitend bei den Verhandlungen. Auch als im Februar 2007 das Ende des
deutschen Steinkohlebergbaus besiegelt und auf 2018 datiert wurde,
einigten sich die Verantwortlichen darauf, dass der Abschied
sozialverträglich organisiert werde sollte: Schloss eine Zeche,
erhielten Mitarbeitende die Möglichkeit, in einer anderen Zeche
weiterzuarbeiten. Und so wechselte auch Heinrich Müller vor drei
Jahren nach Bottrop. Seitdem heißt es nicht nur für ihn Abschied
nehmen, Tag für Tag.

Der Bergmann steigt in die Dieselkatze. Die Bahn treibt leicht
abschüssig in den tiefschwarzen Berg hinein. Kohlepartikel liegen in
der Luft und bedecken jeden Millimeter hier unten, auf Rohren, Fässern
und der sich schwarz färbenden Haut. Nach gut einer halben Stunde
enden die Schienen und es zeigt sich ein Schauspiel, das die Herzen
von Liebhabern des Bergbaus höher schlagen lässt: Wo die Kohle
abgebaut wird, im Streb, ertönt ein ohrenbetäubender Lärm. Hier, im
Allerheiligsten der Zeche, herrschen Temperaturen wie im Dschungel.
Plötzlich zischt ein Kohlenhobel um die Ecke. Wie ein urzeitliches
Monster aus einem Fantasy-Film, das sich kompromisslos seinen Weg
bahnt.

Der Hobel streift die Außenwand des Strebs und schält Kohlebrocken
heraus. "Jetzt nur noch zusehen und genießen", sagt ein Mitarbeiter
ehrfürchtig, bevor der Hobel mit seinen Hartmetallmeißeln an ihm
vorbeirauscht - ein Anblick für die Geschichtsbücher. Denn in drei
Tagen ist das Soll für den Abbau in diesem Streb erreicht. Danach ruht
auch der letzte noch aktive Kohlenhobel in Deutschland.


Der Blick geht nach vorne

Klar ist aber auch: Der Bergbau hinterlässt jede Menge Arbeit. Denn
die vielen Schächte und Tunnel haben Gebiete des Ruhrgebiets wie einen
Schweizer Käse durchlöchert. Manche Gegenden sind bis zu 25 Meter
abgesackt. Fast ein Fünftel des Ruhrgebiets liegt durch den Bergbau
bedingt unter dem Grundwasserspiegel und muss künstlich trocken
gehalten werden. Und dann sind da auch noch die Schwermetalle und
anderen Giftstoffe, die Zechen aus früheren Zeiten in sich bergen.

Um Langzeitfolgen und sogenannte Ewigkeitslasten in den Griff zu
bekommen, wurde schon 2007 die RAG-Stiftung gegründet. Zu ihren
Aufgaben gehört, das Grundwasser in abgesackten Regionen abzupumpen,
Dämme zu errichten und neue Wasserläufe anzulegen, um zu verhindern,
dass Städte wie Essen oder Duisburg im Wasser versinken. Tauchpumpen
sollen zudem davor schützen, dass verunreinigtes und salziges
Grubenwasser in stillgelegten Bergwerken ungehemmt steigt und mit dem
Trinkwasser in Berührung kommt.

Seit Jahren beschäftigt sich der nordrhein-westfälische Landtag mit
Themen wie diesen, vor allem im eigens eingerichteten Unterausschuss
"Bergbausicherheit". In der aktuellen Wahlperiode hat sich der
Ausschuss beispielsweise damit befasst, wie mit Verunreinigungen des
Grubenwassers durch PCB zu verfahren ist, also mit krebserregenden und
hochgiftigen Chlorverbindungen, die das Erbgut verändern. Zudem
standen Berichte der Bergbehörden, Erderschütterungen und Konzepte zur
Grubenwasserhaltung auf der Tagesordnung

Der Blick also geht nach vorne, auch in Bottrop: Bis Frühjahr 2019
sollen die Aufräum- und Säuberungsarbeiten abgeschlossen sein. Danach
schlägt die Stunde des Nachbergbaus. Dazu zählt ein modernes
Wassermanagement, durch das die RAG-Stiftung das Gruben- und
Grundwasser in stillgelegten Zechen überwacht. Es zeigt sich schon
jetzt: Die Hinterlassenschaften des Steinkohleabbaus werden die
Nachwelt vielleicht nicht bis in alle Ewigkeit, aber doch viele
Generationen lang beschäftigen.

(*)Name geändert

 * 

Quelle:

Landtag intern 8 - 49. Jahrgang, 25.09.2018, S. 12-13

Herausgeber: Der Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf

Postfach 10 11 43, 40002 Düsseldorf

Telefon (0211) 884-2472, -2442, -2304, -2309

E-Mail: email@landtag.nrw.de

Internet: www.landtag.nrw.de, www.landtagintern.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 26. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





RHEINLAND-PFALZ/4961: Neues Landesmediengesetz wird im Landtag beraten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
24.10.2018

Neues Landesmediengesetz wird im Landtag beraten - Änderungen
sorgen für Stärkung des Rundfunks in Rheinland-Pfalz



Im Landtag ist heute ein neues Landesmediengesetz in erster Lesung
beraten worden. Es wurde von den Fraktionen von SPD, FDP, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und CDU eingebracht. Hierzu erklärt der medienpolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Daniel Schäffner: "Mit der
Neufassung werden fortschrittliche Rahmbedingungen für einen pluralen
und qualitativ hochwertigen Rundfunk geschaffen. Es ist ein neues
Landesmediengesetz im Sinne einer vielfältigen und stabilen
Medienlandschaft in Rheinland-Pfalz. So wird etwa regionalisierte
Werbung zugelassen, und es soll ermöglicht werden, dass die
Zulassungen für Regionalfensterveranstalter nach zehn Jahren
verlängert werden können. Auch werden die Lizenzierung der
Regionalfensterveranstalter und die Regelung zum Medienprivileg
geändert. Eine Modifizierung des Auswahlverfahrens zur Wahl des
Direktors der Landeszentrale für Medien und Kommunikation ist
vorgesehen: Im Sinne der Bestenauslese soll die Stelle zukünftig
öffentlich ausgeschrieben werden. Dass die Bewerberinnen und Bewerber
Erfahrungen im Medienbereich mitbringen, soll festgelegt werden.
Schließlich stehen im neuen Landesmediengesetz redaktionelle
Änderungen an wie etwa die Anpassung von Begriffen an den
Rundfunkstaatsvertrag."

Schäffner sagt weiter: "Das Landesmediengesetz wird damit an neue
rechtliche und technische Fortentwicklungen angepasst. Die geplanten
Änderungen sorgen für eine Stärkung des Rundfunks in Rheinland-Pfalz.
Die Zulassungen für Regionalfensterveranstalter können verlängert
werden, um eine bessere Planungs- und Investitionssicherheit für die
Veranstalter zu ermöglichen. Die allgemeine Telemedienaufsicht wird
der Landeszentrale für Medien und Kommunikation gebündelt übertragen.
Bei der Vergabe von Übertragungskapazitäten an Plattformbetreiber kann
die Landeszentrale für Medien und Kommunikation zudem inhaltliche
Anforderungen bereits bei der Ausschreibung aufstellen."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4960: Konzeptlose Bundesregierung für Fahrverbote verantwortlich (FDP)


Pressemitteilung der FDP-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom

Konzeptlose Bundesregierung für Fahrverbote verantwortlich

Verwaltungsgericht Mainz urteilt über Diesel-Fahrverbote



Zum heutigen Gerichtsurteil zu Diesel-Fahrverboten in Mainz sagt der
verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion im rheinland-pfälzischen
Landtag, Steven Wink:

"Sollte das Diesel-Fahrverbot in Mainz tatsächlich kommen, wäre dies
ein schwerer Schlag für zehntausende Menschen. Ebenfalls würde ein
Fahrverbot viele Unternehmen im ganzen Land vor große Probleme
stellen. Es wäre die Folge der jahrelangen Untätigkeit der
Bundesregierung. Die Bundeskanzlerin hat es nicht geschafft,
tragfähige Konzepte gegen Fahrverbote auf den Weg zu bringen. Dies ist
einer der größten politischen Skandale der vergangenen Jahre. Den
Preis für die Konzeptlosigkeit der Bundesregierung zahlen wohlmöglich
bald auch die Menschen und Unternehmen in Rheinland-Pfalz.

Während die Bundesregierung untätig bleibt, hat der
rheinland-pfälzische Verkehrsminister Dr. Volker Wissing schnell und
unbürokratisch Maßnahmen gegen Fahrverbote auf den Weg gebracht. So
unterstützt das Land die Städte Mainz, Ludwigshafen und Koblenz dabei,
die Stickstoffdioxid-Belastungen zu reduzieren. Fakt ist, dass sich
die Luftqualität in den Innenstädten dank der gemeinsamen
Anstrengungen von Land und Städten kontinuierlich verbessert. Der
Trend zeigt klar auf, dass die getroffenen Maßnahmen Wirkung zeigen.

Die große Stärke unseres liberalen Rechtsstaats ist es, dass jedem der
Klageweg offen steht. Dies ist die Grundlage unserer starken
Demokratie. Völlig unverständlich aber ist die Klage der Deutschen
Umwelthilfe gegen die Stadt Mainz. Ein Abmahnverein mit fragwürdiger
Finanzierungsstruktur setzt seine eigenen politischen Interessen gegen
die Menschen unseres Landes durch. Dass es der DUH tatsächlich darum
geht, die Umwelt zu schützen, ist unglaubwürdig.

Die Bundesregierung muss dringend prüfen, ob die Deutsche Umwelthilfe
weiterhin von den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern mitfinanziert
werden soll. Es ist schwer nachzuvollziehen, warum die Bürgerinnen und
Bürger einen Verein finanzieren sollen, der ihnen aktiv Schaden
zufügt."

 * 
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ASIEN/985: Vietnam - Nguyen Phu Trong als neuer Staatspräsident gewählt (Stefan Kühner)


Nguyen Phu Trong als neuer Staatspräsident Vietnams gewählt

von Stefan Kühner, 25. Oktober 2018



Die Nationalversammlung Vietnams wählte am 23.10.2018 den Vorsitzenden
der KP Vietnams Nguyen Phu Trong in das Amt des Präsidenten Vietnams.
Der Präsident ist das Staatsoberhaupt Vietnams. Die Amtszeit beträgt
fünf Jahre. Die Neuwahl des Präsidenten war durch den plötzlichen Tod
von Tran Dai Quang vor einem Monat erforderlich geworden.

In der Nachfolge von Vietnams legendärem Präsidenten Ho Chi Minh
genießt der Staatspräsident in Vietnams Bevölkerung ein hohes Ansehen.
Trong ist der erste Politiker seit Staatsgründer Ho Chi Minh, der
sowohl das Amt des Parteivorsitzenden als auch des Staatspräsidenten
innehat. Das doppelte Amt bedeutet eine große Ehre, ist damit aber
auch mit hoher Verantwortung verbunden.




[image: Foto: By Unknown author (copy from Báo Cà Mau) [Public domain], via Wikimedia Commons]

Ho Chi Minh in einer Aufnahme von 1946, mit persönlicher Widmung an seine Patentochter

Foto: By Unknown author (copy from Báo Cà Mau) [Public domain], via Wikimedia Commons



Trong setzt sich im Einvernehmen mit der Partei, der
Nationalversammlung und der Regierung für die wirtschaftliche
Weiterentwicklung Vietnams und die Verbesserung der Lebenssituation
der Bevölkerung ein. Ein zweiter wichtiger Aspekt ist der Erhalt der
Unabhängigkeit Vietnams in wirtschaftlichem und militärischem Sinne.
Wie sein Vorgänger tritt auch er für die Deeskalation der Spannungen
mit China und den Aufbau und Erhalt guter Beziehungen zu allen
Nachbarländern und Nationen der Welt ein. Dies gehört in Vietnam zu
den Hauptaufgaben des Präsidenten.

In vielen westlichen Medien wird er als Hardliner denunziert -
insbesondere, weil er mit Nachdruck die grassierende Korruption in
Vietnam bekämpft. Dabei schonte er auch hohe und höchste Funktionäre
in der Partei und staatlichen Ämtern nicht, wenn sie Schmiergelder
angenommen oder staatliche Mittel veruntreut hatten. Da dabei auch
Personen waren, die sich vor einer Strafverfolgung nach Deutschland in
Sicherheit bringen wollten, werfen ihm die BRD-Medien Unterdrückung
von "Regimegegnern" vor und behaupten, der Kampf gegen die Korruption
sei nur vorgeschoben, um den Kampf zweier Linien, Wirtschaftsreformer
gegen Unterdrücker, zu kaschieren.

 * 

Quelle:
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LATEINAMERIKA/1821: Schmutziger Wahlkampf-Endspurt in Brasilien (poonal) 


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Schmutziger Wahlkampf-Endspurt in Brasilien



(Berlin, 24. Oktober 2018, poonal) - In der letzten Woche vor der
Stichwahl in Brasilien am 28. Oktober verschärft der Favorit für die
Präsidentschaft, der rechtsextreme Jair Bolsonaro, noch einmal die
Tonlage. Gleichzeitig werden immer mehr verstörende Details bekannt.
Viele Brasilianer*innen fühlen sich an die Zustände unter der
Militärdiktatur (1964-1985) erinnert. Zehntausende demonstrierten am
Samstag, 20. Oktober, in vielen Städten Brasiliens gegen Bolsonaro.
Sie warnten vor einem radikalen Rechtsruck und plädierten für die
Verteidigung von Rechtsstaat und Demokratie.

Am selben Wochenende haben Brasiliens Bundespolizei und Justiz
Ermittlungen wegen der massenhaften Versendung von Falschinformationen
in sozialen Medien aufgenommen. Die Ermittlungen der Bundespolizei
richteten sich gegen Technologieunternehmen der Kommunikationsbranche
wegen des Verdacht der Verleumdung beider Präsidentschaftskandidaten,
erklärte der Minister für öffentliche Sicherheit, Raul Jungmann. Zuvor
hatte die Arbeiterpartei PT des Gegenkandidaten Fernando Haddad
Strafanzeige gegen den rechtsextremen Konkurrenten Jair Bolsonaro
wegen der Verbreitung von Falschinformationen über den
Nachrichtendienst WhatsApp erstattet.


Massenhafter Einsatz von Fake News

Zuvor hatte die angesehene Tageszeitung "Folha de São Paulo"
berichtet, Unternehmen hätten vor der ersten Wahlrunde am 7. Oktober
ein massenhaftes Verschicken von WhatsApp-Nachrichten an viele von
Brasiliens 120 Millionen WhatsApp-Nutzer*innen finanziert, in denen
der linke Präsidentschaftskandidat Fernando Haddad verleumdet wurde.
Sowohl die Verschickung sogenannter Fake News als auch eine
Wahlkampffinanzierung seitens Unternehmen sind in Brasilien verboten.

Bolsonaro wies die Vorwürfe zurück und erklärte, er sei nicht für das
Verhalten von Unterstützer*innen seiner Kampagne verantwortlich.
WhatsApp hat bereits angekündigt, Unternehmen künftig davon abhalten
zu wollen, den Dienst für das massenhafte Versenden von Nachrichten zu
nutzen. Facebook sperrte am 22. Oktober zahlreiche Accounts von
Bolsonaro-Unterstützer*innen. Die nun gesperrten Seiten seien für die
Verbreitung von Falschmeldungen und illegaler Propaganda genutzt
worden, begründete Facebook den Schritt.


"Es riecht nach Faschismus"

Für Aufregung sorgten zudem Äußerungen von Jair Bolsonaros Sohn
Eduardo, der Anfang Oktober in das Bundesparlament wiedergewählt
worden war. Auf einer Wahlkampfveranstaltung im Juli verkündete
Eduardo Bolsonaro auf die Frage, was passieren würde, falls ein
gewählter Präsident Bolsonaro daran gehindert würde, das Amt
anzutreten: "Wenn wir das Oberste Gericht schließen wollen, reicht es,
zwei Soldaten hinzuschicken". Das Video der Veranstaltung wurde erst
am Wochenende bekannt.

Diese Aussage rief große Kritik hervor. Der Vorsitzende des Obersten
Gerichts, Dias Toffoli, nannte die Äußerungen einen "Angriff auf die
Demokratie". Fernando Haddad bezeichnete den Ex-Militär und seine
Söhne als "Milizionäre", die eine Gefahr für das Land darstellten. "Es
riecht nach Faschismus", erklärte der renommierte Ex-Präsident
Fernando Henrique Cardoso. Ein weiterer Richter des Obersten
Gerichtshofs, Alexandre de Moraes, forderte am 22. Oktober die
Staatsanwaltschaft auf, zu prüfen, ob Eduardo Bolsonaros Äußerungen
gegen nationale Sicherheitsgesetze verstoßen haben.

In Umfragen für die Stichwahl am Sonntag, 28. Oktober liegt der
umstrittene Rechtsaußen mit 55 bis 60 Prozent in Führung. Der
63-Jährige hat mehrfach frauenfeindliche und rassistische Äußerungen
gemacht. Er vertritt konservative Werte und eine liberale
Wirtschaftspolitik. Mehrfach lobte der langjährige Bundesabgeordnete
die Zeit der Militärdiktatur sowie die Anwendung von Folter. Den
ersten Wahlgang Anfang Oktober hatte Bolsonaro mit großem Vorsprung
gewonnen.


URL des Artikels:
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HOCHSCHULE/2244: Hochschul-Barometer - Stimmungsaufschwung bei großen Fachhochschulen (idw)


Stifterverband, 24.10.2018

Hochschul-Barometer: Stimmungsaufschwung bei großen Fachhochschulen



Erstmals ist die Stimmung an großen Fachhochschulen besser als an allen
anderen Hochschulgruppen. Hochschulen spielen eine wesentliche Rolle bei
der wirtschaftlichen Entwicklung der Region. Das sind Ergebnisse des
aktuellen Hochschul-Barometers, das der Stifterverband zusammen mit der
Heinz Nixdorf Stiftung jährlich herausgibt.

Berlin, 24.10.2018. Mit ihrer aktuellen Situation sind die Hochschulen in
Deutschland ganz zufrieden. Die Stimmung bleibt damit im Durchschnitt seit
fünf Jahren stabil. Massiv verbessert hat sich die Stimmung an den großen
Fachhochschulen. Sie stehen erstmals an der Spitze des
Stimmungsbarometers. Auf einer Skala von -100 bis +100 ist der Index in
fünf Jahren stark gestiegen und liegt derzeit bei +37,1 Punkten. 2013
waren es noch 8,2 Punkte.

Grund für die gute Stimmung ist der optimistische Blick in die Zukunft.
Die großen Fachhochschulen gehen davon aus, dass sich die Finanzsituation
in den nächsten fünf Jahren positiv entwickeln wird und die
Wettbewerbsfähigkeit in der Forschung und in der Lehre steigt. Die kleinen
Fachhochschulen sind dagegen weniger optimistisch. Sie stehen am Ende der
Zufriedenheitsskala mit +14,1 Punkten.

Hochschulen stärken wirtschaftliche Entwicklung in den Regionen

Die Vernetzung und Zusammenarbeit der Hochschulen stärkt nicht nur die
Wissenschaft, sondern auch die Regionen selbst, sagen die befragten
Rektoren und Präsidenten der Hochschulen. Im Durchschnitt kooperieren die
Hochschulen mit sechs weiteren Hochschulen aus der Region. Bei den
Kooperationen spielt nicht nur der Gewinn der wissenschaftlichen
Leistungsfähigkeit eine Rolle. Drei Viertel der befragten Hochschulen
meinen, dass dadurch vor allem der Wissens- und Forschungstransfer
gefördert wird. 70 Prozent der Hochschulen sehen den Mehrwert in der
Innovations- und Wirtschaftsförderung der Region.

In der konkreten Zusammenarbeit geht es in rund 85 Prozent der Hochschulen
um kooperative Promotionen, knapp zwei Drittel (65 Prozent) kooperieren
bei der Entwicklung von neuen Forschungsfeldern und Studiengängen. Etwa
jede zweite Hochschule arbeitet in den Bereichen Wissenstransfer (52,8
Prozent) und Gründungsförderung (45,6 Prozent) mit anderen Hochschulen
zusammen. Infrastrukturen werden dagegen nur selten geteilt. Lediglich 38
Prozent der Hochschulen geben an, dass sie Labore gemeinsam nutzen, 20
Prozent teilen ihre Hörsäle.

Insgesamt wollen 89 Prozent der befragten Hochschulen die regionale
Hochschulkooperation weiter ausbauen. Doch die bevorzugten Partner
unterscheiden sich je nach Hochschultyp. So will die Mehrheit der
staatlichen Fachhochschulen die strategische Zusammenarbeit mit den
Universitäten stärken. Diese suchen aber eher überregionale und
internationale Hochschulkooperationen.

Gute Noten für Stiftungsprofessuren

Mehr als 80 Prozent der Hochschulen schätzen Stiftungsprofessuren als
wertvolles Instrument der Wissenschaftsförderung ein. Ihre Erwartungen,
vor allem mehr Ressourcen für die Forschung, aber auch für die Lehre
bereitstellen zu können, sehen die meisten als erfüllt an. Mehr als drei
Viertel sehen keine Gefahr durch Einflussnahme der Mittelgeber. Als größte
Herausforderung sehen allerdings 84 Prozent der Hochschulen, die
Stiftungsprofessur nach Ablauf der Förderung in den regulären Stellenplan
zu übernehmen. Das gelingt laut Befragung bei jeder zweiten Professur. Das
zweitgrößte Hindernis ist die mäßige Einbindung des Stiftungsprofessors in
die Strukturen der Hochschulen.

Weitere Einzelheiten und Ergebnisse des aktuellen Hochschul-Barometers
finden Sie unter:

www.hochschul-barometer.de


Das Hochschul-Barometer ist ein Stimmungsbarometer deutscher
Hochschulleitungen. In einer jährlichen, repräsentativen Umfrage wollen
der Stifterverband und die Heinz Nixdorf Stiftung von allen Rektoren und
Präsidenten der Hochschulen in Deutschland wissen, wie sie ihre momentane
Situation und ihre Perspektiven einschätzen. Schwerpunktthemen im
aktuellen Hochschul-Barometer sind neben regionalen Hochschulkooperationen
und Stiftungsprofessuren auch Open Science. Diese Ergebnisse wurden
bereits veröffentlicht. Die Befragung für das nächste Hochschul-Barometer
beginnt Anfang November.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 
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LANDWIRTSCHAFT/1769: Solidarisch wirtschaften (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 424 - September 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Solidarisch wirtschaften

Kein unbegrenztes Wachstum in einer begrenzten Welt möglich

von Sinay Gandenberger



Eine Wirtschaftsweise und Gesellchaftsform, die das Wohlergehen aller
zum Ziel hat und die ökologischen Lebensgrundlagen erhält", das ist
das Ziel der sogenannten "Degrowth-" oder auch
"Postwachstumsbewegung". Die Idee des Postwachstums kommt aus
Frankreich und entfachte dort bereits in den siebziger Jahren
Diskussionen um ein Nullwachstum oder sogar eine Wachstumsrücknahme
für das Gleichgewicht der Erde. Der französische Begriff
"décroissance" beschreibt eine Verminderung, um zu einem Gleichgewicht
zurückzukehren, wie beispielsweise ein Fluss, der nach einer
Überschwemmung wieder in das ursprüngliche Flussbett zurückkehrt. In
einer Welt mit begrenzten Ressourcen ist ein unbegrenztes Wachstum
schlichtweg nicht möglich - das erscheint logisch und einleuchtend. In
den 2000er Jahren wurde die Idee wieder verstärkt aufgegriffen und
formte die heute sogenannte "Degrowth-Bewegung". Ursprünglich in
Frankreich wiederentdeckt, schwappten die Ideen in weitere europäische
Länder über. Es gründeten sich Forschungsinstitute, Zeitungen, aber
auch Lebensmittelkooperativen, die sich mit den Grundsätzen des
Postwachstums beschäftigten. Seit 2008 finden Degrowth-Konferenzen in
verschiedenen Ländern statt, die als Vernetzungs-, Lern- und
Diskussionsort von Wissenschaftler_innen, Praktizierenden und
Aktivist_innen dienen. Die Grundsätze werden mehr und mehr in der
Öffentlichkeit diskutiert und von verschiedensten Medien und
Publikationen aufgegriffen.

Möglichst geringer Verbrauch

Zentrale Werte einer Postwachstumsgesellschaft im Sinne der
Degrowth-Bewegung sind Achtsamkeit, Solidarität und Kooperation.
Dagegen steht das in der Gesellschaft verankerte Leitbild "höher,
schneller, weiter", was die Konkurrenz zwischen den Menschen
befördert. Diese Rivalität führt zu Überforderung sowie zur
Ausgrenzung von Einzelnen. Als Ausdruck einer internationalen
Solidarität beinhaltet die Idee des Postwachstums die Verringerung von
Produktivität und Konsum im globalen Norden und die Ermöglichung einer
selbstbestimmten Gestaltung der Gesellschaften im globalen Süden. Ein
Grundprinzip der Postwachstumsgesellschaft ist die Suffizienz, also
genügsam zu leben und sich der begrenzten Ressourcen täglich bewusst
zu sein. Daraus ergibt sich ein möglichst geringer Rohstoff- und
Energieverbrauch mit der Konsequenz der Veränderung vorherrschender
Konsummuster. Trotz des Konsumverzichts steht ein zufriedenstellendes
Leben jedes Einzelnen im Vordergrund. Ein Beispiel dafür ist, dass nur
die wirklich benötigte Menge von Gütern konsumiert wird. Auch eine
längere Haltbarkeit von Gebrauchsgegenständen und Reparieren senken im
Vergleich zur "Wegwerfgesellschaft" den Ressourcenverbrauch. Weitere
konkrete Umsetzungen der Postwachstumsprinzipien sind das Einsparen
von Energie oder das Teilen von Gütern. Durch das Teilen und den
Austausch von Wissen und Können steigt das Gemeinschaftsgefühl in der
Gesellschaft, so die Idee. Der Degrowth-Prozess versteht sich als
soziale Veränderung, anstatt einen einseitigen Fokus auf
technologische Neuerungen und Effizienzsteigerung zu legen, um
ökologischen Problemen zu begegnen. Weiter sollen demokratische
Entscheidungsformen ausgebaut werden, um die politische Teilhabe zu
verbessern.

Solidarisch wirtschaften

Auch in der Landwirtschaft wirken die tief in der Gesellschaft
verankerten Strukturen - häufig zu Lasten der Erzeuger_innen und der
Umwelt. Der Trend der billigeren und effizienteren
landwirtschaftlichen Erzeugung wird der Arbeit, dem Risiko und dem
Wert der Nahrung nicht gerecht. Das Konzept der Solidarischen
Landwirtschaft versucht hier basierend auf dem solidarischen
Grundgedanken betriebsindividuelle Antworten zu finden. Die Prinzipien
der Solidarischen Landwirtschaft (auch SolaWi) passen als praktische
Umsetzung sehr gut zur Degrowth-Bewegung. Der Ansatz möchte
Abhängigkeiten von Menschen, die in der Landwirtschaft arbeiten,
durchbrechen. Häufig entstehen aus der Abhängigkeit Zwänge, die zu der
Ausbeutung der eigenen Person oder der Umwelt führen. Die
Solidarischen Landwirtschaft bedeutet einen Zusammenschluss von
landwirtschaftlichen Betrieben oder Gärtnereien mit privaten
Haushalten. Alle Beteiligten sind Mitglieder einer
Wirtschaftsgemeinschaft. Die Mitglieder verpflichten sich, einen auf
Grundlage der geschätzten Jahreskosten im Voraus festgelegten Betrag
an den Betrieb zu zahlen. Mitarbeit der Mitglieder wird oft vereinbart
oder angestrebt. Den Bewirtschafter_innen wird dadurch ermöglicht, den
Betrieb nachhaltig und bedürfnisorientiert sowie unabhängiger von
Marktzwängen zu bewirtschaften. Durch die bedarfsgerechte Erzeugung
sinkt die Lebensmittelverschwendung, da strenge Vorgaben des Handels
bezüglich äußerlicher Qualitätskontrollen wie Größe und Form von
Gemüse außer Kraft gesetzt werden. Das Konzept bietet die Möglichkeit
einer "Win-win"-Situation für Erzeuger_innen und Abnehmer_innen. Für
die Abnehmer_innen ergeben sich frische, qualitativ hochwertige,
vielfältige, saisonale und regionale Nahrungsmittel sowie der Bezug zu
den Erzeuger_innen, Transparenz, Einblicke in die Praxis und Wissen.
Für die Bewirtschaftenden bedeutet das Konzept Planungssicherheit, die
Möglichkeit der Unterstützung sowie ein gesichertes Einkommen und
Wertschätzung für die geleistete Arbeit. Gerade aktuell bürden die
Klimaveränderungen der letzten Jahre Bäuerinnen und Bauern ein Risiko
auf, welches sie alleine nicht tragen können. Das Teilen des Risikos
kann eine enorme Entlastung darstellen.

Zukunftsfähiges Konzept

Der Grundgedanke ist naheliegend und trotzdem fast revolutionär. Es
fällt nicht sofort leicht, die alten marktorientierten Prägungen zu
vergessen. Doch der Anstieg der SoLaWi-Betriebe in den letzten Jahren
spricht für sich. Die Bewegung und der Bedarf wachsen. Viele SoLaWis
haben lange Wartelisten. Natürlich ist die konkrete Umsetzung nicht
immer leicht. Vor allem müssen die Kommunikation und das Vertrauen
untereinander ein tragendes Gerüst für alle Mitglieder bilden. Für das
Entstehen dieser Basis muss genug Zeit und Kapazität eingeplant
werden, da das Konzept sonst nicht funktionieren kann.

Systemwechsel in der Praxis

Jutta und Jürgen Kröll haben einen Bio-Milchviehbetrieb im Westerwald.
2014 haben sie den Betrieb um Gemüseanbau nach dem Konzept der
Solidarischen Landwirtschaft erweitert. Die SoLaWi Stopperich hat 120
Anteile. "Als Milchbauer ist der Ansatz der Solidarischen
Landwirtschaft für mich ein enormer Unterschied zum herkömmlichen
marktorientierten System. Ja, es ist ein Systemwechsel!", so Jürgen
Kröll. "Meine Arbeit erhält eine große Wertschätzung der Mitglieder.
Bei Schwierigkeiten wie beispielsweise der enormen Trockenheit merke
ich, dass die Mitglieder hinter uns stehen. Alle machen sich Gedanken
und gemeinschaftlich ist es so viel leichter Lösungen zu finden als
alleine", so der Milchbauer. Karl Giesecke ist Gärtner in der
solidarischen Gemüsekooperative Rote Beete bei Leipzig. Dort arbeiten
sechs Gärtner_innen und versorgen insgesamt circa 500 Menschen mit
Gemüse. "Das Konzept der SoLaWi schafft Selbstversorgung,
Selbstvertrauen, Selbstorganisation und Gemeinschaftsbildung für alle
Mitglieder", so der Gärtner. "Außerdem ist das Mitbestimmungsrecht
aller Mitglieder eine Art Kontrollfunktion der Kooperative, damit sich
Einzelinteressen nicht verstärkt durchsetzen können. So können die
sozialen, ökonomischen und ökologischen Säulen der Kooperative
leichter im Gleichgewicht gehalten werden." Seit ungefähr einem Jahr
ist die SoLaWi Rote Beete komplett genossenschaftlich organisiert,
sodass alle Produktionsmittel allen Mitgliedern gehören.
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1319: Lebensmittel im Blickpunkt - Soja, eine proteinreiche Alternative zu Tierprodukten (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
24.10.2018

Lebensmittel im Blickpunkt: Soja - eine proteinreiche Alternative zu
Tierprodukten

Nur geringe Belastung mit Schimmelpilzgiften - Mehr Schwermetalle als bei
anderen pflanzlichen Produkten



Sojaprodukte sind seit Jahren auf dem Vormarsch. Hierzulande zunächst
vielen als Würzmittel für die asiatische Küche bekannt, greifen inzwischen
auch viele Veganer und Vegetarier zu Sojabohnenerzeugnissen, die dank
ihres Proteinreichtums ein guter Ersatz für tierische Lebensmittel sind.
Sojamilch wird von Menschen mit Laktoseintoleranz und Kuhmilchallergikern
als Alternative zu Milchprodukten genutzt. Die Untersuchungsergebnisse der
Lebensmittelüberwachung zeigen, dass Sojaerzeugnisse nur selten mit
Schimmelpilzgiften belastet sind, wie das Bundesamt für Verbraucherschutz
und Lebensmittelsicherheit (BVL) in Berlin betont. Häufiger werden in
Sojabohnen verschiedene Schwermetalle gefunden, die sie auf natürliche
Weise aus dem Boden aufnehmen.

Im Monitoring 2016, einem bundesweiten repräsentativen
Untersuchungsprogramm, wurden 124 Proben Sojabohnen und Sojaerzeugnisse
(Mehl, Grieß und Flocken) auf Schimmelpilzgifte (Mykotoxine) sowie
gesundheitlich unerwünschte chemische Elemente untersucht. Bei gut einem
Drittel der Produkte war Deutschland als Herkunfts- bzw. Verarbeitungsland
angegeben, bei einem weiteren Drittel ein anderer EU-Staat. Rund ein
Sechstel der im Monitoring untersuchten Proben stammten von außerhalb der
EU. Bei zwölf Prozent konnte die Herkunft nicht ermittelt werden.

Belastung mit Schimmelpilzgiften im Vergleich zu Getreide gering

Schimmelpilzgifte (Mykotoxine) sind Stoffwechselprodukte von
Schimmelpilzen, die auf verschiedene Weise in Lebensmittel gelangen
können. Sie sind in der Natur weit verbreitet. Die wichtigsten Mykotoxine
sind Aflatoxine, Ochratoxin A, Patulin, Fusariumtoxine sowie
Mutterkornalkaloide. Sie können beim Menschen zu unterschiedlichen
Krankheiten führen, beispielsweise die Entstehung von Krebs begünstigen,
Nieren- und Leber schädigen oder Durchfall und Erbrechen verursachen. Die
meisten Mykotoxine können auch durch hohe Temperaturen beim Kochen, Braten
und Backen nicht zerstört werden.

Ergotalkaloide oder Mutterkornalkaloide werden unter anderem vom Pilz
Claviceps purpurea gebildet und können witterungsbedingt in allen
Getreidearten vorkommen. Sojabohnen und deren Erzeugnisse wurden 2016 im
Gegensatz zu Getreideerzeugnissen zum ersten Mal auf Ergotalkaloide
untersucht und wiesen vergleichsweise geringe Gehalte auf. Dennoch zeigen
die Untersuchungsergebnisse, dass neben den für Mutterkornalkaloide
anfälligen Getreidearten, zum Beispiel Roggen, auch in Soja 
Ergotalkaloid-Befunde auftreten können. Auf EU-Ebene wird derzeit diskutiert,
Höchstgehalte für die Summe von 12 Ergotalkaloid-Einzelsubstanzen in
Getreideprodukten einzuführen.

Fusarientoxine können auf dem Feld im Zeitraum von der Blüte bis zur Ernte
gebildet werden, eine Untergruppe bilden die Trichothecene T-2- und
HT-2-Toxin. Die Entstehung ist stark witterungsabhängig, eine feuchte und
kalte Witterung kann die Entwicklung von Fusarienpilzen und damit die
Toxinbildung beschleunigen. Auf EU-Ebene sind Richtwerte für die Summe der
T-2- und HT-2-Toxine in Getreide und Getreideerzeugnissen als Lebensmittel
und Futtermittel festgelegt, die allerdings auf Sojabohnen und deren
Erzeugnisse nicht anwendbar sind.

Sojabohnen wurden letztmalig im Jahr 2011 auf T-2-/HT-2-Toxin untersucht.
Damals konnten diese Fusarientoxine in keiner Probe quantitativ bestimmt
werden. Die Unter-suchung von 2016 bezog auch die 
Soja-Verarbeitungsprodukte Mehl und Flocken ein.

In Sojabohnen waren hier ebenso wie im Jahr 2011 keine T-2-/HT-2-Toxine
nachweisbar, gleiches gilt für die erstmalig untersuchten Sojamehlproben.
Bei Sojaflocken traten jedoch einzelne hohe Gehalte bei einer Probe mit
Herkunft aus Österreich auf.

Höhere Gehalte an Schwermetallen als in anderen pflanzlichen
Lebensmitteln

Von den amtlichen Prüflaboratorien der Bundesländer wird ebenfalls
regelmäßig das Vorkommen von gesundheitlich unerwünschten chemischen
Elementen in Sojaerzeugnissen untersucht - so auch im Rahmen des
Monitoring. Unter den chemischen Elementen finden sich Schwermetalle wie
Blei, Cadmium, Quecksilber und Nickel. Von solchen Kontaminanten können -
je nach Gehalt in Lebensmitteln - gesundheitliche Risiken für die
Verbraucher ausgehen.

Sojabohnen wurden im Monitoring in den Jahren 2011 und 2016 auf Blei,
Cadmium, Nickel, Aluminium und Arsen untersucht. Verarbeitete
Sojaerzeugnisse wurden 2013 (Tofu) und 2016 (Sojamehl, Sojagrieß und
Sojaflocken) auf diese Elemente analysiert. Bei Tofu wurde zusätzlich der
Quecksilbergehalt analysiert. Die Ergebnisse zeigen, dass in Sojabohnen im
Vergleich zu anderen Lebensmitteln pflanzlicher Herkunft höhere Gehalte an
Cadmium, Nickel und Aluminium auftreten können. Diese Befunde sind
hauptsächlich darauf zurückzuführen, dass Sojabohnen im erhöhten Maße
bestimmte Schwermetalle und Elementverbindungen auf natürliche Weise aus
dem Boden aufnehmen. Zudem wurde festgestellt, dass die untersuchten
verarbeiteten Sojaerzeugnisse (Mehl, Grieß und Flocken) höhere Gehalte an
Aluminium, Nickel und insbesondere an Cadmium aufwiesen als unverarbeitete
Sojabohnen. Die Gründe hierfür sollen in zukünftigen Untersuchungen
geklärt werden. Bei Tofu wurden hingegen nur geringe Elementgehalte
gemessen.

Aus Gründen des gesundheitlichen Verbraucherschutzes ist in der 
EU-Kontaminanten-Verordnung ein maximal zulässiger Höchstgehalt für Cadmium
in unverarbeiteten Sojabohnen in Höhe von 0,2 mg/kg festgeschrieben. Bei
keiner der im Monitoring 2016 untersuchten Sojabohnen-Proben war dieser
Höchstgehalt überschritten.

Erfreulich: Die Cadmiumgehalte in unverarbeiteten Sojabohnen sind im
Vergleich zum Monitoring 2011 um ca. 48 Prozent zurückgegangen.

Manche Menschen reagieren allergisch auf Soja

Zu den Hauptanbauländern von Sojabohnen, die botanisch zu den
Hülsenfrüchten zählen, gehören Brasilien, China und die USA. Nach jüngsten
Erhebungen bezieht die EU aktuell mehr als 50 % seiner gesamten 
Soja-Einfuhren aus den USA, 40 Prozent stammen aus Brasilien. In Europa wird
Soja vor allem in südlichen Ländern wie Italien, Frankreich und Rumänien
angebaut. Aber auch in Deutschland nimmt der Anbau zu. Nach Angaben des
Statistischen Bundesamtes stieg 2018 die Anbaufläche in Deutschland auf
23.900 Hektar (2016: 16.400 Hektar). Im Lebensmittelbereich wird in der
Regel auf zertifizierte bzw. ökologisch erzeugte Sojabohnen
zurückgegriffen - dort darf kein gentechnisch verändertes Soja verwendet
werden. Die Labore der Bundesländer untersuchen auch Lebensmittel auf das
Vorhandensein nicht zugelassener gentechnisch veränderter Organismen
(GVO). Für Soja konnten im Jahr 2016 keine Auffälligkeiten festgestellt
werden.

Der Verzehr der proteinreichen Sojabohnen und Sojaerzeugnisse hat in den
letzten Jahrzehnten weltweit an Bedeutung gewonnen. Soja enthält
hochwertiges Eiweiß, viele Mineralstoffe und Vitamine, einen hohen Anteil
an mehrfach ungesättigten Fettsäuren und Ballaststoffen. Soja ist
cholesterinfrei und der "Sojatrunk" wird zum Beispiel als Milchersatz im
Sinne einer laktosefreien, milcheiweißfreien und glutenfreien Ernährung
verwendet. Allerdings reagieren manche Menschen auch allergisch auf Soja,
zum Beispiel Birkenpollenallergiker, da einige Eiweiße in Sojaprodukten
dem auslösenden Allergen der Birkenpollen ähnlich sind.


Hintergrundinformation

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) ist
eine eigenständige Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft. Das BVL ist für die
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln, Tierarzneimitteln und gentechnisch
veränderten Organismen in Deutschland zuständig. Im Bereich der
Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit übernimmt es umfassende
Managementaufgaben und koordiniert auf verschiedenen Ebenen die
Zusammenarbeit zwischen dem Bund, den Bundesländern und der Europäischen
Union. In der Rubrik "Lebensmittel im Blickpunkt" stellt das BVL
regelmäßig Informationen zu bestimmten Lebensmitteln zusammen.


Weiterführende Informationen:

Berichte zur Lebensmittelsicherheit - Monitoring:

http://www.bvl.bund.de/monitoring

Schimmelpilzgifte in Lebensmitteln:

http://www.bvl.bund.de/Schimmelpilzgifte

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 
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Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), 24.10.2018
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AKTUELL/105: Universitätsstudie Bayernwahl 2018 stellt Ergebnisse vor (idw)


Universität Passau - 24.10.2018

Universitätsstudie Bayernwahl 2018 stellt Ergebnisse vor



Was hat die Wählerinnen und Wähler in Bayern bewegt - und vor allem:
Wohin haben sie sich bewegt? Antworten darauf gibt die Universitätsstudie
Bayernwahl 2018, an der Forscherinnen und Forscher der Universitäten
Passau, Regensburg und München mitwirken. Die ersten vorgestellten
Ergebnisse einer groß angelegten Nachwahlbefragung sowie einer
bayernweiten Telefonbefragung zeigen: Es gibt klare Gewinner, einen großen
Verlierer und einige Überraschungen.

Im besonderen Fokus des Lehrforschungsprojektes standen die
Wählerwanderungen dieser Landtagswahl, die sich auch in den vorläufigen
Ergebnissen schon klar nachzeichnen lassen.

Bayernweit: Dämpfer für CSU, Zulauf für Grüne, SPD in Auflösung

"Wir können zeigen, dass die CSU bayernweit in beträchtlichem Umfang
Wählerinnen und Wähler verloren hat", sagt Kommunikationswissenschaftler
Prof. Dr. Thomas Knieper von der Universität Passau. "Die Ströme von der
CSU weg speisen in recht ähnlichem Ausmaß die Grünen, und die Freien
Wähler, in höherem Ausmaß von knapp 340 000 Stimmen die AfD. Die CSU kann
diese massiven Abwanderungen aber durch die Mobilisierung von Nichtwählern
zumindest etwas abdämpfen." Besonders interessant sei der Vergleich zur
Bundestagswahl 2017: "Hier hat die CSU im Vergleich kaum verloren und die
AfD nichts hinzugewonnen. Man darf sich also durchaus auch die Frage
stellen, ob der Vormarsch der AfD letztlich an Tempo verliert", so
Knieper. "Die Wählerwanderungsanalyse demonstriert jedenfalls ganz klar,
dass die Austauschbeziehungen unter der Oberfläche sehr komplex sind."

Klare Gewinner aus Sicht der Wissenschaft sind die Grünen: Sie haben nicht
nur massiv CSU-Wählerinnen und -Wähler (ca. 200 000 Stimmen) gewonnen,
sondern auch bei der SPD (über 250 000) - "und sie haben zudem viele
ehemalige Nichtwähler an die Urne mobilisiert", so Statistiker Dr. Joachim
Schnurbus. Von Abwanderungen profitiert haben auch die Freien Wähler: Sie
haben der CSU ca. 180 000 ehemalige Stimmen abgeworben, der SPD knapp 140
000 und der FDP ca. 50 000.

In großem Stil verloren hat die SPD - und dies sozusagen in alle
Richtungen: Die meisten Stimmen gingen an die Grünen, aber auch die Freien
Wähler, die Linken und die CSU haben von ehemaligen SPD-Stimmen
profitiert. "Bei der SPD sehen wir ernstzunehmende Auflösungserscheinungen
eines Auslaufmodells", konstatiert Knieper. "Angesichts der überraschend
starken Gewinne der Grünen aus fast allen politischen Richtungen wird die
SPD schwer zu ihrer einstigen Form als größte Oppositionspartei in Bayern
zurückfinden können."

Die 5 wichtigsten Ergebnisse aus Passau

In zehn zufällig gezogenen Passauer Stimmbezirken nahmen über 60 Prozent
der Wählerinnen und Wähler an der Nachwahlbefragung teil. Die
Kernergebnisse sind:

• Die CSU verliert Wählerinnen und Wähler an fast alle Parteien, die
meisten an die AfD (9,7 Prozent) und die Grünen (9,3 Prozent)

• Die SPD, FDP und die Linke haben jeden Fünften an die Grünen
verloren (jeweils ca. 20 Prozent).

• Die größte Loyalität weisen in der Stadt Passau die Wählerinnen
und Wähler der Grünen auf: 74.2 Prozent der Grünen-Wähler von 2013 haben
diese erneut gewählt.

• Die geringste Loyalität hat die SPD: Nur etwa ein Drittel der
SPD-Wähler von 2013 haben diese auch 2018 gewählt.

• Die AfD konnte im Vergleich zur letzten Landtagswahl am stärksten
die Nichtwählerinnen und -wähler mobilisieren.

Bislang über 21 000 Interviews

Im ersten Teilprojekt wurden rund 17 200 Exit Polls, also
Nachwahlbefragungen, vor Wahllokalen in München (ca. 6 500 Interviews),
Regensburg (6 200) und Passau (4 500) durchgeführt. "Die Wählerinnen und
Wähler wurden nach der Wahl gezielt angesprochen und gebeten, einen
Fragebogen auszufüllen. Alle Fragebögen wurden in einer versiegelten Urne
gesammelt. So wurde sichergestellt, dass die oder der einzelne Befragte
anonym bleibt", beschreibt Dr. Stefan Mang vom Institut für Markt- und
Wirtschaftsforschung der Universität Passau den Ablauf. "Die Daten selbst
wurden erst nach Schließung der Wahllokale ausgewertet." Bei der
Nachwahlbefragung werde strengstens darauf geachtet, dass die eigentliche
Wahl nicht behindert oder beeinflusst wird. Die Teilnahme an der Befragung
war freiwillig.

Das zweite Teilprojekt besteht aus einer bayernweiten Telefonbefragung vor
und nach der Wahl, die ebenfalls vom Institut für Markt- und
Wirtschaftsforschung der Universität Passau vorgenommen wird. In der nun
vorgelegten Auswertung wurden die vor dem Wahlsonntag erhobenen Daten aus
rund 4 500 Telefon-Interviews systematisch mit den Ergebnissen der Exit
Polls sowie den aggregierten Daten der amtlichen Wahlergebnisse auf
Gemeinde- und Stimmbezirksebene kombiniert. "Der zweite Teil der
Telefonbefragung sowie die ebenfalls laufende Online-Befragung runden die
bisherigen Teilprojekte ab", so Stefan Mang. "Neben dem Wahlverhalten kann
hier insbesondere der Meinungs- und Willensbildungsprozess bei der
Wahlentscheidung nachvollzogen werden." Das finale Ergebnis aus allen
Teilprojekten wird voraussichtlich Anfang Dezember vorliegen.

Das Gesamtprojekt versteht sich als Fortsetzung eines 2013 in München
begonnenen Lehr-Forschungs-Projektes zur Landtags- und Bundestagswahl. Die
damaligen Ergebnisse sind im Buch "Exit Polls und Hybrid-Modelle: Einer
neuer Ansatz zur Modellierung von Wählerwanderungen" dokumentiert. "Es ist
uns wichtig, dass unsere Methoden in diesem Projekt vollkommen transparent
und für die Öffentlichkeit nachvollziehbar sind", erläutert Joachim
Schnurbus. "Teil des Projektgedankens ist zudem, dass die Ergebnisse in
der weiteren Forschung und Lehre zum Einsatz kommen und unser
wissenschaftlicher Nachwuchs sowie unsere Studierenden von der Expertise
aus drei Wissenschaftszweigen profitieren können."

Der Kern der interdisziplinären Forschungsgruppe besteht aus Prof. Dr.
Thomas Knieper (Universität Passau, Lehrstuhl für Computervermittelte
Kommunikation), Prof. Dr. Helmut Küchenhoff (LMU München; Statistisches
Beratungslabor), Dr. Stefan Mang (Universität Passau, Institut für Markt-
und Wirtschaftsforschung), PD Dr. Joachim Schnurbus (Universität Passau,
Lehreinheit für Statistik), Prof. Dr. Paul W. Thurner (LMU München,
Lehrstuhl für Empirische Politikforschung und Policy Analysis), Prof. Dr.
Melanie Walter-Rogg (Universität Regensburg, Professorin für
Politikwissenschaft mit Schwerpunkt Methoden) sowie Prof. Dr. Harry Haupt
(Universität Passau, Lehrstuhl für Statistik).

Das Projekt wird von der Fritz Thyssen Stiftung gefördert.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution79

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Passau, 24.10.2018
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RAUB/1164: Ankara - Symbolkarre Marktöffnung ... (SB)




Deutschland und die Türkei verbindet eine lange und enge
Zusammenarbeit. Über drei Millionen Menschen türkischer Herkunft leben
in unserem Land. Deutschland ist für die Türkei der wichtigste
Handelspartner. Über 7.500 deutsche Unternehmer sind in der Türkei
engagiert. Auf der Reise will ich unsere Beziehungen weiter
intensivieren. Deutschland hat ein Interesse an stabilen und
dynamischen Wirtschaftsbeziehungen mit der Türkei.

Peter Altmaier (Bundesminister für Wirtschaft und Energie) [1]

Die Turbulenzen in den deutsch-türkischen Beziehungen waren nichts
weiter als ein oberflächlicher Wellenschlag auf dem tiefen Ozean
unerschütterlicher gemeinsamer Interessen. Diesen Eindruck vermittelt
zumindest die Bundesregierung, welche die heftigen Kontroversen der
jüngeren Vergangenheit für ausgeräumt erklärt und von einer
Normalisierung der Beziehungen spricht. Wer gehofft haben mochte, daß
die Talfahrt der türkischen Wirtschaft Recep Tayyip Erdogan
entscheidend schwächen und der Berliner Regierungspolitik die
Gelegenheit geben würde, Druck auf den Machthaber auszuüben, um die
Repression im Land zu mildern, sieht sich getäuscht. Ganz im Gegenteil
greifen Bundesregierung und Wirtschaft dem türkischen Präsidenten
unter die Arme, um ihn aus dem Sumpf der Krise zu ziehen und Geschäfte
aller Art mit ihm zu machen. Die Türkei ist und bleibt ein
wirtschaftlicher und geostrategischer Partner der Bundesrepublik, was
für die Opfer von Ausbeutung, Unterdrückung und Verfolgung unter dem
Deckmantel proklamierter Normalität um so verheerende Auswirkungen
hat.

Erdogan hatte bei seinem jüngsten Deutschlandbesuch Kreide gefressen,
um genau das zu erreichen, was ihm nun in unverhohlener
Bereitwilligkeit gewährt wird. Der Bundesminister für Wirtschaft und
Energie, Peter Altmaier, ist mit einer über 30köpfigen hochrangigen
Wirtschaftsdelegation für einen zweitägigen Besuch in der Türkei zu
Gast, um die Zusammenarbeit in Wirtschafts- und Energiefragen zu
vertiefen. Altmaier wird dazu auf der Webseite des Ministeriums mit
den Worten zitiert, Deutschland und die Türkei verbinde eine lange und
enge Zusammenarbeit. "Über drei Millionen Menschen türkischer Herkunft
leben in unserem Land. Deutschland ist für die Türkei der wichtigste
Handelspartner. Über 7.500 deutsche Unternehmer sind in der Türkei
engagiert. Auf der Reise will ich unsere Beziehungen weiter
intensivieren. Deutschland hat ein Interesse an stabilen und
dynamischen Wirtschaftsbeziehungen mit der Türkei."

Unter Vorsitz Altmaiers und der türkischen Handelsministerin Ruhsar
Peksan tagt erstmals die Joint Economic and Trade Commission (JETCO),
bei der sich der deutsche Wirtschaftsminister mit seinen Gastgebern
darüber austauschen will, wie die Rahmenbedingungen für die
Zusammenarbeit verbessert und konkrete Projekte umgesetzt werden
können. Die bilaterale Zusammenarbeit soll insbesondere in den
Bereichen Handel, industrielle Kooperation, Tourismus und
Infrastruktur ausgebaut werden. Gemeinsam mit dem türkischen
Energieminister, Fatih Dönmez, eröffnet Altmaier zudem die zweite
Sitzung des deutsch-türkischen Energieforums. Geplant sind auch
Gespräche mit Finanz- und Schatzamtsminister Berat Albayrak, dem
Schwiegersohn Erdogans, sowie Industrieminister Mustafa Varank und
Parlamentspräsident Binali Yildirim.

Weitere Programmpunkte sind unter anderem eine Kranzniederlegung am
Atatürk-Mausoleum und ein Empfang von über 400 geladenen Gästen aus
Wirtschaft und Zivilgesellschaft. Und natürlich wird Altmaier die
Reise auch dazu nutzen, Vertreter von Stiftungen und Organisationen
der türkischen Zivilgesellschaft zu treffen und mit ihnen über
aktuelle Entwicklungen des Landes zu sprechen. [2] Mit diesem
obligatorischen Programmteil soll dem Vorwurf der Boden entzogen
werden, der Bundesminister schere sich nicht um die Menschenrechte.
Als gelte es, zuletzt noch einmal die Prioritäten klarzustellen,
schließt die offizielle Pressemitteilung mit dem lapidaren Satz: "Das
deutsch-türkische Handelsvolumen lag 2017 bei 37,6 Mrd. Euro." Wenn
das kein schlagendes Argument ist, sich nicht von Nebensächlichkeiten
wie Krieg gegen die Kurdinnen und Kurden, Repression gegen jegliche
Opposition, Massenverhaftungen und zahllose vernichtete Existenzen,
Gleichschaltung der Medien und vielen weiteren Gewaltakten des
Präsidialregimes keinesfalls in die Suppe blühender Kollaboration
spucken zu lassen!

Erdogan hat diese Unterstützung bitter nötig, da die dramatische
Talfahrt der Landeswährung anhält, bei einer Inflationsrate von 25
Prozent die türkischen Unternehmen ihre Kapitalkraft und die Bürger
ihre Kaufkraft einbüßen, und die Wirtschaft in Richtung einer tiefen
Rezession abrutscht. Altmaier will seinen Teil dazu beitragen, daß
dieses für die Bundesrepublik aus verschiedenen Gründen so wichtige
Schwellenland nicht abschmiert: "Das Land war ein zuverlässiger
Wachstumsmarkt über die letzten Jahre. Und wir haben ein Interesse
daran, dass das so bleibt und an der Südostflanke Europas keine neuen
Unsicherheiten oder Instabilität entstehen." Der Unionspolitiker sorgt
sich um die Investitionen deutscher Firmen, die teils ein
unternehmerisches Risiko trügen, teils über die Instrumente der
Außenwirtschaftspolitik wie die Hermes-Kreditbürgschaften abgesichert
werden könnten. Die Bundesregierung hatte im vergangenen Jahr die
Risikoabdeckung für Ausfuhrgeschäfte deutscher Firmen mit der Türkei
in Form von Hermes-Bürgschaften bei 1,5 Milliarden Euro gedeckelt.
Nach Angaben aus Regierungskreisen wurde dieser Deckel
zwischenzeitlich wieder aufgehoben. In den ersten sechs Monaten des
Jahres 2018 hat die Bundesregierung Lieferungen und Leistungen in die
Türkei in Höhe von 830 Millionen Euro mit Exportgarantien abgesichert.
Eine intensive Einzelfallprüfung trage dem "Gesichtspunkt der
Risikosteuerung ausreichend Rechnung", hieß es dazu aus dem Haus
Altmaiers. [2]

Im Troß des Ministers sind neben Parlamentariern und Fachbeamten
Vertreter von Konzernen wie Siemens, Eon, BASF, SAP, Metro, EWE,
Enercon, Steag und Thyssenkrupp Marine Systems mitgereist, um Nägel
mit Köpfen zu machen. Zur Delegation gehört Siemens-Chef Joe Kaeser,
der den dicksten Fisch an Land zu ziehen hofft. Neben Energieprojekten
ist die Eisenbahnmodernisierung das mit 35 Milliarden Euro größte
Vorhaben auf der Agenda in Ankara. Bislang existiert eine gut 500
Kilometer lange Verbindung zwischen Ankara und Istanbul als
Hochgeschwindigkeitsstrecke, die gemeinsam mit Siemens gebaut wurde.
Viele andere Strecken sind veraltet, sie stammen ursprünglich aus der
legendären Bagdad-Bahn, die der damalige deutsche Kaiser und der
Sultan bauen ließen. Kaeser knüpft gewissermaßen an historische Zeiten
an, wenn er auf Erdogans Drang nach monumentalen Prestigeprojekten
spekuliert und darüber verhandelt, den Aufbau eines modernen
Schienennetzes in der Türkei voranzutreiben. Dabei geht es nicht
zuletzt um die Frage, ob Deutschland das Projekt über eine
Hermes-Bürgschaft absichert oder sogar mit einem staatlichen Kredit
kofinanziert. Berührungsängste mit despotischen Regimen kennt Kaeser
offenbar nicht, sah er sich doch in den vergangenen Tagen heftiger
Kritik ausgesetzt, weil er erst nach tagelangem Zögern seine Teilnahme
an der Wirtschaftskonferenz in Saudi-Arabien abgesagt hat.
Bezeichnenderweise sehen dieselben Medien, die ihn deswegen empört
angegangen sind, in seiner Türkeireise nicht etwa ein identisches
Muster, sondern im Gegenteil eine beiläufige Möglichkeit, von der
Kontroverse im Kontext der Ermordung des Journalisten Khashoggi
abzulenken. [3]

Galt Erdogans Regime noch vor kurzem deutschen Politikern als zu
heikel, um sich dort blicken zu lassen, so hat sich der Wind gedreht.
Die Bundesregierung beschloß den ohnehin von ihr angestrebten
Kurswechsel in der Türkeifrage, zumal der türkische Präsident einige
seiner politischen Häftlinge aus Deutschland freigelassen hat. Statt
auf die sofortige Freilassung der restlichen Geiseln zu drängen oder
gar die Frage Zehntausender politischer Gefangener grundsätzlich zu
thematisieren, interpretiert man das taktische Signal aus Ankara wie
beabsichtigt als Entspannung und Türöffner. Seit vergangener Woche
inszeniert sich Erdogan gar als Ermittler und Chefankläger gegen das
Königreich Saudi-Arabien, gibt sich unversehens als Kämpfer für
Menschenrechte und Pressefreiheit, mit denen man ihn am allerwenigsten
in Verbindung bringen würde.

Wenn deutsche Wirtschaftsvertreter fordern, die Türkei müsse bei
Rechtssicherheit, Investorenschutz und der Unabhängigkeit der
türkischen Zentralbank das Vertrauen der Investoren wieder stärken,
sind damit handfeste Profitinteressen angesichts heftiger
ökonomischer, politischer und sozialer Verwerfungen angesprochen.
Deutsche Konzerne hatten bekanntlich nie Probleme damit, ihre Gewinne
auch und gerade in Diktaturen und autoritären Regimen einzufahren, wo
die Arbeitskraft besonders gnadenlos ausgebeutet wird. Einzige
nennenswerte Hürde war die wankelmütige Stimmung der deutschen Medien
und Öffentlichkeit, die mitunter solche Fälle aufs Korn nahmen, so daß
sich die betreffenden Unternehmen unter Abwägung des
geschäftsschädigenden Ansehensverlustes zum taktischen Rückzug und
Verlagerung ihrer Aktivitäten in andere kaum weniger prekäre
Verhältnisse veranlaßt sahen.

In der Türkei herrschen jedoch selbst aus Sicht deutscher Unternehmen
teilweise Verhältnisse, die sie am Sinn ihrer Tätigkeit zweifeln
lassen. Nach Auffassung Günter Seuferts, Türkei-Experte der Stiftung
Wissenschaft und Politik (SWP), trägt die türkische Regierung eine
erhebliche Mitverantwortung für die Finanzkrise. Das gelte für die
einseitige Kanalisierung öffentlicher Gelder und Kredite in die
Bauindustrie, die heute in einer Überproduktions- und Schuldenkrise
stecke. Das gelte auch für intransparente Ausschreibungsverfahren, die
ein undurchdringliches Profitnetzwerk zwischen Regierungspartei und
großen Bauunternehmen geschaffen hätten, das ausländische Investoren
abschrecke.

Hinzu kämen hilflose Versuche, die Finanzkrise mittels fragwürdiger
Regulierung einzudämmen. So sind alle Firmen und Privatpersonen seit
Oktober gezwungen, ihre Verträge mit Zulieferern, Vermietern und
lokalen Mitarbeitern in der Landeswährung Lira zu indexieren. Außerdem
gilt für sechs Monate, daß Exporteure mit Sitz in der Türkei ihre
Exporterlöse nicht etwa auf das deutsche Bankkonto des deutschen
Mutterkonzerns transferieren dürfen. Auch müssen die Erlöse zu
mindestens 80 Prozent in türkischer Lira indexiert sein. Das stärkt
türkische Banken, schwächt aber die ausländischen Exporteure, die sich
nun auf eine äußerst volatile Währung stützen müssen. Eine andere
Maßnahme sieht vor, daß Unternehmen mit einem Zehn-Prozent-Rabatt
werben können, um die Inflation einzudämmen, wobei unklar ist, was das
für Firmen bedeutet, die nicht an der Aktion teilnehmen.

Auch hat sich das einstige Paradies deutscher Urlauber in ein
Hochrisikoziel verwandelt, was insbesondere für Berufsgruppen wie
Menschenrechtler oder Journalisten und für Deutsche mit engen
persönlichen Bindungen in die Türkei gilt. Nun weist das Auswärtige
Amt darauf hin, daß mit nicht nachvollziehbaren Inhaftierungen auch in
den Touristenregionen zu rechnen sei. Man müsse davon ausgehen, daß
auch nichtöffentliche Kommentare in sozialen Medien etwa durch anonyme
Denunziation an die türkischen Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet
werden. Der konsularische Zugang zu Inhaftierten seitens der deutschen
Botschaft werde in einigen Fällen nicht gewährt, weshalb Deutschen zu
erhöhter Vorsicht geraten und empfohlen wird, sich in die
"Krisenvorsorgeliste der Konsulate und der Botschaft einzutragen", was
nicht gerade nach einem entspannten Urlaub klingt. [4]

Wenngleich ein Ende der Finanzkrise in der Türkei nicht absehbar ist,
betonen Berliner Regierungskreise, das Land habe nach wie vor die
Fähigkeit zu strategischen Investitionen und sei von einer Pleite weit
entfernt. Das ist ein Signal, wie es sich Recep Tayyip Erdogan nur
wünschen kann. Mit dem deutschen Wirtschaftsminister empfängt die
türkische Regierung einen willkommenen Gast, der neben
zuversichtlichen Worten auch konkrete Vorschläge im Marschgepäck
mitbringt, wie eine Hand die andere wäscht.


Fußnoten:

[1] www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2018/20181025-altmaier-reist-in-tuerkei.html

[2] www.handelsblatt.com/politik/deutschland/altmaier-in-ankara-das-image-der-tuerkei-ist-ein-problem-fuer-deutsche-unternehmen/23226030.html

[3] www.spiegel.de/wirtschaft/tuerkei-peter-altmaier-und-joe-kaeser-werben-fuer-bahnprojekt-a-1234836.html

[4] www.spiegel.de/reise/aktuell/auswaertiges-amt-verschaerft-erneut-reisehinweise-fuer-die-tuerkei-a-1234855.html
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NAHOST/1630: Syrien - USA suchen Kriegslegitimation ... (SB)


Syrien - USA suchen Kriegslegitimation ...



Schlagzeilen, empörte Kommentare und verdammende Leitartikel gibt es
in den westlichen Medien für zivile Opfer des Syrienkriegs offenbar
nur, wenn diese durch Bomben und Raketen der russischen und syrischen
Streitkräfte ums Leben kommen. Anders ist die unterschiedliche
Berichterstattung im Jahr 2017 über die russisch-syrische
Rückeroberung der Rebellenhochburg Ostaleppo im Nordwesten Syriens und
die Großoffensive der US-Streitkräfte und ihrer kurdischen Verbündeten
gegen Rakka, damals noch "Hauptstadt" des Kalifats der "Terrormiliz"
Islamischer Staat (IS) im gleichnamigen Gouvernement im syrischen
Norden, nicht zu verstehen. In beiden Fällen kamen Tausende Zivilisten
ums Leben, doch nur Russen und Syrern wurde fehlende Rücksicht auf
Nicht-Kombattanten vorgeworfen, Mordabsicht unterstellt.

Während in Aleppo inzwischen der Wiederaufbau und die Wiederansiedlung
heimkehrender Kriegsflüchtlinge auf Hochtouren läuft, gleicht Rakka
einer gigantischen Trümmerlandschaft, unter der noch unzählige Leichen
und Blindgänger liegen und in der Seuchen grassieren. Wie das
Nachrichtenportal Middle East Eye am 18. Oktober unter Verweis auf die
saudische Tageszeitung Al Hayat berichtete, ist das Stadtzentrum von
Rakka samt Amtsgebäuden, Schulen und Krankenhäusern zu 80 Prozent
zerstört. Dort steht keine einzige Struktur mehr, die höher als ein
Stockwerk wäre. Die Stadt hat 30.000 Wohnungen durch Bombardements
oder Aufräumarbeiten ganz verloren. Weitere 25.000 gelten als "schwer
beschädigt". Mehr als 60 Brücken bedürfen der Reparatur oder müssen
ersetzt werden. Über die traurigen Verhältnisse in Rakka erfährt man
im NATO-Gebiet wenig.

Auch die jüngsten Angriffe der US-Luftwaffe, die am 18., 19. und 20.
Oktober Dutzende Zivilisten im ostsyrischen Gouvernement Deir ez-Zor
das Leben kosteten, waren beiderseits des Nordatlantiks kein Anlaß zu
einer umfangreichen Berichterstattung, geschweige denn zu einem
Nachdenken über Sinn und Zweck der westlichen Kriegsintervention in
Syrien. Bei den Bombenabwürfen auf eine Moschee und mehrere umliegende
Wohnhäuser in der Kleinstadt Al Sousa kamen nach Angaben der in
Großbritannien ansässigen Syrischen Beobachtungsstelle für
Menschenrechte 63 Zivilisten und 22 IS-Kämpfer ums Leben. Die syrische
Regierung hat den Vorfall als Teil einer illegalen Aggression aufs
Schärfste verurteilt. Im Namen der Vereinigten Staaten erklärte der
Pentagonsprecher, Armeeoberst Sean Ryan, die Operation sei
kriegsrechtlich einwandfrei weil gegen ein militärisches Ziel
gerichtet gewesen. Er äußerte sein Bedauern angesichts eventueller
ziviler Opfer und gab dem IS die Schuld wegen der angeblichen Nutzung
der Moschee als Waffenlager und Dschihadisten-Treffpunkt.

Al Sousa liegt im Rückzugsgebiet des IS in der Wüstenregion im Osten
Deir ez-Zors, nahe der Grenze zum Irak. Seit Mitte September gehen die
US-Streitkräfte und die Syrischen Demokratischen Kräfte (SDF), deren
Mitglieder sich zum größten Teil aus der syrisch-kurdischen
Kampfformation YPG, Ablegerin der türkisch-kurdischen PKK,
rekrutieren, dort nach eigenen Angaben verstärkt gegen den IS vor.
Daran hat man in Moskau und Damaskus erhebliche Zweifel, seit führende
Vertreter der Regierung von US-Präsident Donald Trump, allen voran
Außenminister Mike Pompeo, Verteidigungsminister James Mattis und der
Nationale Sicherheitsberater John Bolton, in den letzten zwei Monaten
bei diversen Anlässen erklärt haben, die amerikanischen Streitkräfte
würden solange in Syrien bleiben, bis nicht nur der IS besiegt worden
sei, sondern auch alle iranischen Militärs nach Hause zurückgekehrt
seien und eine "demokratische" Regierung - gemeint ist eine ohne
Präsident Baschar Al Assad - an der Macht sei.

Offenbar ist der Wille Washingtons, das Projekt "Regimewechsel in
Damaskus" trotz der Niederlage der Rebellen nach sieben Jahren Krieg
doch noch durchzudrücken, ungebrochen. Zu diesem Zweck hat das
US-Militär nicht nur rund 20 Basen, darunter mehrere mit Start- und
Landebahnen, im kurdischen Siedlungsgebiet an der Grenze zur Türkei im
Norden Syriens eingerichtet, sondern auch den strategisch wichtigen
Knotenpunkt Al Tanf im Osten des Gouvernements Homs besetzt. Dort
haben sich rund 300 Soldaten, die meisten von ihnen Amerikaner, aber
auch ein Kontingent französischer Fallschirmjäger, niedergelassen und
eine "demilitarisierte Zone" eingerichtet, die sich quasi über das
Grenzdreieck Syrien-Irak-Jordanien erstreckt und durch die die
wichtigste Verbindungsstraße zwischen Damaskus und Bagdad verläuft.
Bei mehreren Schießereien haben die NATO-Truppen ihre Bereitschaft, Al
Tanf notfalls vor vorrückenden syrische Soldaten zu verteidigen, unter
Beweis gestellt. Um die Position bei Al Tanf zu halten, hat das
US-Verteidigungsministerium im September 100 Marines zur Verstärkung
dorthin abkommandiert.

Das alles ist natürlich völkerrechtlich illegal. Die Regierung Syriens
hat lediglich Rußland und den Iran um militärischen Beistand bei der
Aufstandsbekämpfung gebeten. Die USA haben sich 2014 unter dem Vorwand
der "Terrorbekämpfung" in den Syrienkrieg eingemischt und wollen
offenbar - IS-Existenz hin oder her - bleiben, um "den unheilvollen
Einfluß" Teherans zurückzudrängen. Bei der Mission leisten die
US-Medien dem Pentagon wichtige Schützenhilfe. Statt über das für die
USA wenig schmeichelhafte Blutvergießen bei Al Sousa zu berichten,
wartete am 22. Oktober die New York Times mit einem herzzerreißenden
Bericht über die desaströsen Zustände im Flüchtlingslager Rukban auf,
wo rund 50.000 Menschen in Bretterbuden vor sich hin vegetieren,
Sandstürmen ausgeliefert sind und nicht genug zu essen haben. Doch es
drängt sich der Verdacht auf, daß das Hauptinteresse des führenden
Sprachrohrs des US-Imperialismus nicht darin bestand, Mitleid für das
Schicksal der Flüchtlinge zu erwecken, sondern die Tatsache
hervorzuheben, daß sie den Schutz der US-Streitkräfte bei Al Tanf
genießen. Mit dem Artikel "Misery 'Every Day, Every Hour' in Syrian
Camp. And Now, It's Grown Critical" haben die NYT-Reporter Hwaida
Saad und Megan Specia der US-Militärpräsenz in Syrien einen
humanitären Anstrich verliehen.

Nicht weniger "eingebettet" waren die Reporter von NBC News und der
Nachrichtenagentur Associated Press, die vor wenigen Tagen den
Oberbefehlshaber der US-Streitkräfte im Nahen Osten, Armeegeneral
Joseph Votel, bei einer streng geheimen Reise nach Al Tanf begleiten
und somit als erste Pressevertreter überhaupt Amerikas Brückenkopf in
Ostsyrien betreten und besichtigen durften. Entsprechend patriotisch
fielen die Artikel der beiden Redaktionen aus, die im Internet am 22.
Oktober (Associated Press) und am 23. Oktober (NBCNews.com)
erschienen. Dort erklärte Votel, der Auftrag der Soldaten in Al Tanf
bestehe hauptsächlich in der Ausbildung von mindestens 100 Kämpfern
der Gruppe Maghawir al Thawra (MAT), die aus früheren Mitgliedern der
nicht mehr existierenden Freien Syrischen Armee (FSA) besteht, sowie
der Bekämpfung des IS.

Selbst wenn der anti-iranische Charakter der amerikanischen Besetzung
von Al Tanf nicht explizit zum Ausdruck gebracht wurde, räumte der
CENTCOM-Chef im typischen Pentagonsprech doch folgendes ein: "Ich will
nicht verhehlen, daß unsere Präsenz, die Zusammenarbeit mit unseren
Partnern und der Ausbau der Beziehungen hier einen indirekten Effekt
auf einige der üblen Aktivitäten hat, die der Iran und seine
Stellvertreter und Verbündeten in der hiesigen Gegend entfalten
möchten." Nach der etwas gewundenen Beschreibung der taktischen
Überlegungen kam Votel auf das strategische Ganze zu sprechen: "Der
fortgesetzte Druck, den wir hier ausüben, ist für die Diplomaten eine
wirklich große Hilfe, wo sie doch jetzt mit der Suche nach einer
politischen Lösung beginnen, die hier schließlich erforderlich sein
dürfte." Gemeint sind damit sicherlich lediglich die Diplomaten aus
Washington, London und Paris und nicht die aus Damaskus, Moskau oder
Teheran.
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FRAUEN/753: Nicaragua - Aufruf der Solidarität mit feministischer Bewegung (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Nicaragua

Aufruf der Solidarität mit feministischer Bewegung

Von Articulación Feminista de Nicaragua



(Managua, 15. Oktober 2018, ContrahegemoníaWeb) - Mitteilung der
feministischen Plattform Articulación Feminista Nicaragua: "Wir
Feminist*innen aus Nicaragua verurteilen die zunehmende Repression
durch das Regime von Ortega und Murillo. Am Morgen des 14. Oktobers
versammelten sich dutzende Personen, um unter dem Motto "Vereint für
die Freiheit" zu demonstrieren. Hunderte von Polizist*innen hielten
die Demonstrierenden auf und nahmen willkürlich mindestens 23 Personen
fest - ohne Haftbefehl und unter maßloser Anwendung von Gewalt.

Unter den dutzenden Personen, die von der Polizei festgenommen wurden,
sind auch unsere Compañeras, die Teil der feministischen Plattform
Articulación Feminista sind*. Mit derselben Entschlossenheit klagen
wir auch die Festnahme unserer Compañeras Haydee Isabel Castillo
Flores und Lottie Cunningham Wren am Morgen des 15. Oktobers im
Flughafen von Managua an. Wir sind weder über ihren Aufenthaltsort
noch über ihre körperliche Unversehrtheit informiert worden.

Wir klagen den Ausnahmezustand an, der vom Regime Ortega-Murillo
erzwungen wurde und der friedliche Demonstrationen der
selbstorganisierten Bevölkerung verbietet und unterdrückt. Die
gesetzlich festgelegten Rechte auf freie Meinungsäußerung und auf
friedliche Versammlung werden verletzt und damit auch die
grundlegenden Menschenrechte der Bevölkerung.

Wir fordern:


	Die sofortige Freilassung der 23 Personen, die am Morgen des 14. Oktober festgenommen wurden und die Befreiung der mehr als 300 politischen Gefangenen, die wegen ihres Protests gegen das Regime Ortega-Murillo eingesperrt wurden

	Die Gewährleistung der körperlichen Unversehrtheit aller festgenommenen Personen



Wir rufen die internationale Gemeinschaft auf, ihre Augen auf
Nicaragua zu richten und die Menschenrechtsverletzungen anzuklagen und
zu dokumentieren, die seit dem 18. April gegen die Zivilbevölkerung
begangen worden sind.

Wir rufen die internationalen feministischen Netzwerke, Kollektive,
Plattformen und Menschenrechtsorganisationen auf, weiterhin die
Menschenrechtsverletzungen in Nicaragua anzuklagen und das
internationale solidarische Netz weiter zu knüpfen, das vor dem
Hintergrund der Repression so notwendig ist.

Wir Feminist*innen bekräftigen, dass wir uns der Freiheit, der
Gerechtigkeit und der Demokratie in Nicaragua verpflichten. Wir werden
nicht aufhören, die Willkür und die Verbrechen des Orteguismo
anzuklagen, der das Land in Beschlag nehmen will und mit Hilfe von
Pistolenkugeln und Gefängnismauern an der Macht bleiben will.

Sie werden uns nicht zum Schweigen bringen!

Feministische Plattform ARTICULACIÓN FEMINISTA DE NICARAGUA"


* Die Verhafteten sind: Marlen Auxiliadora Chow Cruz und Tamara Dávila
Rivas, Suyen Barahona Cuan, Ana Margarita Vijil Gurdián, Ana Lucía
Álvarez Vijil, Alba Luz Aragón Dávila, Marcela Martínez Guzmán,
María Alejandra Machado Blandón, Sandra Cuadra, Geisel Solís, María
Dolores Monge Aguilar und María de los Ángeles Gutiérrez.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/nicaragua-aufruf-der-solidaritaet-mit-feministischer-bewegung/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MELDUNG/190: Mietpreisentwicklung vertieft die soziale Spaltung in Deutschland (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 25. Oktober 2018

Gutachten: Mietpreisentwicklung vertieft die soziale Spaltung in
Deutschland

SoVD-Präsident Adolf Bauer: "Über eine Million Haushalte fallen durch Miete
unter Hartz-IV-Niveau"



Die Mietpreisentwicklung vertieft die soziale Spaltung in Deutschland. "Das
verminderte Einkommenswachstum der ärmsten zehn Prozent aller Haushalte
verstärkt die Auswirkungen steigender Mieten für diejenigen, die ohnehin
geringe Einkommen aufweisen", heißt es in einem Gutachten, das der
Sozialverband SoVD heute in Berlin vorgestellt hat.

"Armutsgefährdete und einkommensschwache Haushalte werden stark durch
Mieten belastet. Besonders benachteiligt von der Mietpreisentwicklung sind
Alleinerziehende, Rentnerinnen und Rentner sowie Menschen mit
Migrationshintergrund", sagte SoVD-Präsident Adolf Bauer. "Über eine
Million Haushalte fallen durch die Miete unter Hartz-IV-Niveau", so Bauer.

Aus Sicht des Verbandspräsidenten muss die Politik mit einem umfassenden
Investitionsprogramm für die öffentliche Wohnungsbauförderung gegensteuern.
Dieses Programm soll nach Auffassung des SoVD insbesondere Wohnraum für
mittlere und untere Einkommen schaffen. Zudem fordert der Verband die
Bundesregierung auf, den sozialen Wohnungsbau entschlossener in die Hand zu
nehmen. "Keinesfalls dürfen die Probleme am Wohnungsmarkt allein dem
Kräftespiel der Wirtschaft überlassen werden. Dies wäre nicht nur unsozial,
sondern gefährlich, betonte Adolf Bauer.

Das Gutachten kommt weiter zu den Ergebnissen, dass in den Großstädten
weitaus mehr Wohnraum fehlt, als die bisher angenommene Zahl von 1,9
Millionen. "Die parlamentarische Politik hat das Problem knappen und teuren
Wohnraums zu spät erkannt", heißt es in dem Gutachten. Dessen Autor Stephan
Junker stellt in seiner Bewertung fest, dass die Probleme mit
Markteingriffen oder hohe Subventionen für Privatpersonen und Unternehmen
angegangen werden könnten.

Der SoVD vertritt die sozialpolitischen Interessen der gesetzlich
Rentenversicherten, der gesetzlich Krankenversicherten und der
pflegebedürftigen und behinderten Menschen. Über 570 000 Mitglieder sind
bundesweit im SoVD organisiert. Der Verband wurde 1917 als Reichsbund der
Kriegsopfer gegründet.


Gutachten "Wohnverhältnisse in Deutschland. Mietbelastung, soziale
Ungleichheit und Armut": 

www.sovd.de/guteswohnen

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Pressemitteilung Nr. 31/2018 vom 25. Oktober 2018

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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MELDUNG/189: Erste systematische Untersuchung der Lebenslagen wohnungsloser Menschen in Deutschland (idw)


Alice Salomon Hochschule Berlin - 24.10.2018

Erste systematische Untersuchung der Lebenslagen wohnungsloser Menschen
in Deutschland



Erstmalig wird ein Lebenslagenindex entwickelt, der wissenschaftlich
signifikante Aussagen zur Lebenslagen wohnungsloser Menschen in
Deutschland ermöglicht. Der Evangelische Bundesfachverband
Existenzsicherung und Teilhabe e.V. (EBET) - Fachverband für
Wohnungsnotfall- und Straffälligenhilfe und die Alice Salomon Hochschule
Berlin haben wohnungslose Menschen anhand von objektiven Kriterien nach
ihrer materiellen Situation, ihrem Erwerbsstatus, ihrer Gesundheit, nach
ihrer Wohnsituation, ihren sozialen Netzwerken und ihrer Sicherheit
befragt. Außerdem wurden sie um eine subjektive Einschätzung ihrer
Lebenssituation gebeten.

Das Ergebnis: Viele Befragte schätzen sich subjektiv belasteter ein als
die objektivierbaren Daten hergeben. Gut die Hälfte (52,2 %) der befragten
1.135 Wohnungslosen befindet sich in einer mittleren Lebenslage, 28 % in
einer schlechten oder sehr schlechten. Werden nur die subjektiven
Einschätzungen berücksichtigt, befinden sich allerdings mehr als 40 % in
einer schlechten oder sehr schlechten Lebenslage.

"Wohnungslosigkeit bedeutet mehr, als keine Wohnung zu haben", sagt
Professorin Susanne Gerull von der Alice Salomon Hochschule Berlin, die
wissenschaftliche Projektleiterin. Fehlender Wohnraum sei mit vielen
Lebensbereichen verknüpft. "Haupteinflussfaktor auf die Lebenslage ist die
existenzielle Sicherheit, die stark von der tatsächlichen Wohn- und
Übernachtungssituation, der Wohnzufriedenheit, dem Sicherheitsgefühl und
dem Zugang zu medizinischer Versorgung abhängt. Alles zusammen wirkt sich
entscheidend darauf aus, ob das eigene Leben als sicher und berechenbar
eingeschätzt wird. Die individuellen Einschätzungen wohnungsloser Menschen
müssen wir zukünftig noch mehr berücksichtigen."

"Wohnen ist keine Ware, sondern ein Menschenrecht. Wohnungslosigkeit
verletzt die Menschenwürde jedes Einzelnen. Sie missachtet individuelle
Grundrechte und schadet unserer gesamten Gesellschaft. Wir fordern daher
die Politik auf, bezahlbaren Wohnraum für alle zu schaffen, für besonders
verletzliche Menschen zugänglich zu machen, Notunterkünfte abzuschaffen
und durch Vermittlung in menschengerechte Wohnungen zu ersetzen", betonen
Jens Rannenberg, Vorsitzender von EBET, einem Fachverband der Diakonie,
und Maria Loheide, Vorstand Sozialpolitik der Diakonie Deutschland. Dazu
brauche es die Zusammenarbeit von Bund, Ländern und Kommunen ebenso wie
von Vermietervereinigungen, Mieterbünden und Freier Wohlfahrtspflege. "Wir
müssen dringend präventive Lösungen finden, damit Menschen ihre Wohnung
nicht durch die Aufhäufung von Miet- und Energieschulden oder durch
Leistungskürzungen aufgrund von Hartz-IV-Sanktionen verlieren",
bekräftigen Loheide und Rannenberg.

Zur Methodik der Studie: Die Studie bildet die Lebenslagen akut
wohnungsloser erwachsener Menschen ab, die die Angebote der diakonischen
Wohnungslosen- und Straffälligenhilfe in Deutschland nutzen. Gefragt
wurden wohnungslose Menschen in 70 Einrichtungen und Diensten in allen 16
Bundesländern. Dazu gehören ambulante Dienste und stationäre Angebote,
Beratungsstellen, Tagesstätten, spezifische Einrichtungen für EU-Bürger
und Frauen, Angebote der medizinischen Versorgung, Notübernachtungen,
Streetwork-Projekte sowie Angebote der Straffälligenhilfe. Gefragt wurde
in neun Sprachen. Neben dem deutschsprachigen Fragebogen wurden vor allem
die rumänischen, polnischen, englischen und bulgarischen Übersetzungen
genutzt. Insgesamt wurden 1.135 Fragebogen ausgewertet. Folgende sechs
Lebenslagenbereiche wurden abgefragt: Materielle Situation, Erwerbsarbeit,
Wohnen, Gesundheit, Sicherheit und Partizipation/Soziale Netzwerke. Dabei
sollten die Befragten auch ihre subjektive Einschätzung, ihre
Zufriedenheit mit der eigenen Situation angeben. Die Fragebögen wurden
zusammen mit betroffenen Menschen entwickelt. Nicht gefragt wurden
wohnungslose Menschen ohne Anbindung an das Hilfesystem.


Die gesamte Studie finden Sie hier:

https://www.ebet-ev.de/nachrichten-leser/erste-systematische-untersuchung-der-lebenslagen-wohnungsloser-menschen.html?file=files/EBET/Nachrichten/2018/ASH%2BEBET_Lebenslagenuntersuchung_2018.pdf

Zusammenfassung der Studie auf deutsch:

https://www.ebet-ev.de/nachrichten-leser/erste-systematische-untersuchung-der-lebenslagen-wohnungsloser-menschen.html?file=files/EBET/Nachrichten/2018/Zusammenfassung%20deutsch.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution959

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alice Salomon Hochschule Berlin, 24.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/301: UN Vollversammlung - Bundesregierung zu Unterstützung von Kleinbauernerklärung aufgefordert (FIAN)


Gemeinsame Pressemitteilung vom 25. Oktober 2018

UN Vollversammlung: 

Bundesregierung zu Unterstützung von Kleinbauernerklärung aufgefordert

Zivilgesellschaftliches Bündnis fordert Deutschland zur Unterstützung der
Kleinbauernerklärung in der Vollversammlung der Vereinten Nationen auf



Bad Honnef, Berlin, Hamm, Köln, Würzburg, Wuppertal, 25.10.2018. Ab heute
befasst sich die Vollversammlung der Vereinten Nationen mit der
UN-Erklärung der Rechte von Kleinbauern und anderen Menschen, die in
ländlichen Regionen arbeiten. Diese Erklärung ist Ende September vom
UN-Menschenrechtsrat angenommen worden. Dem gingen sechs Jahre harte
Verhandlungen voraus. Sie betont die Rechte von Kleinbäuerinnen,
Kleinbauern und anderen Landarbeitern, die weltweit diskriminiert werden.
Ein breites zivilgesellschaftliches Bündnis fordert die Bundesregierung
auf, die Erklärung in der UN-Vollversammlung in ihrer jetzigen Form zu
unterstützen.

Der UN-Menschenrechtsrat hat die Erklärung erarbeitet, da Bauern und
Bäuerinnen und Landarbeiter*innen besonders von Hunger betroffen sind. Die
Analyse des Beratenden Ausschusses des Menschenrechtsrats macht dafür in
erster Linie politische Ursachen verantwortlich. "Weltweit werden
Kleinbauern und Landarbeiter*innen von ihrem Land vertrieben und von der
Politik benachteiligt, wohingegen die Interessen von Konzernen unterstützt
werden", erläutert Paula Gioia, Bäuerin von der Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft (AbL) und ergänzt: "Wenn sie sich dagegen wehren,
werden sie kriminalisiert, in manchen Ländern sogar ermordet. Mit der UN-
Erklärung werden unsere Rechte gegenüber Konzernen und Regierungen deutlich
gestärkt."

Deutschland hat sich bei den Abstimmungen im Menschenrechtsrat bislang
enthalten. "Bei den Verhandlungen in New York hat die Bundesregierung die
große Chance, unter Beweis zu stellen, dass sie es mit dem Schutz der
Menschenrechte ernst meint und sich nicht wie bei den Verhandlungen in Genf
weg duckt", sagt Jan Urhahn von INKOTA.

"Die Zahl der weltweit Hungernden ist in diesem Jahr wieder auf mehr als
820 Millionen Menschen gestiegen. Vielen wird der Zugang zu Land, Wasser,
Bildung und zu Absatzmärkten verwehrt. Das sind neben Kriegen wesentliche
Ursachen von Hunger in unserer heutigen Welt", veranschaulicht Gertrud Falk
von FIAN Deutschland die zum Teil dramatische Lage von Kleinbäuerinnen und
Kleinbauern. "Die Bundesregierung sollte nun in New York endlich ein
Zeichen für die Rechte von Bäuerinnen und Bauern setzen und zeigen, dass
sie es ernst meint mit ihrer Aussage: "Achtung und Ausbau der
Menschenrechte sind ein zentrales Anliegen der Politik der
Bundesregierung?". (https://bit.ly/2RdPbJU)



Das zivilgesellschaftliche Bündnis besteht aus folgenden Organisationen:
Aktionsgemeinschaft Solidarische Welt e.V. (ASW), Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft (AbL), FIAN Deutschland, Forschungs- und
Dokumentationszentrum Chile-Lateinamerika (FDCL), Forum Fairer Handel
(FFH), GEPA - The Fairtrade Company, Internationaler Verband Katholischer
Ländlicher Erwachsenenbewegungen (FIMARC), INKOTA-netzwerk, Katholische
Landvolkbewegung (KLB), TransFair e.V. (Fairtrade-Deutschland)

 * 

Quelle:

FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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AUSSENHANDEL/1706: Altmaier reist in die Türkei - Ziel ist Intensivierung der Beziehungen (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 25. Oktober 2018

Altmaier reist mit Wirtschaftsdelegation in die Türkei: Ziel ist Intensivierung der Beziehungen



Der Bundesminister für Wirtschaft und Energie, Peter Altmaier, reist
heute mit einer über 30-köpfigen Wirtschaftsdelegation für einen
zweitägigen Besuch in die Türkei. Ziel ist die Vertiefung der
Zusammenarbeit in Wirtschafts- und Energiefragen.

Bundesminister Altmaier: "Deutschland und die Türkei verbindet eine
lange und enge Zusammenarbeit. Über drei Millionen Menschen türkischer
Herkunft leben in unserem Land. Deutschland ist für die Türkei der
wichtigste Handelspartner. Über 7.500 deutsche Unternehmer sind in der
Türkei engagiert. Auf der Reise will ich unsere Beziehungen weiter
intensivieren. Deutschland hat ein Interesse an stabilen und
dynamischen Wirtschaftsbeziehungen mit der Türkei. Ich freue mich,
dass anlässlich meiner Reise die Joint Economic and Trade Commission
erstmalig stattfinden wird. Hier wollen wir uns austauschen, wie wir
die Rahmenbedingungen für unsere Zusammenarbeit verbessern und
konkrete Projekte umsetzen können.

Die Joint Economic and Trade Commission (JETCO) unter Vorsitz von
Minister Altmaier und der türkischen Handelsministerin Ruhsar Peksan
hat das Ziel, die bilaterale Zusammenarbeit insbesondere in den
Bereichen Handel, industrielle Kooperation, Tourismus und
Infrastruktur zu verbessern und konkrete Projekte zu entwickeln.
Gemeinsam mit dem türkischen Energieminister, Fatih Dönmez, eröffnet
Minister Altmaier am Freitag die zweite Sitzung des deutsch-türkischen
Energieforums.

Geplant sind zudem bilaterale Gespräche mit Finanz- und
Schatzamtsminister Berat Albayrak, Handelsministerin Ruhsar Pekcan,
Energieminister Fatih Dönmez, Industrieminister Mustafa Varank sowie
Parlamentspräsident Binali Yildirim. Weitere Programmpunkte sind unter
anderem eine Kranzniederlegung am Atatürk-Mausoleum und ein Empfang
von über 400 geladenen Gästen aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft.

Bundesminister Altmaier wird die Reise auch dazu nutzen, Vertreter von
Stiftungen und Organisationen der türkischen Zivilgesellschaft zu
treffen und mit Ihnen über aktuelle Entwicklungen des Landes zu
sprechen.

Das deutsch-türkische Handelsvolumen lag 2017 bei 37,6 Mrd. Euro.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 25. Oktober 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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AUSSENHANDEL/1705: Zwischenbericht zu Rüstungsexporten verzeichnet sinkende Ausfuhren (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 24. Oktober 2018

Zwischenbericht zu Rüstungsexporten verzeichnet sinkende Ausfuhren im Vergleich zum Vorjahreszeitraum



Das Bundeskabinett hat in seiner heutigen Sitzung den Zwischenbericht
über Rüstungsexporte für das erste Halbjahr 2018 behandelt.

Im ersten Halbjahr 2018 wurden Einzelgenehmigungen für die Ausfuhr von
Rüstungsgütern in Höhe von rund 2,57 Mrd. Euro und damit etwa 1 Mrd.
Euro weniger als im Vorjahreszeitraum erteilt (im ersten Halbjahr 2017
lag der Wert bei rd. 3,53 Mrd. Euro).

Davon gingen Genehmigungen im Wert von 1,03 Mrd. Euro an EU, NATO und
NATO-gleichgestellte Länder, mit denen die Bundesregierung eine
besonders enge sicherheitspolitische Partnerschaft verbindet. Für
Drittländer wurden Ausfuhrgenehmigungen in Höhe von 1,54 Mrd. Euro
erteilt. Der Wert wird maßgeblich durch einzelne Genehmigungen mit
einem hohen Auftragswert bestimmt. So macht beispielsweise die
Genehmigung der Ausfuhr von LKW und Teilen für gepanzerte Fahrzeuge
nach Algerien rund 40 Prozent des gesamten Genehmigungsvolumens für
die Drittländer aus.

Der Gesamtwert der Genehmigungen von Kleinwaffen belief sich im ersten
Halbjahr 2018 auf rd. 14,8 Mio. Euro und hat sich damit gegenüber dem
Vorjahreszeitraum etwa halbiert (erstes Halbjahr 2017: rd. 31,7 Mio.
Euro). Die Exporte gingen fast vollständig in EU, NATO und
NATO-gleichgestellte Länder. Lediglich ein Anteil in Höhe von 16.905
Euro entfiel auf Genehmigungen für Lieferungen an Drittländer. Im
ersten Halbjahr 2018 wurde eine weitere Post-Shipment-Kontrolle zur
Kontrolle des Verbleibs von Kleinwaffen beim staatlichen Empfänger vor
Ort ohne Beanstandungen durchgeführt.

Die Bundesregierung entscheidet über Genehmigungen im Einzelfall und
im Lichte der jeweiligen Situation nach sorgfältiger Prüfung unter
Einbeziehung außen- und sicherheitspolitischer Erwägungen. Grundlage
hierfür sind die "Politischen Grundsätze der Bundesregierung für den
Export von Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern" aus dem Jahr
2000, der "Gemeinsame Standpunkt des Rates der Europäischen Union vom
8. Dezember 2008 betreffend gemeinsame Regeln für die Kontrolle der
Ausfuhr von Militärtechnologie und Militärgütern" und der Vertrag über
den Waffenhandel.

Der Begriff des Rüstungsgutes umfasst nicht nur klassische "Waffen",
sondern beispielsweise auch sondergeschützte Fahrzeuge und Ausrüstung
für Friedensmissionen der Vereinten Nationen oder Minenräumgeräte zum
Schutz von Zivilisten.

Genehmigungswerte für sich sind kein tauglicher Gradmesser für die
Ausrichtung der Exportkontrollpolitik. Hierzu ist es erforderlich, die
einzelnen Genehmigungsentscheidungen in Hinblick auf das jeweilige
Empfängerland, die Art des Rüstungsgutes und den vorgesehenen
Verwendungszweck zu betrachten. Zudem muss berücksichtigt werden, dass
Großaufträge regelmäßig erhebliche Schwankungen der Genehmigungswerte
bewirken.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 24. Oktober 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin
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GEWERKSCHAFT/1723: Rechtsverstöße - ver.di fordert Betriebsrat bei Ryanair (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
25. Oktober 2018

Rechtsverstöße: ver.di fordert Betriebsrat bei Ryanair - 

Gewerkschaft will mehr Kontrollen bei der Leiharbeit



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat nach den
neuen Medienberichten über Ryanair erklärt, sie wolle mit dem Unternehmen
über die Vorwürfe reden. "Ryanair muss sich wie alle anderen
Unternehmen an geltendes deutsches Recht halten. Die Vorwürfe werden
auch in den Tarifverhandlungen angesprochen", erklärte
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle. "Es muss jetzt
dringend ein Betriebsrat bei Ryanair installiert werden, um die
notwendige Kontrolle zu gewährleisten. Dazu brauchen wir die Hilfe
der Politik." Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hatte bei einem
Besuch der Streikenden in Frankfurt erklärt, er wolle die Streichung
der Ausnahme von fliegendem Personal im Betriebsverfassungsgesetz §
117 durchsetzen, um Mitbestimmung nach deutschem Recht zu
ermöglichen.

Das manager magazin berichtete jetzt über den Umgang mit erkrankten
Beschäftigten sowie das unzulässige Anlegen von Krankenakten und wies
auf die Beschäftigung von Leiharbeitern durch irische Firmen in
Deutschland hin, die keine Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung
haben.

"Die Anzahl der Leiharbeitsverträge ist viel zu hoch. Die
Beschäftigungen müssen schnellstens in unbefristete
Arbeitsverhältnisse bei Ryanair umgewandelt werden", sagte Behle. Sie
wünsche sich für Ryanair "eine zeitnahe Erhöhung der Kontrolldichte
durch die staatlichen Institutionen". Da die Bundesagentur für Arbeit
die aktuell fehlende "Erlaubnis zur Arbeitnehmerüberlassung" der
irischen Leiharbeitsfirmen Crewlink und Workforce bestätigt habe,
müsse nun der Zoll ermitteln.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 25.10.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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GEWERKSCHAFT/1722: Frankfurter Societäts-Druckerei kündigt Tarifbindung auf (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
24. Oktober 2018

"Ausdruck sozialer Verantwortungslosigkeit": 

Frankfurter Societäts-Druckerei kündigt Tarifbindung auf



Berlin - Den Ausstieg der Geschäftsführung der Frankfurter 
Societäts-Druckerei (FSD) aus der Tarifbindung hat der Leiter des hessischen
ver.di-Fachbereichs Medien, Manfred Moos, als "Ausdruck sozialer
Verantwortungslosigkeit" der Zeitungsgruppe Ippen (München) und der
Gießener Verlegerfamilie Rempel ("Gießener Allgemeine") bezeichnet,
die die Societäts-Druckerei erst im Frühjahr von der FAZ-Gruppe
übernommen haben. "Die neuen Eigentümer wollen sich durch die
Tarifflucht offenbar dem demokratischen Aushandeln von Tarifverträgen
entziehen und stattdessen nach Gutsherrenart die Löhne und
Arbeitsbedingungen diktieren", sagte Moss. Die Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft werde nunmehr den Abschluss eines
Haustarifvertrags fordern, um die Tarifbindung wiederherzustellen.

Die Druckerei hatte zuvor mitgeteilt, dass sie mit sofortiger Wirkung
aus der Tarifbindung aussteigt. Das Unternehmen sei "mit Zustimmung
der entsprechenden Gremien des Verbands Druck und Medien Hessen" in
eine Mitgliedschaft "ohne Tarifbindung" (OT) gewechselt.

Über die Löhne und Gehälter der Druckindustrie wird seit September
verhandelt. Auch der Manteltarifvertrag ist von den Arbeitgebern
gekündigt worden und steht zur Verhandlung an. Für ver.di führt der
stellvertretende Vorsitzende Frank Werneke die Tarifverhandlungen. Er
kritisiert, dass die Arbeitgeberverbände durch die Möglichkeit der
OT-Mitgliedschaft der Tarifflucht geradezu Vorschub leisten: "Hier
ist die Politik aufgefordert, der weiteren Erosion tariflich
geregelter Arbeitsverhältnisse auch gesetzlich einen Riegel
vorzuschieben."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 24.10.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
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Internet: www.verdi.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 26. Oktober 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





MELDUNG/831: Die Sommerzeit endet am 28. Oktober 2018 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 24. Oktober 2018

Die Sommerzeit endet am 28. Oktober 2018



Am kommenden Sonntag, dem 28. Oktober 2018, um 3:00 Uhr morgens, endet
dieses Jahr in Deutschland die Mitteleuropäische Sommerzeit (MESZ). Zu
diesem Zeitpunkt wird die Uhr um eine Stunde auf Winterzeit, das heißt
2:00 Uhr Mitteleuropäische Zeit (MEZ), zurückgestellt. Die
Zeitumstellung erfolgt in allen Mitgliedstaaten der Europäischen Union
sowie in weiteren Nachbarstaaten.

Die EU-Kommission hat im September einen Vorschlag zur Abschaffung der
jahreszeitlichen Zeitumstellung vorgelegt, der auf einen
entsprechenden Wunsch der europäischen Bürgerinnen und Bürger aus
einer öffentlichen Befragung zurückgeht.

Bundesminister Altmaier: "Die große Mehrheit der Menschen will nicht
mehr alle sechs Monate an den Uhren drehen und die meisten wünschen
sich eine dauerhafte Sommerzeit. Das hat die europaweite Konsultation
deutlich gezeigt. Die Menschen möchten auch im Winter, Herbst und
Frühjahr nach harter Arbeit und Schule noch freie Zeit bei Tageslicht
haben. Wir werden die anstehenden Treffen auf EU-Ebene nutzen, um
hierüber möglichst schnell Einigkeit zu erzielen."

Die Umstellung auf die Winterzeit am 28. Oktober 2018 ist von den
Plänen noch nicht betroffen, sie wird bis zur nächsten Zeitumstellung
am 31. März 2019 gelten. Für die EU-Mitgliedstaaten ist die
Zeitumstellung durch europäische Regelungen vorgegeben. Im Sommer
hatte die Europäische Kommission eine Konsultation zur Zeitumstellung
durchgeführt. Die große Mehrheit der rund 4,6 Millionen Teilnehmer hat
sich dafür ausgesprochen, die Zeitumstellung abzuschaffen und die
Sommerzeit dauerhaft beizubehalten. Auch die meisten der gut drei
Millionen Teilnehmer aus Deutschland wollen zukünftig nicht mehr zwei
Mal im Jahr die Uhren umstellen. Sowohl MEZ als auch MESZ leiten sich
von der Weltzeit ab. Die Weltzeit ist auf Greenwich in London bezogen,
also auf die Zeitzone westlich von Deutschland. Die MEZ ergibt sich
durch Hinzufügen einer Stunde und die nun endende MESZ durch
Hinzufügen zweier Stunden zur Weltzeit.

Infos finden Sie auf der Internetseite der Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 24. Oktober 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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SCHACH-SPHINX/06726: Menschgewordene Zielstrebigkeit (SB)


Das Erstaunlichste an Michael Tal war nicht, daß er in
hochkomplizierten Stellungen wie aus dem Zauberhut heraus die
schönsten sinnverwirrendsten Kombinationen hervorzog. Vielmehr
verblüffte an ihm, daß er selbst in harmlos geltenden Eröffnungen mit
verteufelter Zielstrebigkeit immer wieder taktisch-virulente
Positionen erzwang. Oder lag es vielleicht doch an seinen
Kontrahenten, daß diese ihm zuviel Freiraum ließen für seine genialen
Einfälle? Der Ruf, der Tal vorauseilte, hätte sie eigentlich gewitzter
machen müssen. Und besieht man sich viele seiner Partien, so sind
seinen Brettgegnern oftmals nicht einmal direkte Fehler nachzuweisen.
Es war einfach so, daß Tal mit traumwandlerischer Sicherheit den
gordischen Knoten ansteuerte und dann mit einem kombinatorischen
Schwerthieb in die schwächste Stelle der gegnerischen Position
hineinschlug. Phantasie und exaktes Rechentalent gesellten sich dann
dazu wie im heutigen Rätsel der Sphinx, wo sein Kontrahent Abramovic
ganz unbedarft zuletzt 1...c5xd4 gespielt hatte. Nicht lange überlegte
Tal, und ein paar Züge später brannte die schwarze Stellung
lichterloh, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06726: Menschgewordene Zielstrebigkeit (SB)]



Tal - Abramovic

Moskau 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Wer zum richtigen Zeitpunkt am richtigen Ort ist und aufmerksam
beobachtet, kann manchen guten Zug von Gevatter Zufall ergattern. Für
Byrne zahlte sich die Aufmerksamkeit jedenfalls aus, denn nach
1.Sf4xe6 h7-h5 - 1...Dc6xe6? 2.Td1-d7+ und die Dame geht drauf - 2.Dg4-
f5! - ungleich stärker als 2.Dg4xg7+ - 2...Ta8-e8 3.Se6-f4 e4-e3 4.Td1-
d7+ Kf7-g8 - 4...Kf7-f8 5.Sf4-g6+ Kf8-g8 6.Sg6-e7+ - 5.Sf4-d5 Kg8-f8
6.Td7-c7 e3-e2 7.Th1-e1 Dc6-e6 8.Df5-g6 Lg7-h6 9.Te1xe2! mußte sich
Schwarz geschlagen geben, da er nicht zugleich f7 und f8 decken
konnte.
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SCHULE/553: Mehr als eine Million Euro für Forschungsprojekt zur Nutzung digitaler Medien im Schulunterricht (idw)


Universität des Saarlandes - 24.10.2018

Mehr als eine Million Euro für Forschungsprojekt zur Nutzung digitaler
Medien im Schulunterricht



Im Pokémon-Fieber haben Schüler schnell gelernt, wie man virtuelle
Monster in der realen Welt jagen kann. Bildungswissenschaftler und
Informatiker überlegen nun, wie man diese Technologie der "Augmented
Reality" sinnvoll im Schulunterricht einsetzen kann. Am Beispiel von
Physik-Experimenten wollen sie untersuchen, ob Schüler die Wirklichkeit
durch virtuelle Erweiterungen besser verstehen lernen. An dem
Verbundprojekt sind Forscher der Universität des Saarlandes, der
Technischen Universität Kaiserslautern und des Deutschen
Forschungszentrums für Künstliche Intelligenz beteiligt. Es wird vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung mit 1,5 Millionen Euro
gefördert.

Im Physik-Unterricht lernen Schüler Phänomene kennen, die man zwar messen,
aber selten auch sehen kann. So gibt es Standard-Experimente zur
Wärmeleitung, bei denen Metallkörper von einer Seite erhitzt und von der
anderen gekühlt werden. "Mit intelligenten Brillen, den Smart Glasses,
kann man Schülern die Wärmeentwicklung in diesen Metallzylindern in
verschiedenen Farben anzeigen, sie also sichtbar machen. Auch bei
Experimenten zur elektrischen Leitfähigkeit kann die reale
Versuchsanordnung virtuell so ergänzt werden, dass der Strom quasi vor den
Augen der Schüler vorbeifließt", erklärt Roland Brünken, Professor für
Empirische Bildungsforschung der Universität des Saarlandes und
Koordinator des Verbundsprojektes.

In einer Serie von Untersuchungen wollen die Wissenschaftler herausfinden,
wie man Smartphones, Tablets und die speziellen Brillen in allen
Altersstufen von der Grundschule bis zur gymnasialen Oberstufe sinnvoll
einsetzen kann. "Wir wollen analysieren, welche Voraussetzungen und
Methoden die Lehrerinnen und Lehrer benötigen, um Lernprozesse mit Hilfe
dieser speziellen digitalen Technologie zu fördern", so Brünken. Es sollen
daraus allgemeine Schlussfolgerungen abgeleitet werden, wie der Unterricht
von den neuen digitalen Medien profitieren kann.

Das Verbundprojekt wird im Rahmen der Förderinitiative "Digitalisierung im
Bildungsbereich" vom Bundesministerium für Bildung und Forschung mit mehr
als einer Million Euro gefördert. Neben Projektkoordinator Roland Brünken
ist Markus Peschel, Professor für Didaktik des Sachunterrichtes an der
Universität des Saarlandes beteiligt. Zudem wirken Jochen Kuhn, Professor
für die Didaktik der Physik an der Technischen Universität Kaiserslautern,
sowie zwei Arbeitsgruppen des Deutschen Forschungszentrums für Künstliche
Intelligenz (DFKI) an den Standorten Kaiserslautern (Professor Paul
Lukowicz) und Saarbrücken (Dr. Daniel Sonntag) mit. Das dreijährige
Forschungsprojekt trägt den Titel "Gelingensbedingungen und
Grundsatzfragen von Augmented Reality in experimentellen
Lehr-Lernszenarien entlang der schulischen Bildungsbiographie" (GeAR).




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 24.10.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MUSIKTHEATER - MUSICAL/265: Lübeck - "Monty Python's Spamalot" am 18. November


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Monty Python's Spamalot

Ein neues Musical, liebevoll zusammengeklaut aus dem Kult-Film »Die
Ritter der Kokosnuss«, von Eric Idle und John Du Prez · Deutsch von
Daniel Große Boymann



Blutrünstige Killer-Kaninchen, fliegende Kühe, heilige Handgranaten,
singende Ritter und eine wunderschöne, kapriziöse Fee aus dem See -
Eric Idle, Monty Python-Mitglied der ersten Stunde, und John Du Prez
präsentieren in ihrem mehrfach preisgekrönten Broadway-Musical
britischen Humor »at its best«. Regisseur Malte Lachmann, der u.a.
bereits am Schauspiel Hannover mit den »Känguru-Chroniken « nach
Marc-Uwe Kling seinen Sinn für absurden Humor bewiesen hat, nimmt sich
dieses herrlich abgedrehten Nonsense an und spielt genüsslich mit
Musical-Klischees.

Wir befinden uns im mittelalterlichen England, im Jahre des Herrn 932.
Eine muntere, wild zusammengewürfelte Ritterschar um den legendären
König Artus macht sich auf den Weg den heiligen Gral zu finden. Mit
überbordender Phantasie erzählt »Spamalot« von dieser Reise ins
Unbekannte und all ihren abstrusen Hindernissen und Verirrungen, die
die Recken überwinden müssen. Auf ihrem Weg müssen sie gefährliche
Abenteuer bestehen und begegnen höchst merkwürdigen Gestalten, wie
etwa einem heimtückischen Untier von unsagbarer Grausamkeit, das sich
als flauschiger Hase mit gleichwohl mörderischen Qualitäten
herausstellt, oder auch den mehr als seltsamen Rittern vom Ni. In
typischer Monty Python-Manier stolpern die Helden aber auch geradewegs
aus der Geschichte, landen im glitzernden Las Vegas von heute und
finden sich als Figuren eines Musicals wieder. Angereichert mit vielen
Kult-Hits - wie etwa dem Song »Always look on the bright side of life«
- und -Sketchen sowie bombastisch-schrillen Parodien auf bekannte
Musical-Evergreens, begibt sich »Spamalot« auf einen lustvoll wilden
Trip voll schwarzem Humor und absurder Komik.

Inszenierung M. C. Lachmann 

Bühne R. Rauchbach 

Kostüme T. Liebermann

Musikalische Leitung W. Daum 

Choreographie D. Morales Pérez

Mit S. Lambrich; R. Brandt, M. Hermann, A. Hutzel, H. Sembritzki, J.
D. Talinski, J. Weichenthal, W. Workman

Tänzerinnen E. Cinar, K. Grzam, J. Jenkins, M. Daum, J. Urban

Musiker U. Benterbusch, W. Daum, J. Göring, T. Hain, E. Herzog, P.
Imig

Termin: 18. November, 18.30 Uhr, Kammerspiele

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom September 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16

D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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STADT/479: "Urbane Wälder" - neue Waldformen bereichern die Stadt (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Pressemitteilung - Bonn, 22. Oktober 2018

"Urbane Wälder": neue Waldformen bereichern die Stadt



Leipzig/Bonn, 22. Oktober 2018: Neu angelegte Waldflächen im
innerstädtischen Bereich haben vielfältige positive Effekte für Mensch
und Natur. Das ist das wichtigste Ergebnis des Erprobungs- und
Entwicklungsvorhabens "Urbane Wälder". Einblicke in das Vorhaben und
die Ergebnisse gibt eine Fachveranstaltung am 22. und 23. Oktober in
Leipzig. Veranstalter sind das Bundesamt für Naturschutz, die
Technische Universität Dresden und die Stadt Leipzig.

Wälder haben auch im städtischen Raum eine hohe Bedeutung und nehmen
nicht unerhebliche Flächen ein: In den vergangenen Jahrzehnten hat der
Wald in den Zentren deutscher Großstädte Einzug gehalten. In
kreisfreien Großstädten hat sich beispielsweise der Waldanteil
zwischen 1996 und 2015 von 15,8 auf 17,3 Prozent erhöht - und ist
damit stärker als im bundesweiten Durchschnitt angewachsen.

Die Stadt Leipzig, mit 590.000 Einwohnern unter den zehn größten
Städten Deutschlands, legt im Rahmen eines Erprobungs- und
Entwicklungsvorhabens seit 2009 auf drei ehemaligen Brachen im
innerstädtischen Bereich Wälder neu an. So wurden beispielsweise auf
dem Gelände der ehemalige Stadtgärtnerei in der Zweinaundorfer Straße
Flächen entsiegelt, Gebäude abgerissen und rund vier Hektar neuer Wald
etabliert. Diese Neuanlage wird durch Forschende aus
Landschaftsplanung, Biologie, Meteorologie der TU Dresden und
Umweltsoziologie des Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung begleitet.
Die Ergebnisse zeigen die vielfältigen positiven Effekte, die solche
neuen Waldflächen aufweisen: Sie dämpfen Hitzeextreme und sind
zugleich für die Erholung der Menschen aber auch die Vielfalt von
Pflanzen und Tieren von großem Wert.

BfN-Präsidentin Prof. Dr. Beate Jessel erklärt: "Das Projekt zeigt,
dass Urbane Wälder in mehrfacher Hinsicht Wohlfühloasen in unseren
Städten schaffen: Im Hinblick auf die klimatischen Verhältnisse, für
die Erholung und die biologische Vielfalt. Dies kann und sollte auch
für weitere Städte Vorbild sein, neue Wege beim Aufbau einer
zukunftsfähigen grünen Infrastruktur zu beschreiten."

Prof. Dr. Catrin Schmidt, Leiterin des interdisziplinären
Forschungsteams und Professorin für Landschaftsplanung an der
Technischen Universität Dresden betont: "Urbane Wälder verfügen im
Vergleich zu Parkanlagen über ein deutlich anderes Erholungsprofil und
können städtische Grünflächen damit sinnvoll ergänzen. Sie können
zugleich wie kein anderer Grünflächentyp Starkregenereignisse
abpuffern."

Prof. Dr. Andreas Roloff, Professor für Forstbotanik an der
Technischen Universität Dresden führt hierzu an: "Ohne Bäume und
urbane Wälder sind Städte nicht lebenswert - sie müssen uns daher mehr
Aufwand und fachlichen Input wert sein. Das BfN und Leipzig haben
hierzu mit dem Projekt Urbane Wälder ein deutliches Zeichen gesetzt,
mit sehr wertvollen neuen und interessanten Ergebnissen."

Dies ergänzt Prof. Dr. Dieter Rink vom Department für Stadt- und
Umweltsoziologie des Helmholtz-Zentrums für Umweltforschung
Leipzig/Halle: "Mit den urbanen Wäldern wurden Brachflächen gestaltet
und neuartige Grünflächen geschaffen, die von der Bevölkerung
akzeptiert sind und rasch angeeignet wurden".

Die Stadt Leipzig hat seit 2009 an der Umsetzung der Idee gearbeitet.
Heiko Rosenthal, Bürgermeister und Beigeordneter für Umwelt, Ordnung,
Sport der Stadt Leipzig bemerkt dazu: "Die in Leipzig geprägte
Flächenkategorie des "urbanen Waldes" inmitten von Siedlungsstrukturen
hat, neben der relativ kostengünstigen Anlage und Unterhaltung, einen
hohen Wert für die Erholungsvorsorge, für das Stadtklima und die
Biodiversität".

Hintergrund

Das Erprobungs- und Entwicklungsvorhaben "Urbane Wälder" wird seit
2007 von der Stadt Leipzig umgesetzt, finanziert und gefördert vom
Bundesamt für Naturschutz sowie der Stadt Leipzig, dem Freistaat
Sachsen, der TU Dresden, der Gutburg Mieterservice GmbH, dem Büro
Irene Burkhardt Landschaftsarchitekten und der Stiftung Wald für
Sachsen.

Das Ziel des E+E-Vorhabens ist es, die besonderen Bedingungen für
innerstädtische Waldflächen zu erkunden und Wege für die aktive und
gesteuerte Entwicklung von Wald oder waldartigen Gehölzbeständen
aufzuzeigen. Auf unterschiedlichen Modellflächen wird seit 2009
praktisch erprobt, wie eine Flächensicherung und die Anlage von Wald
gelingen können und welche Managementansätze für die langfristige
Sicherung und Akzeptanz zielführend sind. "Urbaner Wald" soll hier,
abweichend von der traditionellen Forstwirtschaft, als
interdisziplinärer und integrativer Ansatz in der Stadtentwicklung
untersucht werden, der wirtschaftliche, soziale, naturschutzfachliche
und stadtökologische Aspekte einbezieht.

Weitere Informationen: www.urbane-waelder.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 22.10.2018

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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STRAHLUNG/101: Radioaktivitäts-Meßstation auf dem Schauinsland wird mit neuester Technik ausgestattet (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:
Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesamt für Strahlenschutz
Berlin, 25. Oktober 2018

Nukleare Sicherheit

Radioaktivitäts-Messstation auf dem Schauinsland wird mit neuester
Technik ausgestattet

Nachweis selbst geringster Konzentrationen radioaktiver Stoffe in der
Luft möglich



Das Bundesamt für Strahlenschutz (BfS) betreibt auf dem Schauinsland
eine der weltweit führenden Stationen zur Messung der Radioaktivität
in der Umwelt. Die Parlamentarische Staatssekretärin beim
Bundesumweltministerium (BMU) Rita Schwarzelühr-Sutter und die
Präsidentin des BfS, Inge Paulini, haben heute ein neues Messgerät
eingeweiht. Der neue vollautomatische Luftsammler (Radionuclide
Aerosol Sampler and Analyzer, RASA) ist in der Lage, selbst geringste
Konzentrationen radioaktiver Stoffe im Luftstaub nachzuweisen. Die
Messstation auf dem Schauinsland ist Deutschlands wichtigster Beitrag
zur Überwachung des internationalen Kernwaffenstopp-Abkommens
(Comprehensive Nuclear-Test-Ban Treaty, CTBT).

Rita Schwarzelühr-Sutter: "Die Kernwaffentests in Nordkorea aus der
jüngeren Vergangenheit zeigen, dass die Überwachung des
Kernwaffenteststopp-Abkommens auch heute noch von großer Bedeutung
ist. Hierfür wird modernste Technik benötigt. Es ist zu begrüßen, dass
das BfS jetzt über diese Technik verfügt."

Inge Paulini ergänzte: "Mit der Installation der neuen Messtechnik
wird die gut 70-jährige Erfolgsgeschichte der Radioaktivitätsmessung
auf dem Schauinsland fortgeschrieben. Seit 1957 wird hier die
natürliche und künstliche Radioaktivität in der Atmosphäre
kontinuierlich überwacht. Mit der neuen Messtechnik kann praktisch
jeder oberirdische Kernwaffentest weltweit nachgewiesen werden."

Die Messstation auf dem Schauinsland ist eine von weltweit 70
Radionuklidstationen des internationalen Messnetzes (International
Monitoring System, IMS) zur Überwachung des internationalen
Kernwaffenstopp-Abkommens und Deutschlands wichtigster Beitrag hierzu.
Der Kernwaffenteststopp-Vertrag von 1996 ist eines der zentralen
internationalen Abkommen zur Verhinderung der Weiterverbreitung von
Kernwaffen.

Bereits kurz nach dem 2. Weltkrieg hatten Freiburger Forscher*innen
damit begonnen, auf dem 1.200 Meter hohen Schauinsland bei Freiburg
die kosmische Höhenstrahlung zu messen. Im März 1953 stießen sie dabei
auf ungewöhnliche Werte, die sich als Spuren von radioaktivem Fallout
eines Atombombentests in der Wüste von Nevada (USA) herausstellten.
Den Forscher*innen war es damit erstmals gelungen, radioaktive Stoffe
aus Atombombentests anderer Staaten in Deutschland nachzuweisen. Die
letzte oberirdische Atombombenexplosion im Oktober 1980 in China
konnte ebenfalls auf dem Schauinsland nachgewiesen werden. Auch die
radioaktive Wolke, die nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl im
Frühjahr 1986 über Europa hinweg zog, wurde auf dem Schauinsland
frühzeitig registriert.

Heute können mit modernen Messverfahren selbst geringste
Konzentrationen radioaktiver Stoffe in der Luft nachgewiesen werden.
So wurden nach dem Unfall im Kernkraftwerk in Fukushima 2011 in der
Messstation auf dem Schauinsland kleinste Spuren der Radioaktivität
gemessen, die in Japan freigesetzt worden waren und sich über
Nordamerika nach Europa ausbreiteten.

Die neue Messstation ist in einem eigens dafür errichteten Anbau
untergebracht und verfügt über eine Vielzahl von Apparaturen, mit
denen Messwerte auch im Rahmen des Notfallschutzes erhoben werden.

Eine Besonderheit auf dem Schauinsland ist die Messung der
radioaktiven Edelgase Krypton-85 und Xenon-133 in der Atmosphäre. Im
kalten Krieg war es hierdurch mittels jahrzehntelanger Messungen von
Krypton-85 gelungen, die Menge kernwaffenfähigen Plutoniums und damit
die Kernwaffenarsenale der Supermächte abzuschätzen. Für die
Entdeckung von Kernwaffentests ist insbesondere der Nachweis von
radioaktivem Xenon von Bedeutung, da Xenon bei unterirdischen
Kernwaffentests in geringen Mengen austreten kann. Weltweit gibt es
nur wenige Labore, die mit dieser hochempfindlichen Messtechnik
vertraut sind.

 * 
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GENTECHNIK/216: Die gentechnische Revolution auf dem Acker bleibt aus (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 01.10.2018

Bericht: Die gentechnische Revolution auf dem Acker bleibt aus



Die großen Gentechnik-Konzerne setzen nach wie vor auf Pflanzen, denen
mit Hilfe der klassischen gentechnischen Verfahren Resistenzen gegen
Herbizide und Schadinsekten eingebaut wurden. Zu diesem Ergebnis kommt
ein Bericht des Gen-ethischen Netzwerkes (GeN).

GeN-Mitarbeiter Christof Potthof hat für diesen Bericht die
Entwicklungs-Pipelines der wichtigsten Agrar-Konzerne auf Pflanzen
untersucht, die mit klassischen Gentechnik-Verfahren hergestellt
wurden. Dabei hat er einen klaren Trend festgestellt: "Die Konzerne
kombinieren verschiedene mit klassischen gentechnischen Methoden
übertragene Eigenschaften in einer Pflanze." Dieses Stapeln von Genen -
 auf englisch stacked events - diene vor allem dazu, Pflanzen mit
Toleranzen gegen mehrere Herbizide auszurüsten, schreibt Potthof: "In
der Entwicklung sind gentechnisch veränderte Pflanzen, die das
Ausbringen von bis zu fünf verschiedener solcher Mittel vertragen
sollen." Der Grund dafür: Immer mehr Beikräuter wurden ebenfalls
unempfindlich gegen einzelne Herbizide wie Glyphosat und können nur
noch mit Herbizidcocktails vom Acker gespritzt werden. Schadinsekten
haben Resistenzen gegen die von Gentech-Pflanzen produzierten Bt-
Toxine entwickelt. Auch hier kombinieren die Konzerne Gene, damit ihre
Pflanzen verschiedene Bt-Toxine produzieren und nicht nur eines. Aus
der Sicht der Hersteller hätten diese Kombinationen einen weiteren
Vorteil, schreibt Potthof: "Weiterer wesentlicher Anreiz für die
Entwicklung und bevorzugte Vermarktung von Stacked Events ist, dass
sie es den Konzernen ermöglichen, deutlich höhere Preise für das
Saatgut zu verlangen."

Ein Kapitel des Berichts befasst sich mit dürre-toleranten 
Gentech-Pflanzen, die allerdings in der Praxis kaum eine Rolle spielen: "Die
einzige gentechnisch veränderte Pflanze mit einer Trocken-Toleranz,
die sich weltweit im kommerziellen Anbau befindet, ist der Event
MON87460", schreibt Potthof. Ob diese Mais-Linie von Monsanto
tatsächlich Vorteile im Anbau bringe, sei jedoch umstritten. Die
Fachpublikationen zeigten kein klares Bild. Offensichtlich ist, dass
die anderen Konzerne in diesem Bereich wenig Fortschritte vermelden
konnten. "Wiederholt zeigt sich, dass die gentechnischen Versuche,
Trocken-Toleranz in Pflanzen zu übertragen, äußerst begrenzten Erfolg
hatten", heißt es im Bericht. Vermarktet würden hingegen von Pioneer
und Syngenta trocken-tolerante Mais-Sorten aus konventioneller
Züchtung. Bei Soja und Zuckerrohr gibt es laut Bericht trocken-tolerante 
gv-Sorten, die jedoch bisher nicht kommerziell vermarktet
werden.

Der Bericht listet auch andere Getreide- und Gemüsearten auf, bei
denen in einzelnen Ländern der Anbau gentechnisch veränderter Sorten
zugelassen ist, von der Kartoffel bis zum Speisekürbis. In den meisten
Fällen werden die Zulassungen jedoch nicht oder nur in kleinem Umfang
für den Anbau genutzt.

Die Tatsache, dass sich die Gentechnik-Diskussion derzeit vor allem um
die mit neuen Gentechnik-Verfahren veränderten Pflanzen drehe, dürfe
über eines nicht hinwegtäuschen, schreibt Potthof als Fazit: "Die
allermeisten gentechnisch veränderten Pflanzen, die in den nächsten
Jahren weltweit auf den Markt kommen werden, sind mit Methoden der
klassischen Gentechnik verändert worden." [lf]



Gen-ethisches Netzwerk: Agro-Gentechnik: Keine Revolution auf dem
Acker (31.08.2018)

https://www.gen-ethisches-netzwerk.de/1808_bericht_klass_gentechnik

GeN-Bericht: Keine Revolution auf dem Acker (August 2018)

http://www.gen-ethisches-netzwerk.de/files/1808_GeN_bericht_klass_gentechnik.pdf

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33405/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Gene Drives: Die weltweite Agrarbewegung verlangt ein Moratorium,
22.10.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33440/

Geht der Bayer/Monsanto-Prozess in die zweite Runde?, 18.10.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33436/

Wissenschaftler warnen vor US-Forschung an Gentech-Biowaffen,
15.10.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33432/

Die wahren Kosten von Gentechnik-Soja, 08.10.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33412/

Reform der EU-Pestizidzulassung kommt langsam voran, 04.10.2018

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33407/

 * 
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POLITIK/649: Arbeit an Umsetzungsregeln zum Pariser Klimaschutz kommt voran (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 24. Oktober 2018

Arbeit an Umsetzungsregeln zum Pariser Klimaschutzabkommen kommt
voran 

Ministertreffen zur Vorbereitung der Klimakonferenz im Dezember in
Katowice



Vom 22.-24. Oktober 2018 trafen sich Minister und Delegationsleiter
von 37 Staaten auf Einladung von Polen in Krakau und diskutierten die
möglichen Ergebnisse der nächsten Klimakonferenz (COP24). 
Umwelt-Staatssekretär Jochen Flasbarth "Die Konferenz in Katowice wird 
nach Paris ein Meilenstein der internationalen Klimapolitik. Mit ihren
Ergebnissen müssen wir die Staaten in die Lage versetzen, das Pariser
Klimaschutzabkommen vollständig umzusetzen."

Eine der wichtigen noch ausstehenden Fragen ist, wie die national
festgelegten Klimaziele mit internationalen Regeln zu Transparenz
verbunden werden können. Nötig sind klare und umfassende Regeln, wie
Staaten die Transparenzanforderungen zu Minderung und Finanzierung
erfüllen. Das wiederum hilft auch bei der Gestaltung der nationalen
Klimaschutzpolitiken. Flasbarth: "Die Klimaschutzziele werden national
festgelegt, aber die Umsetzung, das Messen und Überprüfen muss
international für alle verbindlich gelten. Transparenz bei der
Umsetzung ist die Vertrauenswährung des internationalen
Klimaschutzes."

Beim sogenannten Talanoa Dialog werden die MinisterInnen in Katowice
zudem die Konsequenzen aus dem jüngst veröffentlichten Bericht des
Weltklimarats IPCC zu 1,5 Grad erörtern und diskutieren, wie die
Staatengemeinschaft insgesamt ihre Klimaschutzanstrengungen steigern
kann. "Die Botschaft des IPCC ist angekommen. Wie in Paris vereinbart,
werden wir bei der nächsten Weltklimakonferenz den regelmäßigen
Prozess in Gang setzen, die Anstrengungen im Kampf gegen den
Klimawandel immer weiter zu steigern. Wir müssen beim Klimaschutz
besser werden - überall auf der Welt und natürlich auch bei uns zu
Hause."

In den vertieften Diskussionen zum Arbeitsprogramm von Paris zu
Minderung, Anpassung, Transparenz und Finanzierung näherten die
teilnehmenden Staaten auf dem Vorbereitungstreffen ihre Positionen an.
Der Wille der Staaten, das Arbeitsprogramm von Paris wie vorgesehen
abzuschließen und sich auf die Umsetzungsregeln zu verständigen, war
erkennbar. Zugleich wurde deutlich, dass in der kurzen verbleibenden
Zeit bis zum Ende von COP 24 noch sehr viel Detailarbeit zu leisten
ist. Die vorbereiteten Verhandlungstexte enthalten alles, was
erforderlich ist, um sich zu einigen. In einigen Bereichen sind die zu
entscheidenden Optionen schon klar formuliert, in anderen sind die
Verhandler aufgefordert, die verbleibende Zeit intensiv zu nutzen, um
auch diese entscheidungsreif zu machen. "Mir gefällt der Vorschlag,
das Arbeitsprogramm der kürzlich verstorbenen südafrikanischen
Umweltministerin Edna Molewa zu widmen, die mit ihrer Weitsicht und
stetigen Engagement das Pariser Klimaschutzabkommen mit ermöglicht
hat", so Flasbarth.

Hintergrund:

Die nächste Klimakonferenz (COP 24) findet unter Leitung Polens vom
2.-14. Dezember 2018 in Katowice, Polen, statt. Auf der Tagesordnung
steht insbesondere die Verabschiedung des Arbeitsprogramm von Paris
(Regelwerk), mit dem das Pariser Klimaschutzabkommen für die Staaten
vollständig umsetzbar gemacht wird. Es enthält Regeln, welche
Informationen die Vertragsstaaten mit ihren Nationalen Beiträgen (NDC)
vorlegen müssen, wie Staaten über ihre Aktivitäten in den Bereichen
Minderung, Anpassung und Finanzierung berichten, wie die Umsetzung in
den Staaten unterstützt wird und wie die globale Bestandsaufnahme
funktioniert. Im sog. Talanoa Dialog, der gemeinsam von Fidschi und
Polen durchgeführt wird, werden Staaten auf der COP 24 diskutieren,
wie weit die Staatengemeinschaft bisher bei der Minderung ihrer
Emissionen gekommen ist, und wie sie mehr tun kann. Der jüngst
veröffentlichte Bericht des IPCC wird diese Diskussion befruchten. Im
Lichte der Diskussion sind die Staaten aufgefordert, bis 2020 ihre
nationalen Beiträge zu aktualisieren oder erneut zu kommunizieren.

 * 
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VERBAND/355: Bauernverband begrüßt Vorstoß zur Regulierung des Wolfes (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 19. Oktober 2018

Bauernverband begrüßt Vorstoß zur Regulierung des Wolfes

Uneingeschränkte Ausbreitung des Wolfes beendet Weidetierhaltung



Die Bundesratsinitiative der Länder Sachsen, Brandenburg und
Niedersachsen zur Regulierung des Wolfes und zum Schutz der
Weidetierhaltung ist aus Sicht des Deutschen Bauernverbandes ein
richtiger und längst überfälliger Schritt. "Wir müssen endlich
anerkennen, dass eine uneingeschränkte Ausbreitung des Wolfes
perspektivisch das Aus für die Weidehaltung von Schafen, Ziegen,
Pferden und Rindern bedeutet", so der Generalsekretär des Deutschen
Bauernverbandes, Bernhard Krüsken. Die Einschätzung der Länder
Niedersachsen, Brandenburg und Sachsen, wonach der Herdenschutz
Grenzen hat und es folglich auch wolfsfreie Gebiete geben muss, folge
den Realitäten und bisherigen Erfahrungen. Bundeseinheitliche Vorgaben
für Entschädigung, Bestandsregulierung und Entnahme seien sinnvoll und
notwendig. Unterstützung des Deutschen Bauernverbandes findet auch der
Vorstoß, die vorhandenen EU-rechtlichen Spielräume der FFH-Richtlinie
zur Entnahme von Wölfen im Bundesnaturschutzgesetz auszuschöpfen und
Erfahrungen anderer Mitgliedsstaaten beim Thema Regulierung von
Wolfsbeständen zu prüfen. Der DBV erwartet von den anstehenden
Beratungen in den Ausschüssen, dass die Länder die Last beim Umgang
mit dem Wolf nicht bei den Tierhaltern abladen. Herdenschutz ohne
Regulierung des Wolfes ist zum Scheitern verurteilt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Oktober 2018
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BILDUNG/234: "Wasser-Marathon 2021" von UN-Dekade ausgezeichnet (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 26. Oktober 2018

"Wasser-Marathon 2021" von UN-Dekade ausgezeichnet

BUND Bildungsprojekt setzt sich für Biodiversität im Lebensraum Wasser
ein



Saarbrücken, 26. Oktober 2018 - Seit 2009 fährt das KunterBUNDmobil im
Rahmen des Projekts "Wasser-Marathon 2021" kostenlos zu Kitas, Schulen
und anderen Bildungseinrichtungen, um auf die biologische Vielfalt im
Lebensraum Wasser aufmerksam zu machen. Für das vorbildliche
Bildungsprojekt erhält der BUND Landesverband Saarland e.V. die
Auszeichnung der UN-Dekade Biologische Vielfalt. Die Verleihung
übernimmt Reinhold Jost, Minister für Umwelt und Verbraucherschutz des
Saarlandes, am Gymnasium Rotenbühl in Saarbrücken. Zu den Gästen der
Veranstaltung zählt auch die Saarbrücker Oberbürgermeisterin Charlotte
Britz.

Experten des BUND Saar fahren mit den Schul- und Kita-Gruppen für drei
bis vier Stunden an Gewässer und bieten den Kindern und Jugendlichen
hautnahe Begegnungen mit dem Lebensraum Wasser. Das KunterBUNDmobil
ist mit Lupen, Netzen, Mikroskopen und weiteren Geräten ausgestattet.
Gemeinsam sammeln und bestimmen die jungen "Forscher" Tiere aus den
Bächen und Flüssen und erfahren Spannendes über die Arten und das
Biotop. Bei den Ausflügen wird, angepasst an das jeweilige Alter der
Gruppen, die biologische Vielfalt untersucht sowie Artenkenntnis
vermittelt. Die Nachfrage übersteigt die Anzahl möglicher
Veranstaltungen deutlich. Insgesamt hat das KunterBUNDmobil jährlich
120 Einsätze.

Die Fachjury der UN-Dekade Biologische Vielfalt hat sich für eine
Auszeichnung des Projekts entschieden, weil es Kindern und
Jugendlichen eine Möglichkeit für positive Naturerfahrungen sowie zum
Erlangen von Wissen über biologische Vielfalt bietet.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Bund für Umwelt und Naturschutz,

Landesverband Saarland e.V.

Evangelisch-Kirch-Straße 8

66111 Saarbrücken

http://www.bund-saar.de/

http://www.kunterbundmobil.de/




Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2295&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 
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GEFAHR/147: 20 Jahre nach Pallas - Dringender Handlungsbedarf beim Krisenmanagement (Schutzstation Wattenmeer)


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 24. Oktober 2018

20 Jahre nach der Pallas - eine Bilanz

Dringender Handlungsbedarf beim Krisenmanagement von Schiffsunfällen



16.000 verölte Vögel im Wattenmeer, mehr als 14 Millionen Mark direkte
Folgekosten sowie ein Schiffswrack, das für lange Zeit als Mahnmal aus
dem Amrumer Sand ragen wird. Am 25. Oktober 1998 geriet der
Holzfrachter Pallas in Brand und strandete bei widrigen
Wetterbedingungen vier Tage später aufgrund von Kompetenzgerangel,
Fehlentscheidungen und schlechter Ausrüstung vor der Nordseeinsel.
Kurz nach der Havarie stellte die Schutzstation Wattenmeer gemeinsam
mit anderen Umweltverbänden einen umfassenden Forderungskatalog zur
Bekämpfung der schleichenden Ölpest und von Ölunfällen auf. Was hat
sich seitdem getan?

"Der Pallas war vor 20 Jahren ein Weckruf für die Küste", zieht Johann
Waller, Vorsitzer der Schutzstation Wattenmeer, Bilanz. Viele der
damaligen Forderungen der Verbände seien durch intensive Lobbyarbeit
umgesetzt worden. Erfolge sieht der Umweltverband vor allem bei der
Bekämpfung der schleichenden Ölpest: Seit Jahr 2002 müssen Schiffe
europaweit Entsorgungskosten in den Häfen zahlen, egal ob sie dort ihr
Altöl lassen oder nicht. "Damit ist ein Anreiz weggefallen, den
Ölschlamm illegal über Bord zu pumpen", erläutert Waller. Ein Erfolg
sei auch die Anerkennung des Wattenmeeres als besonders empfindliches
Meeresgebiet (PSSA) im gleichen Jahr durch die Internationale
Schifffahrtsorganisation IMO, ebenfalls eine alte Forderung der
Umweltschützer. In der Praxis hatte sie zur Folge, dass Schiffe das
Schweröl Bunker C als Schiffstreibstoff im Wattenmeer nicht mehr
verwenden können.

"Trotz aller Verbesserungen zeigen leider jüngste Erfahrungen, dass
Schiffsstrandungen wie bei der Pallas immer noch möglich sind", so der
Vorsitzer. Wie ein Pallas-Déjà-vu wirkte die Havarie des
Massengutfrachters Glory Amsterdam im letzten Jahr: Mit mehr als der
doppelten Pallas-Ölmenge an Bord strandete das Schiff 200 Meter
entfernt von der Insel Langeoog. Nur durch Glück wurde der unbeladene
Frachter nicht in die westlich des Ankerplatzes gelegenen
Offshore-Windparks getrieben.

"Was nützen Notfallkonzepte, wenn sie in der Praxis schlecht umgesetzt
werden? Beim Krisenmanagement von Schiffsunfällen muss dringend
nachgebessert werden", sagt Waller. Bei der Pallas-Strandung wurden
200 Tonnen Öl freigesetzt. Die größten Tanker, die das Wattenmeer
durchqueren, haben über 100.000 Tonnen Rohöl geladen. "Die Havarie
eines Gefahrguttankers wäre ein Super-Gau für das Welterbe Wattenmeer
mit Hunderttausenden verölten Vögeln", so der Naturschützer. Auch der
Tourismus würde für Jahre zum Erliegen kommen. "Wo Milliarden von Euro
Schäden drohen, muss es doch möglich sein, die Vorsorge angemessen zu
organisieren. Das Notfallkonzept des Bundes berücksichtigt bislang
nicht angemessen, dass da draußen lauter neue Windparks entstehen, in
die ein Tanker mit Ruderschaden binnen Minuten hineindriften kann."
Die Schutzstation Wattenmeer fordert eine Kostenbeteiligung der
Stromerzeuger für die Bereitstellung weiterer Notfallschlepper und
eine effizientere Organisation des Havariekommandos.

 * 
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MASSNAHMEN/283: Europäische Austern kehren in die Nordsee zurück (BfN)


Bundesamt für Naturschutz (BfN): 

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit - Berlin/Bonn, 23. Oktober 2018

Europäische Austern kehren in die Nordsee zurück

Auf Helgoland startet ein Projekt im Bundesprogramm Biologische
Vielfalt



In weiten Teilen Europas gilt die Europäische Auster bereits als
ausgestorben. Auf Helgoland soll sie künftig erstmals gezüchtet
werden, um dieser Entwicklung entgegenzuwirken. Das heute gestartete
Projekt "Proceed" wird im Bundesprogramm Biologische Vielfalt mit 2,94
Millionen Euro durch das Bundesumweltministerium gefördert. "Proceed"
ergänzt ein Vorhaben des Bundesamtes für Naturschutz (BfN), das seit
2016 Methoden zum nachhaltigen Wiederaufbau eines Austernbestandes in
der deutschen Nordsee erforscht und erprobt. Der Europäischen Auster
kommt als Schlüsselart im Ökosystem der Nordsee eine besonders
wichtige ökologische Funktion zu.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die Auster übernimmt für das
Ökosystem Nordsee entscheidende Funktionen: Sie verbessert durch ihre
Filterfunktion die Wasserqualität und sie baut Riffe, in denen sich
vielfältige Arten ansiedeln. Mit diesem Projekt wollen wir dazu
beitragen, die Existenz der europäischen Auster in der Nordsee
dauerhaft zu sichern."

BfN-Präsidentin Prof. Beate Jessel: "Wir möchten, dass die Europäische
Auster in der Nordsee wieder heimisch und ihre wichtige ökologische
Rolle erneut übernehmen wird. Die Forschung im Erprobungs- und
Entwicklungsvorhaben ?Restore? hat deutlich gemacht, dass eine
Bezugsquelle für Saataustern europaweit langfristig fehlt. Genau hier
setzt ?Proceed? mit der geplanten Zuchtanlage auf Helgoland an: Sie
wird diese Austern für eine Wiederansiedelung in der deutschen Nordsee
produzieren."

Das Alfred-Wegener-Institut Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) baut die Zuchtanlage für Europäische Austern
(Ostrea edulis) auf Helgoland auf. Auch die Öffentlichkeit wird in das
Vorhaben einbezogen: Lehrmaterialien, Ausstellungen für Besuchende der
Region und eine Wissensplattform zur ökologischen Funktion der Auster
sollen das Bewusstsein für die einst weit verbreitete und ökologisch
wertvolle heimische Auster steigern.

Weil die Bemühungen zum Schutz der Europäischen Auster nur gemeinsam
mit europäischen Partnern gelingen können, wird das im November 2017
von BfN und AWI initiierte und in Berlin gegründete europäische
Netzwerk zur ökologischen Stärkung der heimischen Austernart und der
Lebensgemeinschaft Austernriff (Native Oyster Restoration Alliance -
NORA) aktiv begleitet, unterstützt und ausgebaut. Beispielsweise gibt
es in Frankreich, Großbritannien, Irland und den Niederlanden bereits
Programme und Projekte zur Wiederherstellung bedrohter Austernriffe.

Das Projekt "PROCEED" wird mit 2,94 Millionen Euro durch das
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
(BMU) gefördert und läuft bis 2024. Das Bundesamt für Naturschutz
(BfN) begleitet das Vorhaben fachlich.

Das Bundesprogramm Biologische Vielfalt

Die Umsetzung der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS)
wird seit 2011 durch das Bundesprogramm Biologische Vielfalt
unterstützt. Gefördert werden Vorhaben, denen im Rahmen der NBS eine
gesamtstaatlich repräsentative Bedeutung zukommt oder die diese
Strategie in besonders beispielhafter Weise umsetzen. Die geförderten
Maßnahmen tragen dazu bei, den Rückgang der biologischen Vielfalt in
Deutschland zu stoppen und mittel- bis langfristig in einen positiven
Trend umzukehren. Sie dienen dem Schutz und der nachhaltigen Nutzung
sowie der Entwicklung der biologischen Vielfalt und gehen über die
rechtlich geforderten Standards hinaus. Akzeptanzbildende Maßnahmen
der Information und Kommunikation tragen dazu bei, das
gesellschaftliche Bewusstsein für die biologische Vielfalt zu stärken.

Weitere Informationen zum Bundesprogramm:

www.biologischevielfalt.bfn.de/bundesprogramm.html




Weiterführende Informationen

Projektsteckbrief unter

http://bit.ly/auster-proceed

Hintergrundinformationen des BfN zur Europäischen Auster:

http://bit.ly/auster-bfn

Projektseite des AWI:

http://www.awi.de/forschung/biowissenschaft/oekologie-der-schelfmeere/schwerpunkte/europaeische-auster.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 23.10.2018

Bundesamt für Naturschutz (BfN)

Konstantinstr. 110, 53179 Bonn

Tel.: 0228/8491-0, Fax: 0228/8491-9999

E-Mail: info@bfn.de

Internet: www.bfn.de
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DEMO/258: "Wir haben es satt!" - Dampf machen für bienenfreundliche Landwirtschaft, Berlin, 27.10.


BUND Landesverband Berlin e.V. - Pressemitteilung - Berlin, 25.
Oktober 2018

"Dampf machen für bienenfreundliche Landwirtschaft"

Protest-Kundgebung für zukunftsfähige Agrarsubventionen

Zeit: Samstag, 27. Oktober 2018, 12:00-14:00 Uhr
Ort: Brandenburger Tor, Pariser Platz, 10117 Berlin



Am Brandenburger Tor steigt weißer Dampf auf, wenn das breite Wir
haben es satt!-Bündnis am Samstag für eine Neuausrichtung der
EU-Agrarsubventionen demonstriert. Imker mit Rauchtöpfen,
Ernährungsbewegte mit Kochtöpfen und Bauern mit Traktoren machen Dampf
für eine insektenfreundliche Landwirtschaft und den Erhalt der
Bauernhöfe.

Das Bündnis aus Landwirtschaft und Zivilgesellschaft fordert von
Agrarministerin Julia Klöckner, sich für Insekten einzusetzen und in
Brüssel für eine zukunftsfähige Gemeinsame Europäische Agrarpolitik
(GAP) zu sorgen. Das heißt: Sie muss bei der EU-Agrarreform für ein
Ende des Gießkannen-Prinzips eintreten, von dem vor allem
agrarindustrielle Großbetriebe mit Monokulturen und flächendeckendem
Glyphosateinsatz profitieren. Die rund 60 Milliarden Euro an
Steuergeldern, die die EU jährlich verteilt, dürfen künftig nur noch
an umwelt-, tier- und klimaverträgliche Landwirtschaft gehen. Diese
Forderung richten am 27.10. Zehntausende in mehr als 15 europäischen
Ländern bei dem "Good Food Good Farming"-Aktionstag an die Politik.

Weitere Informationen:

www.wir-haben-es-satt.de

Programm:

12:00 Uhr Auftakt der Kundgebung mit Reden und Musik

12:45 Uhr Aktionsbild "Dampf machen für die Agrarwende"

13:00 Uhr Essensausgabe, weitere Reden und Poetry Slam

13:30 Uhr Ausklang

 * 

Quelle:

Presseinformation, 25.10.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

Landesverband Berlin

Crellestraße 35, D-10827 Berlin

Tel. 030/78 79 00-0, Fax: 030/78 79 00-18

E-Mail: kontakt@bund-berlin.de

Internet: www.bund-berlin.de
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BEGEGNUNG/1885: Hanau - Gedächtnistraining im Erzählcafé am 5. November


Gedächtnistraining im Erzählcafé Nordwest am 5. November



Das nächste Erzählcafé Nordwest findet am Montag, 5. November, von 15
bis 16.30 Uhr im Mehrgenerationenhaus Fallbach, Reichenberger Str. 59
in Hanau statt. Wie immer werden Kaffee, Tee und Kuchen serviert. Neue
Gäste sind herzlich willkommen.

Dieses Mal wird Gedächtnis-Trainerin Agnes Boos nach dem gemütlichen
Teil Übungen vorstellen, die das Gedächtnis trainieren und zum
Mitmachen einladen. Reservierungen sind unter der Telefonnummer
06181/6686785 im Mehrgenerationenhaus Fallbach möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. Oktober 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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FESTE/2540: Münster - Kirmes vom 27. Oktober bis 4. November 2018


Höhenflug auf dem Herbstsend

Kirmes vom 27. Oktober bis 4. November / Premiere für fünf
Fahrgeschäfte / Feuerwerk



Münster (SMS) Münster (SMS) Rund 200 Schaustellerbetriebe bauen für
den Herbstsend vom 27. Oktober bis 4. November auf dem Schlossplatz
Karussells und Buden auf und garantieren einen Freizeitspaß auf der
Skala zwischen Nervenkitzel und Gaumenfreuden.

Gleich fünf Neuheiten sind bei Münsters größtem Volksfest in diesem
Herbst vertreten. Premiere in Münster feiert das spektakuläre
Riesen-Kettenkarussell "The Flyer". In 80 Metern Höhe erreicht es bei
voller Fahrt einen Durchmesser von 32 Metern. Schwindelfreie Fahrgäste
werden in den 16 Doppelsitzen mit bis zu 70 Stundenkilometern durch
die Luft gewirbelt. Wer die Nerven behält, wird mit einem
spektakulären Blick über die Stadt belohnt. Bei Nacht ist das
Fahrgeschäft mit seiner bunten Beleuchtung in der Höhe weithin
sichtbar.

Auf unendliche Höhenflüge setzt auch das Looping-Fahrgeschäft
"Infinity". Mit 125 Kilometern pro Stunde sausen die drei frei
schwingenden Gondeln nach dem Überschlag in 65 Metern Höhe zurück in
Richtung Erde. Hoch hinaus will zudem das erstmals beim Send
aufgebaute Looping-Fahrgeschäft "Propeller". Die drei Gondeln an einem
Ende des Propeller-Arms erreichen eine Höhe von 40 Metern, nichts für
Zartbesaitete. Auf Tempo setzt die vierte Send-Neuheit "Heartbreaker".
Der kultige Twister kommt in neuem Gewand daher.

In die Kategorie "Hingucker" gehören das Fahrgeschäft "Circus Circus"
das durch seine kunterbunt gestaltete Zirkuskulisse ins Auge fällt.
Und das knallbunte "Magic House". Es beherbergt auf drei Etagen eine
fantastische Welt der Magie. 60 verblüffende Spezialeffekte
unterhalten in diesem Laufgeschäft. Der sich drehende Irrgarten aus
Glas namens "Aprés Ski Party" setzt mit einem Parcours mit Klappböden
sowie Dreh-, Wackel- und Vibrationseffekten weniger auf Schrecken denn
auf Spaß. Schaukelspaß für Groß und Klein bietet der
"Scheibenwischer"

Mit von der Kirmespartie sind neun Tage lang wieder bewährte
Karussells wie "Break Dance" oder "Disco-Jet" in deren Sitzen Menschen
Platz nehmen, denen Geschwindigkeit nicht so schnell auf den Magen
schlägt. Als familientaugliche Achterbahn lädt der "Spinning Racer"
mit seinen drehbaren Gondeln zu einer Fahrt mit Höhen und Tiefen ein.
Ein Riesenrad und die beiden münsterschen Autoscooter komplettieren
das verlockende Angebot des herbstlichen Rummels.

Reich gedeckt ist die Tafel für Hungrige und Durstige. Ob
Schlemmerplatte, Zuckerwatte oder ein kühles Blondes, für jeden dürfte
etwas auf der vielseitigen Speisekarte zu finden sein.

Eine schöne Tradition darf nicht fehlen: Das Feuerwerk, ein Dankeschön
der Schausteller an die Besucher, wird am Freitag, 2. November, ab 21
Uhr den Himmel über dem Schloss zum Funkeln bringen.

Infos: Eröffnet wird der Herbstsend auf dem Schlossplatz am Samstag,
27. Oktober. An allen Tagen geht's um 14 Uhr los, die
Verkaufsgeschäfte und Ausschankbetriebe öffnen bereits um 12 Uhr. An
den Sonntagen beginnt das Sendvergnügen schon um 11 Uhr beim
Frühschoppen. Eine Ausnahme macht der Feiertag Allerheiligen am
Donnerstag, 1. November: dann öffnet der Send von 18 bis 23 Uhr.

An den Samstagen (27. Oktober/ 3. November) und am Freitag, 2.
November, endet der Send um 24 Uhr, an allen anderen Tagen um 23 Uhr.
Am letzten Tag (Sonntag, 4. November) ist bereits um 22 Uhr Schluss.

Am Mittwoch (31. Oktober) ist Studentenabend. Ab 19 Uhr gilt bei
Vorlage des Studierendenausweises eine Ermäßigung von 20 Prozent an
den teilnehmenden Verkaufsgeschäften, beim Kauf eines Chips für die
Fahr- und Laufgeschäfte gibt es einen weiteren Chip gratis.

Der Donnerstag (1. November) ist ab 18 Uhr Familientag mit 30 Prozent
Ermäßigung bei allen Fahr- und Belustigungsgeschäften. Die
Verkaufsgeschäfte senken einen Hauptartikel um mindestens 25 Prozent.
Am Montag (29. Oktober) ist "Twin-Day": Wer die kostenlose Stadtwerke
Plus-Card besitzt, erhält beim Kauf eines Tickets ein zweites gratis
dazu.

Weitere Informationen zum Send und zur Anreise gibt es im Stadtportal
unter www.stadt-muenster.de/send

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. Oktober 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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MARKT/4153: Mönchengladbach - Buntes Markttreiben beim "Der Markt der Märkte", 3./4.11.


Der Markt der Märkte



Vor 200 Jahren hat die königlich-preußische Regierung in Rheydt zum
ersten Mal einen Markt bewilligt. Genauer gesagt waren es zwei
Jahrmärkte. Vom heutigen Wochenmarkt war man da zwar noch etwas
entfernt, aber der Anfang war gemacht. Dieses Jubiläum von 200 Jahren
Marktrecht in Rheydt wird nun mit einem bunten Markttreiben über ein
ganzes Wochenende gefeiert. Am 3. und 4. November gibt es den "Markt
der Märkte".

Programm

Natürlich startet wie gewohnt an diesem Samstag, 3. November, um 8 Uhr
der Wochenmarkt, wie es nun schon lange Tradition ist. Um 12 Uhr
eröffnen Bürgermeister Michal Schroeren und die Bezirksvorsteherin des
 Bezirks Süd, Barbara Gersmann das Fest ganz offiziell. Hierbei wird
sicherlich auch daran erinnert, dass der Wochenmarkt zunächst ein
reiner Gemüsemarkt war und erst später "die erste Fleischbude"
errichtet wurde. Im Anschluss an die Eröffnung wird bis 14 Uhr eine
Musikgruppe das Publikum unterhalten. Um 11 Uhr und um 15 Uhr wird
jeweils eine kostenlose Stadtführung unter dem Thema "Leben und
Arbeiten in Rheydt" angeboten. Eine Anmeldung dafür ist unter 02166
2626281 oder quartiersmanagement@skm-ry.de erforderlich.

Ab 11 Uhr geht am Sonntag, 4. November, das Markttreiben auf dem
Rheydter Marktplatz weiter. Dann öffnet ein Gemüse- und Fleischmarkt.
Neben diesen kulinarischen Angeboten wird ein Flohmarkt mit
hochwertigem Trödel auf dem Markplatz zu finden sein. Außerdem können
Besucher auf der Fläche, wo üblicherweise der Rheydter Weihnachtsmarkt
stattfindet, an unterschiedlichsten Ständen verschiedenste Speisen und
Getränke genießen. Begleitet wird der Besuch mit einem unterhaltsamen
Musikprogramm, u.a. einem Bläserorchester des Stadttheaters
Mönchengladbach.

Auf dem Harmonieplatz wird ein umfangreiches Angebot für Jung und Alt
geboten. Ob sportliche Aktivitäten, Informationsstände oder
musikalische Unterhaltung, für Groß und Klein wird gesorgt. Um 11 Uhr
und um 15 Uhr gibt es dann jeweils wieder eine kostenlose
Stadtführung.

Teilnehmer für den Flohmarkt können sich bis zum 2.November anmelden.
Ein Anmeldeformular gibt es unter mein-rheydt.de oder direkt im Büro
des Quartiersmanagement. Hier können Teilnehmer sich auch direkt einen
Standplatz aussuchen. Wer zuerst kommt, malt zuerst!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 24. Oktober 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TOUR/7357: Bielefeld - Zeitreise in der OldtimerBahn am 18. November 2018


Zeitreise in der OldtimerBahn

Die historische Straßenbahn von moBiel



Steigen Sie ein! In den Straßenbahn-Gelenktriebwagen mit der
Wagennummer 814 (GT-814) von 1962. Viele Jahre leistete die
Straßenbahn den Bielefeldern gute Dienste, bis ihr Weg sie ab 1981
durch Innsbruck führte. Doch die Sehnsucht siegte: 2008 kaufte moBiel
sie wieder zurück. Unter dem Namen OldtimerBahn fährt sie seitdem
Sonntagsausflügler durch Bielefeld.

Etwa sechs Jahre war die OldtimerBahn in den österreichischen
Landesfarben unterwegs - bis zu ihrer großen Restauration: Seit Mai
2018 ist sie wieder in originalgetreuer Farbe und Ausstattung auf den
Schienen ihrer Heimatstadt im Einsatz.

Die OldtimerBahn startet in Sieker und fährt bis nach Senne. Zurück
geht's auf dem gleichen Weg. Während der regulären Fahrten bedient die
OldtimerBahn alle Haltestellen ohne Hochbahnsteig. Sie erkennen die
Haltestellen auch an den historischen Masten, die moBiel eigens für
die OldtimerBahn wieder aufgestellt hat.

Hier erhalten Sie Ihre Fahrkarte:

beim Schaffner/bei der Schaffnerin in der OldtimerBahn

im ServiceCenter moBiel

im Jahnplatz Nr. 5

Alle Informationen zur Fahrtroute und zu den Ticketpreisen erhalten
Sie auf www.moBiel.de/OldtimerBahn

Termin: 18.11.2018, 12:26 - 13:52 Uhr
Ort: Bielefeld
Veranstalter: moBiel GmbH
Preise: EUR 3,50/ EUR 1,50/ EUR 7,00
Tickets gibt es direkt vor Ort beim Schaffner oder in den
moBiel-Kundenzentren für Erwachsene, Kinder und Familien

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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